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Vorbemerkung 


Die Bundesregierung erstattet dem Deutschen Bundestag jeweils ein Jahr nach dem 
ersten Zusammentritt einen Bericht nach § 61 des Bundes-Immissionsschutzgeset- 
zes (BImSchG). Nach den gesetzlichen Anforderungen enthält dieser Immissions- 
schutzbericht Aussagen über 

— den Stand und die Entwicklung schädhcher Umwelteinwirkungen durch Luft- 
verunreinigungen und Geräusche im Bundesgebiet während des Berichtszeit- 
raums sowie über die voraussichtliche weitere Entwicklung, 

— die getroffenen und beabsichtigten Immissionsschutzmaßnahmen, 

— die laufenden und in Aussicht genommenen Forschungsvorhaben über die Wir- 
kung von Luftverunreinigungen und Geräuschen einschheßhch der dazu von 
Bund und Ländern aufgewendeten Mittel, 

— die Entwicklung technischer Verfahren und Einrichtungen zur Vermindenmg 
schädlicher Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen und Geräusche 
einschheßhch der dazu von Bund und Ländern bereitgesteUten Mittel. 

Die Bundesregierung legt hiermit ihren Vierten Immissionsschutzbericht vor, der 
den Berichtszeitraum von 1984 bis Mitte 1988 umfaßt. Während der Erste und Zweite 
Immissionsschutzbericht eine Bestandsaufnahme bzw. Fortschreibung der Immis- 
sionsschutzsituation darsteUte und der Dritte Immissionsschutzbericht sich wegen 
des verkürzten Berichtszeitraumes auf das Leitthema „Luftverunreinigungen — 
Vegetations- und Materialschäden" beschränkte, steht der nunmehr vorhegende 
Bericht bilanzierend die Gesamtsituation der Luftreinhaltung und der Lärmbekämp- 
fung in der Bundesrepublik Deutschland dar, zeigt die bereits getroffenen Maßnah- 
men und die damit erreichten und künftig zu erwartenden Veränderungen und 
Verbessenmgen auf und gibt schheßhch einen Ausbhck auf die künftigen Immis- 
sionsschutzaktivitäten im nationalen wie internationalen Umfeld. 

Der Bericht steht einen zentralen Ausschnitt der von der Bundesregierung verfolg- 
ten Umweltpohtik dar, die sich an den Grundsätzen des Vorsorge-, des Verursacher- 
und des Kooperationsprinzips orientiert. Ausführhch eingegangen wird auf das im 
Berichtszeitraum ergriffene Rechtsetzungs- und Maßnahmenprogramm gegen Luft- 
verunreinigungen und Lärm, das auch noch in den kommenden Jahren zu einer 
deuthchen Verbesserung der Umweltsituation beitragen wird. Hierzu gehört neben 
der Förderung des schadstoffarmen Kraftfahrzeuges insbesondere die Durchfüh- 
nmg eines Vorsorgekonzeptes für den Bereich stationärer Anlagen auf der Gnmd- 
lage des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundes-lmmissionschutzgesetzes vom 
4. Oktober 1985, des Erlasses der Großfeuerungsanlagen- Verordnung und der Neu- 
fassung der TA Luft im Jahre 1986, mit denen auch ein breit angelegtes, in dieser 
Größenordnung im internationalen Vergleich einmahges Sanierungsprogramm für 
AJtanlagen initiiert wurde. 

In Zukunft wird sich die Umweltpohtik noch stärker als bisher hin zu einer Pohtik der 
Zukunftsvorsorge entwickeln. Umweltschutzüberlegungen müssen nicht nur bereits 
in das Vorfeld jedes wirtschafthchen Handelns einfheßen, notwendig wird es auch 
sein, den ökologischen Rahmen der sozialen Marktwirtschaft stärker als bisher aus- 
zubauen. Gleichzeitig wird die Bedeutung der Einbeziehimg von energiepohtischen 
Maßnahmen in umweltpohtische Überlegungen zunehmen. Schheßhch zeichnet 
sich bereits heute deutlich ab, daß wirksame und erfolgversprechende AJctionen im 
Umweltbereich in zunehmendem Maße von einem international abgestimmten 
Handeln der Staatengemeinschaft abhängen werden. 

Das Umweltbundesamt wird in eigener Verantwortung wieder Materiahenbände 
veröffentlichen; diese Materiahenbände ergänzen den Vierten Immissionsschutzbe- 
richt, ohne dessen Bestandteil zu sein. 
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1. Überblick 


1 Der Schutz der menschlichen Gesundheit und die Be- 
wahrung der natürhchen Lebensgrundlagen des 
Menschen, aber auch die Erhaltung von Bauten und 
Baudenkmälern erfordern auch in Zukunft erhebhche 
Anstrengungen zum Abbau und zur Verminderung 
der Umweltbelastungen durch Luftverschmutzung 
und Lärm. Die Bundesregierung ist sich der Verant- 
wortung für die Erhaltung und Sicherung der Umwelt 
bewußt. Grundpfeiler ihrer Tätigkeit ist eine an den 
Grundsätzen des Vorsorge-, des Verursacher- und des 
Kooperationsprinzips orientierte Umweltpohtik. Mit 
einem breit angelegten Rechtsetzungs- und Maßnah- 
menprogramm gegen die Luftverschmutzung und die 
Lärmbelastungen hat sie die Voraussetzungen dafür 
geschaffen, daß sich insbesondere die Luftquahtät in 
der Bundesrepubhk Deutschland auch in den kom- 
menden Jahren weiter entscheidend verbessert. 

2 Vorsorgender Umweltschutz gehört zu den wichtig- 
sten staatiichen Aufgaben. Um den Rang dieser Auf- 
gabe zu verdeutiichen hat sich die Bundesregierung 
für die Aufnahme des Umweltschutzes als Staatsziel 
in das Grundgesetz ausgesprochen. In organisatori- 
scher Hinsicht wurde mit Organisationserlaß des Bun- 
deskanzlers vom 5. Juni 1986 das Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit gebil- 
det. Die damit erfolgte Konzentration von umwelt- 
politischen Zuständigkeiten der Bundesregierung in 
einem Ressort trägt zu einer effektiveren Wahrneh- 
mung der Umweltschutzaufgaben durch den Bund 
bei. 

3 Umweltschutz ist aber nicht allein Aufgabe des Staa- 
tes. Die Bundesrepubhk Deutschland gehört mit ihrer 
hohen Bevölkerungsdichte und ihrer Wirtschafts- und 
Verkehrs Struktur zu den Ländern der Erde, die Res- 
sourcen und natürliche Umwelt in hohem Maße bean- 
spruchen. Die Erhaltung der natürhchen Lebens- 
grundlagen ist Voraussetzung für das Bestehen und 
Überleben einer zukunftorientierten Wirtschaft. Ge- 
fahren für die Umwelt sind immer auch eine Heraus- 
forderung für unsere Wirtschaft. Ökologie und Öko- 
nomie sind keine Gegensätze — sie bedingen einan- 
der. In keinem anderen Wirtschaftssystem erfolgen 
Anpassungen von Produzenten und Verbrauchern an 
neue ökologische Erfordernisse so rasch und effizient 
wie in der Marktwirtschaft. Die Bundesregierung wird 
bestrebt bleiben, mit ihren Maßnahmen und Vorha- 
ben die soziale Marktwirtschaft weiter ökologisch zu 
ergänzen und auszubauen. 

4 Die in der Bundesrepubhk Deutschland betriebene 
konsequente Umweltvorsorgepolitik verbunden mit 
der schrittweisen Sanierung von Umweltbeeinträchti- 
gungen im eigenen Land muß durch vergleichbare 
Anstrengungen insbesondere in den Nachbarstaaten 
ergänzt und unterstützt werden; dies gilt vor allem für 
die grenzüberschreitenden Luftverunreinigungen 
und deren globale Auswirkungen. Umweltschutz be- 
darf der zwischenstaatlichen und internationalen Ko- 


operation. Die Europäische Gemeinschaft muß mehr 
als bisher auch Umweltgemeinschaft werden: Das 
„Europäische Umweltjahr" hat dies mehr als deuthch 
gemacht. Aber auch über den Bereich der EG hinaus 
— insbesondere im Verhältnis zu unseren östhchen 
Nachbarstaaten — muß aktiver Umweltschutz als eine 
Aufgabe verstanden werden, die unter konsequenter 
Zugrundelegung des Prinzips der Umweltvorsorge 
über Staats- und ideologische Grenzen hinweg letzt- 
hch nur mit gemeinsamen Anstrengungen aller zu 
bewältigen ist. Die Bundesregierung wird ihrem Ver- 
ständnis treu bleiben, Motor einer verbesserten inter- 
nationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Um- 
weltschutzes zu sein. 


1.1 Luftreinhaltung 

In ihrer Umweltpohtik hat die Bundesregierung der 5 
Luftreinhaltung hohe Priorität eingeräumt. Insbeson- 
dere neuartige Waldschäden sowie Schäden an Mate- 
riahen, für die Luftschadstoffe und ihre Umwand- 
lungsprodukte eine wesenthche Ursache sind, mach- 
ten sofortiges und wirkungsvohes Handeln erforder- 
hch. Die Bundesregierung hat daher ihre bereits im 
letzten Berichtszeitraum eingeleitete Luftreinhalte - 
Strategie konsequent und mit Nachdruck fortgesetzt. 

Die von ihr und den Ländern eingeleiteten oder be- 
reits durchgeführten Maßnahmen der Rechtsetzimg 
und des Vohzuges tragen jetzt schon zu einer spürba- 
ren, in den nächsten Jahren noch deuthcher sich ab- 
zeichnenden Verbesserung bei; die Maßnahmen wer- 
den auch erhebhche positive Auswirkungen bei den 
komplexen und weiträumigen Luftverunreinigungen 
zur Folge haben. 

Wesenthchen Anteil an diesem Erfolg hat die einge- 6 
leitete umfangreiche Sanierung bestehender Anla- 
gen. Erstmahg müssen Altanlagen innerhalb festge- 
setzter Fristen auf den anspruchsvollen Standard von 
Neuanlagen gebracht oder stiUgelegt werden. Recht- 
hche Grundlagen für diese Sanierungsanstrengungen 
sind 

~ die Novelle 1985 zum Bundes-Immissionschutzge- 
setz, mit der die rechtiichen Grundlagen für die 
Altanlagensanierung verstärkt und erstmahg die 
Möghchkeit des Einsatzes marktwirtschafthcher 
Instrumente in der Luftreinhaltung gesetzlich ver- 
ankert wurde; 

— die Großfeuerungsanlagen- Verordnung, die fest- 
legt, daß bestehende Großfeuerungsanlagen 
— falls sie unbefristet weiterbetrieben werden — 
bis spätestens zum 1. Juh 1988 nachgerüstet sind; 
spätestens 1993 müssen alle Altanlagen den An- 
forderungen für Neuanlagen entsprechen oder 
aber stillgelegt sein; 
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— die TA Luft 1986, die vorschreibt, daß Altanlagen 
je nach Gefährlichkeit und Menge der emittierten 
Schadstoffe in bestimmten Fristen an die gleichzei- 
tig erheblich verschärften Anforderungen für Neu- 
anlagen herangeführt werden müssen und zu- 
gleich Kompensationsmöghchkeiten für Altanla- 
gen vorsieht. 

7 Allein die Mitte 1988 abgeschlossene Sanierung der 
wichtigsten Anlagen nach Maßgabe der Großfeue- 
rungsanlagen-Verordnung bewirkt, daß bei diesen 
Anlagen der Ausstoß an Schwefeldioxid von rd. 
2,0 Mio. Tonnen im Jahr in 1982 um rd. zwei Drittel 
auf ca. 0,7 Mio. Tonnen pro Jahr ab Mitte 1988 und bis 
1993 auf ca. 0,4 Mio. Tonnen sinken wird; bei den 
Stickstoffoxiden wird sich der Ausstoß von ca. 1,0 Mio. 
Tonnen im Jahr 1982 um 75 % auf 0,25 Mio. Tonnen 
pro Jahr bis Anfang der 90er Jahre verringern. 

8 Insgesamt werden die im Berichtszeitraum von der 
Bundesregierung ergriffenen Maßnahmen bei 
Schwefeldioxid einen Rückgang von ca. 2,9 Mio. Ton- 
nen, gemessen im Basisjahr 1982, auf ca. 1 Mio. Ton- 
nen bis zum Jahr 1995 bewirken. 

Bei den Stickstoffoxiden wird sich der Schadstoffaus- 
stoß von ca. 3 Mio. Tonnen des Jahres 1986 nach 
gegenwärtigem Erkenntnisstand auf ca. 2 Mio. Ton- 
nen im Jahr 1995 verringern. Die Bundesregierung 
wird alles daransetzen, die jährlichen Stickoxidemis- 
sionen — insbesondere durch Maßnahmen im Ver- 
kehrsbereich — noch weiter zu reduzieren (vgl. Ab- 
schnitt 4.4.3). 

9 Auch der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 
stellt in seinem Umweltgutachten 1987 fest, daß die 
seit dem letzten Umweltgutachten von 1978 in Kraft 
getretenen rechtlichen Regelungen eine langfristige, 
ein breites Schadstoffspektrum erfassende Vorsorge- 
konzeption Umsetzen, die seinen Empfehlungen ent- 
spricht. Er stellt insbesondere fest, daß insbes. die 
Großfeuerungsanlagen Verordnung Anstoß zu Emis- 
sionsminderungen gegeben habe, die zum Teil schon 
jetzt immissionsseitig spürbar werden. 


Luftreinhaltung bei ortsfesten Anlagen 

10 Im Vordergrund standen im Berichtszeitraum das be- 
reits erwähnte Inkrafttreten der Novelle 1985 zum 
Bundes-Immissionsschutzgesetz, der Großfeuerungs- 
anlagen- Verordnung und der TA Luft. Mit dem Zwei- 
ten Gesetz zur Änderung des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes vom 4. Oktober 1985 wurde 

— das Vollzugsinstrumentarium durch Senkung der 
Eingriffsschwelle für nachträgliche Anordnungen 
verbessert, 

— die rechtlichen Grundlagen für die Altanlagen- 
sanierung präzisiert, 

— erstmals ein neues marktwirtschaftlich wirkendes 
Instrument, die Kompensationsregelung, in das 
Gesetz aufgenommen und 

— im Interesse einer umfassenden, alle Umweltberei- 
che erfassenden Vorsorge die von den Betreibern 
genehmigungsbedürftiger Anlagen zu beachten- 


den Pflichten um ein Reststoffvermeidungs- und 
Abwärmenutzungsgebot erweitert. 

Mit der am 1. Juh 1983 in Kraft getretenen Großfeue- 1 1 
rungsanlagen-Verordnung wurden insbesondere 
scharfe Anforderungen auch an Altanlagen gestellt, 
durch die Emissionen an Schwefeldioxid und Stick- 
stoffoxiden drastisch reduziert werden. Die erforderli- 
che Nachrüstung der Kraftwerke — Hauptgruppe 
Großfeuerungsanlagen — mit Entschwefelungsanla- 
gen und die im zeithchen Zusammenhang auszufüh- 
renden technischen Maßnahmen zur Entstickung 
werden von den Betreibern unter der Aufsicht der 
Länder zügig verwirklicht. 

Mit der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der 12 
Luft vom 27. Februar 1986 wurde die mit der Novelle 
zur TA Luft vom 23. Februar 1983 begoimene durch- 
gängige Verschärfung der Luftreinhalteanforderun- 
gen an genehmigungsbedürftige Anlagen abge- 
schlossen. Die Anforderungen zur Begrenzung der 
Emissionen sind an den fortschrittlichen Stand der 
Technik angepaßt worden. Daraus ergibt sich eine 
erhebliche Verschärfung der Emissionsbegrenzung 
für alle wesenthchen Luftschadstoffe, insbesondere 
für Schwermetalle und organische Stoffe. Das Kern- 
stück der neuen TA Luft ist die auf der Grundlage der 
Novelle zum Bundes-Immissionschutzgesetz entwik- 
kelte Gesamtkonzeption zur Sanierung von Altanla- 
gen, die eine umfassende, am jeweihgen Gefahren- 
potential orientierte Sanierung der Altanlagen inner- 
halb bestimmter Fristen vorschreibt. Bis 1994 sollen 
alle Altanlagen an den Stand der Technik von Neuan- 
lagen herangeführt oder stillgelegt sein. 

Die Novelle zur Verordnung über genehmigungsbe- 13 
dürftige Anlagen (4. BImSchV) vom 24. Juh 1985 hat 
den Kreis der genehmigungsbedürftigen Anlagen 
nach Maßgabe ihrer Umweltrelevanz festgelegt. Die 
Verordnung bildet die Grundlage für den Vollzug der 
neuen TA Luft. 

TendenzieU in die gleiche Richtung wie die TA Luft 14 
geht die am 1. Juh 1986 in Kraft getretene Verordnung 
zur Emissionsbegrenzung von leichtflüchtigen Halo- 
genkohlenwasserstoffen (2. BImSchV). Sie hat die bis- 
herige Verordnung über Chemischreinigungsanlagen 
abgelöst und den Regelungsbereich auf Oberflächen- 
behandlungs- und Extraktionsanlagen sowie auf die 
gesamte Stoffgruppe der leichtflüchtigen Halogen- 
kohlenwasserstoffe ausgedehnt. Ähnlich wie die TA 
Luft enthält auch diese Verordnung ein Konzept zur 
Altanlagensanierung. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen der ihr zur Ver- 15 
fügung stehenden Möghchkeiten weiterhin darauf 
hin wirken, daß technische Maßnahmen zur Bekämp- 
fung der Luftverschmutzung bereits in die Produk- 
tionsprozesse integriert werden, damit Schadstoff- 
emissionen weitgehend vermieden werden. Derartige 
Techniken bieten zumeist auch die Möghchkeit, Pro- 
blemverlagerungen durch erhöhte Schadstoff-Frach- 
ten des Abwassers und zunehmende Abfallmengen 
auszuschließen und die im Produktionsprozeß be- 
stimmter Anlagen anfallende Abwärme zu nutzen. 

Der weiteren Verringerung der S02-Emissionen u. a. 16 
aus privaten Haushalten, die erheblich zur kleinräu- 
migen S02-Belastung der Umwelt beitragen können. 
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dient die Erste Verordnung zur Änderung der Verord- 
nung über den Schwefelgehalt von leichtem Heizöl 
und Dieselkraftstoff (3. BImSchV) vom 14. Dezember 
1987, die vorsieht, daß ab 1. März 1988 ein Schwefel- 
höchstgehalt von 0,2 Gewichtsprozent im leichten 
Heizöl und Dieselkraftstoff nicht überschritten wer- 
den darf. Eine umfassende Novellierung der Verord- 
nung über Feuerungsanlagen (1. BImSchV), die ins- 
gesamt den neuen Umweltschutzanforderungen an- 
gepaßt werden soll, wird eine weitere deuthehe Ver- 
ringerung der Schadstoffemissionen privater Haus- 
halte und sonstiger Kleinfeuerungsanlagen mit sich 
bringen. 


Sicherheit technischer Anlagen 

17 Die Brandkatastrophe von Basel und die Ende 1986/ 
Anfang 1987 eingetretenen Schadensereignisse im 
Bereich der chemischen Industrie haben das von die- 
sen Anlagen ausgehende Gefährdungspotential deut- 
lich vor Augen gerückt. Die Bundesregierung hat im 
Dezember 1986 rasche Konsequenzen gezogen und 
einen Katalog von Maßnahmen beschlossen, die 
Schritt für Schritt die Risiken bei der Herstellung, der 
Lagerung, dem Transport, der Verwendung und der 
Beseitigung gefährheher Stoffe weiter vermindern 
sollen. Im Vordergrund steht die Verschärfung der 
Regelungen des Störfallrechts. Die Änderungsverord- 
nung zur StörfaU-Verordnung, die besonders die Si- 
cherheits- und Meldepflichten des Betreibers ver- 
stärkt und den Kreis der in die StörfaU Vorsorge einbe- 
zogenen Anlagen erheblich erweitert, ist am 19. Mai 
1988 erlassen worden und wird am 1. September 1988 
in Kraft treten. 

18 Über das Störfallrecht hinausgehend geben die Vor- 
fälle Anlaß, auch die Wirksamkeit der Regelungen des 
Umwelthaftungs- und des Umweltstrafrechts zu über- 
prüfen. Auf der Grundlage des vorgenannten Be- 
schlusses der Bundesregierung haben im Dezember 
1986 der Bundesminister der Justiz und der Bundes- 
minister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit eine „Interministerielle Arbeitsgruppe Umwelt- 
haftungs- und Umweltstrafrecht" gebildet, die insbe- 
sondere eine Prüfung der geltenden Vorschriften des 
Umwelthaftungsrechts sowie des Straf- und Ord- 
nungswidrigkeitenrechts durchführen und geeignete 
Vorschläge zu deren Verbesserung vorlegen soll. 


Schadstoffarmes Auto 

19 Am 21. Juli 1983 hatte die Bundesregierung den 
Grundsatzbeschluß zur Einführung des schadstoffar- 
men Autos und des bleifreien Benzins gefaßt. Beide 
Vorhaben sind auf deutsche Initiative hin in der Euro- 
päischen Gemeinschaft durchgesetzt worden. Die in 
der EG 1985 nach intensiven Verhandlungen er- 
reichte, am 21. Juh und 3. Dezember 1987 endgültig 
erzielte Einigung stellt einen Durchbruch in Richtung 
auf die von der Bundesregierung verfolgten Ziele dar. 
Als Bilanz läßt sich zusammenfassen: 

— Eine steuerrechthehe Regelung, mit der das schad- 
stoffarme Fahrzeug wie auch die Umrüstung von 


Fahrzeugen steuerlich gefördert werden, wurde 
erlassen; die neuen europäischen Abgasgrenz- 
werte für Pkw wurden im Rahmen des Konzepts 
zur steuerhehen Förderung schadstoffarmer Fahr- 
zeuge in die StVZO übernommen, die bisher erst 
als erste Stufe beschlossenen Grenzwerte für Pkw 
unter 1,4 1 Hubraum wurden dabei um 15 % ver- 
schärft; 

— die parallele Anwendbarkeit der US-Normen 
wurde in der StVZO geregelt; 

— ein Umrüstungskonzept wurde in der StVZO fest- 
gelegt, um das Abgasverhalten von im Verkehr 
befindlichen Fahrzeugen durch Einbau zusätz- 
licher Abgasreinigungseinrichtungen zu verbes- 
sern; 

— eine Abgassonderuntersuchung für Kraftfahr- 
zeuge wurde eingeführt; 

— das Nutzfahrzeugkonzept zur Herabsetzung der 
'"Schadstoffemissionen von Lastkraftwagen wurde 

verabschiedet, die deutsche Automobilindustrie 
unterschreitet bei schweren Nutzfahrzeugen ab 
1. Januar 1986 bereits freiwillig die Abgasgrenz- 
werte nach der ECE-Regelung 49 um 20 %. 

Auf dem EG-Umweltministerrat am 28. Juni 1988 20 

wurde mit qualifizierter Mehrheit eine gemeinsame 
Orientierung auf einen deutlich niedrigeren Grenz- 
wert für Pkw mit einem Hubraum unter 1,4 Liter ver- 
einbart, der ab 1. Oktober 1992 gelten soll. Hervorzu- 
heben ist auch die Verpflichtung der EG-Kommission 
zur Überprüfung der Luxemburger Beschlüsse für alle 
Kfz. -Klassen bis 1991 auf der Grundlage eines Be- 
richts über die Auswirkungen der Luxemburger Be^ 
Schlüsse von 1985. 

Zum bleifreien Benzin wurden die Qualitätsdaten für 21 
ein europäisches bleifreies Superbenzin abgestimmt, 
die Benzinqualitätsangabeverordnung durch die Ben- 
zinquahtätsverordnung ersetzt und steuerliche Präfe- 
renzen geschaffen. Ab 1. Februar 1988 ist bleihaltiges 
Normalbenzin in der Bundesrepublik Deutschland auf 
der Grundlage des novelherten Benzinbleigesetzes 
verboten. 

Die Maßnahmen zur weiteren Verminderung der 22 
Schadstoffemissionen im Verkehrsbereich werden 
konsequent fortgesetzt. 


Gebietsbezogene Maßnahmen 

Vor allem zum Schutz der menschlichen Gesundheit 23 
konzentrieren sich die Bemühungen auch darauf, den 
weiträumigen, insbesondere auch grenzüberschrei- 
tenden Transport von Luftschadstoffen zu überwa- 
chen, zu vermindern sowie schädliche Umwelteinwir- 
kungen bei austauscharmen Wetterlagen (Smog) zu 
verhindern. Hinzuweisen ist in diesem Zusammen- 
hang auf die vom Länderausschuß für Immissions- 
schutz 1984 erarbeitete und 1987 verschärfte Muster- 
Smogverordnung, die die wesentliche Handlungs- 
grundlage für die von den Ländern zu erlassenden 
und jeweils an die neueste Entwicklung anzupassen- 
den Smogverordnungen ist. 
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Bodenschutz 

24 Der Bodenschutz gehört zu den zentralen umweltpoh- 
tischen Aufgaben in den kommenden Jahren; die 
Luftreinhaltepolitik hat hierbei einen erheblichen Bei- 
trag zu leisten. Auf der Grundlage ihrer Bodenschutz- 
konzeption vom 6. Februar 1985 hat die Bundesregie- 
rung zusammen mit den Ländern einen umfangrei- 
chen Maßnahmenkatalog in den Bereichen Rechtset- 
zung, Verwaltung, Vollzug sowie Information und 
Forschung erarbeitet und am 8. Dezember 1987 ver- 
abschiedet. Insbesondere die angestrebte Harmoni- 
sierung der Rieht- und Grenzwerte für Schwermetalle 
und persistente organische Stoffe wird dazu beitra- 
gen, schädhehe Einwirkungen durch Stoffeintrag 
über den Luftpfad weiter zu reduzieren. 


Energie 

25 Die Bundesregierung hat stets die enge Verzahnung 
von Umweltschutz und Energieversorgung als gleich- 
rangige Ziele einer am Gemeinwohl orientierten Poh- 
tik betont. Der weitaus überwiegende Teil des Ener- 
gieverbrauchs, der in den letzten Jahren nahezu 
gleichbleibend ist, trägt mit seinen Emissionen erheb- 
lich zur Schadstoffbelastung der Luft bei. Energiebe- 
zogene Maßnahmen — insbesondere solche zur Ener- 
gieeinsparung — dienen daher nicht nur der Ressour- 
censchonung, sie tragen vielmehr auch unmittelbar 
und nachhaltig zur Luftreinhaltung bei. Die von 
der Bundesregierung ergriffenen energiepolitischen 
Maßnahmen stellen somit einen wichtigen Beitrag zur 
Verbesserung der Umweltbedingungen dar. 


Internationale Kooperation und Zusammenarbeit mit 
der DDR 

26 Die Bundesrepublik Deutschland versteht sich als ein 
Motor für die Intensivierung und Stärkung einer 
grenzüberschreitenden Umweltpohtik. Die Bundesre- 
gierung hat daher erhebhehe Anstrengungen unter- 
nommen, um die Minderung von Schadstoffbelastun- 
gen über den Luftpfad auch international zu errei- 
chen. Dazu gehören nicht nur zahlreiche Initiativen im 
Rahmen der EG , sondern auch — nicht zuletzt in 
Durchführung der „Multilateralen Umweltkonferenz'' 
in München 1984 — die Anstrengungen, in Europa 
insgesamt zu einer besseren Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Luftreinhaltung zu kommen. 

27 Im Bereich der EG ist neben den bereits erwähnten 
Maßnahmen zur Einführung des schadstoffarmen Au- 
tos die 1984 erlassene „Richtlinie zur Bekämpfung der 
Luftverunreinigungen durch Industrieanlagen" von 
besonderer Bedeutung, die dem Vorsorgeprinzip 
— Anlagen nach dem Stand der Technik zu genehmi- 
gen und zu betreiben — grundsätzheh europaweit 
Geltung verschaffen wird. Mit der Richtlinie zur Emis- 
sionsbegrenzung bei Großfeuerungsanlagen konnte 
erstmals gemeinschaftsweit eine Strategie zur Redu- 
zierung der Schadstoffe dieses wichtigen Anlagenbe- 
reichs erreicht werden. Schwerpunkt der künftigen 
gemeinschaftlichen Luftreinhaltepolitik ist aus der 
Sicht der Bundesregierung insbesondere die Durch- 


setzung weiterer, am Stand der Technik orientierter 
Gemeinschaftsregelungen zur Emissionsreduzierung 
im Anlagenbereich. 

Die Bundesrepubhk Deutschland ist Vertragsstaat des 28 
am 9. Juh 1985 in Helsinki Unterzeichneten und inzwi- 
schen in Kraft getretenen Protokolls, mit dem sich 21 
Staaten aus Ost und West verpfhehten, ihre jährhehen 
nationalen Schwefelemissionen bis spätestens 1993 
um mindestens 30 % gegenüber dem Niveau von 
1980 zu reduzieren. Darüber hinaus hat die Bundesre- 
gierung 1985 im Exekutivorgan des ECE-Überein- 
kommens über weiträumige grenzüberschreitende 
Luftverunreinigungen die Einsetzung einer Arbeits- 
gruppe für international zu vereinbarende Maßnah- 
men zur Reduzierung der Stickstoffoxid-Emissionen 
und 1986 die Aufnahme von entsprechenden Ver- 
handlungen durchgesetzt. 

Als Folge der auf Initiative der Bundesregierung 29 
durchgeführten Münchener Umweltkonferenz konn- 
ten die Bemühungen um eine intensive und konti- 
nuierhehe Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Um- 
weltschutzes auch mit den östlichen Nachbarstaaten 
erfolgreich fortgesetzt werden. Im Herbst 1987 wur- 
den Vereinbarungen mit der Regierung der DDR und 
der CSSR über die weitere Gestaltung der Beziehun- 
gen auf dem Gebiet des Umweltschutzes unterzeich- 
net, die Basis für eine intensive Zusammenarbeit ins- 
besondere in der Luftreinhaltung werden sollen. Ver- 
handlungen über weitere Umweltschutzvereinbarun- 
gen, die insbesondere einen Informations- und Erfah- 
rungsaustausch, aber auch die Erörterung und Ent- 
wicklung konkreter Maßnahmen zum Schutz und zur 
Erhaltung der Umwelt vorsehen, werden derzeit ge- 
führt; eine derartige Vereinbarung mit der UdSSR 
steht kurz vor dem Abschluß. 

Die Bundesregierung verfolgt darüber hinaus das 30 
Ziel, im Rahmen der OECD in den wesüichen Indu- 
striestaaten strengeren Emissionsbegrenzungen Gel- 
tung zu verschaffen. Zu nennen sind hier insbeson- 
dere Vorhaben, die der Entwicklung eines fortschritt- 
hchen Standes der Technik und gemeinsamer Sicher- 
heitsstandards sowie der Förderung einer sparsamen 
Energienutzung dienen. 

Die Bundesregierung wird das im Rahmen des Um- 31 
Weltprogramms der Vereinten Nationen geschlossene 
Wiener Übereinkommen zum Schutz der Ozonschicht 
vom 22. März 1985 sowie das Montrealer Zusatzpro- 
tokoll vom 16. September 1987 umsetzen und weiter- 
hin mit Nachdruck auf nationale und internationale 
Maßnahmen zur Beschränkung von Fluor chlorkoh - 
lenwasserstoffen (FCKW) hinwirken. Sie begrüßt in 
diesem Zusammenhang die freiwilhge Selbstbe- 
schränkung der Industrie, mit der der FCKW-Einsatz 
in Spraydosen bis Ende 1989 in der Bundesrepubhk 
Deutschland um mindestens 90 % abgebaut werden 
soll; bei der großen Produktgruppe Haar- und Körper- 
sprays war Ende Januar 1988 bereits die Umstellung 
zu 95 % abgeschlossen. Zur Durchführung des Wie- 
ner Übereinkommens wird die Bundesregierung vor 
allem durch ihr Klimaforschungsprogramm mit Ana- 
lyse und Bewertung von Modellsystemen zum Ozon- 
gehalt im Klimasystem beitragen. Im übrigen ist die- 
ses Programm nationaler Beitrag für die Klimafor- 
schungskonzepte der EG und der Vereinten Nationen 
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mit dem Ziel, die Ursachen möghcher Klimaverände- 
ningen zu klären und Gegenmaßnahmen zu entwik- 
kein. 


1.2 Lärmbekämpfung 

32 Lärm ist in unserer technisierten Umwelt eine ernste 
Belastung der Bevölkerung. Die inzwischen nachge- 
wiesenen Zusammenhänge zwischen Lärmbelastung 
und dem Wohlbefinden des Einzelnen bis hin zu ge- 
sundheithchen Beeinträchtigungen machen es not- 
wendig, die Lärmbekämpfung weiter voranzutreiben. 
Dies muß erst recht gelten in Bereichen, wo mit ver- 
nünftiger Planung und Nutzung der zur Verfügung 
stehenden Techniken mit relativ geringem Aufwand 
deutliche Verbesserungen möglich sind. Erfolge in 
dieser Richtung erfordern allerdings bei den Entschei- 
dungsträgern und allen Bürgern ein Umweltbewußt- 
sein, das auch Belange des Lärmschutzes frühzeitig 
mit einschließt und hinreichend berücksichtigt. 

33 Die Bundesregierung setzt sich deshalb mit Nach- 
druck für mehr Lärmschutz ein. Sie geht dabei von 
dem Grundsatz aus, daß Lärmminderungsmaßnah- 
men vorrangig bereits im Rahmen von umweltbewuß- 
ten Planungen Berücksichtigung finden müssen und 
einem nachträglichen Sanieren bereits entstandener 
Lärmquellen Vorgehen. Die auch in der Lärmbekämp- 
fung vor allem im Produktbereich unverzichtbare in- 
ternationale Abstimmung muß durch wirksame natio- 
nale Maßnahmen ergänzt werden. Neben dem Ein- 
satz marktwirtschaftlich wirkender Instrumente 
kommt auch der Aufklärung der Bevölkerung über 
die Möghchkeiten der Lärmvermeidung im privaten 
Bereich besondere Bedeutung zu. 


Verkehrslärm und Tieffluglärm 

34 Die meisten Lärmbelastungen der Bevölkerung verur- 
sacht der Straßenverkehr, so daß diesem Bereich auch 
weiterhin Vorrang zukommt. Technische Maßnah- 
men an der Quelle stehen dabei im Vordergrund. Er- 
kenntnisse aus den von der Bundesregierung und der 
deutschen Automobüindustrie durchgeführten For- 
schungsvorhaben waren Grundlage für die Verschär- 
fung der EG-einheitlich festgelegten Geräuschgrenz- 
werte für Kraftfahrzeuge. Darüber hinaus veranlaßte 
die Bundesregierung auf nationaler Ebene zusätzliche 
Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung vor Ver- 
kehrslärm. 

35 Die vom Bundesminister für Verkehr im Juh 1983 ver- 
öffenthchten „Richthnien für den Verkehrslärmschutz 
an Bundesfernstraßen in der Baulast des Bundes" 
wurden am 15. Januar 1986 durch herabgesetzte und 
nach Gebietsnutzung gestaffelte Grenzwerte für be- 
stehende Straßen verbessert. Auf der Grundlage die- 
ser Richthnien sind viele Lärmschutzmaßnahmen an 
Straßen von Bund, Ländern und Gemeinden durchge- 
führt worden. Die Aufwendungen des Bundes für 
Lärmvorsorge und -Sanierung an Bundesfernstraßen 
betrugen allein zwischen 1983 und 1986 rd. 0,8 
Mrd. DM. 


Seit der Novelherung der Straßen-Verkehrs-Ordnung 36 
im Jahre 1980 haben die Gemeinden umfangreiche 
Verkehrsberuhigungsmaßnahmen durchgeführt, die 
eine wesenthche Lärmminderung in den betroffenen 
Wohngebieten bewirkt haben. Auch die 1985 einge- 
führte „Zonen-Geschwindigkeits- Verordnung" des 
Bundesministers für Verkehr wurde von den Gemein- 
den vielfach zur Einrichtung von lärmmindernden 
„Tempo-30-Zonen" genutzt. 

Eine 1984 in die Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord- 37 
nung (StVZO) eingebrachte Definition für „lärmarme 
Kraftfahrzeuge" und die für Ende der 80er Jahre ver- 
schärften Geräuschgrenzwerte waren wesenthche 
Voraussetzung für die Produktion und Einführung lei- 
serer Kraftfahrzeuge. 

Ein großes Ärgernis sind motorisierte Zweiräder, die 38 
nach dem Kauf technisch so verändert werden, daß 
sich Leistung und damit auch Lärm erhöhen. Um der- 
artige Manipulaüonen zu erschweren, hat der Bun- 
desminister für Verkehr im Februar 1983 einen „Anti- 
manipulationskatalog" herausgegeben, der den Her- 
stellern entsprechende technische Vorschriften für 
Mofas, Mopeds, Klein- und Leichtkrafträder macht; 
dieser Katalog ist seit dem 1 . Januar 1986 durch Ände- 
rung der StVZO verbindhch. 

Im Flugverkehr ist der Anteil geräuscharmer Flug- 39 
zeuge deutlich gewachsen; marktwirtschafthche In- 
strumente sollen diesen Trend verstärken.. Die inzwi- 
schen im Vollzug des Fluglärmgesetzes festgesetzten 
Lärmschutzbereiche bieten die Grundlage zur zügi- 
gen Durchführung von SchaUschutzmaßnahmen. 

Die Belastung der Bevölkerung durch den mihtäri- 40 
sehen Rugbetrieb im allgemeinen und durch Tief- 
flüge im besonderen ist nach wie vor ein Problem, das 
erhöhter Aufmerksamkeit bedarf. Die Einsatz- und 
Ausbüdungserfordemisse der Streitkräfte lassen ei- 
nen vöUigen Verzicht auf Tiefflüge nicht zu. Die Bun- 
desregierung wird aber auch in Zukunft in Abwägung 
mit den Belangen der Landesverteidigung alle Wege 
und Möglichkeiten zur weiteren Verminderung der 
Fluglärmbelastung durch Tiefflüge nutzen. 


Industrie-, Gewerbe- und Baulärm 

Die konsequente Anwendung der Technischen Anlei- 4 1 
tung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) mit ihren 
bewährten Immissionsrichtwerten und der Einsatz 
neuer geräuscharmer Maschinen und Verfahren hat 
zu weiteren Verbesserungen im Bereich des Gewer- 
belärms geführt. 

Mit der Baumaschinenlärm- Verordnung (15. BImSchV) 42 

wurden die Geräuschemissionen bestimmter Bauma- 
schinen begrenzt und eine Geräuschkennzeichnung 
der unter diese Verordnung fallenden Geräte einge- 
führt. Eine solche Kennzeichnung mit der jeweiligen 
Geräuschemission in Verbindung mit Benutzungsvor- 
teilen könnte nach Auffassung der Bundesregierung 
auch für andere lärmrelevante Maschinen und Geräte 
ein wirksames Mittel sein, lärmarmen Produkten 
durch Kräfte des Marktes zum Durchbruch verhelfen. 

Auf diese Weise würde durch marktkonforme Anreize 
der Einsatz lärmarmer Geräte lohnend. 
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Freizeitlärm 

43 Vermehrt sind in den vergangenen Jahren auch im 
Freizeitbereich Konflikte aufgetreten, für deren Lö- 
sung oftmals Gerichte angerufen wurden. Ursache 
dieser Konflikte ist in der Regel das Aufeinandertref- 
fen von lärmrelevanten Freizeitbeschäftigungen (z. B. 
im Bereich des Sports) einerseits und dem Bedürfnis 
nach Ruhe und Erholung anderer Mitbürger. Die Bun- 
desregierung sieht hierin ein ernstzunehmendes Pro- 
blem, das einerseits ein sorgfältiges Abwägen von 
Interessen des Umweltschutzes und z. B. des Sportes 
bedarf, andererseits aber auch Rücksichtnahme und 
Kompromißbereitschaft aller Beteüigten erfordert. Sie 
erwartet einen wichtigen Beitrag zur Problemlösung 
von den vom Länderausschuß für Immissionsschutz 
Anfang 1987 beschlossenen „Hinweisen zur Beurtei- 
lung der durch Freizeitanlagen verursachten Geräu- 
sche", die Umweltminister- und Sportministerkonfe- 
renz zustimmend zur Kenntnis genommen haben. Au- 
ßerdem wird sie sich dafür einsetzen, daß bei ortsfe- 
sten Freizeitanlagen (z. B. Sportstätten) durch techni- 
sche und betriebhche Vorkehrungen die Lärment- 
wicklung auf ein Mindestmaß beschränkt wird und 
Freizeit- und Hobbygeräte noch stärker als bisher un- 
ter dem Gesichtspunkt geringer Lärmemissionen kon- 
struiert werden. 


1.3 Forschung und Entwicklung 

44 Die von der Bundesregierung gemeinsam mit den 
Ländern, mit der Wissenschaft und mit der Industrie 
durchgeführten Forschungs- und Entwicklungsvorha- 
ben sind unter Zugrundelegung des Vorsorgeprinzips 
auf die Weiterentwicklung umweltschonender Tech- 
niken mit dem Ziel ausgerichtet, Umweltbelastungen 
allgemein und insbesondere Schadstoffemissionen 
nach Möghchkeit gar nicht entstehen zu lassen. Dabei 
wird der Sicherheit technischer Systeme besonderes 
Augenmerk gewidmet. Zunehmende Bedeutung ge- 
winnt daneben die Verringerung und der Ersatz ge- 
fährhcher Inhaltsstoffe in Produkten (produktbezoge- 
ner Immissionsschutz). Nachdem die von krebserzeu- 
genden Asbestfasern ausgehende Belastung durch 
Entwicklimg entsprechender Ersatzprodukte gesenkt 
werden konnte, richtet sich die Aufmerksamkeit auf 
die Luftbelastung durch Schadstoffe in Innenräumen. 
Zur Ermittlung der Belastungssituation durch organi- 
sche und andere toxische Stoffe, die aus Produkten 
freigesetzt werden können (z. B. Lacke, Klebstoffe, 
Möbel), wurde ein Forschungskonzept erarbeitet. 
Weiterhin ist auf die Erstellung eines Kataloges um- 
weltschonender Baustoffe hinzuweisen. 

45 Die Forschung zur Absicherung und Fortschreibung 
von Immissionswerten ist für die Bundesregierung 
von hoher Bedeutung. Ein weiteres wichtiges Ziel ist 
daneben eine verbesserte Überwachung der Luftqua- 
htät, insbesondere durch ein „Frühwarnsystem" zur 
Smogbekämpfung sowie vor allem durch die For- 
schung zur Beobachtung der atmosphärischen Trans- 
portvorgänge und der chemischen Reaktionen. Die 
Bundesregierung wird die forschungspohtischen Ak- 
tivitäten im Rahmen ihres am 6. September 1983 be- 
schlossenen Aktionsprogramms „Rettet den Wald" 


weiterentwickeln. Dabei muß zunehmend berück- 
sichtigt werden, daß sich die Schutzziele nicht nur an 
der Nutzung von Pflanzen und Tieren ausrichten dür- 
fen, sondern auch den Arten- und Biotopschutz ein- 
schließen müssen. Die Wirkungsforschung muß sich 
der Untersuchung der Langzeitexposition im Niedrig- 
dosisbereich widmen und weitere anthropogene und 
natürhche Einflußfaktoren einbeziehen. Seit 1983 
wird die aus Ressortmitteln des Bimdes und der Län- 
der geförderte Waldschadensforschung durch die Ge- 
meinsame Interministerielle Arbeitsgruppe „Wald- 
schäden/Luftverunreinigungen" (IMA) koordiniert. 

Eine Bilanz der IMA für die Jahre 1985, 1986 und 1987 
zeigt den erheblichen Umfang und die große Bedeu- 
tung der Ursachenforschung. 1987 wurden im enge- 
ren Bereich der Ursachenforschung 252 Vorhaben mit 
einem Mittelvolumen für die gesamte Laufzeit dieser 
Vorhaben von 100 Mio. DM von Bund, Ländern und 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft gefördert. 

In zunehmendem Maße beunruhigend sind globale 46 
Gefährdungen unserer Erdatmosphäre. So wird be- 
fürchtet, daß durch den sogenannten Treibhauseffekt 
eine gravierende Klimaveränderung eintritt. In be- 
denkhcher Weise bestehen Gefahren für die Ozon- 
schicht, die uns vor ultravioletten Strahlen schützt. Die 
Einsetzung einer Enquete-Kommission „Schutz der 
Erdatmosphäre" durch den Deutschen Bundestag ist 
Beleg dafür, daß Probleme der globalen Luftver- 
schmutzung in der Bundesrepublik Deutschland zu- 
nehmende pohtische Bedeutung gewinnen. Ein wei- 
terer zentraler Bereich bildet in diesem Zusammen- 
hang das interdiziplinär und international ausgerich- 
tete Programm zur Khmaforschung. 

Die Forschung im Bereich der Lärmbekämpfung muß 47 
den Kenntnisstand über das Ausmaß der Lärmbela- 
stung der Bevölkerung und die Wirkungen von Lärm 
verbessern, damit auf dieser Grundlage entspre- 
chende Maßnahmen weiterentwickelt werden kön- 
nen. Besonders bedeutsam ist, mögliche Gesundheits- 
gefährdungen frühzeitig zu erkennen. In erster Linie 
werden langfristig andauernde Geräusche mit hohen 
Mittelungspegeln (z. B. Straßenverkehrslärm) und 
solche mit hohen, aber plötzhchen Änderungen unter- 
worfenen Pegeln (z. B. Tieffluglärm, Schießlärm) un- 
tersucht. Ferner werden Prognosemethoden entwik- 
kelt, um unzumutbare Belastungen, insbesondere 
auch von genehmigungsbedürftigen Anlagen, bereits 
im Planungsstadium erkennen zu können. Erhebun- 
gen zum Stand der Lärmminderungstechnik bei Anla- 
gen, Maschinen und Geräten führen zu gesicherten 
Aussagen über das verfügbare Potential zur Verbes- 
serung der Lärmsituation. 

Die Entwicklungen zur Minderung der Geräusche 48 
von Hauptbelastungsquellen werden fortgeführt. Mit 
Unterstützung der Bundesregierung konnten bereits 
zahlreiche lärmarme Fahrzeuge entwickelt werden, 
die jetzt verstärkt in den Markt eingeführt werden 
müssen. Vielversprechende Fortschritte sind bei der 
Entwicklung lärmmindernder Straßenoberflächen zu 
verzeichnen, die zu umfangreichen verkehrstechni- 
schen Erprobungen des Bundes, der Länder und der 
Kommunen geführt haben. 

Die Bundesregierung hat in Modellvorhaben zeigen 49 
können, daß großflächige Verkehrsberuhigungen 
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ZU verbesserter Verkehrssicherheit, zu besseren 
Wohnumfeldbedingungen und zu geringeren Um- 
vveltbelastungen führen, in weiteren Forschungs- 


2. Luftreinhaltung 


2.1 Stand und Entwicklung schädlicher 
Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen 

50 Gezielte Maßnahmen zur Luftreinhaltung setzen 
möglichst exakte Kenntnisse über Art, Ursache, Aus- 
maß und Entwicklung der Luftverunreinigungen vor- 
aus. Luftverunreinigungen werden in der Regel zu- 
nächst am Ort ihrer Einwirkung als Immissionen fest- 
gestellt. Hieran schließt sich die systematische Ana- 
lyse ihres Zustandekommens an. Im Rahmen dieser 
Emissionsanalyse sind die emissionsrelevanten Vor- 
gänge im einzelnen zu identifizieren und die Schad- 
stoffe mengenmäßig zu bestimmen. 

51 Nachstehend werden zunächst die nationalen Emis- 
sionen in ihrer zeitlichen Entwicklung dargestellt, wo- 
bei hier besonders auf den Energieverbrauch im Hin- 
bhck auf seine Bedeutung für die Entstehung der 
Emissionen eingegangen wird. 

52 Da die Belastung innerhalb der Bundesrepubhk 
Deutschland zu einem erhebhchen Teil durch Schad- 
stoffe hervorgerufen wird, die ihren Ursprung außer- 
halb des Bundesgebietes haben, ist ein weiterer Ab- 
schnitt dem grenzüberschreitenden Transport von 
Luftverunreinigungen gewidmet. Auf diesem Gebiet 
sind die Kenntnisse derzeit noch im wesentlichen auf 
die Schwefelverbindungen beschränkt. 

53 Der anschheßende Beitrag zur Immissionssituation in- 
formiert zusammenfassend über die Meßergebnisse 
bezüghch der gasförmigen Komponenten und der 
sauren Niederschläge und schließt auch die sekundä- 
ren Luftverunreinigungen (z. B. Ozon) mit ein. 

54 Im letzten Abschnitt wird auf die Problematik der Kli- 
mabeeinflussung eingegangen. Es werden die hier 
relevanten Komponenten, deren Emissionsmengen 
sowie die beobachteten und zu erwartenden Effekte 
behandelt. 


2.1.1 Emissionen aus Energieerzeugung und 
Energienutzung 

55 Betrachtet werden sämtliche Stoffgruppen der Luft- 
verunreinigungen: die anorganischen und organi- 
schen gasförmigen Verbindungen sowie die Feststoffe 
(Stäube). Mengenmäßig werden die Emissionen nur 
soweit erfaßt, wie sie durch den Menschen hervorge- 
rufen werden. Kapitel 2.1.4 beschäftigt sich mit Koh- 
lendioxid (CO 2 ). 

56 Eine stoffliche Auswahl erfolgt lediglich im Bereich 
der anorganischen Gase, wobei die Komponenten 


Vorhaben wird untersucht, wie das Minderungspoten- 
tial umweltfreundlicher Fahrweisen genutzt werden 
kann. 


Schwefeldioxid (SO 2 ), Stickstoffoxide (NOx, angege- 
ben als NO 2 ) und Kohlenmonoxid (CO) den weit über- 
wiegenden Anteü ausmachen. 

Im Hinblick auf die Entstehung der Emissionen 57 
kommt der Entwicklung des Energieverbrauchs eine 
herausragende Bedeutung zu. Die Kernenergie weist 
andersartige Emissionen auf, die nicht Gegenstand 
dieses Berichtes sind; sie wird daher im vorliegenden 
Zusammenhang als nicht emissionsrelevant einge- 
stuft. 

Emissionen werden zu einem ganz wesentlichen Teil 58 
durch Verbrennungsvorgänge in häuslichen, gewerb- 
lichen und industriellen Feuerungsanlagen sowie in 
Verbrennungsmotoren verursacht. Der auf diese Ver- 
brennungsvorgänge zurückzuführende Anteil der 
Emissionen beträgt bei den Stickstoffoxiden nahezu 
100 % und bei den organischen Verbindungen ca. 

50 %. Weitere Emissionen entstehen bei den Produk- 
tionsprozessen (z. B. Erzeugung von Metallen) und 
bei der gewerblichen und privaten Verwendung von 
Lösemitteln. 

Im folgenden wird die Entwicklung des emissionsre- 59 
levanten Energieverbrauchs und der Emissionen für 
den Zeitraum 1966 — 1986 mit einemAusblick in die 
Mitte der 90er Jahre dargestellt. 

Hierbei werden zunächst der Primärenergiever- 60 
brauch und seine emissionsrelevanten Anteile be- 
trachtet (Abbildung 1). Es folgt die Energiebilanz, um 
deutlich zu machen, wie sich der emissionsrelevante 
Energieverbrauch auf die Umwandlungs- und End- 
verbrauchssektoren verteilt (Abbildung 2). Kernpunkt 
der Abhandlung ist schließlich die direkte Verknüp- 
fung des emissionsrelevanten Energieverbrauchs 
(Abbildung 3) mit den hierbei entstehenden Emissio- 
nen (Abbildungen 4 — 8). 

Diese Darstellungen zeigen beispielsweise, 61 

— wo die Emissionen stärker als der Energiever- 
brauch ansteigen; 

Ein solcher Effekt ist durch Strukturänderungen 
oder verschlechtertes Emissionsverhalten bedingt. 
(Beispiel: Anstieg der N02-Emissionen seit Mitte 
der 70er Jahre infolge des beständig ansteigenden 
NOx-Ausstoßes der Otto-Pkw je Mengeneinheit 
Treibstoff) 

— wo die Emissionen nicht mehr dem Energiever- 
brauch folgen; 

Eine solche Abkopplung ist durch Strukturände- 
rungen oder Minderungsmaßnahmen bedingt. 
(Beispiel: Sowohl die Zunahme des Gaseinsatzes 
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Abbildung 1 


Primärenergieverbrauch nach Energieträgern 



Kernenergie 

Sonstige 

Wosserkroft 

Naturgase 

Brounkohlen 

Steinkohlen 

Mineralöle 


Primärenergieverbrauch 

insgesamt 



Emissionsrelevanter 

Primärenergieverbrauch 


1) Birenn- und Abfallholz, Brenntorf, Müll, 
Klörschlomm. sonstige Gose und Abhitze Zur 
Strom- und Fernwärmeerzeugung 

2) EinschlieOllch AuBenhondelssoldo Strom 
EinschlieBlich von Arbeitsgemeinschaft 
Energiebilanzen nicht erfoBter Energieeinsätze 
PROGNOS: Sensitivitätsanalyse 1985 zur 
Energieprognose 1984, modifiziert 

103 pj (Peta-Joule) = 34,1 Mio. Tonnen SKE 

(Steinkohleeinheiten) 
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in Kraft- und Fernheizwerken sowie Haushalten 
als auch die Begrenzung des Schwefelgehaltes im 
leichten Heizöl und Dieselkraftstoff bewirkten ei- 
nen Rückgang der S02-Emissionen) 

— welche Sektoren des Energieverbrauchs bzw. wel- 
che Brennstoffe jeweils hauptsächhch zur Entste- 
hung der Emissionen beitragen. 

Solche dominanten Bereiche sind vorrangig auf die 
Möghchkeiten der Emissionsminderung zu prüfen. 
(Beispiele: An den NOx-Emissionen ist der Sektor 
Straßenverkehr, auf den ca. 20 % des emissionsre- 
levanten Energieverbrauchs entfallen, etwa zur 
Hälfte beteihgt. Bei den Emissionen flüchtiger or- 
ganischer Stoffe hegt der Beitrag dieses Sektors an 
den energiebedingten Emissionen noch erhebhch 
höher. Die CO-Emissionen der Sektoren Haushalte 
und Kleinverbraucher entstehen weit überwie- 
gend bei dem Verbrauch fester Brennstoffe). 

62 Analysen dieser Art mit Bhck auf die voraussichtliche 
weitere Entwicklung geben wichtige Hinweise auf 
Art und Umfang möghcher Maßnahmen im Bereich 
von Verlagerung, Substitution und Einsparung. Wei- 
terhin ist an brennstoff- und abgasseitige Maßnahmen 
sowie an Modifikationen der Prozesse zu denken. 


2.1. 1.1 Energieerzeugung und Energienutzung 

Primärenergieverbrauch 

63 Ausgangspunkt für die Betrachtung ist zunächst der 
Primär energie verbrauch. 

Tabehe 1 und Abbildung 1 stellen die Entwicklung 
des Primärenergieverbrauchs im Zeitraum von 1966 
bis 1995 dar und geben gleichzeitig den jeweüigen 
Anteil des emissionsrelevanten Verbrauchs (Einsatz 
von Energieträgern in Verbrennungsprozessen) wie- 
der. Die sich dabei ergebende Differenz zwischen Ge- 
samtverbrauch und eraissionsrelevantem Energiever- 
brauch ist auf den nichtenergetischen Verbrauch, den 
Einsatz von Kernenergie, Wasserkraft sowie einige 
besondere Energieanwendungen zurückzuführen. 

64 Neben den Angaben der Arbeitsgemeinschaft Ener- 
giebilanzen wurde ein weiterer emissionsrelevanter 
Energieeinsatz, z. B. nichtkommerziehe Energieträ- 
ger, in Höhe von ca. 100 PJ pro Jahr berücksichtigt. 
Grundlage der Energieverbrauchsangaben für 1995 
ist die Sensitivitätsanalyse 1985 zu der 1984 im Auf- 
trag des Bundesministers für Wirtschaft von der Pro- 
gnos AG, Basel, erstehten Energieprognose (Anlage 
zum Energiebericht der Bundesregierung, BT-Druck- 
sache 10/6073). Im Sektor Straßenverkehr hegt der 
Emissionsabschätzung für den Pkw-Bereich das Sze- 
nario des TÜV Rheinland zugrunde. Für den Lkw- 
Bereich erfolgte eine Modifizierung entsprechend der 
inzwischen eingetretenen Verbrauchsentwicklung. 

65 Erste Aussagen über die Emissionsentwicklung lassen 
sich aus dem Verhältnis von Gesamtenergieverbrauch 
und emissionsrelevantem Energieverbrauch herlei- 
ten: 

— Der Primärenergieverbrauch stieg im Zeitraum 
vom 1966 bis 1973 mit jährhch durchschrüttlich 


5 % deutlich und danach bis 1979 mit einer jährli- 
chen Zuwachsrate von rd= 1,3 % mäßig an. Wäh- 
rend von 1979 bis 1982 der Gesamtverbrauch mit 
jährhch 4 % rückläufig war, nahm er danach bis 
1986 wieder mit einer Rate von 1,7 % pro Jahr 
leicht zu. 

— Demgegenüber ist der emissionsrelevante Teil des 
Energieverbrauchs zunächst deutlich zurückge- 
bheben. Zwischen 1966 und 1973 stieg er jährhch 
im Durchschnitt um 4,5 % und bis 1979 um 1 % an, 
bis 1982 verringerte er sich um 4,2 % pro Jahr und 
nahm bis 1986 nur noch geringfügig um jährhch 
0,7 % zu. 

Ursache für diese ständig ansteigende Differenz ist 
die Kernenergie, die während des gesamten Zeit- 
raums hohe Steigerungsraten aufwies. 


Energiebilanz 

Neben der Höhe des emissionsrelevanten Energiever- 66 
brauchs und seiner Zusammensetzung aus den einzel- 
nen Energieträgern ist umweltpohtisch auch die Zu- 
ordnung dieses Energieverbrauchs zu den einzelnen 
Verbrauchssektoren aufschlußreich. Eine solche Auf- 
schlüsselung enthält die als Abbildung 2 dargestehte 
Energiebilanz. 

Die Energiebilanz gliedert sich im wesentiichen in 67 
zwei Bereiche: 

— Der untere Teil der Abbildung steht den Umwand- 
lungsbereich dar, unterghedert in die Bereiche 
Kraft- und Fernheizwerke (einschl. industrielle 
Stromerzeugung) und Übriger Umwandlungsbe- 
reich (insbes. Raffinerien, Kokereien, Gaswerke). 

Den zur Umwandlung eingesetzten Energieträ- 
gern einschheßhch des Energieverbrauchs der An- 
lagen und der Transport- und Leitungsverluste 
(der emissionsrelevante Anteil ist gekennzeichnet) 
steht in einer zweiten Säule das entsprechende 
Produktionsergebnis, nämhch Strom, Fernwärme 
und fossile Sekundärenergieträger gegenüber. Die 
Differenz zwischen beiden Säulen entspricht dem 
Energieverlust, der bei der Umwandlung und dem 
Transport bis hin zum Endverbraucher entsteht. 

— Der obere Teil der Abbildung steht den Endener- 
gieverbrauch aufgeschlüsselt nach Verbrauchs- 
sektoren (Industrie, Kleinverbraucher, Haushalte, 
Straßenverkehr, Übriger Verkehr) dar. Gleichzei- 
tig wird differenziert zwischen dem emissionsrele- 
vanten Energieverbrauch und dem Verbrauch an 
Strom und Fernwärme. Die bei der Erzeugung die- 
ser Energieträger entstehenden Emissionen wer- 
den im Umwandlungsbereich erfaßt. Der Sektor 
Industrie umfaßt den energetischen Einsatz von 
Energieträgern, soweit er der Wärmeerzeugung, 
d. h. nicht der Stromerzeugung, dient. 

— Ergänzt wird die Abbildung durch den nichtener- 
getischen Energieverbrauch, der sich insbeson- 
dere als Rohstoffeinsatz in der Chemischen Indu- 
strie darstellt. 

Die Differenz zwischen beiden Säulen ist jeweils 
der Primärenergieverbrauch. 
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Tabelle 1 


Energiebilanz der Bundesrepublik Deutschland mit Angabe des emissionsrelevanten Energieverbrauchs 

(Angaben in PJ) 




1966 

1970 

1974 

1978 

1982 

1986 

Ausblick 

1995 



GEV 

EmEV 

GEV 

EmEV 

GEV 

EmEV 

GEV 

EmEV 

GEV 

EmEV 

GEV 

EmEV 

GEV 

EmEV 

Endverbrauchssektoren 

Übriger Verkehr . . 

+ 

326 

291 

359 

304 

352 

285 

339 

263 

356 

277 

387 

293 

387 

288 

Straßenverkehr . . . 

+ 

715 

715 

935 

935 

1.066 

1.066 

1.374 

1.374 

1.421 

1.421 

1.582 

1.582 

1.597 

1.597 

Haushalte 

+ 

1.420 

1.286 

1.813 

1.606 

1.826 

1.541 

2.093 

1.735 

1.849 

1.467 

2.187 

1.761 

2.000 

1.551 

Kleinverbraucher i) 

+ 

794 

688 

1.064 

901 

1.147 

938 

1.236 

963 

1.042 

727 

1.219 

861 

1.168 

777 

Industrie 2) 

+ 

2.206 

1.610 

2.637 

1.850 

2.806 

1.867 

2.625 

1.770 

2.275 

1.458 

2.233 

1.352 

2.408 

1.441 

Nichtenergetischer 
Verbrauch 3) 

+ 

470 

— 

722 

_ 

868 

— 

936 

— 

684 

— 

687 

— 

810 



Umwandlungsbereich 

Übriger Umwand- 
bereich 4) 
















Umw. -Einsatz^) . 

+ 

6.269 

544 

7.686 

556 

7.298 

553 

6.575 

510 

6.248 

481 

5.627 

388 

6.029 

481 

Umw. -Ausstoß . . 

— 

5.604 

- 

6.956 

- 

6.651 

— 

5.955 

- 

5.595 

— 

5.058 

— 

5.389 

— 

Kraft-/Femheiz- 

werke 
















Umw. -Einsatz 5) . 

+ 

2.055 

1.741 

2.742 

2.333 

3.401 

2.918 

3.750 

3.044 

3.940 

2.923 

4.302 

2.773 

4.889 

3.020 

Umw. -Ausstoß . . 

- 

723 

- 

1.027 

- 

1.282 

- 

1.455 

- 

1.517 

- 

1.693 

- 

1.880 

- 

Primärenergiever- 
brauch 


7.928 

6.875 

9.975 

8.485 

10.831 

9.168 

11.518 

9.659 

10.703 

8.754 

11.473 

9.010 

12.019 

9.155 

Primärenergieträger 

Kernenergie 

+ 

3 

— 

61 

— 

119 

— 

345 

— 

613 

— 

1.134 

— 

1.439 

— 

Sonstige Energie- 
träger ß) 

+ 

81 

81 

96 

96 

109 

109 

129 

125 

145 

144 

188 

188 

185 

185 

Wasserkraft^) .... 

+ 

243 

- 

245 

— 

218 

- 

193 

- 

238 

- 

208 

- 

208 

- 

Naturgase 

+ 

128 

118 

545 

501 

1.368 

1.298 

1.780 

1.696 

1.624 

1.548 

1.745 

1.619 

1.920 

1.796 

Braunkohlen 

+ 

888 

884 

933 

933 

1.056 

1.056 

1.067 

1.067 

1.138 

1.137 

984 

982 

1.146 

1.145 

Steinkohlen 

+ 

2.991 

2.646 

2.831 

2.443 

2.424 

2.072 

2.029 

1.696 

2.247 

1.883 

2.278 

1.939 

2.312 

1.978 

Mineralöle 

+ 

3.594 

3.146 

5.264 

4.512 

5.537 

4.633 

5.975 

5.075 

4.698 

4.042 

4.936 

4.282 

4.809 

4.051 


PJ = 1 Peta-Joule = 34.120 Tonnen SKE (Steinkohleeinheiten) 

GEV = gesamter Energieverbrauch EmEV = emissionsrelevanter Energieverbrauch 

h einschheßhch Militärische Dienststellen 
2) Übriger Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 

z. B. Energieträger als Rohstoff in der chemischen Industrie 
z. B. Raffinerien, Kokereien, Brikettfabriken 

einschUeßlich Eigenverbrauch, Leitungsverluste, statistische Differenzen ' 

Brenn- und Abfallholz, Brenntorf, Müll, Klärschlamm, sonstiger Gase und Abhitze zur Strom- und Fernwärmeerzeugung 
einschließlich Außenhandelssaldo Strom 

Hinweis: Abweichende Angaben zur Energiebilanz der Arbeitsgemeinschaft „Energiebilanzen'' durch weitergehende Erfassung 
von AbfaUmengen, Einbeziehung des Seeverkehrs auf inländischen Seefahrtswegen, Berücksichtigung des Erdgasein- 
satzes in Gaskompressoren und Ergänzung des Umwandlungseinsatzes in Braunkohlebrikettfabriken, 

Quellen: Arbeitsgemeinschaft Energiebüanzen, Statistisches Bundesamt, Prognos 1985, Umweltbundesamt 
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Abbildung 2 


Energiebilanz nach Sektoren 


Nicht emissionsrelevanter Einsatz 
bzw- Verbrauch, z.B. Kernenergie, 
Wosserkroft, Strom, Fernwörme, 
sowie Ausstoß von Sekundor- 
energietrögern 

Emissionsrelevanter Einsatz 


0 Einschließlich Militärische Dienststellen 

2) Übriger Bergbau und Verarbeitendes 
Gewerbe 

3) Einschließlich Eigenverbrouch 
und Leitungsverluste 

*) PROGNOS: Sensitivitätsanalyse 1985 zur 
Energieprognose 1984. Verkehr modifiziert 


103 PJ (Peta-Joule) = 34,1 Mio. Tonnen SKE 
(Steinkohleeinheiten) 
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68 Im Hinbhck auf den emissionsrelevanten Energiever- 
brauch erlaubt die Energiebilanz folgende Aussa- 
gen: 

69 Die Entwicklung des emissionsrelevanten Energie- 
verbrauchs verhef uneinheithch: Während der Stra- 
ßenverkehr als einziger Bereich über den gesamten 
Zeitraum eine starke Steigerung aufweist, nahm in 
den übrigen Bereichen der emissionsrelevante Ener- 
gieverbrauch bis Mitte der 70er Jahre zu und zeigt 
seither fallende Tendenz. Bei den Kraftwerken hegt 
die Ursache hierfür im stark steigenden Einsatz der 
Kernenergie. 

70 Endenergie- und Umwandlungsbereich sind durch 
Strom und Fernwärme miteinander verknüpft; als 
Folge des Ausbaus dieser Energieträger verlagern 
sich die emissionsrelevanten Vorgänge zunehmend in 
den vorgelagerten Umwandlungsbereich (Verlage- 
rung der Verbrennungsprozesse). Insbesondere in der 
Industrie ist der emissionsrelevante Energieverbrauch 
teilweise durch Strom substituiert worden. Bei den 
Haushalten und Kleinverbrauchern, wo die fossilen 
Energieträger fast ausschließlich zur Raumwärme- 
und Warmwassergewinnung eingesetzt werden, hat 
der Anteil des Stroms an der Bedarfsdeckung zuge- 
nommen. 


Energieverbrauch und Emissionen 

71 Um die Abhängigkeit zwischen dem Energiever- 
brauch und den Emissionen herauszusteUen, stellt 
Abbildung 3 die sektoralen emissionsrelevanten 
Energieverbräuche gemeinsam mit dem Verbrauch 
von Primärenergie dar. Dabei wird -anders als in Ab- 
bildung 2 ~ der Ghederung nach Sektoren eine Ghe- 
derung nach Brennstoffen untergeordnet. Die zur 
Aufteilung des Energieverbrauchs gewählte Struktur 
liegt auch der Darstellung der Emissionen in den Ab- 
bildungen 4— 8 zugrunde, so daß ein Vergleich unter- 
einander und mit den energieseitigen Vorgängen 
möglich ist. Die energiebedingten Emissionen werden 
immer nach Maßgabe der Emissionsquelle zugeord- 
net. Die Nutzung der bereitgestellten Energie spielt 
unter dem Gesichtpunkt der Emissionszuordnung 
keine Rolle. So erscheinen die letztlich auch den 
Haushaltsbereich versorgenden Heizwerke ebenso 
wie die Kraftwerke der Deutschen Bundesbahn im 
Bereich Kraft- und Fernheizwerke. 

72 Als einheitlicher Darstellungsmaßstab wurde ein In- 
dex gewählt, der den emissionsrelevanten Energie- 
verbrauch zum Zeitpunkt 1966 zu 100 setzt. Diese Art 
der Darstellung führt besonders deutlich die Unter- 
schiede im Entwicklungsverlauf vor Augen. Mengen- 
mäßige Unterschiede zwischen den Emissionskompo- 
nenten können insbesondere den Tabellen 2a bis e 
entnommen werden. 

73 Soweit vorhanden, sind weitere, nicht direkt dem 
Energieverbrauch zuzurechnende Emissionen ober- 
halb der energiebedingten Emissionen auf getragen, 
Diesen Emissionen hegen als Ursachen jeweils bran- 
chenspezifische Produktmengen zugrunde, auf deren 
Darstellung der Übersichthchkeit halber verzichtet 
wird. 


Die bisherigen Entwicklungstendenzen des emis- 74 
sionsrelevanten Energieverbrauchs lassen sich wie 
folgt zusammenfassen: 

Im Sektor der Kraft- und Fernheizwerke, der schon seit 75 
längerem mit etwa einem Drittel am emissionsrele- 
vanten Energieverbrauch beteihgt ist, dominieren die 
festen Brennstoffe. Der Einsatz von Erdgas hatte sich 
bis Ende der 70er Jahre stark ausgeweitet und war 
danach deuüich rückläufig. Stark abnehmend ist die 
Verwendung von schwerem Heizöl. Der übrige Um- 
wandlungsbereich ist im wesentlichen durch den seit 
1973 feststellbaren Rückgang der Nachfrage nach Mi- 
neralölprodukten gekennzeichnet. 

Im Sektor Industrie stieg bei insgesamt abnehmender 76 
Tendenz der Anteü der gasförmigen Brennstoffe auf 
mehr als die Hälfte an. Rückgänge hegen bei schwe- 
rem und leichtem Heizöl vor. Der emissionsrelevante 
Energieverbrauch wird zu etwa einem Viertel durch 
feste Brennstoffe gedeckt. Bei den Kleinverbrauchern 
kommt dagegen überwiegend leichtes Heizöl zum 
Einsatz. Der Anteil des Erdgases steigt auf etwa ein 
Viertel. Kohle wird nur noch in geringen Mengen ein- 
gesetzt. 

Die Entwicklung des Energieverbrauchs im Haus- 77 
haltssektor wird geprägt durch Rückgänge infolge der 
Ölpreiskrisen der Jahre 1973 und 1979 und anschhe- 
ßende Preissteigerungen. In der Brennstoffstruktur 
vollzieht sich ein bedeutender Wandel; Kohle wird 
weitgehend durch leichtes Heizöl und Gas ersetzt. 

Der Straßenverkehr weist als einziger Endverbrau- 78 
chersektor im gesamten Zeitraum durchgängig hohe 
Steigerungen des Energieverbrauchs auf. Hier wer- 
den praktisch nur flüssige Kraftstoffe eingesetzt. Das 
Verhältnis von Diesel- zu Ottokraftstoff von eins zu 
zwei hat sich relativ wenig verändert. Deuthch stei- 
gende Tendenz weist der Dieselanteil beim Pkw im 
Berichtszeitraum auf. Für den Übrigen Verkehr gilt: 

— Beim Schienenverkehr seit Abschluß der Elektrifi- 
zierung keine signifikante Veränderung. 

— Beim Luftverkehr stark steigende Tendenz. 


2.1. 1.2 Entwicklung der Emissionen 

Der Berechnung der bisherigen Entwicklung hegen 79 
die aktuellen Kenntnisse über das Emissionsverhalten 
der Brennstoffe, Anlagen und Fahrzeuge zugrunde. 
Sofern neue Erkenntnisse auch zurückhegende Zeit- 
räume betreffen, wurden ältere Angaben korrigiert, 
um die Vergleichbarkeit zu wahren. Dies gilt insbe- 
sondere für die jährhchen NOx-Emissionen, die in- 
folge einer unerwarteten Entwicklung beim Straßen- 
verkehr (Fahrzeugbestand und Gesamtfahrleistung) 
höher als bisher prognostiziert ausfahen. 

Mit dem Ausbhck in die Mitte der 90er Jahre wird die 80 
weitere Entwicklung angegeben, wie sie nach der 
zugrundegelegten Sensitivitätsanalyse 1985 zur Ener- 
gieprognose 1984 der Prognos AG (Anlage zum Ener- 
giebericht der Bundesregierung, BT-Drucksache 
10/6073) und nach Annahmen zur Industrieproduk- 
tion als Folge der Maßnahmen der Bundesregierung 
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Abbildung 3 


Energieverbrauch nach Sektoren und Energieträgern 
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zur Luftreinhaltung im Umweltbundesamt erwartet 
wird. 

8 1 Für den Sektor Straßenverkehr wurde hinsichthch der 
Pkw das Ab gas- Emissionsszenario des TÜV Rhein- 
land (Oktober 1985, aktualisiert 1988) übernommen, 
das auf der mutmaßlichen Entwicklung der Fahrlei- 
stungen aufbaut. Dieses Szenario beruht auf Angaben 
bzw. Vorausschätzungen der Automobilindustrie 
über den erwarteten Absatz ihrer schadstoffarmen 
Fahrzeuge und die dabei jeweils zur Anwendung 
kommende Schadstoffminderungstechnik. Hierbei 
werden Fahrzeuge mit Otto- und Dieselmotor zusam- 
menfassend behandelt. Hinsichtlich der Lkw wurde 
die Sensitivitätsanalyse zur Prognos-Prognose ent- 
sprechend der inzwischen eingetretenen Entwicklung 
des Treibstoffverbrauchs modifiziert. 

82 Falls die tatsächliche Entwicklung im Sektor Straßen- 
verkehr von den für den Pkw- und Lkw-Bereich ge- 
troffenen Annahmen abweicht, ist mit anderen Emis- 
sionsverläufen zu rechnen. Insbesondere kann es, wie 
auch die bisherigen Erfahrungen gezeigt haben, an- 
dere Entwicklungen im Fahrzeugbestand, in den 
technischen Konzepten zur Abgasreinigung sowie in 
den Fahrleistungen geben. 

83 Die Bundesregierung erwartet eine weitere Vermin- 
derung der vom Kraftfahrzeugverkehr ausgehenden 
Schadstoffemissionen insbesondere durch folgende, 
in der EG bereits eingeleitete Maßnahmen: 

— Festlegung von Anforderungen an das Abgasver- 
halten bei höheren Geschwindigkeiten für alle 
Hubraumklassen auf der Grundlage eines ergänz- 
ten europäischen Testverfahrens; 

— Herabsetzung der gasförmigen Schadstoffe bei 
Nutzfahrzeugen in einer zweiten Stufe bei gleich- 
zeitiger Begrenzung der Partikelemissionen; 

— Festlegung einer strengen 2. Grenzwertstufe für 
Pkw mit einem Hubraum unter 1,4 1. 


Schwefeldioxid 

84 Schwefeldioxid (SO 2 ) entsteht weit überwiegend bei 
Verbrennungsvorgängen durch Oxidation des im 
Brennstoff enthaltenen Schwefels. Prozeßbedingte 
Emissionen treten vornehmlich in den Bereichen Er- 
döl/Erdgas, Metallerzeugung und Chemie auf. 

85 Die Sektoren unterscheiden sich erheblich hinsicht- 
hch des mittleren Schwefelgehaltes der eingesetzten 
Brennstoffe. Dieser hegt für Kraftwerke am höchsten 
und nimmt in der Reihenfolge Industrie, Kleinver- 
braucher, Haushalte bis zum Verkehr (mit vergleichs- 
weise geringem Schwefelgehalt im Ottokraftstoff) 
ab. 


Entwicklung bis 1966 86 

Die Emissionen bleiben deutlich hinter dem Anstei- 
gen des emissionsrelevanten Energieverbrauchs zu- 
rück und nehmen seit Mitte der 70er Jahre beständig 

ab durch: 

— Anstieg des Gasanteils bis Ende der 70er Jahr (da- 
nach Rückgang um etwa die Hälfte), Rückgang des 
Einsatzes von schwerem Heizöl in Kraft- und Fern- 
heizwerken. 

— Abgasentschwefelung der Kraft- und Fernheiz- 
werke. Dies hat 1986 bereits zu einer Minderung 
um ca. 330 kt geführt. 

— Rückgang des Brennstoffeinsatzes in Industrie- 
feuerungen und im Übrigen Umwandlungsbe- 
reich. 

— Vordringen der flüssigen und gasförmigen Brenn- 
stoffe mit relativ geringem Schwefelgehalt bei 
Haushalten und Kleinverbrauchern. 

— Begrenzung des Schwefels im leichten Heizöl und 
Dieselkraftstoff (Haushalte, Kleinverbraucher und 
Verkehr). 

— Kaum Veränderungen bei Prozessen. 


Geschätzte weitere Entwicklung 87 

Starke Abnahme der Emissionen. Im einzelnen: 

— Sehr starke Abnahme bei Kraft- und Fernheizwer- 
ken (73 %) durch Abgasentschwefelung entspre- 
chend den Anforderungen der Großfeuerungsan- 
lagen- Verordnung. 

— Starke Abnahme in der Industriefeuerung (49 %) 
durch die Großfeuerungsanlagen-Verordnung 
und die TA Luft. 

— Starker Rückgang bei Haushalten (27 %) und 
Kleinverbrauchern (35 %) durch verschärfte An- 
forderungen und Rückgang des Energiever- 
brauchs. 

— Leichter Anstieg im Übrigen Umwandlungsbe- 
reich (11 %) infolge des verstärkten Einsatzes von 
schwerem Heizöl. 

— Leichte Abnahme bei Prozessen (21 %) durch ver- 
schärfte Anforderungen. 

— Leichter Anstieg im Verkehr (5 %) trotz weiterer 
Begrenzung des Schwefels im leichten Heizöl und 
Dieselkraftstoff auf 0,2 Gew.-% aufgrund der Ver- 
brauchszunahme bei Dieselkraftstoff. 
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Abbildung 4 


Schwefeldioxid (SO2) — Emissionen nach Sektoren und Subsektoren 
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Tabelle 2a 


Emissionen an Schwefeldioxid (SO2) nach Sektoren 


Bereich/Sektor 

1966 

1970 

1974 

1978 

1982 

1986 

Ausbhck 

1995 


kt 

% 

kt 

% 

kt 

% 

kt 

% 

kt 

% 

kt 

% 

kt 

% 

Insgesamt 

3.400 

100,0 

3.700 

100,0 

3.600 

100,0 

3.400 

100,0 

2.900 

100,0 

2.200 

100,0 

1.000 

100,0 

Prozesse 1) 

90 

2,6 

90 

2,4 

110 

3,1 

120 

3,4 

110 

3,7 

100 

4,6 

80 

8,0 

Energieverbrauch 

3.300 

97,4 

3.650 

97,6 

3.500 

96,9 

3.300 

96,6 

2.800 

96,3 

2.100 

95,4 

940 

92,1 

Übriger Verkehr 2) 

110 

3,4 

90 

2,4 

65 

1,8 

50 

1,4 

40 

1,3 

45 

1,9 

35 

3,2 

Straßenverkehr 

50 

15 

65 

1,7 

70 

1,9 

80 

2,3 

65 

2,2 

65 

2,9 

75 

7,3 

Haushalte 

470 

13,9 

460 

12,4 

330 

9,2 

270 

8,0 

150 

5,2 

140 

6,1 

100 

9,6 

Kleinverbraucher 3) 

210 

6,4 

240 

6,4 

210 

5,7 

170 

5,0 

110 

3,9 

100 

4,6 

65 

6,5 

Industrie^) 

700 

20,8 

700 

18,9 

610 

16,7 

530 

15,6 

410 

14,4 

300 

13,2 

150 

14,8 

Übriger Umwandlungs- 
bereich ^) 

370 

10,8 

370 

10,0 

320 

8,8 

270 

7,8 

210 

7,4 

130 

5,9 

150 

14,4 

Kraft- und Fernheizwerke®) 

1.350 

40,6 

1.700 

45,8 

1.900 

52,8 

1.950 

56,5 

1.800 

61,9 

1.350 

60,8 

370 

36,2 


— Angaben gerundet in kt = Kilotonnen = 1.000 Tonnen — 

— Abweichungen von älteren Angaben durch Aktuahsierung des Berechnungsverfahrens bedingt — 


Ohne energiebedingte Emissionen 

2) Land-, Forst- u. Bauwirtschaft, Müitär, Schienen-, Wasser- und Luftverkehr 

3) Einschließhch Militärischer Dienststellen 
Verarbeitendes Gewerbe und übriger Bergbau 
z. B. Raffinerien, Kokereien, Brikettfabriken 
Bei Lndustriekraftwerken nur Stromerzeugung 


Stickstoffoxide 

88 Stickstoffoxide (NOx) entstehen fast ausschheßhch bei 
Verbrennungsvorgängen in Anlagen und Motoren 
durch Oxidation des in Brennstoff und Verbrennungs- 
luft enthaltenen Stickstoffes. Sie werden überwie- 
gend als Stickstoffmonoxid (NO) emittiert und in der 
Atmosphäre zum Teil zu Stickstoffdioxid (NO 2 ) umge- 
setzt, so daß in den Immissionen stets ein Gemisch 
beider Stickstoffoxide vorliegt. Ein relativ geringer 
prozeßbedingter Anteil ist dem Bereich Chemie {Sal- 


petersäureherstellung) zuzuordnen. Die Mengenan- 
gaben sind als NO 2 berechnet. 


Die Verbrennungsbedingungen sind in den einzelnen 
Sektoren verschieden, so daß der Verbrauch der glei- 
chen Mengen Brennstoff zu stark unterschiedlichen 
Emissionsmengen führt: das größte Emissionsvolu- 
men stammt aus dem Verkehrsbereich. Gemessen am 
Emissionsvolumen folgen Kraftwerke, Industriefeu- 
erungen, Haushalte und Kleinverbraucher. 
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Abbildung 5 


kstoffoxid — Emissionen (NOx, angegeben ais NOz) nach Sektoren und Subsektoren 
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Tabelle 2b 


Emissionen an Stickstoffoxiden (NOx, angegeben als NO2) nach Sektoren 


Bereich/Sektor 

1966 

1970 

1974 

1978 

1982 

1986 

Ausbhck 

1995 


kt 

% 

kt 

% 

kt 

% 

kt 

% 

kt 

% 

kt 

% 

kt 

7o 

Insgesamt 

1.900 

100,0 

2.300 

100,0 

2.600 

100,0 

2.800 

100,0 

2.800 

100,0 

3.000 

100,0 

2.000 

100,0 

Prozesse 1) 

40 

2,0 

40 

1,7 

25 

1,0 

20 

0,7 

16 

0,6 

20 

0,7 

20 

1,0 

Energieverbrauch 

1.900 

98,0 

2.300 

98,3 

2.550 

99,0 

2.800 

99,3 

2.800 

99,4 

2.950 

99,3 

2.000 

99,0 

Übriger Verkehr 2) 

210 

10,7 

250 

10,4 

240 

9,3 

230 

S,2 

240 

8,5 

250 

8,3 

220 

11,2 

Straßenverkehr 

610 

31,5 

800 

34,2 

970 

37,6 

1.300 

45,0 

1.350 

47,5 

1.550 

52,5 

1.200 

59,1 

Haushalte 

70 

3,7 

90 

3,9 

85 

3,3 

90 

3,2 

75 

2,7 

90 

3,1 

80 

4,0 

Kleinverbraucher 3) 

45 

2,4 

55 

2,4 

55 

2,1 

55 

1,9 

45 

1,5 

50 

1,7 

40 

2,0 

Industrie^) 

360 

18,3 

380 

16,2 

380 

14,1 

310 

11,0 

240 

S,4 

210 

7,2 

170 

S,7 

Übriger Umwandlungs- 
bereich 5) 

130 

6,9 

120 

5,1 

110 

4,1 

85 

3,0 

75 

2,7 

60 

1,9 

50 

2,5 

Kraft- und Fernheizwerke 

480 

24,5 

610 

26,1 

730 

28,5 

770 

27,0 

790 

28,0 

730 

24,6 

230 

11,5 


— Angaben gerundet in kt = Kilotonnen = 1.000 Tonnen — 

— Abweichungen von älteren Angaben durch Aktuaüsierung des Berechnungsverfahrens bedingt — 


h Ohne energiebedingte Emissionen 

2) Land-, Forst- und Bau Wirtschaft, Militär, Schienen-, Wasser- und Luftverkehr 

3) Einschließlich Militärischer Dienststellen 
Verarbeitendes Gewerbe und übriger Bergbau 

5) z. B Raffinerien, Kokereien, Brikettfabriken 
Bei Industriekraftwerken nur Stromerzeugung 


22 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2714 


90 Entwicklung bis 1986 

Bis Mitte der 70er Jahre steigen die Emissionen ent- 
sprechend der Zunahme des emissionsrelevanten 

Energieverbrauchs und nehmen danach stärker zu. 

Im einzelnen: 

— Beständige Zunahme im Straßenverkehr aufgrund 
der Zunahme des Pkw-Bestandes (von rd. 14 Mio. 
Pkw in 1970 auf rd. 23,2 Mio. Pkw in 1980 und ca. 
27,9 Mio. Pkw in 1987) und der Gesamtfahrlei- 
stung (Steigerung bei Pkw von rd. 201 Mrd. km/a 
in 1970 auf ca. 297 Mrd. km/a in 1980 und rd. 336 
Mrd. km/a in 1986) in Verbindung mit einer Ver- 
schlechterung des Emissionsverhaltens der Otto- 
Pkw in bezug auf Stickstoffoxide, bedingt durch 
motorische Maßnahmen zur Senkung von Kraft- 
stoffverbrauch und Kohlenmonoxidausstoß. Die 
seit 1976 einsetzenden Maßnahmen zur Verringe- 
rung der Emissionen der Kraftfahrzeuge wirken 
dieser Tendenz entgegen. 

— Seit Mitte der 70er Jahre im wesentlichen gleich- 
bleibend bei Kraft- und Fernheizwerken. Seit 1985 
verstärkt Umbau auf emissionsarme Feuerungssy- 
steme, seit 1986 auch Abgasentstickung, die im 
Jahre 1986 bereits zu einer Minderung um ca. 35 kt 
geführt haben. 

— Abnahme in Industriefeuerungen und im tlbrigen 
Umwandlungsbereich seit Anfang der 70er Jahre, 
da zunehmend flüssige und gasförmige Brenn- 
stoffe mit günstigerem Emissionsverhalten einge- 
setzt werden. 

— Kaum Änderungen im Sektor Übriger Verkehr. 

— Relativ gering und praktisch unverändert bei den 
Haushalten und Kleinverbrauchern als Folge nied- 
riger Verbrennungstemperaturen. 


91 Geschätzte weitere Entwicklung 

Starke Abnahme der Emissionen. Im einzelnen: 

— Insgesamt starke Abnahme im Straßenverkehr 
(24 %). Hierbei sind zwei gegenläufige Entwick- 


lungen zu beachten: Einerseits Zunahme des 
Emissionsvolumens infolge der Steigerung der 
Fahr- und Transportleistung, andererseits starke 
Abnahme bei Pkw aufgrund des entsprechend den 
gesetzlichen Abgasregelungen zu erwartenden 
Anteils schadstoffarmer Pkw, insbesondere mit ge- 
regeltem Dreiwegkatalysator. Maßnahmen zur 
nachhaltigen Emissionsminderung bei Lkw sind 
eingeleitet, allerdings in der Schätzung noch nicht 
quantifiziert worden (siehe im übrigen die einlei- 
tenden Bemerkungen zum Abschnitt 2. 1.1. 2.). 
Ohne die Maßnahmen der Bundesregierung zur 
Reduzierung der Emissionen des Straßenverkehrs 
würden allein die NOx-Emissionen im Pkw-Be- 
reich im Jahre 1995 um ca. 0,5 Mio. Tonnen höher 
liegen. 

— Sehr starke Abnahme bei Kraft- und Fernheizwer- 
ken (69 %) durch verschärfte Anforderungen der 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung in Verbin- 
dung mit dem Beschluß der Umweltministerkonfe- 
renz zur NOx-Minderung 

— Abnahme in der Industrie (21 %) durch verschärfte 
Anforderungen der Großfeuerungsanlagen-Ver- 
ordnung und der TA Luft. 

— Abnahme auch im Übrigen Umwandlungsbereich 
(22 %) sowie bei den Haushalten (12 %) und Klein- 
verbrauchern (21 %) infolge verschärfter Anforde- 
rungen und eines rückläufigen Energiever- 
brauchs. 

— Praktisch unverändert im Übrigen Verkehr und bei 
Prozessen. 


Kohlenmonoxid 

Kohlenmonoxid (CO) entsteht überwiegend bei un- 92 
vollständiger Verbrennung in Motoren und kleineren 
Feuerungsanlagen. Prozeßbedingte Emissionen tre- 
ten im wesenthchen in den Bereichen Eisen und Stahl, 
Steine und Erden sowie Aluminium auf. 
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Kohlenmonoxid (CO) — Emissionen nach Sektoren und Subsektoren 



Obrige Produkte 

Eisen und Stahl 

Obriger Verkehr 

Straßenverkehr 

Haushalte 

Kleinverbraucher 

Industrie^^ 


1^ Einschließlich MilKörische Dienststellen 
21 Obriger Bergbou und Verorbeitendes Gewerbe 
3) Einschließlich Übriger Umwondlungs- 
bereich ur>d Kraftwerke 

DLKW Schwere Nutzfahrzeuge 
PKW Otto- u. Diesel-PKW (einschl. leichte 
Nutzfohrzeuge und Zweiräder) 

REST Restliche Brennstoffe 
FEST Feste Brennstoffe 

Mt = 1 Mega-Tonne = 1 Mio. Tonnen 



UMPLIS 

5thodenbank 


Umwelt 
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Tabelle 2c 


Emissionen an Kohlenmonoxid (CO) nach Sektoren 


Bereich/Sektor 

1966 

1970 

1974 

1978 

1982 

1986 

Ausblick 

1995 


kt 

% 

kt 

% 

kt 

% 

kt 

% 

kt 

% 

kt 

7o 

kt 

% 

Insgesamt 

12.300 

100,0 

14.000 

100,0 

13.700 

100,0 

12.900 

100,0 

10.100 

100,0 

8.900 

100,0 

4.300 

100,0 

Prozesse^) 

1.250 

10,2 

1.450 

10,5 

1.750 

12,6 

1.650 

12,9 

1.450 

14,3 

1.050 

12,0 

930 

21,8 

Energieverbrauch 

11.100 

89,8 

12.500 

89,5 

12.000 

87,4 

11.200 

87,1 

8.700 

85,7 

7.800 

88,0 

3.350 

78,2 

Übriger Verkehr 2) 

410 

3,3 

500 

3,6 

450 

3,3 

330 

2,5 

290 

2,9 

270 

3,0 

140 

3,3 

Straßenverkehr 

6.350 

51,4 

8.400 

60,2 

9.150 

66,5 

9.400 

73,0 

7.050 

69,7 

6.300 

70,7 

2.100 

48,9 

Haushalte 

3.400 

27,6 

2.800 

19,9 

1.550 

11,5 

890 

6,9 

850 

8,3 

810 

9,1 

650 

15,2 

Kleinverbraucher 3) .... 

300 

2,4 

290 

2,0 

230 

1,7 

170 

1,3 

140 

1,4 

140 

1,5 

130 

2,9 

Industrie^) 

Übriger Umwandlungs- 

540 

4,3 

430 

3,1 

520 

3,8 

360 

2,8 

270 

2,7 

260 

2,9 

270 

6,2 

bereich 5) 

Kraft- und Fern- 

70 

0,6 

55 

0,4 

45 

0,3 

35 

0,3 

30 

0,3 

30 

0,3 

30 

0,7 

heizwerke ^) 

30 

0,2 

35 

0,3 

40 

0,3 

40 

0,3 

45 

0,4 

45 

0,5 

45 

1,0 


— Angaben gerundet in kt = Küotonnen = 1.000 Tonnen — 

— Abweichungen von älteren Angaben durch Aktuahsierung des Berechnungsverfahrens bedingt — 


Ohne energiebedingte Emissionen 

2) Land-, Forst- und Bauwirtschaft, Militär, Schienen-, Wasser- und Luftverkehr 

3) Einschheßhch Militärischer Dienststellen 
Verarbeitendes Gewerbe und übriger Bergbau 
z. B. Raffinerien, Kokereien, Brikettfabriken 

®) Bei Industriekraftwerken nur Stromerzeugung 


93 Entwicklung bis 1986 

Die Emissionen sind seit etwa 1970 stark rückläufig. 

Im einzelnen: 

— Rückgang im Verkehr aufgrund der gesetzhchen 
Abgasregelungen trotz Zunahme des Energieein- 
satzes. 

— Abnahme bei Haushalten aufgrund der Umstel- 
lung auf flüssige und gasförmige Brennstoffe mit 
beträchtlich günstigerem Emissionsverhalten und 
Verbesserung der Verbrennungsbedingungen als 
Folge der 1. BImSchV (Verordnung über Feue- 
rungsanlagen). 

— Rückgang bei den industriellen Prozessen seit der 
Mitte der 70er Jahre durch Minderung der Gasver- 
luste. 

— Abnahme bei der Industriefeuerung seit Mitte der 
70er Jahre durch Verbesserung der Verbren- 
nungsbedingungen. 

— Praktisch gleichbleibend bei Kleinverbrauchern. 

94 Geschätzte weitere Entwicklung 

Weitere starke Abnahme der Emissionen. Im einzel- 
nen: 

— Sehr starke Abnahme im Verkehr (66 %) als Folge 
der gesetzhchen Abgasregelungen. 

— Rückgang bei Haushalten (19 %), vor allem ent- 
sprechend dem rückläufigen Einsatz von festen 


Brennstoffen und der Verbesserung der Verbren- 
nungsbedingungen als Folge der 1. BImSchV (Ver- 
ordnung über Feuerungsanlagen). 

— Leichte Abnahme bei industrieUen Prozessen 
(12 %) und Kleinverbrauchern (8 %). 

— Gleichbleibend bei Kraftwerken und Industrie- 
feuerungen, soweit sich nicht durch Brennstoffsub- 
stitution relevante Veränderungen ergeben. 


Staub 

Staub bezeichnet die Gesamtheit der Feststoffe unge- 95 
achtet ihrer chemischen Zusammensetzung. Unter 
derzeitigen Bedingungen entstehen die Emissionen 
zu etwa gleichen Teilen bei Verbrennungsvorgängen 
(als Flugasche und Ruß) und bei sonstigen Vorgän- 
gen, denen vorrangig der Umschlag von Schüttgütern 
und Produktionsprozesse aus den Bereichen Eisen 
und Stahl sowie Steine und Erden zuzurechnen sind. 

Staub hegt heutzutage fast ausschheßlich als Fein- 
staub vor. 

Stäube unterscheiden sich hinsichthch ihrer physika- 96 
hschen (insbesondere Korngröße) und chemischen Ei- 
genschaften, wobei toxische Bestandteile in relativ 
geringen Mengen auftreten. Entsprechend der unter- 
schiedhchen Wirkungsweise kann aus der Gesamt- 
emission allein nicht direkt auf die Umweltrelevanz 
geschlossen werden. 
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Staub — Emissionen nach Sektoren und Subsektoren 



Übrige Produkte 
Schüttgüterumschlag 
Eisen und Stohl 
Übriger Verkehr 
Straßenverkehr 
Hausholte 
Kleinverbraucher 
Industrie 

Übriger Umwandlungsbereich 
Kraft- und Fernheizwerke 


11 Einschließlich Mililörische Dienststellen 
2) Übriger Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 

DLKW Schwere Nutzfahrzeuge 
PKW Otto- u. Diesel-PKW (einschl. (eichte 
Nutzfahrzeuge und Zweiräder) 

REST Restliche Brennstoffe 
BRK , Brounkohle 
STK Steinkohle 

Mt = 1 Mega-Tonne ■= 1 Mio. Tonnen 


r 2.0 



UMPLIS 

^thodenbonk 


Umwelt 
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Tabelle 2d 


Emissionen an Staub nach Sektoren 


Bereich/Sektor 

1966 

1970 

1974 

1978 

1982 

1986 

Ausbück 

1995 


kt 

% 

kt 

% 

kt 

% 

kt 

% 

kt 

% 

kt 

% 

kt 

% 

Insgesamt 

1.800 

100,0 

1.300 

100,0 

950 

100,0 

700 

100,0 

600 

100,0 

550 

100,0 

500 

100,0 

Prozesse 1)2) 

720 

39,5 

630 

47,2 

500 

53,3 

390 

55,5 

350 

56,4 

330 

58,1 

280 

57,1 

Energieverbrauch 

1.100 

60,5 

700 

52,8 

440 

46,7 

310 

44,5 

270 

43,6 

240 

41,9 

210 

42,9 

Übriger Verkehr 3) 4) 

75 

4,1 

45 

3,6 

30 

3,0 

17 

2,4 

17 

2,8 

17 

3,0 

16 

3,3 

Straßenverkehr'!) 

30 

1,6 

35 

2,8 

35 

3,9 

45 

6,1 

50 

8,0 

55 

10,0 

70 

14,7 

Haushalte 

220 

11,9 

180 

13,5 

100 

11,0 

45 

6,5 

40 

6,8 

35 

6,5 

30 

5,9 

Kleinverbraucher 5) 

25 

1,5 

25 

1,8 

18 

1,9 

14 

2,0 

12 

2,0 

9 

1,6 

6 

1,2 

Industrie^) 

170 

9,6 

80 

6,0 

45 

4,7 

40 

5,4 

30 

4,9 

25 

4,6 

20 

4,3 

Übriger Umwandlungs- 
bereich^) 

95 

5,2 

30 

2,3 

16 

1,7 

11 

1,6 

9 

1,5 

5 

0,9 

9 

1,9 

Kraft- und Fernheizwerke 8) 

480 

26,6 

300 

22,8 

190 

20,5 

140 

20,5 

110 

17,6 

85 

15,3 

55 

11,6 


— Angaben gerundet in kt = Kilotonnen = 1,000 Tonnen — 

— Abweichungen von älteren Angaben durch Aktualisierung des Berechnungsverfahrens bedingt — 


1) Einschließlich energiebedingter Emissionen 

2) Einschließhch Umschlag von Schüttgütern 

Land-, Forst- und Bauwirtschaft, Militär, Schienen-, Wasser- und Luftverkehr 
Nur Abgas-Emissionen 
Einschließhch Mihtärischer Dienststellen 
Verarbeitendes Gewerbe und Übriger Bergbau 
z. B, Raffinerien, Kokereien, Brikettfabriken 
8) bei Industriekraftwerken nur Stromerzeugung 


97 Entwicklung bis 1986 

Die zunächst sehr starke Abnahme der Emissionen 
hat sich inzwischen verlangsamt. Hierbei wurden die 
Minderungserfolge in stärkerem Maße bei den Kraft- 
werken und Industriefeuerungen als im Produktions- 
sektor erzielt. Im einzelnen: 

~ Rückgang bei den industriellen Produktionspro- 
zessen entsprechend den Anforderungen der TA 
Luft, jedoch leichter Anstieg beim Umschlag von 
Schüttgütern. 

— Abnahme bei den Kraft- und Fernheizwerken ent- 
sprechend den Anforderungen der TA Luft und der 
Großfeuerungsanlagen- Verordnung. 

— Rückgang bei Industriefeuerungen und im Übri- 
gen Umwandlungsbereich entsprechend den An- 
forderungen der TA Luft und der Abnahme des 
Einsatzes von festen Brennstoffen. 

— Abnahme bei den Haushalten und Kleinverbrau- 
chern entsprechend dem rückläufigen Einsatz von 
festen Brennstoffen und der Verbesserung der 
Verbrennungsbedingungen durch die 1. BImSchV 
(Verordnung über Feuerungsanlagen). 

— Rückgang im Übrigen Verkehr bis Mitte der 70er 
Jahre als Folge der Elektrifizierung im Schienen- 
verkehr (Umstellung von Dampf- auf Elektro- 
loks). 


— Anstieg im Straßenverkehr als Folge des stärker 
nachgefragten Dieselkraftstoffs. 


Geschätzte weitere Entwicklung 

Weitere, wenn auch leichte Abnahme der Emissionen. 

Im einzelnen; 

— Starker Rückgang bei Kraft- und Fernheizwerken, 
Industriefeuerungen und im Übrigen Umwand- 
lungsbereich (26 %) aufgrund verschärfter Anfor- 
derungen von Großfeuerungsanlagen-Verord- 
nung und TA Luft 

— Starke Abnahme bei Haushalten und Kleinver- 
brauchern (24 %) entsprechend dem Verbrauchs- 
rückgang bei festen Brennstoffen und den ver- 
schärften Anforderungen der 1. BImSchV (Verord- 
nung über Feuerungsanlagen). 

— Leichte Abnahme im Prozeßsektor (15 %) als Folge 
der verschärften Anforderimgen der TA Luft, aller- 
dings keine Abnahme beim Umschlag von Schütt- 
gütern. 

— Praktisch unverändert im Übrigen Verkehr. 

— Starker Anstieg im Straßenverkehr (26 %) entspre- 
chend Verbrauchssteigerung bei Dieselkraftstoff, 
sofern die Partikelemissionen nicht wirksamer be- 
grenzt werden. 
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Flüchtige organische Verbindungen 


99 Emissionen flüchtiger organischer Verbindungen ent- 
stehen etwa zur Hälfte bei unvollständig ablaufenden, 
insbesondere motorischen Verbrennungsvorgängen. 
Die größeren Anlagen der Kraftwerke und Industrie- 
feuerungen sind deswegen von sehr geringer Bedeu- 
tung. Aus dem Verkehr stammen neben den Abgas- 
emissionen noch weitere Emissionen durch Verdun- 
stung am Fahrzeug aufgrund der Tankbelüftung und 
von Undichtigkeiten (insbesondere am Vergaser) so- 
wie bei der Verteilung des leichtflüchtigen Ottokraft- 
stoffs (Lagerung, Umschlag und Betankung). Die 
Emissionen aus der Verteilung haben ihre direkte Ur- 
sache im Verbrauch des Kraftstoffes und werden des- 
halb dem Sektor Straßenverkehr zugeordnet. Weitere 
emissionserhebhche Vorgänge sind die Verwendung 
von Lösemitteln sowie Produktionsprozesse vor allem 
in den Bereichen Mineralöl, Chemie sowie Nahrungs- 
und Genußmittel. 

100 Nicht berücksichtigt sind Emissionsquellen, die spe- 
ziell die Komponente Methan freisetzen, wie z. B. 
Bergbau, Landwirtschaft und Deponien. 


Die organischen Emissionen umfassen eine Vielzahl 101 
von Stoffen, deren direkte Einwirkung auf die Umwelt 
sehr unterschiedlich zu beurteilen ist. Hochtoxische 
Verbindungen treten in relativ geringen Mengen auf. 
Folghch kann aus der Gesamtemission allein nicht 
direkt auf das entsprechende Wirkungspotential ge- 
schlossen werden. Die Gesamtmenge der Emissionen 
ist jedoch bedeutsam im Hinbhck auf die Rolle der 
flüchtigen organischen Verbindungen als Vorläufer 
sekundärer Luftverunreinigungen, insbesondere Oxi- 
dantien. Da bei intensiver Sonneneinstrahlung mit 
quantitativer Umsetzung zu rechnen ist, wirken sich 
Unterschiede in der Reaktivität ledighch auf den Ort 
der Umsetzung aus. 

Die Emissionsangaben für die Sektoren Lösemittelver- 102 
Wendung und Prozesse sind noch mit relativ großen 
Unsicherheiten behaftet. Lösemittel werden in der In- 
dustrie, im Gewerbe und im Haushalt verwendet, über- 
wiegend als Bestandteile von Produkten. Aus dem Ver- 
gleich der Produktions- mit den bisher nachgewiesenen 
Verbrauchsmengen folgt, daß die Emissionen offen- 
sich thch noch unterschätzt werden. Eingeleitete Unter- 
suchungen über den Verbleib der hergestellten Löse- 
mittel sollen eine größere Transparenz erbringen. 
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Abbildung 8 


Emissionen flüchtiger organischer Verbindungen nach Sektoren und Subsektoren 


1) Gemessen an der Produktion als Lösemittel verwendeter 
Stoffe sind die Emissionen bislang unvollständig erfaßt 

2) Einschließlich Militärische Dienststellen 

3) Übriger Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 

4) Einschließlich Übriger Umwandlungsbereich und Kraft- 
werke 

Mt = 1 Mega-Tonne 
- 1 Mio. Tonnen 


Lösemittel-^^ ^ 
Verwendung 


Prozesse 


Energie-®^ 

verbrauch 


DLKW 

PKW 


DPKW 


MARK 



übrige Produkte 
Locke/Lockieranlagen 
Hologenkohlenwasserstoffe 
Übrige Produkte 
MineralÖlverarbeitung 
Chemische Industrie 
Brot, Bier, Spirit., Wein 
Übriger Verkehr 
Straßenverkehr®^ 

Haushalte 

Kleinverbraucher^^ 

Industrie^^ 


Schwere Nutzfahrzeuge 
Otto- u. Diesel-PKW 
(einschl. leichte Nutzfahrzeuge 
und Zweiräder) 

Diesel-PKW 

(einschl. leichte Nutzfahrzeuge) 

Verdunstung von 

Ottokraftstoff 

Verteilung (Marketing) von 

Ottokraftstoff 

5) Ohne Methan-Emittenten 
wie Bergbou, Lortdwirtschoft, 
Deponien 

6) EinschließKch Verteilung 
und Verdunstung von 
Ottokraftstoff 

T- 1.5 


- 1.0 
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PKW _ 


VERD 


MARK 
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Tabelle 2e 


Emissionen an flüchtigen organischen Verbindungen nach Sektoren 


Bereich/Sektor 

1966 

1970 

1974 

1978 

1982 

1986 

Ausblick 

1995 


kt 

% 

kt 

% 

kt 

% 

kt 

% 

kt 

% 

kt 

% 

kt 

% 

Insgesamt 

2.200 

100,0 

2.600 

100,0 

2.600 

100,0 

2.500 

100,0 

2.400 

100,0 

2.400 

100,0 

1.500 

100,0 

Lösemittelverwendung 1) 

840 

37,7 

920 

35,1 

940 

36,9 

930 

36,8 

930 

39,1 

930 

38,3 

510 

34,3 

Prozesse 2) 3) 

320 

14,4 

450 

17,1 

340 

13,4 

230 

9,0 

130 

5,6 

130 

5,2 

110 

7,4 

Energieverbrauch 

1.050 

47,9 

1.300 

47,8 

1.250 

49,7 

1.350 

54,2 

1.300 

55,3 

1.350 

56,5 

870 

58,3 

Übriger Verkehr^) 

60 

2,7 

75 

2,9 

70 

2,8 

65 

2,5 

60 

2,6 

60 

2,5 

45 

3,2 

Straßenverkehr 5) 

710 

31,8 

920 

35,1 

1.000 

40,0 

1.200 

46,7 

1.100 

47,6 

1.200 

49,1 

720 

48,2 

Haushalte 

240 

10,7 

200 

7,5 

120 

4,6 

70 

2,8 

70 

3,0 

75 

3,0 

60 

3,9 

Kleinverbraucher 6) 

20 

0,9 

20 

0,8 

20 

0,7 

16 

0,6 

12 

0,5 

12 

0,5 

11 

0,7 

Industrie^) 

25 

1,0 

20 

0,8 

20 

0,8 

18 

0,7 

17 

0,7 

17 

0,7 

17 

hl 

Übriger Umwandlungs- 
bereichs) 

8 

0,4 

6 

0,2 

5 

0,2 

4 

0,2 

4 

0,2 

3 

0,1 

4 

0,3 

Kraft- und Fernheizwerke 

9 

0,4 

13 

0,5 

16 

0,6 

18 

0,7 

17 

0,7 

13 

0,6 

13 

0,9 


— Angaben gerundet in kt = Kilotonnen = 1.000 Tonnen — 

— Abweichungen von älteren Angaben durch Aktuahsierung des Berechnungsverfahrens bedingt ~ 


In Industrie, Gewerbe und Haushalten, Gemessen an der Produktion als Lösemittel verwendeter Stoffe sind die Emissionen 
bislang unvollständig erfaßt, 

2) Ohne energiebedingte Emissionen 

Ohne Methan-Emittenten wie Bergbau, Landwirtschaft, Deponien einschließlich 
Land-, Forst- und Bauwirtschaft, Müitär, Schienen-, Wasser- und Luftverkehr 
Verteilung und Verdunstung von Ottokraftstoff 
Einschließlich Mihtär. Dienststellen 
’) Verarbeitendes Gewerbe und Übriger Bergbau 
ö) z. B. Raffinerien, Kokereien, Brikettfabriken 
bei Industriekraftwerken nur Stromerzeugung 


103 Entwicklung bis 1986 

Insgesamt gesehen nehmen die Emissionen gegen- 
über dem Anfang der 70er Jahre leicht ab. Im einzel- 
nen: 

— Zunahme der Abgas-Emissionen im Straßenver- 
kehr parallel zum zunehmenden Verkehr bis Ende 
der 70er Jahre, danach Abkopplung aufgrund ge- 
setzhcher Abgasregelungen, 

— Zunahme der Verdunstungs- und Verteilungs- 
emissionen im Straßenverkehr, nahezu parallel 
zum Verbrauchsanstieg von Ottokraftstoff. 

— Kaum Veränderungen bei Lösemitteln. 

— Abnahme bei industriellen Prozessen entspre- 
chend den Anforderungen der TA Luft und Maß- 
nahmen zur Minderung von Wertstoffverlusten. 

— Abnahme bei Haushalten bis Ende der 70er Jahre 
durch die Umstellung von Kohle auf flüssige und 
gasförmige Brennstoffe mit einem günstigerem 
Emissionsverhalten, 

— Kaum Veränderungen im Übrigen Verkehr, bei 
Industriefeuerungen und Kleinverbrauchern. 


Geschätzte weitere Entwicklung 

Starke Abnahme der Emissionen. Im einzelnen: 

— Starke Abnahme im Straßenverkehr (39 %) insbe- 
sondere aufgrund des entsprechend den gesetzh- 
chen Abgasregelungen zu erwartenden Anteils 
schadstoffarmer Pkw, vor allem mit geregeltem 
Dreiwegkatalysator. 

— Starke Abnahme bei Lösemitteln (45 %) aufgrund 
der 2. BImSchV (Verordnung zur Emissionsbe- 
grenzung von leichtflüchtigen Halogenkohlen- 
wasserstoffen) sowie steigender Verwendung lö- 
semittelärmerer Produkte. 

— Leichte Abnahme bei Prozessen (13 %) entspre- 
chend den verschärften Anforderungen der TA 
Luft. 

— Leichte Abnahme bei Haushalten und Kleinver- 
brauchern (19 %) infolge des abnehmenden Ener- 
gieverbrauchs. 

— Praktisch unverändert bei den Kraftwerken und 
Industriefeuerungen, soweit sich nicht durch 
Brennstoff Substitution relevante Änderungen er- 
geben. 
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2.1.2 Grenzüberschreitende Luftverunreinigungen 


105 Aussagen und Kenntnisse über den grenzüberschrei- 
tenden Transport atmosphärischer Luftverunreini- 
gungen und deren Depositionen liegen der Bundesre- 
gierung aus Berechnungen und Messungen nur für 
die Deposition von Schwefel vor. Die Arbeiten hierzu 
erfolgen insbesondere im Rahmen des in das Genfer 
Übereinkommen von 1979 über weiträumige grenz- 


überschreitende Luftverunreinigungen aufgenom- 
mene Programm EMEP (Co-operative Programme for 
Monitoring and Evaluation of the Long-range Trans- 
mission of Air PoUutants in Europe). Diese Berechnun- 
gen basieren auf der Anwendung großräumiger Tra- 
jektorienmodelle unter Berücksichtigung jahreszeit- 
lich modifizierter Schwefeldioxidemissionsangaben 
aus den ECE-Mitgüedsländern. Der so berechnete eu- 
ropäische Schwefelhaushalt der Atmosphäre ist in Ta- 
belle 3 dargestellt. 


Anmerkungen zu Tabelle 3: 


Dargestellt ist die im ECE-Programm EMEP vom meteorologischen Synthesezentrum West (Oslo) berechnete 
europäische Schwefelbilanz im EMEP-Untersuchungsgebiet für das Jahr 1986 auf der Grundlage von Emis- 
sionsangaben für das Jahr 1985. 


Die emittierenden Länder sind in der Horizontalen, die mit der Schwefeldeposition beaufschlagten Länder in 
der Vertikalen angeordnet. 


In der Horizontalen bedeuten: 

RE Nichteuropäische Länder, die teilweise von dem EMEP-Untersuchungsgebiet überdeckt werden (z. B. 
Nordafrika). 

IND Umbestimmte Depositionen. 

SUM Summe der Depositionen aus dem EMEP-Untersuchungsgebiet auf das einzelne Land. (Dieser Wert ist 
für den Vergleich mit den Messimgen heranzuziehen.) 


In der Vertikalen bedeuten: 

RE Deposition der einzelnen Länder auf nichteuropäische Länder und Meere. 

SUM Summe der Depositionen, die vom einzelnen Land auf die anderen Gebiete hervorgerufen werden. 
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Tabelle 3 


Weiträumige Ausbreitung von 



AL 

A 

B 

BG 

CS 

DK 

SF 

F 

DDR 

D 

GR 

H 

IS 

IRL 

I 

AL 

6 

0 

0 

4 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

2 

0 

0 

0 

3 

A 

0 

23 

1 

2 

28 

0 

0 

3 

12 

11 

0 

22 

0 

0 

23 

B 

0 

0 

48 

0 

3 

0 

0 

16 

4 

15 

0 

0 

0 

0 

1 

BG 

0 

0 

0 

156 

2 

0 

0 

0 

1 

0 

1 

3 

0 

0 

2 

CS 

0 

6 

1 

2 

411 

0 

0 

5 

72 

19 

0 

47 

0 

0 

8 

DK 

0- 

0 

1 

0 

3 

32 

0 

1 

8 

8 

0 

0 

0 

0 

0 

SF 

0 

0 

0 

0 

6 

1 

60 

1 

10 

4 

0 

2 

0 

0 

0 

F 

0 

2 

18 

1 

23 

0 

0 

329 

29 

45 

0 

7 

0 

1 

47 

DDR 

0 

0 

5 

0 

85 

3 

0 

9 

548 

57 

0 

3 

0 

0 

3 

D 

0 

4 

21 

1 

65 

3 

0 

46 

110 

361 

0 

10 

0 

0 

18 

GR 

0 

0 

0 

19 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

44 

0 

0 

0 

4 

H 

0 

3 

0 

5 

22 

0 

0 

0 

5 

2 

0 

191 

0 

0 

9 

IS 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

IRL 

0 

0 

0 

0 

1 

0 

0 

1 

1 

1 

0 

0 

0 

16 

0 

I 

0 

3 

0 

3 

9 

0 

0 

11 

6 

6 

2 

9 

0 

0 

493 

L 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

3 

0 

1 

0 

0 

0 

0 

0 

NL 

0 

0 

11 

0 

3 

0 

0 

8 

8 

34 

0 

0 

0 

0 

0 

N 

0 

0 

2 

0 

5 

4 

1 

3 

11 

11 

0 

0 

0 

0 

0 

PL 

0 

3 

4 

2 

148 

4 

0 

8 

188 

39 

0 

30 

0 

0 

7 

P 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

1 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

R 

0 

1 

0 

21 

17 

0 

0 

1 

8 

2 

0 

31 

0 

0 

5 

E 

0 

0 

1 

0 

3 

0 

0 

20 

4 

5 

0 

1 

0 

0 

8 

S 

0 

0 

2 

0 

19 

13 

7 

3 

40 

18 

0 

2 

0 

0 

1 

CH 

0 

0 

0 

0 

4 

0 

0 

7 

3 

5 

0 

2 

0 

0 

20 

TR 

0 

0 

0 

10 

1 

0 

0 

1 

1 

0 

4 

1 

0 

0 

4 

SU 

0 

3 

4 

14 

107 

8 

26 

7 

124 

37 

1 

57 

0 

0 

10 

GB 

0 

0 

5 

0 

6 

1 

0 

11 

11 

13 

0 

1 

0 

5 

1 

YU 

1 

2 

0 

55 

11 

0 

0 

2 

5 

2 

3 

30 

0 

0 

41 

RE 

4 

4 

33 

40 

90 

37 

20 

112 

177 

133 

24 

25 

0 

13 

278 

SUM 

14 

58 

162 

341 

1.075 

112 

115 

614 

1.393 

835 

85 

479 

0 

40 

994 


Einheit: 1.000 Tonnen Schwefel/Jahr 

Quelle; Co-operative Programme for Monitoring and Evaluation of the long-range Transmission of Air Pollutants in Europe 
(EMEP). Meteorological Synthesizing Centres -MSC-W/MSC-E: Siunmarized calculation results of transboundary depo- 
sition for 1980 and 1983-86, A. Eüassen, A. Pressman, J. Soltbones, M. Galperin, Moscow 1988. Die angegebenen Daten 
beziehen sich auf Berechnungen des meteorologischen Synthesezentrums West in Oslo. 
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Tabelle 3 


atmosphärischem Schwefel in Europa 1986 


L 

NL 

N 

PL 

P 

R 

E 

S 

CH 

TR 

SU 

GB 

YU 

RE 

IND 

SUM 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

1 

0 

7 

28 

0 

0 

0 

17 

0 

0 

0 

0 

1 

0 

1 

3 

22 

0 

24 

198 

0 

3 

0 

1 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

10 

0 

0 

8 

114 

0 

0 

0 

4 

0 

3 

0 

0 

0 

1 

13 

0 

7 

0 

19 

215 

0 

1 

0 

87 

0 

1 

0 

0 

0 

0 

3 

5 

17 

0 

29 

719 

0 

1 

0 

3 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

1 

8 

0 

0 

9 

80 

0 

0 

0 

12 

0 

0 

0 

5 

0 

0 

56 

5 

1 

0 

67 

233 

0 

4 

0 

14 

1 

0 

48 

0 

5 

0 

1 

37 

10 

1 

149 

778 

0 

4 

0 

35 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

2 

14 

2 

0 

25 

800 

1 

14 

0 

35 

0 

0 

2 

0 

3 

0 

2 

45 

8 

0 

71 

825 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

3 

4 

0 

2 

0 

25 

106 

0 

0 

0 

14 

0 

2 

0 

0 

0 

0 

3 

1 

44 

0 

16 

324 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

15 

16 

0 

0 

0 

1 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

9 

0 

0 

24 

59 

0 

0 

0 

5 

0 

0 

5 

0 

3 

0 

1 

2 

29 

1 

81 

676 

1 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

1 

9 

0 

34 

0 

2 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

19 

0 

0 

11 

135 

0 

2 

13 

7 

0 ^ 

0 

0 

3 

0 

0 

9 

21 

0 

0 

99 

195 

0 

3 

0 

724 

0 

1 

1 

1 

0 

0 

20 

14 

16 

0 

50 

1.268 

0 

0 

0 

0 

42 

0 

22 

0 

0 

0 

0 

1 

0 

0 

25 

92 

0 

0 

0 

23 

0 

34 

0 

0 

0 

1 

32 

1 

38 

0 

40 

260 

0 

0 

0 

2 

8 

0 

525 

0 

0 

0 

0 

5 

1 

2 

86 

675 

0 

2 

4 

29 

0 

0 

0 

43 

0 

0 

17 

19 

1 

0 

102 

327 

0 

0 

0 

2 

0 

0 

1 

0 

12 

0 

0 

2 

3 

0 

14 

81 

0 

0 

0 

1 

0 

0 

0 

0 

0 

48 

15 

0 

2 

0 

83 

175 

0 

4 

1 

257 

0 

11 

1 

8 

0 

2 

2.182 

27 

34 

0 

412 

3.344 

0 

3 

0 

5 

0 

0 

2 

0 

0 

0 

1 

489 

1 

0 

66 

626 

0 

0 

0 

11 

0 

3 

2 

0 

0 

1 

6 

1 

307 

0 

71 

561 

0 

30 

7 

140 

12 

4 

208 

22 

3 

19 

187 

408 

48 

9 

932 

3.026 

5 

109 

28 

1.435 

65 

65 

824 

87 

33 

78 

2.560 

1.154 

601 

16 

2.567 

15.947 
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106 Vergleiche mit Messungen ergaben, daß die Überein- 
stimmung der Modellresultate mit den Messungen als 
zufriedenstellend bezeichnet werden kann. So dienen 
die Modellrechnungen mit dem EMEP-Modell dazu, 
die nationalen S02-Emissionsabsenkungen und deren 
Auswirkungen zu kontroUieren (z. B. die vereinbarte 
S02-Minderung um mind. 30 % bis spätestens 1993; 
vgl. unter 2.6.2). 

107 Berechnet werden u. a. für alle ECE-Staaten die je- 
weils nach anderen Staaten exportierten bzw. aus an- 
deren Staaten importierten Mengen atmosphärischer 


Schwefeldepositionen. Abbildung 9 stellt diese 
Schwefelbilanz für die Bundesrepubhk Deutschland 
dar. 

Die für die Jahre 1980 und 1986 in der Abbildung 10 108 

zusammengefaßte Darstellung über die Schwefel- 
transporte (Angaben in Mio. Tonnen Schwefel pro 
Jahr) zeigt, daß von den sich ständig verringernden 
Schwefelemissionen der Bundesrepublik Deutsch- 
land etwa 30 % im Lande verbleiben und etwa 70 % 
exportiert werden. Bezogen auf die Depositionen im 
eigenen Land sind etwa 50 % importiert. 


Abbildung 9 


Grenzüberschreitende Schwefeltransporte für die Bundesrepublik Deutschland für 1986; 
angegeben als Schwefeldepositionen in 1 000 1 Schwefel/Jahr, hervorgerufen durch 
Schwefeltransporte aus anderen Staaten und in andere Staaten. 
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Abbildung 10 


Gesamtbilanz der Massenstromdichten von atmosphärischem Schwefel 1980/1986 


Transporte 

Schwefelflüsse 

Mio. t S/a 

1980 1986 

Emissionen in der Bundesrepublik 
Deutschland 

1,60 

1,20 

Export aus der Bundesrepublik 
Deutschland 

1,10 

0,84 

Verbleib in der Bundesrepublik 
Deutschland 

0,50 

0,36 

Import aus dem EMEP-Gebiet 

0,55 

0,47 



1,20 0,83 
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109 Aufgrund emissionsmindemder Maßnahmen in der 
Bundesrepubhk Deutschland wird der exportierte An- 
teil deutlich sinken und der Anteil importierter 
Schwefelbelastungen weiter steigen. Flugzeugmes- 
sungen entlang der Grenzen bestätigen, daß zu allen 
Jahreszeiten auch lokal kurzzeitig auftretende hohe 
Immissionsbelastungen durch SO 2 (insbesondere 
auch bei Smogperioden) wesentlich durch Ferntrans- 
port verursacht werden können. 

110 Die Bundesregierung wird deshalb ihre bisherigen 
Anstrengungen noch verstärken, auf internationaler 
Ebene und durch bilaterale Vereinbarungen eine Re- 
duzierung der Schadstoffemissionen in den europäi- 
schen Ländern zu erreichen. 

111 Entsprechende europaweite Schadstoffbilanzen 
(Emitter-Rezeptorberechnungen) hegen derzeit für 
andere Luftschadstoffe noch nicht vor. Modehrech- 
nungen für NOx befinden sich in Vorbereitung. Erste 
vorläufige Bilanzrechnungen weisen auch den atmo- 
sphärischen Ferntransport von NOx als ein europa- 
weites Problem aus. Der Beitrag der Bundesrepubhk 
Deutschland wird durch die Einführung schadstoffar- 
mer Kraftfahrzeuge und die absehbaren NOx-Emis- 
sionsminderungen an stationären Anlagen in naher 
Zukunft deuthch vermindert werden. 

112 Die europaweiten Emissionsverhältnisse von Stick- 
stoffoxiden und von reaktiven Kohlenwasserstoffen 
(RHC) sind vor dem Hintergrund der von diesen Luft- 
verunreinigungen verursachten hohen Ozonkonzen- 
trationen, die in engem Zusammenhang mit den 
Waldschäden stehen dürften, von großer Bedeutung. 
Erste Ergebnisse der bilateralen deutsch-niederländi- 
schen Untersuchungen des PHOXA-Programms (Pho- 
tochemical Oxidant and Acid Deposition Model Appli- 
cation) zeigen, daß auch Ozon ebenso wie dessen Vor- 
läufersubstanzen, Stickstoffoxide und flüchtige orga- 
nische Substanzen in der freien Atmosphäre über 
weite Strecke transportiert wird und damit ein grenz- 
überschreitendes weiträumiges Problem für die Luft- 
reinhaltepolitik darstellt. Die ersten Ergebnisse der 
Modellrechnungen zeigen, daß bei einer gleichmäßi- 
gen hypothetischen Minderung von NOx-Emissionen 
in Europa eine Abnahme der Ozonkonzentrationen in 
industriefemen Gebieten zu erwarten ist. Ozonabnah- 
men in fast allen Gebieten wurden für den Fall be- 
rechnet, in dem zusätzlich auch von einer Ver- 
minderung der Kohlenwasserstoffe ausgegangen 
wurde. 

113 Hinsichtlich einer wirksamen Minderung der Ozon- 
belastung gilt daher, daß sowohl die Emissionen an 
Stickstoffoxiden als auch die an Kohlenwasserstoffen 
deuthch gesenkt werden müssen. Hier reichen einzel- 
staatliche Maßnahmen nicht aus, so daß die Bundes- 
regierung ihre internationalen Bemühungen auch auf 


die Reduzierung dieser Schadstoffemissionen aus- 
richtet. 


Feststellung des grenzüberschreitenden Transportes 
von SO2 und NOx aus Messungen 

Aus den bisherigen Ausführungen wird ersichthch, 114 
daß für wichtige Schadstoffe wie SO 2 oder NOx nicht 
nur die lokale Emissionssituation, sondern auch die 
großräumige Verfrachtung von entscheidendem Ein- 
fluß auf die Immissionssituation ist. Diese Tendenz 
verstärkt sich weiterhin in dem Maße, wie die Bundes- 
repubhk Deutschland zum Importland für Luftverun- 
reinigungen wird. 

Um einen Überbhck über die grenzüberschreitenden 115 
Schadstoff-Frachten zu bekommen, läßt die Bundes- 
regierung Meßflüge entlang der Landesgrenzen 
durchführen. 

Die wichtigsten Resultate der ersten 34 Meßflüge aus 116 
den Jahren 1985/86 lassen sich folgendermaßen zu- 
sammenfassen: 

— Über die östiiche Grenze der Bundesrepubhk 
Deutschland werden bei Wind aus Osten vor ahem 
in den Wintermonaten erhebhche S02-Mengen 
nach Westen transportiert. Die entsprechenden 
NOx-Transporte sind um den Faktor 2 bis 12 gerin- 
ger. Diese klare Dominanz von SO 2 resultiert aus 
den in den Hauptemissionsgebieten im Osten vor- 
herrschenden S02-Emissionen. 

— Bei Wind aus Westen werden dagegen geringere 
Mengen an SO 2 , Sulfat und Nitrat mit wesenthch 
niedrigeren Konzentrationen über die Ostgrenze 
der Bundesrepubhk Deutschland nach Osten 
transportiert als bei umgekehrter Strömungsrich- 
tung nach Westen. Bei NOx werden dagegen bei 
West- wie Ostwind etwa gleichgroße Mengen ver- 
frachtet. 

— Aus den Messungen an der Ost- und Westgrenze 
geht hervor, daß die Bimdesrepublik Deutschland 
in erhebhchem Maße ein Transitland für Luft- 
schadstoffe ist, insbesondere für SO 2 und Sulfat; 
dieses ergibt sich auch aus den EMEP-Berechnun- 
gen im Rahmen der ECE-Luftreinhaltekonven- 
tion. 

In Tabelle 4 sind die Ergebnisse dieser ersten Meß- 
flüge zusammengesteht. Es handelt sich hierbei um 
grobe Angaben, da man die Flüsse nur mittelbar mes- 
sen kann. Eine Hochrechnung auf jährhche Massen- 
flußraten ist anhand dieser Meßergebnisse nicht mög- 
hch. 
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Tabelle 4 

Zusammenstellung der grenzüberschreitenden Flüsse von SO 2 und NOx zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und ihren Nachbarn auf der Grundlage von 34 Meßflügen 



SO2 

NOx 

Zahl der 

Bemerkungen 


(Tonnen/Stunde) 

Meßflüge 

A. Grenze der Bundesrepublik 
Deutschland zu den östli- 
chen Nachbarn 

a) Wind aus östl. Richtungen 

300-2.500 

40-400 

14 (SO 2 ) 

10 (NOx) 

Flüge entlang eines ca. 600 km 
langen Grenzabschnittes zwi- 
schen Kiel (Ostsee) und Bay- 
reuth (Bayern) 

b) Wind aus westl. Richtungen 

100-700 

40-300 

7 (SO 2 ) 

7 (NOx) 


B. Grenze der Bundesrepublik 
Deutschland zu den westli- 
chen Nachbarn 

a) Wind aus östl. Richtungen 

300-800 

250-400 

5 (SO 2 ) 

5 (NOx) 

Flüge entlang eines 400 bis 600 
km langen Grenzabschnittes 
zwischen Emden (Nordsee) und 
Karlsruhe 

b) Wind aus westl. Richtungen 

60-400 

70-180 

4 (SO 2 ) 

4 (NOx) 

Flüge entlang der 800 km lan- 
gen Grenze zwischen Emden 
(Nordsee) und Basel (Schweiz) 

C. Grenze der Bundesrepublik 
Deutschland zu den nördli- 
chen Nachbarn 





a) Wind aus nördl. bis westl. 
Richtungen 

20-200 

50-100 

4 (SO 2 ) . 

4 (NOx) 

Rüge, entlang eines 430 km 
langen Grenzabschnittes zwi- 
schen Heihgenhafen (Ostsee) 
und Gronau (Grenze zwischen 
D/NL) 


2.1.3 Immissionen 


117 Die Überwachung der Immissionsbelastung erfolgt in 
den Ballungsgebieten und Städten durch die Meß- 
netze der Bundesländer sowie im Hinbhck auf groß- 
räumige Belastungen und grenzüberschreitende 
weiträumigen Transporte und Auswirkungen durch 
das Meßnetz des Umweltbundesamtes. 

118 Der Ausbau der Meßnetze der Bundesländer zur fort- 
laufenden Überwachung der Immissionen in Bela- 
stungsgebieten nach § 44 BImSchG ist weitgehend 
abgeschlossen. Im Hinblick auf die neuartigen Wald- 
schäden haben die meisten Länder zusätzlich Meßsta- 
tionen zur Erforschung der Ursachen der Waldschä- 
den in Waldregionen eingerichtet. Aufgrund der Re- 
sultate aus diesen Meßnetzen zeichnet sich für die 
Belastung durch die wichtigsten Schadstoffe folgen- 
des Bild ab: 


Schwefeldioxid 


Die niedrigsten S02-Konzentrationen wurden im Kü- 
stenbereich und im südlichen Deutschland angetrof- 
fen, höhere S02-Belastungen wurden im nördlichen 
Bereich der deutschen Mittelgebirge festgestellt. Dies 
ist darauf zurückzuführen, daß dieser Bereich sowohl 
durch Emissionen aus den Ballungsgebieten der Bun- 
desrepublik Deutschland als aüch bei östlichen Wind- 
richtungen durch Emissionen aus den östhchen Nach- 
barländern beinflußt wird. Die bei Ostwind auftreten- 
den Konzentrationen sind zeitweise so hoch, daß es 
bei ungünstigen Wetterlagen durch diese Schadstoff- 
transporte zu Überschreitungen der Schwellenwerte 
für Smogalarm auch in rein ländlich geprägten Ge- 
genden in Grenznähe kommt. Relativ hohe Belastun- 
gen zeigen sich kurzzeitig auch im nordösthchen 
Oberfranken, die überwiegend auf Emissionen in der 
DDR und CSSR zurückgeführt werden können. 


119 
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120 In den Belastungsgebieten werden die Immissions- 
werte der TA Luft (IWl und IW2) in der Regel einge- 
halten. Nur in Jahren mit sehr ungünstigen meteoro- 
logischen Bedingungen (Smog), bei denen es gehäuft 
kurzzeitig zu hohen Konzentrationen kommt, die zum 
großen Teil durch grenzüberschreitenden Transport 
von Luftverunreinigungen verursacht werden, kommt 
es noch zu Überschreitungen des Kurzzeitimmissions- 
wertes IW2. 

121 Aufgrund ausgewerteter Unterlagen steht fest, das die 
in den letzten Jahren getroffenen Maßnahmen zu 
niedrigeren S02-Konzentrationen geführt haben. Mit 
einer Fortsetzung dieses Trends ist zu rechnen. Dort, 
wo die Immissionsbelastung überwiegend durch 
grenzüberschreitenden Transport bestimmt wird, 
wird die Entwicklung von Maßnahmen jenseits der 
Grenze mitbestimmt. 


Stickstoffoxide 

122 Die Stickstoffoxide zeigen ein gänzlich anderes Ver- 
teilungsmuster als SO 2 und Staub. Sehr hohe NO- 
Konzentrationen treten im Bereich von Hauptver- 
kehrsstraßen und Autobahnen auf. Für NO 2 ist diese 
linienförmige Belastung schwächer ausgeprägt, weil 
sich diese Luftverunreinigung erst als Folgeprodukt 
des unmittelbar emittierten NO in der Atmosphäre bü- 
det, so daß örtliche Belastungsspitzen verwischt wer- 
den. Generell sind die NO- und N02-Konzentrationen 
in Ballungsgebieten merklich höher als in ländlichen 
Regionen. Die Zunahme der NO 2 -Konzentrationen ist 
im wesentlichen zum Stillstand gekommen. 


Staub 

123 Immissionen von Staub werden als Staubniederschlag 
und als Schwebstaub gemessen. 

124 Die Belastung mit Staubniederschlag ist in den Bal- 
lungsgebieten seit Ende der 70er Jahre im wesentli- 
chen gleichbleibend bis abnehmend. Insbesondere an 
speziellen Industriestandorten, wo bisher die Immis- 
sionswerte der TA Luft noch überschritten wurden, 
gehen die Belastungen durch Staubniederschlag 
deutlich zurück, so daß nunmehr keine Überschrei- 
tungen mehr festgestellt werden. Die Schwermetall- 
anteile insbesondere von Blei, Cadmium und Thal- 
lium im Staubniederschlag stellen wegen ihrer Anrei- 
cherungsfähigkeit im Boden sowie in der Nahrungs- 
und Futtermittelkette ein besonderes Gefährdungs- 
potential dar. Mehrere Gebiete sind kleinräumig 
durch Schwermetalle im Staubniederschlag erheblich 
vorbelastet. Für Cadmium im Staubniederschlag wer- 
den noch vereinzelt kleinräumige Überschreitungen 
des Immissionswertes festgestellt. In ländlichen, indu- 
striefernen Zonen hegt die Belastung durch Blei und 
ThaUium weit unterhalb der Immissionswerte der TA 
Luft, der Immissionswert für Cadmium wird eingehal- 
ten. 

125 In besonders belasteten Gebieten sind die Schweb- 
staub -Konzentrationen leicht zurückgegangen, in ge- 
ringer belasteten Gebieten hingegen gleichgebhe- 
ben. Überschreitungen der Immissionswerte der TA 


Luft treten nicht mehr auf. Die Bleibelastung belaste- 
ter Gebiete, in denen der Immissionswert der TA Luft 
jedoch nicht erreicht wird, ist seit längerem deuthch 
rückläufig; diese rückläufige Tendenz ist in Gebieten 
mit mittlerer Belastung nicht so stark ausgeprägt. Die 
durch den Straßenverkehr hervorgerufenen Bleiim- 
missionen bewegen sich aufgrund der ab 1. Januar 
1976 auf 0,15 Gramm pro Liter gesenkten Bleigehalte 
in Ottokraftstoffen auf einem gleichbleibend niedri- 
gen Niveau. 

Die Einführung bleifreier Ottokraftstoffe führt zu ei- 126 
nem weiteren Rückgang der Belastung, die bei kon- 
sequenter Nutzung der bleifreien Kraftstoffe so weit 
sinken wird , daß sich langfristig die kontaminierten 
Rächen erholen. Die Belastung durch Cadmium im 
Schwebstaub ist rückläufig. Überschreitungen des 
Immissionswertes werden nicht mehr festgestellt. 


Kohlenmonoxid (CO) 

Die Immissionsbelastung durch Kohlenmonoxid ist 127 
insbesondere auch in verkehrsreichen Gebieten der 
Bundesrepublik Deutschland deutlich zurückgegan- 
gen. Die Immissionswerte der TA Luft werden nicht 
überschritten. 


Ozon 

Ozon, die Leitkomponente der photochemisch in der 128 
Atmosphäre gebildeten Oxidantien, tritt generell dort 
in besonders niedrigen Konzentrationen auf, wo auf- 
grund der Emissionsverhältiüsse die NO-Konzentra- 
tion besonders hoch ist. Dies ist darauf zurückzufüh- 
ren, daß NO sehr schnell mit Ozon zu NO 2 und O 2 
reagiert. Die weitere Umsetzung des NO 2 mit Kohlen- 
wasserstoffen unter dem Einfluß des Sonnenlichtes 
verläuft demgegenüber langsamer (Bereich von einer 
bis wenigen Stunden); hierbei wird meist wesentlich 
mehr Ozon gebildet als zunächst durch die NO-Oxi- 
dation zerstört wurde. 

Dies hat zur Folge, daß die mittleren Ozon-Konzentra- 129 
tionen in ländhchen, emittentenfernen Regionen 
deutlich höher liegen als in Ballungsgebieten; beson- 
ders niedrige Werte werden aus den o. g. Gründen im 
Bereich von Hauptverkehrsstraßen beobachtet. Re- 
gional zeichnet sich im norddeutschen Tiefland eine 
geringere Ozonbelastung als in den Mittelgebirgsbe- 
reichen und den Alpen ab. 

Bei den mittleren Belastungen (Monats- und Jahres- 130 
mittelwerten) läßt sich hier meist eine klare Höhenab- 
stufung erkennen: die Mittelwerte nehmen mit stei- 
gender Höhe zu. Dies gilt aber nicht mehr für die unter 
Wirkungsgesichtspunkten besonders diskutierten 
kurzfristigen Spitzenbelastungen. Soweit sich das bis- 
lang absehen läßt, treten in den Niederungen oft hö- 
here Spitzenwerte als in den Höhenlagen auf. Offen- 
sichtlich kommt bei sehr strahlungsreichen Episoden 
das durch die Luftverschmutzung infolge NO 2 und 
Kohlenwasserstoffe bedingte Potential zur Oxidan- 
tienbildung zum Tragen. Relativ hohe Ozonbelastun- 
gen, insbesondere bei den Spitzenwerten, sind aus 
dem Rhein-Main-Gebiet, dem Oberrheingraben und 
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der Kölner Bucht bekannt geworden, während sich im 
Küstenbereich und norddeutschen Tiefland eher rela- 
tiv niedrige Werte zeigen. 

131 Trendaussagen für Ozon sind wegen des starken me- 
teorologischen Einflusses auf die Ozonbildung 
schwierig. Je nach Strahlungsreichtum des jeweiligen 
Sommers können von Jahr zu Jahr erhebliche Unter- 
schiede auftreten. Längere Zeitreihen hegen aus Ho- 
henpeißenberg (Bayern) und einigen Meßstellen in 
der DDR vor, diese zeigen allerdings eine deuthch 
zunehmende Tendenz der Ozonkonzentration, die 
aufgrund der gestiegenen Motorisierung in den sech- 
ziger und siebziger Jahren durchaus plausibel ist. 


Saure Niederschläge 

132 Niederschläge enthalten freie Schwefel- und Salpe- 
tersäure, die aus SO 2 und NO 2 in der Atmosphäre ent- 
stehen. Salzsäure spielt demgegenüber bundesweit 
eine geringere Rolle. Die Säure des Niederschlags ist 
meist etwa zur Hälfte neutrahsiert, wobei dem Ammo- 
nium das größte Gewicht zukommt. Weitere wichtige 
Kationen sind Calcium, Natrium, Kalium und Magne- 
sium. Der Gehalt an freier Säure bedingt den pH-Wert 
des Niederschlags, der überwiegend im Mittel 4,0 bis 
4,8 beträgt. Der natürhche pH-Wert des Nieder- 
schlags im Mitteleuropa der vorindustriellen Zeit läßt 
sich nicht mit Sicherheit angeben, da aus dieser Zeit 
keine ph-Wert-Messungen vorhegen. Sie dürften aber 
wohl im Bereich von 5,0 bis 5,6 gelegen haben, so daß 
der Säuregehalt im Niederschlag heute um das fünf 
bis zehnfache höher ist. 

133 Zur Versauerung von Böden tragen nicht nur Wasser- 
stoff-Ionen, sondern indirekt auch Ammonium-Ionen 
bei. Wenn Ammonium-Ionen von den Wurzeln als 
Nährstoff aufgenommen werden, geben die Wurzeln 
zum Ausgleich Wasserstoff-Ionen ab und wenn durch 
mikrobielle Tätigkeit das Ammonium zu Nitrat bzw. 
Salpetersäure umgewandelt wird, werden ebenfalls 
Wasserstoff-Ionen freigesetzt. Die Ammonium-Ionen 
entstammen im wesentlichen den Ammoniakemissio- 
nen der Landwirtschaft und tragen vielfach etwa die 
Hälfte oder mehr zum gesamten Stickstof feintrag über 
den Luftpfad bei. 

134 Die Bedeutung der Säure im Niederschlag hegt vor 
allem in der Auswaschung basischer Pflanzennähr- 
elemente wie Calcium, Magnesium oder Kahum vor 
allem aus schlecht versorgten Waldböden. Dies kann 
zu Mangelsituationen führen und bedingt zuneh- 
mende Bodenversauerung, bei der wiederum Schwer- 
metaUe wie Blei und Cadmium sowie Aluminium mo- 
bihsiert werden. 

135 Bedeutsam für die Eintragsraten in Waldböden ist die 
Filterwirkung von Nadeln und Blättern, die durch ihre 
große Oberfläche Schadstoffe aus der durchstreifen- 
den Luft auskämmen. Beim nachfolgendem Nieder- 
schlag werden diese abgewaschen und gelangen mit 
dem Traufwasser bzw. Stammablauf in den Boden. 
Durch diesen Effekt sind die Schadstoffkonzentratio- 
nen in der Kronentraufe meist um ein vielfaches höher 
als im Freiland außerhalb des Waldes. 


Zur Veranschauhchung der Verhältnisse ist nachfol- 136 
gend für die Komponenten Wasserstoffionen (H+), 
Sulfatschwefel (SO4S) sowie Ammonium Stickstoff 
(NH 4 N) und Nitrat (NO3N) die Eintragsrate pro Hek- 
tar und Jahr für den Freiland- und den Bestandsnie- 
derschlag aufgeführt. 

Tabelle 5 


Depositionsraten 

(Angaben in kg pro Hektar und Jahr) 


Komponente 

Freüand- 

niederschlag 

Bestands- 

niederschlag 

(Fichte) 

H+ 

SO4S /als S 

NH4N /als N 

NO3N /als N 

0,3 - 0,8 

10 - 25 

6-12 

5 - 10 

0,3 - 3 

20 - 80 

5 - 35 

8 - 20 


Die Waldböden sind nicht nur höheren Schadstoffra- 137 
ten als landwirtschaftliche Böden ausgesetzt. Da eine 
großflächige kompensatorische Düngung nicht zur 
forstlichen Regelbewirtschaftung von Waldböden 
zählt, reagieren diese Böden gerade auf versauernde 
Einflüsse besonders empfindhch. 


2.1.4 Globale Auswirkungen von 
Luftverunreinigungen 

Bestimmte Luftverunreinigungen können bei Akku- 138 
mulation in der Atmosphäre globale Auswirkungen 
haben. Zu diesen Luftverunreinigimgen gehören: 

— Treibhausgase, die den Strahlungshaushalt der 
Erde beeinflussen und diesen mit wachsender 
Konzentration ändern können, was langfristig zur 
globalen Erwärmung und zu weiteren Klimaverän- 
derungen führt sowie 

— bestimmte Spurengase, die aufgrund ihrer Langle- 
bigkeit die Stratosphäre erreichen und dort die 
Ozonschicht angreifen können. 

Das wichtigste Treibhausgas ist Kohlendioxid (CO 2 ), 139 

das zwangsläufig bei der Verteuerung fossiler Brenn- 
stoffe entsteht. Seit 1958 hat die atmosphärische Kon- 
zentration um ca. 9 % zugenommen. An der weltwei- 
ten Emission von CO 2 ist die Bundesrepublik Deutsch- 
land mit ca. 4 % beteiligt. 

Daneben tragen aber auch andere Spurengase mit 140 
zunehmender Bedeutung ziun Treibhauseffekt bei. 

Zu nennen sind in erster Linie Methan (CH 4 ), Fluor- 
chlorkohlenwasserstoffe (FCKW) und Distickstoffoxid 
(N2O). 

Auf diese Problematik hat die Bundesregierung be- 141 
reits 1979 in ihrem Bericht über die Auswirkungen 
von Luftverunreinigungen auf das globale Khma hin- 
gewiesen und 1982 ein Rahmenprogramm zur Klima- 
forschung beschlossen, dessen Schwerpunkt die ge- 
nauere Untersuchung von Art, Ausmaß und Auswir- 
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kungen von Khmaveränderungen ist. Der gegenwär- 
tige Stand der nationalen und internationalen For- 
schung kann wie folgt zusammengefaßt werden: 

142 Nach Modellrechnungen, die allerdings noch nicht 
alle Einflüsse erfassen, kann eine Verdoppelung des 
C02-Gehaltes in der Erdatmosphäre etwa bis zum 
Ende des nächsten Jahrhunderts eine allgemeine 
Temperaturerhöhung von 1,5° C bis 4,5° C zur Folge 
haben. Die Modelle legen eine Fortsetzung der ge- 
genwärtigen Steigerungsrate des weltweiten Ener- 
gieverbrauchs zugrunde. Nach weiteren Modellrech- 
nungen kann die Entwicklung bei den anderen Spu- 
rengasen, deren Beitrag zum Treibhauseffekt so groß 
wie derjenige von CO 2 eingeschätzt wird, dazu füh- 
ren, daß diese Temperaturerhöhimg schon Mitte des 
nächsten Jahrhunderts eintreten kann. Die Erwär- 
mxing ist regional imterschiedlich. Für polnahe Ge- 
biete wird das zweifache dieser Spanne errechnet. 
Zudem ist der Temperaturanstieg nicht die einzige 
klimatische Auswirkung, erwartet werden auch Nie- 
derschlagsänderungen, die regional und jahreszeit- 
hch unterschiedlich sein können. Die Zuverlässigkeit 
von Modellrechnungen, die über diese Klimaände- 
rungen hinaus zugleich im regionalen Maßstab Aus- 
kunft geben, muß noch im Rahmen der Klimafor- 
schungsprogramme verbessert werden. 

1 43 Die Emissionen von FCKW sind ausschließlich anthro- 
pogenen Ursprungs. FCKW werden hauptsächlich als 
Treibmittel für Sprühdosen sowie als Verschäu- 
mungs-, Kälte- und Lösemittel eingesetzt. Bei der ge- 
genwärtigen weltweiten Emissionsentwicklung der 
beiden wichtigsten FCKW F 11 (CCI 3 F) und F 12 
(CCI 2 F 2 ) von jährlich ca. 800.000 t wird über die mög- 
hchen klimatischen Auswirkungen als Treibhausgase 
hinaus in den nächsten 70 bis 100 Jahren mit einem 
deutlichen Ozonabbau von 30 bis 70 % in der Stra- 
tosphäre (40 km Höhe) gerechnet, der durch den 
Ozonanstieg in der unteren Atmosphäre nicht ausge- 
glichen wird. Die erwartete Gesamtozonabnahme 
wird für den gleichen Zeitraum gegenwärtig im Mittel 
mit 3 bis 5 % angegeben. Nach neueren Berechnun- 
gen verläuft diese Abnahme nicht gleichmäßig, son- 
dern wächst mit der Entfernung vom Äquator zu den 
Polen hin auf etwa den vierfachen Wert an. Im Bereich 
von 50° nördlicher Breite (z. B. im mittleren Bereich 
des Bundesgebietes) wird für den genannten Zeit- 
raum eine Gesamtozonabnahme von über 10 % er- 
rechnet. Langjährige Meßreihen von Bodenmeßsta- 
tionen zeigen ebenfalls eine Abnahme des Gesamt- 
ozons, auch die erst seit relativ kurzer Zeit zur Verfü- 
gung stehenden Satelhtenmessungen weisen auf eine 
Gesamtozonabnahme hin. 

144 Schließlich kommt es bei den betrachteten Wirkungen 
nicht allein auf die Gesamtozonmenge an. Die be- 
schriebene Umverteilung des Ozons wirkt sich viel- 
mehr auf das Khma aus, weil sich die Temperaturver- 
teilung der Atmosphäre und damit der Antrieb des 
Khmageschehens ändert. Außerdem können nach 
diesen Berechnungen die FCKW-Treibhausgase den 
durch CO 2 hervorgerufenen Treibhauseffekt um 50 % 
erhöhen. 

145 In den letzten Jahren sind in der Antarktis Ozonab- 
nahmen von über 40 % beobachtet worden. Zwar ist 
noch nicht abschließend durch Messungen vor Ort 


geklärt, wie diese periodische, jedes Jahr im antarkti- 
schen Frühhng für zwei Monate zu beobachtende Ab- 
nahme entsteht. Neuere Theorien sprechen aber von 
der Möglichkeit, daß der Abbau primär von den auch 
in der Antarktis vorhandenen FCKW verursacht wird, 
weil ein abbaubremsender Stoff in den polaren stra- 
tosphärischen Wolken ausfriert. Insgesamt bleibt fest- 
zuhalten, daß die überraschende Ozonabnahme von 
keinem Berechnungsmodell vorhergesagt worden 
ist. 

Der seit Mitte der 70er Jahre zu beobachtende leichte 146 
Rückgang der weltweiten FCKW-Emissionen ist zum 
Stillstand gekommen. Seit 1983 hat sich die Produk- 
tion der beiden mengenmäßig wichtigsten FCKW's 
F 11 und F 12 wieder erhöht. Damit erreichten die 
Emissionen weltweit erneut Größenordnungen, die 
sie vor den entsprechenden Verbotsmaßnahmen ein- 
zelner Staaten Mitte der 70er Jahre hatten. Diese be- 
sorgniserregende Entwicklung erfordert aus Vorsor- 
gegründen unverzüghch Maßnahmen. Immerhin ist 
zu beachten, daß wegen der langen Verweildauer von 
FCKW in der Atmosphäre (Größenordnung von 50 bis 
über 100 Jahre) selbst ein sofortiger Emissionsstopp 
die langfristige Akkumulation von FCKW in der Stra- 
tosphäre — mit einer entsprechenden verzögerten 
Wirkung auf die Ozonschicht — nicht unterbinden 
würde. 


2.2 Maßnahmen zur Luftreinhaltung 

2.2.1 Handlungsgrundlagen 

2.2.1. 1 Leitlinien zur Umweltvorsorge 

Die Bundesregierung hat mit den von ihr am 3. Sep- 147 
tember 1986 verabschiedeten „Leitlinien der Bundes- 
regierung zur Umweltvorsorge durch Vermeidung 
und stufenweisen Verminderung von Schadstof- 
fen (Leitlinien Umweltvorsorge)" (BT-Drucksache 
10/6028) eine umfassende, fachbereichsübergrei- 
fende Konzeption für eine mittel- und langfristig an- 
gelegte Politik zur Vorsorge gegen Umweltbelastun- 
gen durch nicht-radioaktive Stoffe vorgelegt. Sie bil- 
den den Handlungrahmen für stoffbezogene Aktions- 
programme, Rechtsvorschriften und sonstige Maß- 
nahmen, mit denen Umweltbelastungen durch Stoffe 
begegnet wird. Kennzeichnend für die hiermit konzi- 
pierte Umweltvorsorgepolitik ist systematisches und 
planvolles Vorgehen, bei dem die mit den Stoffen ver- 
bundenen Risiken die Priorität bestimmen. Sie treffen 
grundlegende Aussagen zu den Schutzzielen, zu den 
Handlungsprinzipen und den Instrumenten der Um- 
weltpolitik. 

Schutzziele 

Vorrangiges Schutzziel ist die Bewahrung von Leben 148 
und Gesundheit des Menschen vor Schäden durch 
Stoffeinträge in die Umwelt. Gleichzeitig sind Tiere, 
Pflanzen und Ökosysteme zu schützen und zu erhal- 
ten. Umweltschutz richtet sich auch auf die natürh- 
chen Ressourcen Luft, Wasser und Boden sowie das 
Khma. SchUeßlich muß sich Umweltschutz auch auf 
Sachgüter einschheßhch Baudenkmäler und Kunst- 
güter erstrecken. 
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Handlungsprinzipen 

149 Kernstück der Leitlinien sind die Aussagen zu den 
drei Handlungsprinzipien der Umweltpolitik: 

150 — Vorsorgeprinzip 

Erstmals werden umfassende Festlegungen zum 
Vorsorgeprinzip getroffen, das die Bundesregie- 
rung nicht als Rechts- sondern als pohtisches 
Handlungsprinzip versteht. Unter den weiten Be- 
griff der dynamischen Umweltvorsorge werden so- 
wohl die Gefahrenabwehr, die Risikovermeidung 
und -Verminderung im Vorfeld der Gefahrenab- 
wehr als auch die vorausschauende Gestaltung der 
Umwelt verstanden. Risiken durch Stoffeinträge in 
die Umwelt sind so gering wie möglich zu halten. 
Emissionswerte sind aus Vorsorgegründen ent- 
sprechend den wissenschaftlichen Kenntnissen 
und dem technischen Fortschritt fortzuschreiben 
und durch konkrete Umweltqualitätsziele zu er- 
gänzen. Forschung und Technologie tragen zu ei- 
ner Fortentwicklung der Umwelttechnologien und 
damit zu einer Verbesserung der Voraussetzungen 
und Handlungsspielräume des Umweltschutzes 
bei. Zur Nutzung der Dynamik der Marktwirt- 
schaft sind der Wirtschaft Zielsetzungen rechtzei- 
tig bekanntzugeben und der Ausbau marktwirt- 
schaftlicher Instrumente im Umweltschutz zu för- 
dern. 

151 — Kooperationsprinzip 

Das Kooperationsprinzip ist als politisches Verfah- 
rensprinzip zu verstehen, das auf eine möghchst 
einvernehmhche Verwirklichung umweltpohti- 
scher Ziele gerichtet ist und ein faires Zusammen- 
wirken aller staatlichen und gesellschaftlichen 
Kräfte im Willensbildungs- und Entscheidungspro- 
zeß verlangt. 

152 — Verursacherprinzip 

Nach dem Verursacherprinzip muß derjenige Ko- 
sten der Vermeidung oder Beseitigung von Um- 
weltbelastungen tragen, der für deren Entstehung 
verantwortlich ist. Eine volkswirtschaftlich effi- 
ziente und schonende Nutzxmg der Naturgüter 
wird am ehesten erreicht, wenn die Kosten zur 
Vermeidung, zur Beseitigung oder zum Ausgleich 
von Umweltbelastungen möglichst vollständig 
dem Verursacher zugerechnet werden. Die Lei- 
stungskraft und Innovationsfähigkeit der Markt- 
wirtschaft wird so in hohem Maße zur Lösung von 
Umweltproblemen genutzt. 


Umweltpolitische Instrumente 

153 Schließhch behandeln die Leitlinien das gesamte in- 
strumentelle Spektrum ordnungsrechtlicher Ge- und 
Verbote, der Umweltverträglichkeitsprüfung, der 
raumbezogenen Planung sowie — mit besonderer Be- 
tonung ihrer Bedeutung — marktwirtschaftlich wir- 
kender Instrumente, Selbstverpflichtungen und Zusa- 
gen der Verursacher bis hin zur Information, Beratung 
und Umwelterziehung. 

154 Die Bundesregierung hat mit den Leitlinien Umwelt- 
vorsorge den konzeptionellen Rahmen für ihr Han- 


deln zum Schutz gegen Umweltbelastungen durch 
Stoffe bestimmt und der politischen Praxis Entschei- 
dungsmaßstäbe für die Bewältigung umweltpoliti- 
scher Aufgaben gegeben. Mit einer Vielzahl von Maß- 
nahmen hat die Bundesregierung diesen Handlungs- 
rahmen bereits ausgefüllt, wobei der Luftreinhalte- 
konzeption eine herausragende Stellung zukommt. 


2.2.1. 2 Marktwirtschaftliche Instrumente im 
Immissionsschutz 

Die Bundesregierung hatte am 14. Juni 1983 eine in- 155 
terministerielle Arbeitsgruppe mit der Prüfung beauf- 
tragt, ob und inwieweit marktwirtschaftlich orien- 
tierte Instrumente, insbesondere übertragbare Emis- 
sionsrechte, geeignete und wirtschaftliche Instru- 
mente zur Ergänzung der bisherigen Luftreinhaltepo- 
litik darstellen. Die Arbeitsgruppe hat ihre Beratun- 
gen abgeschlossen und die Ergebnisse in zwei Berich- 
ten am 11. April 1984 und 18. Dezember 1985 dem 
Kabinett vorgelegt. 

Auch der Deutsche Bundestag hatte mit Beschluß vom 156 
9. Februar 1984 die Bundesregierung aufgef ordert, im 
Rahmen von Fragen der Altanlagensanienmg die 
Möglichkeiten des Einsatzes marktwirtschaftlicher In- 
strumente zu prüfen; die Bundesregierung hat hierzu 
dem Deutschen Bundestag gegenüber mit dem Be- 
richt über die schnellere und weitergehende Vermin- 
derung der Emissionen aus Altanlagen (BT-Drucksa- 
che 10/2965 vom 5. März 1985) Stellung genommen. 


Instrumente der Mengensteuerung — Zertifikats- und 
Kompensationsmodelle 

Die Probleme und Realisierungschancen von Zertifi- 157 
kats- und Kompensationsmodellen sind im Dritten Im- 
missionsschutzbericht ausführlich mit dem Ergebnis 
erörtert worden, daß die bekannten und bisher disku- 
tierten Zertifikationsmodelle zwar grundsätzlich in- 
teressante Ansätze zur Förderung des Eigeninteresses 
der Emittenten für weitergehende, volkswirtschaftlich 
kosteneffiziente Emissionsbegrenzungen beinhalten. 

Sie weisen andererseits aber aus ökologischer Sicht zu 
große Risiken auf. Diese Einschätzung hat sich für den 
Bereich des Immissionsschutzes seither nicht geän- 
dert. 

Konkrete Anwendungsmöglichkeiten wurden für den 158 
Austausch von Verschmutzungsrechten zwischen 
räumlich nahe beieinanderliegenden Altanlagen ge- 
sehen. Mit der Novellierung des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes wurde erstmals die Möglichkeit von 
Kompensationsregelungen in das Gesetz aufgenom- 
men; eine solche Ausgleichsregelung wurde auch in 
Nr. 4.2.10 der TA Luft 1986 eingefügt. 

Erste Erfahrungen mit diesem Instrument weisen auf 159 
die Notwendigkeit hin, die Kriterien für die Abgren- 
zung zulässiger Austauschgeschäfte sowohl in zeith- 
cher als auch in räumlicher Hinsicht erneut zu prü- 
fen. 
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Instrumente der Preissteuerung — Umweltabgaben 

160 Unter dem Oberbegriff „Umweltabgaben" werden im 
wesentlichen zwei Gruppen von Abgabemodellen 
diskutiert: 

a) Die eine Gruppe stellt auf die Erzielung von Haus- 
haltseinnahmen ab, die zur Finanzierung von Um- 
weltschutzmaßnahmen durch den Staat eingesetzt 
werden sollen (fiskahscher Abgabentyp). 

b) Auf der anderen Seite stehen Umweltabgaben, die 
nur erhoben werden sollen, um durch die Erhe- 
bung beim Abgabepflichtigen Anreize zur Verbe- 
serung z. B. der Luftreinhaltung auszuüben (Typ 
der Lenkungsabgabe). Diese Art von Abgaben ent- 
spricht dem Verursacherprinzip. 


Fiskalische Ümweltabgaben 

161 Fiskalische Abgaben sollen unter umweltpolitischen 
Zielsetzungen eine Umverteilung von finanziellen 
Mitteln über den allgemeinen Staatshaushalt oder 
über einen Sonderfonds bewirken. Von der Erhebung 
einer Abgabe dieser Art gehen keine unmittelbaren 
umweltentlastenden Wirkungen aus. Abgaben mit ei- 
ner rein fiskalischen Zielsetzung stellen somit kein 
marktwirtschafthch wirkendes Instrument zur unmit- 
telbaren Durchsetzung von Umweltpohtik dar. 


Lenkungsabgaben 

a) Reine Lenkungsabgabe als Ersatz des 
Ordnungsrechts 

162 In der umweltökonomischen Abgabentheorie stellt 
die Abgabe ein selbständiges Steuerungsinstrument 
dar, d. h. die Abgabe ersetzt das Ordnungsrecht. Der 
Staat setzt mit der Abgabe einen Preis für die Inan- 
spruchnahme eines Umweltmediums. Die Entschei- 
dung über das Ausmaß der individuellen, einzelwirt- 
schaftlichen Inanspruchnahme der Umwelt bzw. über 
den Umfang von Vermeidungsmaßnahmen wird da- 
mit auf den einzelnen Emittenten verlagert. Der ein- 
zelne Verursacher wird seine Vermeidungsanstren- 
gungen solange ausdehnen, wie die dadurch bei ihm 
anfallenden zusätzlichen Vermeidungskosten je 
Emissionseinheit unter dem Abgabensatz liegen. Dar- 
aus folgt zwingend, daß bei Anwendung einer markt- 
wirtschaftlich wirkenden Umweltabgabe nicht jeder 
Verursacher in gleichem Umfang zu Umweltschutzin- 
vestitionen angereizt werden kann und soll; die Wir- 
kungen eines solchen Abgabensystems werden sich 
auf die Verursacher mit relativ günstigen Kosten- 
strukturen konzentrieren, Verursacher mit vergleichs- 
weise hohen spezifischen Vermeidungskosten wür- 
den dagegen die Zahlung der Abgabe vorziehen. Dies 
führt zu einer Optimierung der Umweltschutzko- 
sten. 

163 Eine Lenkungsabgabe kann — wie in der umweltöko- 
nomischen und umweltpolitischen Literatur hervorge- 
hoben wird — unter bestimmten Voraussetzungen ei- 
nen ständigen Anreiz zur weitergehenden Emissions- 


vermeidung ausüben und zugleich den umwelttech- 
nischen Fortschritt fördern. 

Von der Erhebung einer Umweltabgabe können aller- 164 
dings nur dann die umweltpolitisch erwünschten Wir- 
kungen erwartet werden, wenn sie an umweltbela- 
stende Tatbestände, insbesondere Schadstoffemissio- 
nen anknüpft. Emissionsorientierte Umweltabgaben 
sind unter Lenkungsgesichtspunkten (Anreizfunk- 
tion) wirkungsvoller als Verfahrens-, Produkt- und In- 
put-Abgaben, da die Umweltbeeinträchtigung sich 
unmittelbar aus dem Umfang und der Intensität der 
Emissionen ableiten läßt; die Anknüpfung an Pro- 
dukte, Faktoreinsatz und Verfahren ist eher mittel- 
bar. 

Das Modell der reinen Lenkungsabgabe weist aller- 165 
dings eine Reihe schwieriger modellimmanenter Fra- 
gen auf: 

— die Bestimmung des richtigen Abgabesatzes und 
die Wahl der Bemessungsgrundlage; 

— die Frage der räumhchen Abgrenzung und — da- 
mit zusammenhängend — die Gefahr lokaler oder 
regionaler Schadstoffkonzentrationen und -akku- 
mulationen (hot spots); 

— die Abgabe ist ungeeignet zur raschen und konse- 
quenten Lösung akuter Gefahrensituationen und 
zur Vermeidung irreversibler Entwicklungen; 

— die Anreizwirkung einer Abgabe nimmt im Ver- 
lauf inflationärer Entwicklungen ab, wenn der Ab- 
gabesatz nicht angepaßt wird oder der Fortschritt 
in der Umweltschutztechnik nicht zu geringeren 
Vermeidungskosten führt; 

— die Abgabeerhebung führt zu Doppelbelastungen 
der Verursacher durch Abgabezahlungen und 
Ausgaben für Umweltschutzinvestitionen, wenn 
dies nicht durch Stundungs- oder Befreiungstatbe- 
stände während der Investitionsphase verhindert 
wird. 

Lenkungsabgaben können daher im Immissionschutz 166 
das unter den Aspekten Gefahrenabwehr und Nach- 
barschaftsschutz unverzichtbare Ordnungsrecht nicht 
ersetzen. Denkbar ist aber der komplementäre Einsatz 
von Ordnungsrecht und Abgabe. 


b) Lenkungsabgaben als Ergänzung des 
Ordnungsrechts 

Charakteristisches Merkmal solcher Lösungen ist in 167 
der Regel, daß das Ordnungsrecht in Grundstruk- 
tur und Anspruchsniveau weitgehend unverändert 
bleibt. Ein Beispiel für ein solches Konzept im Bereich 
der Bundesrepublik Deutschland ist der instrumen- 
telle Verbund zwischen Wasserhaushaltsgesetz und 
Abwasserabgabengesetz. 

Bei flankierenden Lenkungsabgaben tritt neben den 166 
Gesichtpunkt der Kostenoptimierung und der Innova- 
tionsförderung der Gesichtspunkt der Vollzugsunter- 
stützung. Inwieweit diese Wirkungen tatsächlich ein- 
treten, hängt von den ordnungsrechtlichen Vorgaben 
ab. 
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169 Grundsätzlich gilt: Je größer die Regelungsdichte, je 
höher das Anspruchsniveau, je kürzer die Vollzugsfri- 
sten, je enger die Beurteilungs- und Ermessensspiel- 
räume, desto geringer ist der Beitrag, den die Abgabe 
ökonomisch und ökologisch leisten kann. 

170 Eine Kostenoptimierung zur und bei der Erreichung 
des ordnungsrechtlichen Anspruchsniveaus (Stand 
der Technik) könnte nur wirksam werden, wenn 
durch eine ergänzende Abgabe Anlagenbetreiber mit 
besonders günstigen Kostenstrukturen dazu angehal- 
ten werden können, das vorgegebene Anspruchsni- 
veau in kürzeren Vollzugsfristen zu erreichen. 

171 Derartige Anwendungsmöghchkeiten bieten sich ins- 
bes. im Rahmen der Altanlagensanierung nach der TA 
Luft 1986 nicht. Die noch verbleibenden Vollzugsfri- 
sten der TA Luft 1986 können bei einem solchen flä- 
chendeckenden Sanierungsprogramm nicht in nen- 
nenswertem Umfang unterschritten werden; in der 
Regel wird diese Zeit allein für Planung, Genehmi- 
gung und Bau der Anlagen benötigt. Es ist daher da- 
von auszugehen, daß im Bereich der Nachrüstung 
eine zusätzliche volkswirtschaftliche Kostenoptimie- 
rung durch die Erhebung einer Abgabe nicht zu erzie- 
len wäre. Auch durch die relativ knappgehaltenen 
Stillegungsfristen der TA Luft und der Großfeue- 
rungsanlagen- Verordnung bleibt für eine zusätzhche 
volkswirtschafthche Kostenoptimierung praktisch 
kein Raum. Es kann daher nicht empfohlen werden, 
gegenwärtig eine Abgabe als zusätzliches marktwirt- 
schaftlich wirkendes Lenkungsinstrument einzuset- 
zen. Die Einführung einer Abgabe müßte allerdings 
erneut geprüft werden, wenn sich bei der Durchset- 
zung des Ordnungsrechts unerwartete Schwierigkei- 
ten ergeben, die das Erreichen der Sanierungsziele in 
zeithcher und materieller Hinsicht in Frage stellen. 

1 72 Die Bundesregierung hat in ihren Leitlinien zur Um- 
weltvorsorge durch Vermeidung und stufenweisen 
Verminderung von Schadstoffen (Leitlinien Umwelt- 
vorsorge) den Einsatz ökonomischer Instrumente als 
Teü des konzeptionellen Rahmens für ihr Handeln 
bestimmt und hierzu u. a. ausgeführt: 

173 Durch den Einsatz wirtschafthch wirkender Instru- 
mente und durch die Schaffung steuerlicher Anreize 
und marktkonformer Investitionshüfen fördert der 
Staat das Eigeninteresse von Unternehmen, Kommu- 
nen und Bürgern an einem umweltschonenden Ver- 
halten. Derartige wirtschaftliche Anreize sind geeig- 
net, Emissionsminderungs- und -Vermeidungsmaß- 
nahmen auch über gesetzhche Anforderungen und 
über die Abwehr von Gefahren hinaus auszulösen. 


2.2.2 Anlagenbezogene Maßnahmen 

2.2.2.1 Novellierung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

1 74 Durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes vom 4. Oktober 1985 ist vor 
allem die konzeptionelle Sanierung von Altanlagen 
im Bereich der Vorsorge vorangetrieben worden. Wei- 
tere Kernbereiche büden die Aufnahme eines Rest- 
stoffvermeidungs- und eines Abwärmenutzungsge- 


botes, mit denen der Vorrang „primären" Umwelt- 
schutzes verdeutlicht wird; die Vermeidung von Um- 
weltbelastungen durch die Auswahl geeigneter Pro- 
duktionsprozesse wird gegenüber nachgeschalteter 
Verminderungstechniken künftig im Vordergrund 
stehen. 


Altanlagensanierung 

Der wesenüiche T eil der Umweltbelastungen geht na- 7 75 
turgemäß von den bereits bestehenden Anlagen aus. 

Dies gilt besonders für solche Anlagen, die bereits vor 
Jahren genehmigt wurden und -da sie dem heutigen 
Stand der Technik nicht mehr entsprechen- im Ver- 
hältnis zu neuen Anlagen relativ hohe spezifische 
Emissionen aufweisen. Eine wirksame Umweltpolitik, 
die bereits kurzfristig zu spürbaren Verbesserungen 
führt, kann sich daher nicht auf anspruchsvolle Anfor- 
derungen für Neuanlagen beschränken; die teilweise 
hohe Bestandsdauer bestehender Anlagen würde ein 
Durchgreifen dieser Maßnahmen auf Jahre hinauszö- 
gem. Daher muß auch das erhebhche Potential der 
Altanlagen in den Maßnahmebereich einbezogen 
werden. Die gesetzliche Grundlage für die Einbezie- 
hung von Altanlagen in den Maßnahmenkatalog bil- 
det das Zweite Gesetz zur Änderung des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes mit folgenden Elementen: 

— Die Eingriffsschwelle für nachträghche Anordnun- 1 76 
gen, mit denen Altanlagen an den Stand der Tech- 
nik herangeführt werden, wurde im Interesse der 
Verbesserung des Vollzugsinstrumentariums ge- 
senkt; Kriterium für solche Anordnungen ist nicht 
mehr die wirtschafthche Vertretbarkeit, sondern 

die Verhältnismäßigkeit der Maßnahme. Die Be- 
hörde darf eine nachträghche Anordnung nicht 
treffen, wenn sie unverhältnismäßig ist, insbeson- 
dere wenn der mit der Erfüllung der Anordnung 
verbundene Aufwand außer Verhältnis zu dem mit 
der Anordnung angestrebten Erfolg steht; dabei 
sind insbesondere Art, Menge und Gefährlichkeit 
der von der Anlage ausgehenden Emissionen und 
der von ihr verursachten Immissionen sowie die 
Nutzungsdauer und technische Besonderheiten 
der Anlage zu berücksichtigen. 

— Gesetzlich klargestellt wurde die Möghchkeit, in 177 
Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriften Übergangsfristen festzulegen, 
nach deren Ablauf auch Altanlagen den für Neu- 
anlagen geltenden Anforderungen entsprechen 
müssen. Diese Regelung führt zu mehr Berechen- 
barkeit und Überschaubarkeit für die Anlagenbe- 
treiber, weü sie das zu erreichende Sanierungsziel 

für einen konkreten Altanlagenbestand über feste 
Übergangsfristen stufenweise festlegt. 

— Mit der Kompensationsregelung wurde erstmals 178 
ein marktwirtschafthch wirkendes Instrument in 

das Gesetz aufgenommen. Sie läßt die Möglichkeit 
zu, daß in näher bestimmten Gebieten Altanlagen 
für einen bestimmten Zeitraum von den ordnungs- 
rechtlichen Anforderungen abweichen dürfen, 
wenn an anderen Anlagen in diesem Gebiet wei- 
tergehende Emissionsminderungsmaßnahmen er- 


43 


Drucksache 11/2714 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


griffen werden und so ein Mehr an Immissions- 
schutz erreicht wird. Durch diese Regelung wird 
der Entscheidungsspielraum der Umweltbehörden 
und der Altanlagenbetreiber (vor allem auch der 
mittelständischen und kleineren Unternehmen) er- 
weitert. 


Restoffvermeidung 

179 In das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) ist 
über das bisherige Verwertungsgebot hinaus ein Ge- 
bot zur Restoffvermeidung aufgenommen worden. 
Beim Betrieb von Anlagen sind Reststoffe zu vermei- 
den, es sei denn, sie werden ordnungsgemäß und 
schadlos verwertet oder, soweit Vermeidung und Ver- 
wertung technisch nicht möghch oder unzumutbar 
sind, als Abfälle ohne Beeinträchtigung des Wohls der 
Allgemeinheit beseitigt. 


Abwärmeverwertung 

180 Dem Ziel einer erweiterten Nutzung vorhandener 
Energieeinsparungspotentiale dient die Aufnahme 
eines internen Abwärmenutzungsgebotes in das 
BImSchG. Die in einer Rechtsverordnung näher zu 
bestimmenden genehmigungsbedürftigen Anlagen 
sind künftig so zu errichten und zu betreiben, daß ent- 
stehende Wärme, die nicht an Dritte abgegeben wird, 
für den Betrieb von eigenen Anlagen des Betreibers 
genutzt wird, soweit dies insbesondere nach Art und 
Standort der Anlagen technisch möglich und zumut- 
bar ist. 


2.2.2.2 Verordnung über Großfeuerungsanlagen 
(13. BImSchV) 

181 Die am 1. Juh 1983 in Kraft getretene Großfeuerungs- 
anlagen-Verordnung erfaßt Anlagen mit einer Feue- 
rungswärmeleistung ab 50 Megawatt (MW) für feste 
und flüssige Brennstoffe (Kohle, Öl) und ab 100 MW 
für gasförmige Brennstoffe. Das sind in erster Linie 
Kraftwerksfeuerungen, Fernheizwerke und Industrie- 
feuerungen zur Prozeßdampf- und Stromerzeugung. 
Der insgesamt betroffene Anlagenbestand umfaßt 
eine Feuerungswärmeleistung von 235.000 MW. Hier- 
von sind 79 % in der Leistungsklasse über 300 MW 
(und damit von den schärfsten Anforderungen betrof- 
fen), 17 % sind der Leistungklasse zwischen 100 und 
300 MW zuzurechnen, 4 % der Feuerungswärmelei- 
stung befinden sich in der Leistungsklasse zwischen 
50 und 100 MW. 

182 Von diesen Anlagen geht ein großer Teil der schädh- 
chen Emissionen aus: Im Jahre 1982 stammten von 
den insgesamt in der Bundesrepublik Deutschland 
emittierten Schadstoffen bei Schwefeldioxid rd. 70 %, 
bei den Stickstoffoxiden ca. 33 % und bei Staub etwa 
20 % aus Großfeuerungsanlagen. Im Jahre 1982 emit- 
tierten die Großfeuerungsanlagen im Bundesgebiet 
rd. 2 Mio. t Schwefeldioxid, ca. 1 Mio. t Stickstoffoxide 
und über 0,1 Mio. t Staub. 


Emissionsbegrenzungen 

Die Großfeuerungsanlagen-Verordnung schreibt eine 183 
Begrenzung aller Emissionskomponenten wie Staub, 
Schwefeldioxid, Stickstoffoxide, Kohlenmonoxid und 
Halogenverbindungen vor, da jeder dieser Stoffe ein 
direktes oder indirektes Schädigungspotential dar- 
stellt. Die Anforderungen der Verordnung sind nach 
Feuerungswärmeleistungsklassen und -zusätzhch für 
Altanlagen- zum Teil nach der Restnutzungsdauer 
abgestuft. 


Altanlagen 

Erstmals in der Bundesrepubhk Deutschland werden 184 
mit einer Verordnung auch scharfe Emissionsminde- 
rungsanforderungen an Altanlagen gestellt; hierunter 
sind Anlagen zu verstehen, die zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Verordnung bereits bestanden ha- 
ben oder die zu diesem Zeitpunkt genehmigt oder 
Gegenstand eines Genehmigungsverfahrens waren. 

Für Altanlagen ist bei unbegrenzter Weitemutzung 185 
zur Reduzierung der Schwefeldioxid-Emissionen in- 
nerhalb bestimmter Fristen je nach Anlagengröße ent- 
weder die Nachrüstung mit einer Abgasentschwefe- 
lung oder der Einsatz schwefelarmen Brennstoffes 
erforderhch. Die Nachrüstungsmaßnahmen mußten 
spätestens bis zum 1. Juh 1988 abgeschlossen sein. Ab 
1993 müssen alle Altanlagen den für Neuanlagen gel- 
tenden Anforderungen entsprechen oder aber süllge- 
legt sein. 

Für Anlagen, die nicht nachgerüstet werden sollen, 186 
sieht die 13. BImSchV Sonderregelungen vor. Die Be- 
treiber hatten die MögÜchkeit, gegenüber der zustän- 
digen Behörde die restliche Nutzung ihrer Anlage wie 
folgt zu begrenzen: 

— Bei einer Restnutzung von maximal 10.000 Stun- 
den gelten bis zu deren Ablauf die Anforderungen 
der alten Genehmigung fort. 

— Bei einer erklärten Restnutzung von bis zu 30.000 
Stunden mußten die Anlagen zur Emissionsbe- 
grenzung z. B. bis zum 1. Juh 1985 auf minder- 
schwefelhaltige Brennstoffe umgesteUt werden. 
Außerdem sind Stickstoffoxidgrenzwerte durch 
feuerungstechnische Maßnahmen einzuhalten. 


Anlagenumrüstung 

Vom Anlagenbestand des Jahres 1983 wurde für eine 187 
Feuerungswärmeleistung von 25.000 MW eine Rest- 
nutzung von 10.000 h und für 21.000 MW eine Rest- 
nutzung von 30.000 h erklärt. 

Darüber hinaus konnten die Betreiber durch Reduzie- 188 
rung der Feuerungswärmeleistung in bestimmten Fäl- 
len ihre Anlage in eine Leistungsklasse mit geringe- 
ren Anforderungen überführen. Diese Leistungsredu- 
zierung mußte bis zum 1. Oktober 1984 vorgenommen 
werden. Durch diese Möglichkeit verringerte sich die 
Feuerungswärmeleistung des Anlagenbestandes um 
7.000 MW. 
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189 Durch Leistungsreduzierung bzw. Umstellung auf 
Gas wurde eine Anlagenleistung von 6.000 MW dem 
Geltungsbereich der Verordnung entzogen. Diese 
Anlagen müssen künftig die Anforderungen der TA 
Luft erfüllen. 

190 Abzüglich der Feuerungswärmeleistungen für Rest- 
nutzung, Leistungsreduzierung und Übergang in den 
Geltungsbereich der TA Luft ist vom Anlagenbestand 
des Jahres 1983 (235.000 MW) eine Feuerungswärme- 
leistung von 176.000 MW für den unbegrenzten Wei- 
terbetrieb vorgesehen. Hinzu kommen Anlagen mit 
einer Feuerungswärmeleistung von 16.000 MW, die 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verordnung 
noch nicht in Betrieb waren, jedoch schon genehmigt 
oder Gegenstand eines Genehmigungsverfahrens 
waren; auch diese Anlagen gelten im Sinne der Ver- 
ordnung als Altanlagen. Insgesamt müssen also Groß- 
feuerungsanlagen mit einer Leistung von 192.000 MW 
entsprechend den Anforderungen der 13. BImSchV 
mit Abgasreinigungsanlagen nachgerüstet werden. 

191 Von den Altanlagen, die für einen unbegrenzten Be- 
trieb vorgesehen sind, wird eine Feuerungswärmelei- 
stung von 139.000 MW mit Steinkohle, Braunkohle 
oder schwerem Heizöl betrieben. Die schwefelarmen 
Energieträger Gas und leichtes Heizöl werden in 
Großfeuerungsanlagen mit einer Feuerungswärme- 
leistung von 53.000 MW eingesetzt. In dieser Leistung 
enthalten sind nach den Ergebnissen einer Länder- 
umfrage 12.000 MW, die von schwerem Heizöl auf 
Gas oder leichtes Heizöl umgestellt wurden, um die 
Anforderungen der Verordnung bezüghch Schwefel- 
dioxid zu erfüllen. Diese Umstellung mußte bis zum 
1. JuH 1985 erfolgt sein. Hinsichthch der Schwefeldi- 
oxidminderung stellt die 13. BImSchV an Altanlagen 
spätestens ab 1993 die gleichen Anforderung wie an 
Neuanlagen. 

192 Rund 80 % der Feuerungswärmeleistung von 139.000 
MW, die mit Kohle oder schwerem Heizöl weiterbe- 
trieben werden, betreffen Anlagen mit einer Feue- 
rungswärmeleistung über 300 MW. Diese Anlagen (= 
ca. 110.000 MW) müssen ab dem 1. Juli 1988 die stren- 
gen Emissionsbegrenzungen der Verordnung einhal- 
ten. Grundsätzlich ist hierfür eine Rauchgasentschwe- 
felungsanlage erforderlich. Etwa 17 % der Feue- 
rungswärmeleistung befinden sich in der Leistungs- 
klasse über 100 MW bis 300 MW. Diese Anlagen müs- 
sen spätestens ab dem 1. April 1993 Grenzwerte ein- 
halten, die in der Regel eine Teüentschwefelung er- 
fordern. 3 % der Feuerungswärmeleistung sind in An- 
lagen zwischen 50 und 100 MW installiert. Diese An- 
lagen können den Grenzwert für Schwefeldioxid 
durch Einsatz schwefelarmer Brennstoffe einhalten. 

193 Bisher sind Planungen und Inbetriebnahmezeit- 
punkte von Rauchgasentschwefelungsanlagen für 
eine Feuerungswärmeleistung von 100.000 MW be- 
kannt geworden. Außerdem liegen Absichtserklärun- 
gen zur Rauchgasentschwefelung für 14.000 MW vor. 
In den Zahlen sind auch Feuerungsanlagen enthalten, 
die nach dem 1. Juli 1988 in Betrieb gehen. Bis zum 
Ende des Jahres 1987 wurde eine Feuerungswärme- 
leistung von 56.000 MW entschwefelt, das entspricht 
etwa 50 % der betroffenen Anlagenkapazität. Diese 
Anlagen erfüllen die Anforderungen der 13. BImSchV 
vorzeitig. Aufgrund der bekannt gewordenen In- 


betriebnahmezeitpunkte von Rauchgasentschwefe- 
lungsanlagen ist damit zu rechnen, daß die Anforde- 
rungen der Verordnung weitgehend termingerecht 
zum 1. Juli 1988 erfüllt werden. Anlagen mit einer 
Feuerungswärmeleistung von 110.000 MW werden 
damit Mitte 1988 über Rauchgasentschwefelungsan- 
lagen verfügen. 

Von den Vorschriften zur Minderung der Stickstoff- 194 
Oxidemissionen ist der gesamte Anlagenbestand ein- 
schheßhch der mit leichtem Heizöl und Gas betriebe- 
nen Anlagen betroffen. 

Auf der Grundlage eines Beschlusses der Umweltmi- 195 
nisterkonferenz vom 5. April 1984 ist in entsprechen- 
den Erlassen der Länder die Dynamisierungsklausel 
der Großfeuerungsanlagen-Verordnung zur Minde- 
rung der Stickstoffoxidemissionen konkretisiert wor- 
den, um einen einheitlichen Vollzug entsprechend 
dem Stand der Technik zu gewährleisten. Der Be- 
schluß sieht einheitliche Anforderungen für Alt- und 
Neuanlagen über 300 MW Feuerungswärmeleistung 
vor. 

Für Anlagen mit einer Feuerungswärmeleistung unter 1 96 
300 MW werden bei Alt- und Neuanlagen unter- 
schiedliche Anforderungen gestellt, die in der Regel 
mit feuerungstechnischen Maßnahmen eingehalten 
werden können. 

Die feuerungstechnischen Maßnahmen werden bis 197 
Mitte des Jahres 1988 durchgeführt sein. Abgasreini- 
gungsverfahren wurden in über 50 Pilotanlagen er- 
probt. Bereits Ende 1985 gingen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland die ersten beiden Großanlagen in 
Betrieb. Bis Ende 1987 waren Anlagen mit einer Feue- 
rungswärmeleistung von etwa 42.000 MW in Betrieb, 
in Bau oder in Auftrag. Die Nachrüstung mit Abgas- 
reinigungsanlagen zur Stickstoffoxidminderung wird 
voraussichtlich bis Anfang der 90er Jahre weitgehend 
abgeschlossen sein. 

Ergänzend zu den Regelungen der Großfeuerungsan- 198 
lagen-Verordnung hat die Bundesregierung eine auf 
§ 7a des Wasserhaushaltsgesetzes gestützte 47. All- 
gemeine Verwaltungs Vorschrift erlassen, die zum 
Schutz der Gewässer die Mindestanforderungen an 
das Einleiten von Abwasser festlegt, das bei der Wä- 
sche von Abgasen aus Feuerungsanlagen anfällt. Erst- 
mals werden damit dem Stand der Technik entspre- 
chende Anforderungen für die in diesem Abwasser 
vorkommenden gefährlichen Stoffe (insbes. Schwer- 
metalle wie Cadmium, Chrom, Nickel, Kupfer, Blei 
und Zink) festgelegt, um die Schadstoff-Frachten so 
gering wie möghch zu halten. 


Auswirkungen auf die Emissionssituation 

Insgesamt wird durch die Großfeuerungsanlagen- 199 
Verordnung eine drastische Reduzierung der Schwe- 
feloxid- und der Stickstoffoxidemissionen erreicht. 

Die Schwefeldioxidemissionen werden sich zum 
1. Juli 1988 gegenüber 1983 um 64 % auf ca. 0,7 Mio. t 
pro Jahr und nach dem vollen Wirksamwerden der 
Verordnung im Jahre 1993 um insgesamt 80 % auf ca. 

0,4 Mio. t jährlich verringern. Knapp 90 % der Rauch- 
gasentschwefelungsanlagen hefern Gips als Endpro- 
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dukt. Das jährliche Gipsaufkommen aus diesen Anla- 
gen wird etwa 2,9 Mio. t/a betragen. Die Stickstoff- 
oxidemissionen werden sich gegenüber 1983 bis zum 
Jahr 1988 um 38 % auf 0,6 Mio. t und bis zum Anfang 
der 90er Jahre um 74 % auf 0,25 Mio. t verringern. 


Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen 

200 Von den rd. 28 Mrd. DM an Investitionen, die allein 
die Großfeuerungsanlagen-Verordnung insgesamt 
auslöst (ein Sanierungsprogramm, das in dieser Grö- 
ßenordnung im internationalen Vergleich einmalig 
ist), geht ein kräftiger Investitionsschub mit positiven 
Auswirkungen auch auf die Beschäftigung aus. Nach 
Schätzungen des Umweltbundesamtes wurden durch 
den Vollzug der Großfeuerungsanlagen-Verordnung 
etwa 47.000 Arbeitsplätze geschaffen bzw. gesi- 
chert. 


2.2.2.3 Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft 
(TA Luft) 

201 Mit der am 1. März 1986 in Kraft getretenen TA Luft- 
NoveUe wurde dieses — mit Ausnahme von Großfeue- 
rungsanlagen — für alle genehmigungsbedürftigen 
Anlagen geltende Vorschriftenwerk durch ein Ge- 
samtkonzept der Emissionsregelungen einschheßhch 
eines Altanlagensanierungskonzeptes vervollständigt 
und insgesamt neu gefaßt. Dadurch werden wesentli- 
che Verbesserungen der Luftreinhaltung bei geneh- 
migungsbedürftigen industriellen und gewerbhchen 
Anlagen erreicht. Die TA Luft 86 postuhert ein gene- 
relles Vermeidungs- und Minimierungsgebot; durch 
Anwendung von emissionsarmen Prozessen und Ein- 
satz emissionsarmer Stoffe soU bereits die Entstehung 
luftverunreinigender Emissionen von vornherein ver- 
mieden oder minimiert werden. Im übrigen müssen 
die dem fortgeschrittenen Stand der Luftreinhalte - 
technik angepaßten Anforderungen zur Emissions- 
begrenzung durch Abgasreinigung erreicht werden. 

202 Mit der Novelle von 1983 sind im wesenthchen die 
Vorschriften für die Beurteilung von Luftverunreini- 
gungen aus genehmigungsbedürftigen Anlagen im 
Hinblick auf den Schutz der menschhchen Gesund- 
heit, den Schutz besonders empfindhcher Tiere und 
Pflanzen sowie im Hinbhck auf erhebliche Nachteile 
und Belästigungen verbessert worden. Aufgrund der 
nunmehr erfolgten Novellierung des Emissionsteils 
der TA Luft sowie der neu aufgenommenen Altanla- 
genregelung wird die Luftreinhaltung in der Bundes- 
repubhk Deutschland auf Jahre hinaus geprägt. Sie 
wird mit den dem neuesten Stand der Technik ent- 
sprechenden Emissionsbegrenziuigen als Vorbild 
auch in den internationalen Bereich hineinwirken. 

203 Die Konzeption der TA Luft geht von dem Grundge- 
danken aus, daß die Anforderungen zur Vorsorge, die 
ebenfalls dem neuesten Stand emgepaßt wurden, 
umso schärfen sein müssen, je größer das mit dem 
jeweüigen Schadstoff verbundene Risikopotential ist. 
Dies hängt von den gesundheitsschädhchen Eigen- 
schaften, von den Auswirkungen auf die Umwelt, vom 
Verhalten in der Umwelt und von der Menge des 
Schadstoffes ab. Hieraus ergibt sich z. B., daß für 


Schwermetalle ein erhebhch schärferer Emissions- 
wert festgelegt wird als für nicht gefährdenden Staub. 
Ähnlich wird auch bei Gasen differenziert. Dieser 
Grundgedanke setzt sich auch im Altanlagensanie- 
rungskonzept fort. Danach müssen Anlagen innerhalb 
bestimmter Fristen in Abhängigkeit von Art, Menge 
und Gefährhchkeit der emittierten Stoffe sowie der 
technischen Besonderheiten der Anlage nachgerüstet 
werden. Die Fristen sind umso kürzer, je höher die 
Emission und je gefährhcher der Stoff ist. Diese 
Grundkonzeption entspricht der Grundsatzentschei- 
dung des Bundesverwaltungsgerichts vom 17. Fe- 
bruar 1984, nach der Anforderungen zur Vorsorge 
zulässig sind, wenn sie auf einem langfristigen, auf 
eine einheitliche und gleichmäßige Durchführung an- 
gelegten Konzept zur Risikominderung beruhen. 

Die Altanlagenregelung umfaßt die Vorschriften zum 204 
Schutz gegen und zur Vorsorge vor schädlichen Um- 
welteinwirkungen. Das Sanierungskonzept für Altan- 
lagen entspricht in wichtigen Elementen der Konzep- 
tion der Großfeuerungsanlagen-Verordnung und ist 
an folgenden Grundsätzen ausgerichtet: 

— Altanlagen sind an den Stand der Technik für Neu- 
anlagen heranzuführen. 

— Altanlagen sind im Regelfall innerhalb von 5 Jah- 
ren nachzubessern. 

— Altanlagen, die Stoffe mit hohem Risikopotential 
emittieren oder mit geringem technischen Auf- 
wand umrüstbar sind, müssen bereits innerhalb 
von 3 Jahren nachgerüstet werden. 

— Altanlagen, die nur geringfügig über dem für Neu- 
anlagen geltenden Wert emittieren, müssen inner- 
halb von 8 Jahren nachgerüstet werden, es sei 
denn, sie sollen innerhalb dieser 8 Jahre stillgelegt 
werden. 

— Für Altanlagen wird eine Ausgleichsregelung 
(Kompensationsregelung) geschaffen, nach der 
sich mehrere benachbarte Betreiber zu einer Sa- 
nierungsgemeinschaft zusammenfinden können 
mit dem Ziel, über unterschiedliche Maßnahmen 
bei einzelnen Anlagen zwar befristet von den fest- 
gelegten Anforderungen abzuweichen, insgesamt 
aber eine weitergehende Emissionsminderung zu 
erreichen. 

Die Altanlagenregelung wird derzeit von den Ländern 205 
zügig umgesetzt (vgl. Tabelle 6). Rund 30.000 Anla- 
gen aus dem industriellen und gewerbhchen Bereich 
werden im Hinblick auf die verschärften Anforderun- 
gen zur Luftreinhaltung überprüft, ca. 50 % dieser 
Anlagen sind nach Auskunft der Länder sanierungs- 
bedürftig. 

Auch im Bereich der Bundeswehr wurde von 670 un- 206 
ter die TA Luft faUenden Heizanlagen, die rd. 90 % 
des Wärmebedarfs der Bundeswehrtiegenschaften 
abdecken, für 303 mit festen Brennstoffen und 20 mit 
schwerem Heizöl betriebenen Anlagen 1984 ein Sa- 
nierungsprogramm eingeleitet. Der Umfang der hier- 
für aufzuwendenden Haushaltsmittel beträgt ca. 1,3 
Mrd. DM. Inzwischen wurden bereits 87 der Maßnah- 
men durchgeführt. 
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Tabelle 6 


EmissionsminderungsiiiaßRahnien nach der TA Luft bei Altanlagen 



BaWü 

Bay 

Berl 

HB 

HH 

Hess 

Nds 

NRW 

RhPf 

Saar 

SH 

Gesamtzahl der Anlagen (Alt- u. Neu- 

') 

‘) 










anlagen) 


8.516 

933 

759 


4.980 

5.031 

12.998 


533 

2.783 

Altanlagen i.S.v. Nr. 4.2.1 TA Luft . 
davon Anlagen 

4.582 


842 

699 

800 

3.554 

4.839 

9.033 

2.149 

443 

2.544 

— die den Anforderungen entspre- 












chen 

1.941 


251 

422 

70 

1.609 

2.380 

4.905 

1.355 

214 

1.055 

— die durch Änderungsgenehmi- 












gungen die Anforderungen er- 
füllen 

53 

125 

19 

33 


39 


303 

37 

21 

103 

— bei denen behördl. Maßnahmen 

unverhältnismäßig sind 

— bei denen Maßnahmen zu tref- 

- 

- 

- 


- 

- 

51 


6 

- 

35 

fen sind 

1.9465) 

1.958 

549^) 

244 

730 

1.906 

2.408 

3.825 

794 

208 

1.046 

Soweit Maßnahmen zu treffen sind: 












— Anlagen, bei denen auf Geneh- 












migungsberechtigungen ver- 
zichtet wurde 

168 

30 

38 

4 

3 

83 

90 

353 

31 

9 

150 

— Anlagen, die spätestens am 












28. Februar 1994 stillzulegen 
sind 

23 

47 

1 

1 

1 

31 

112 


15 

9 

13 

— Anlagen, für die Kompensa- 












tionsregelungen vorgesehen 

sind 



3 








6 

0 

10 





— Anlagen, für die nachträgliche 












Anordnungen zu treffen sind 












zur 












a) Verhinderung schädlicher 

Umwelteinwirkungen 

b) Vorsorge 

25 

240 

60 


200 

245 

98 

261 

128 

1 

- 

O spätestens am 1. März 












1989 

158 

358 

31 

8 

300 

292 

338 

472 

181 

15 

100 

O spätestens am 1. März 

1991 

528 

801 

208 

85 

400 

992 

1.457 

1.767 

262 

68 

145 

O spätestens am 1. März 

1994 

150 

253 

107 

50 

500 

186 

430 

1.187 

106 

86 

335 

O Anlagen, für die sonst. 

baul./betriebl. Maßnah- 
men erforderlich sind . . . 

207 

47 

2 

96 

150 

77 

28 

2.488 

22 

7 

20 

— Anlagen, die mit Meßgeräten 












auszurüsten sind 

44 

179 

— 

30 

40 

58 

85 

178 

107 

13 

40 


h Sämtl. Angabe nach bisher vorliegenden Meldungen der Vollzugsbehörden, daher nicht abschließend. 

2) Angaben geschätzt, Mehrfachnennungen bei Maßnahmen möglich. 

3) Nicht gesondert erfaßt. 

'*) Angaben sind bisher nicht möglich. 

5) Davon entsprechen 610 Anlagen bereits den materiellen Anforderungen der TA Luft. 

Incl. 103 Meßanordnungen zur Feststellung des Handlungsbedarfs. 

Angaben sind in Spalte über Anlagen, bei denen auf die Genehmigungsberechtigung verzichtet wurde, enthalten, 
ö) 51 Anlagen sind bereits saniert. 
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Entsprechend den Anforderungen der TA Luft bezüg- 
lich der Umrüstung von Altanlagen wird das Pro- 
gramm bis zum 1. März 1994 abgeschlossen sein. Da- 
nach werden sich insbesondere die Schwefeldioxid- 
und die Staubemissionen in ganz erheblichem Maße 
verringert haben. 

Die übrigen 347 der 670 Heizanlagen der Bundeswehr 
werden mit Heizöl EL oder Erdgas betrieben imd ent- 
sprechen schon jetzt den Anforderungen der TA Luft 
1986. 


2.2.2.4 Sonstige untergesetzliche Regelungen 

Verordnung über Feuerungsanlagen (1. BImSchV) 

207 Die 1. BImSchV regelt die Anforderungen an die Lxift- 
reinhaltung für Feuerungsanlagen, die nicht der Ge- 
nehmigungspflicht nach dem Bundes-Immissions- 
schutzgesetz unterliegen. Dazu zählen insbesondere 
die in privaten Haushalten, Handwerks- und Gewer- 
bebetrieben, der Landwirtschaft und in öffentlichen 
Einrichtungen (z. B. Schulen, Krankenhäusern) ein- 
gesetzten Feuerungsanlagen. Der Leistungsbereich 
dieser Feuerungsanlagen erstreckt sich von wenigen 
Küowatt bei Einzelfeuerungen bis zu einigen Mega- 
watt bei Sammelheizungen für größere Gebäudekom- 
plexe. 

208 Im Zusammenhang mit der 1985 erfolgten Neufas- 
sung der 4. BImSchV (Verordnung über genehmi- 
gungsbedürftige Anlagen) wurde in die 1. BImSchV 
eine Ableitungsvorschrift für Feuerungsanlagen ab 
einer Feuerungswärmeleistung von 1 MW aufgenom- 
men. Ferner wurde die Liste der zugelassenen festen 
Brennstoffe überarbeitet. 

209 Die rdcht genehmigungsbedürftigen Feuerungsaiüa- 
gen bestimmen aufgrund ihrer großen Anzahl und 
ihrer niedrigen SchomsteinhÖhe in erheblichem Um- 
fang die Immissionsbelastung in den Ballungsgebie- 
ten. Im Hinbhck auf eine weitere Immissionsentla- 
stung in diesen Gebieten müssen die für die verschie- 
denen Feuerungsarten (fest, flüssig, gasförmig) beste- 
henden Anforderungen an den inzwischen fortge- 
schrittenen Stand der Technik angepaßt werden. Bei 
den Öl- und Gasfeuerungsanlagen ist insbesondere 
ein erhöhter Wirkungsgrad, bei den Feuerungsanla- 
gen für feste Brennstoffe ein verbesserter Ausbrand 
anzustreben. Diese Ziele sind in der Neufassung der 1. 
BImSchV berücksichtigt (vgl. Abschnitt 4.4.1), die zur 
Zeit im Bimdesrat beraten wird. 


Verordnung zur Emissionsbegrenzung von 
leichtflüchtigen Halogenkohlenwasserstoffen 
(2. BImSchV) 

210 Am 1. Juli 1986 ist mit der neugefaßten 2. BImSchV 
eine weitere bedeutende Vorschrift zur Begrenzung 
der Schadstoffe an der Quelle in Kraft getreten. 

211 Während sich die bisherige Verordnung auf Che- 
mischreinigungsanlagen beschränkte, sind nunmehr 
die übrigen nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen 
einbezogen worden, in denen Halogenkohlenwasser- 


stoffe (HKW) als Lösemittel eingesetzt werden. Dazu 
gehören Extraktionsanlagen und Anlagen zur Ober- 
flächenbehandlung (z. B. zur Entfettung). Oberflä- 
chenbehandlungsaiüagen haben mit ca. 80 % den 
größten Anteü an den HKW-Emissionen der betroffe- 
nen Anlagen. Erstmals wird die Mehrzahl aller Verur- 
sacher von Luftbelastungen durch leichtflüchtige 
HKW strengen Auflagen unterworfen. Gleichzeitig 
enthält auch diese Verordnung ein Konzept zur Altan- 
lagensanierung: Innerhalb einer Übergangsfrist von 
zwei bis fünf Jahren — abgestuft nach der Höhe des 
Schadstof fauswurfs- sind die Altanlagen auf den 
Stand der Technik von Neuanlagen nachzurüsten. 
Abschätzungen ergeben, daß der Lösemittelver- 
brauch nach Erfüllxmg aller Anforderungen um bis zu 
60 % zurückgehen wird. Dies läßt sich durch die An- 
wendung geschlossener Anlagensysteme bzw. durch 
weitgehend gekapselte Anlagen mit Abgasabsau- 
gung und Lösemittelrückgewinnung über Aktivkoh- 
lefilter erreichen. Damit verfolgt die Verordnung zu- 
gleich das Ziel, das Eigeninteresse der Betreiber an 
einem geringen HKW- Verbrauch zu fördern und so in 
gleicher Weise auch eine Entlastung von Wasser und 
Boden zu bewirken. 


Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 
(4. BImSchV) 

Mit der am 1. November 1985 in Kraft getretenen 272 
Neufassung der 4. BImSchV wurden der Katalog der 
genehmigungsbedürftigen Anlagen an den Stand der 
techrdschen Entwicklung angepaßt und die Anlagen- 
arten nach den wichtigsten Industrie- und Waren- 
gruppen geordnet. Damit sind folgende Ziele er- 
reicht: 

— Die Emissionsrelevanz der Anlagen wurde ein- 
schließlich Lärmschutzaspekten neu bewertet xind 
bei der Zuordnung der Anlagen zum förmlichen 
oder vereinfachten Genehmigungsverfahren stär- 
ker berücksichtigt. 

— Anlagen, deren besonderes Gefährdungspotential 
erst in der letzten Zeit erkannt wurde, sind dem 
förmlichen Genehmigungsverfahren zugeordnet 
worden. 

— Für Anlagen, die lücht mehr in besonderem Maße 
geeignet sind, schädliche Umweltwirkungen her- 
beizuführen, oder Anlagen, die aufgrund der tech- 
nischen Entwicklung keine Bedeutung mehr ha- 
ben, wurde der Genehmigungsvorbehalt aufgege- 
ben. 

— Das übersichtliche Ordnungsprinzip konnte zu- 
gleich den anlagenspezifischen Emissionsregelun- 
gen der TA Luft 86 zugrundegelegt werden. 

Im Zusammenhang mit der Novellierung der Störfall- 213 
Verordnung wurde auch der Kreis der genehmi- 
gungsbedürftigen Anlagen auf solche Anlagen ausge- 
dehnt, die bei Störung des bestimmungsgemäßen Be- 
triebs in besonderem Maße schädliche Umwelteinwir- 
kungen hervorrufen können. Dazu gehören neben 
den schon bisher erfaßten Lagern für Pflanzenschutz- 
und Schädlingsbekämpfungsmittel ab 1. September 
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1988 u. a. auch solche für Düngemittel und sonstige 
störfallrelevante Chemikahenlager. 

214 Anlagen zum Umgang insbesondere mit gentechnisch 
veränderten Mikroorganismen sind in den Kreis der 
genehmigungsbedürftigen Anlagen aufgenommen 
worden, weil insoweit ein vordringhches, keinen wei- 
teren Aufschub duldendes Regelungsbedürfnis be- 
steht; ausgenommen hiervon sind Anlagen, die aus- 
schheßhch Forschungszwecken dienen. 


Verordnung über Immissionsschutzbeauftragte 
(5. BImSchV) 

215 Im Rahmen der Novellierung der Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) 
wurde auch der Katalog der Anlagen, für die eine 
Pflicht zur Bestehung eines Immissionsschutzbeauf- 
tragten besteht, neu gefaßt. Eine weitere Anpassung 
der Verordnung erfolgte im Zusammenhang mit der 
Novellierung der Störfall- Verordnung. 


Verordnung über die Grundsätze des 
Genehmigungsverfahrens (9. BImSchV) 

216 Durch Änderungsverordnung vom 19. Mai 1988 er- 
folgte eine Anpassung der 9. BImSchV an die mit der 
Novellierung der StörfaU-Verordnung eingetretenen 
Änderungen. Ferner wird vorgeschrieben, daß zur Be- 
urteilung der Sicherheitsanalyse (§ 7 der Störfall- Ver- 
ordnung) in der Regel die Einholung eines Sachver- 
ständigengutachtens notwendig ist. Mit dieser Rege- 
lung erhalten die zuständigen Genehmigungsbehör- 
den eine fachkundige Unterstützung zur Prüfung und 
Bewertung des Sicherheitskonzepts des Anlagenbe- 
treibers. 


Emissionserklärungsverordnung (1 1 . BImSchV) 

217 Zur frühzeitigen Erkennung von Gefahren durch 
hochtoxische und krebserzeugende Stoffe wurde mit 
der Verordnung vom 24. Juh 1985 geregelt, daß der- 
artige Stoffe auch dann in der Emissionserklärung 
anzugeben sind, wenn sie nur zu einem Hundertstel in 
den ansonsten geltenden Massenströmen enthalten 
sind. 


Verordnung über Anlagen der Landesverteidigung 
(14. BImSchV) 

218 Die am 1. Mai 1986 in Kraft getretene 14. BImSchV 
regelt die Zuständigkeit für den Vollzug behördhcher 
Überwachungsmaßnahmen nach dem BImSchG bei 
Anlagen, die der militärischen Landesverteidigung 
dienen. Darüber hinaus trifft die Verordnung eine 
punktuelle Sonderregelungen, die zur Wahrung mili- 
tärischer Geheimnisse im immissionsschutzrechtli- 
chen Genehmigungsverfahren erforderhch sind. 


2.2.2.5 Sicherheit technischer Anlagen 

Der Schutz von Mensch und Umwelt vor schädhchen 219 
Auswirkungen durch StörfäUe ist Ziel der EG -Richtli- 
nie über die Gefahren schwerer Unfälle und der Stör- 
fall-Verordnung (12. BImSchV). 

Das diesen Vorschriften zugrunde hegende Sicher- 220 
heitskonzept umfaßt Maßnahmen 

— zur Vorsorge gegen das Eintreten unzulässiger Be- 
trieb szustände, 

— zum sicheren Einschluß gefährhcher Substanzen 
während des bestimmungsgemäßen Betriebes, 

— zur Begrenzung der Auswirkungen, falls trotz aller 
Vorsorgemaßnahmen dennoch Freisetzungen, 
Brände oder Explosionen eintreten sollten, 

— zur Begrenzung der Einwirkungen von Schadstof- 
fen, Bränden oder Explosionen auf die Umwelt. 

Kernpunkt der 12. BImSchV ist die Verpflichtung von 
Betreibern von Anlagen mit einem hohen Gefahren- 
potential, eine systematische Sicherheitsanalyse zu 
erstellen, in der aUe für die Sicherheit der Anlage 
bedeutsamen Faktoren analysiert werden müssen 
und die Einhaltung der notwendigen Sicherheitsmaß- 
nahmen nachgewiesen werden muß. 


Vollzug der Störfall-Verordnung 

Seit Ende 1982 müssen für Anlagen, die unter den 221 
Geltungsbereich der Störfall-Verordnung faUen, Si- 
cherheitsanalysen vorhegen. Die Erstehung der Si- 
cherheitsanalysen erforderte eine umfassende Sicher- 
heitsüberprüfung dieser Anlagen. Die Einbeziehung 
aber bestehenden Anlagen in diese Regelung ermög- 
hchte auch die Aufdeckung von Schwachstellen bei 
Altanlagen, die nach Angaben aus den Ländern um- 
gehend beseitigt wurden. Hierdurch wurde die Anla- 
gensicherheit wesenthch erhöht. 

1985 waren den Behörden ca. 850 Anlagen, die von 222 
der StörfaU-Verordnung erfaßt werden, gemeldet. Ca. 

60 % dieser Anlagen gehören zur chemischen Indu- 
strie, 20 % zur Miner alölindustrie, der Rest verteilt 
sich auf Großlager (15 %) sowie andere Industrien 
(5 %). Zwei Drittel der Anlagen fallen wegen ihres 
toxischen Inventars in den Geltungsbereich der Ver- 
ordnung, ein Drittel wegen ihrer Brand- bzw. Explo- 
sionsgefährlichkeit. Insgesamt verteilen sich die 850 
Anlagen auf ca. 100 Standorte. 


Änderung der Störfall-Verordnung 

Die Ende 1986/Anfang 1987 in verstärktem Maße be- 223 
kannt gewordenen Schadensereignisse im Bereich 
der chemischen Industrie, vor aUem die Brandkata- 
strophe am 1. November 1986 in Basel, bei der ver- 
schiedene gefährhche Chemikahen mit dem Lösch- 
wasser in den Rhein gelangten und das Ökosystem 
schwer schädigten, haben gezeigt, daß mehr noch als 
bisher Vorsorge zur Verhinderung derartiger Vor- 
kommnisse in Produktionsanlagen und Lagern von 
Unternehmen getroffen werden muß. Die Bundesre- 
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gierung hat nach diesem Unfall unverzüglich die not- 
wendigen Konsequenzen gezogen und am 3. Dezem- 
ber 1986 einen „Maßnahmenkatalog zur Vorsorge ge- 
gen Chemieunfälle" beschlossen. Ferner wurde in der 
Koalitionsvereinbarung vom 24. Februar 1987 u. a. 
die zügige NoveUierung der Störfall- Verordnung fest- 
geschrieben. 

224 Ein wichtiger Schritt zur Erhöhung der Sicherheit von 
Industrieanlagen ist die Novellierung der Störfall- 
Verordmmg (12. BImSchV) durch die Verordnung zur 
Änderung von Verordnungen zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes vom 19. Mai 1988, 
die am 1. September 1988 in Kraft treten wird. Mit der 
Novelle wird neben der Anpassung an den neuesten 
Stand der wissenschaftlich-technischen Entwicklung 
und Berücksichtigung von Vollzugserfahrungen der 
Länder das Ziel verfolgt, die Gefahrenabwehr bei 
nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz genehmi- 
gungsbedürftigen Anlagen nachhaltig zu verbessern. 
Gleichzeitig werden die sich daraus für die Verord- 
nung über genehmigungsbedürftige Anlagen, die 
Verordnung über Immissionsschutzbeauftragte und 
die Verordnung über die Grundsätze des Genehmi- 
gungsverfahrens ergebenden Folgeänderungen 
durchgeführt. 

225 Die neue Störfall-Verordnung berücksichtigt insbe- 
sondere Erfahrungen aus der bereits genannten 
Brandkatastrophe in Basel. Im wesentlichen treten fol- 
gende Änderungen ein: 

1. Der Anwendungsbereich der Verordnung wird er- 
heblich ausgedehnt. Die Grundanforderungen der 
Verordnung, die die Entstehung von Störfällen ver- 
meiden und die Auswirkung von Störfällen verrin- 
gern sollen, gelten künftig unter Einbeziehung des 
Bedienungspersonals der Anlage für alle genehmi- 
gungsbedürftigen Anlagen, in denen mit gefährli- 
chen Stoffen umgegangen wird. 

2. Die Liste der Anlagen, die ein besonders hohes 
Gefahrenpotential haben, wird von derzeit 17 auf 
23 Anlagentypen erweitert (u. a. auf Anlagen zum 
Lagern von Pflanzenschutz-, Schädlingsbekäm- 
pfungs- und ammoniumnitrathaligen Düngemit- 
teln). An die Betreiber dieser Anlagen stellt die 
Störfall- Verordnung verschärfte Anforderungen; 
u. a. ist eine Sicherheitsanalyse zu erstellen. 

3. Die Liste der gefährlichen Stoffe wird von derzeit 
145 auf über 300 erweitert. Entscheidend für die 
Aufnahme von neuen Stoffen oder Stoff gruppen in 
diese Liste war vor allem, ob sie krebserzeugend, 
sehr giftig oder stark wassergefährdend sind. 

4. Die Sicherheitsanalyse hat der Betreiber künftig 
nicht nur bei sich bereitzuhalten, sondern auch bei 
der zuständigen Behörde zu hinterlegen. 

5. Die Betreiber von genehmigungsbedürftigen Anla- 
gen zum Lagern von Stoffen werden verpflichtet, 
ein nach Art, Menge und Lagerort gegliedertes 
Verzeichnis der gelagerten Stoffe zu erstellen und 
dieses ständig zu aktualisieren; Unterlagen zur 
Kennzeichnung der gelagerten Stoffe sowie Gefah- 
renmerkblätter sind zur Schadensbekämpfung für 
die Feuerwehr bereitzuhalten. 


6. Die Meldepflichten werden wesentlich verschärft; 
in Zukunft sind alle Betriebsstörungen mit Außen- 
wirkung den zuständigen Behörden zu melden. 

7. Die Vorschriften der EG-Richtlinie 87/216/EWG, 
die vor allem auf eine schärfere Überwachung ge- 
lagerter Chemikahen gerichtet sind, werden nüt 
der Novellierung umgesetzt. 

Darüber hinaus unterliegen im Rahmen einer Ände- 226 
rung der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. BImSchV) künftig auch bestimmte Anla- 
gen zur Lagerung anderer Chemikalien als die ge- 
nannten Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämp- 
fungsmittel der Genehmigungspflicht nach dem Bun- 
des-Immissionsschutzgesetz. 

Die Störfall- Verordnung wird zu einer erheblichen 227 
Zusatzbelastimg für den Unternehmer und die Behör- 
den führen. Aus diesem Grunde sollen künftig in stär- 
kerem Maße als bisher unabhängige Sachverständige 
zur Unterstützung der Behörden herangezogen wer- 
den. Der im Zusammenhang mit der Novelle der Stör- 
fall-Verordnung geänderte § 13 Abs. 1 der Verord- 
nung über die Grundsätze des Genehmigungsverfah- 
rens ist ein erster Schritt hierzu. Im Rahmen eines inte- 
grierten Überwachungskonzeptes für Industriebe- 
triebe soll sich die Behörde bei der Prüfung von Unter- 
lagen im Genehmigungsverfahren, z. B. der Sicher- 
heitsanalyse, des kritischen Sachverstandes unabhän- 
giger Sachverständiger bedienen. Die Kosten hierfür 
gehen zu Lasten des Betreibers. Damit wird ein zu- 
sätzhches Element in das Recht für sicherheitsrele- 
vante Anlagen eingeführt. 

Mit dem Inkrafttreten der novellierten Störfall-Ver- 228 
Ordnung soll auch die Erste Allgemeine Verwaltungs- 
vorschrift zur Störfall- Verordnung in neuer Fassung 
vorliegen. Dabei geht es vor allem darum, die Men- 
genschwellen für die Stoffe nach Anhang II der Stör- 
fall-Verordnung neu festzusetzen. Die Verwaltungs- 
vorschrift ist von der Bundesregierung am 25. Mai 
1988 beschlossen und anschließend dem Bundesrat 
zur weiteren Behandlung zugeleitet worden. 


2.2.3 Maßnahmen zur Schadstoffreduzierung in 
Produkten 

Brenn- und Treibstoffe 
Ottokraftstoffe 

Mit der Einführung unverbleiter Ottokraftstoffe 229 
wurde nicht nur ein weiterer Schritt zur Verminde- 
rung der Blei-Emissionen eingeleitet, sondern eine 
wesentliche Voraussetzung für die Anwendung der 
Katalysatortechnik, insbesondere des Dreiwegkataly- 
sators mit Lambda-Sonde, beim Kraftfahrzeug ge- 
schaffen. Für die neuen Kraftstoff- Qualitäten (jeweils 
unverbleit Super und Normal) wurden DIN-Normen 
erarbeitet und die Benzinqualitätsangabe Verordnung 
geändert. 

Durch das Gesetz zur Änderung des Benzinbleigeset- 230 
zes vom 18. Dezember 1987 wurde verbleites Normal- 
benzin ab 1. Februar 1988 verboten. Dadurch wird 
bleifreies Benzin schnell zum Regelkraftstoff werden. 
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Mit der Umstellung des Normalbenzins auf bleifrei 
wird bereits 1988 eine Verminderung der Bleiemissio- 
nen des Verkehrs — verghchen mit dem Stand vor 
Einführung des bleifreien Benzins — von etwa 1.500 
Tonnen pro Jahr einhergehen. 

231 Im Vorgriff auf die 1989 wirksam werdende EG-Richt- 
linie zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
ghedstaaten über den Bleigehalt von Benzin wurde in 
der Bundesrepublik Deutschland bereits ab 1985 der 
Benzolgehalt unverbleiter Ottokraftstoffe auf max. 

5,0 Vol. % begrenzt. Die Bundesregierung hat eine 
Initiative bei der EG-Kommission für eine weitere 
deuüiche Herabsetzung des Benzolgehaltes im Ben- 
zin eingebracht. 


Heizöl EL und Dieselkraftstoff 

232 Der Schwefelgehalt der Mitteldestillate aus Erdöl 
(Heizöl EL und Dieselkraftstoff) ist in der Bundesrepu- 
bhk Deutschland seit 1979 auf max. 0,30 Gew.-% be- 
grenzt. Auf Initiative der Bundesregierung hat der 
EG -Umweltministerrat 1987 eine Herabsetzung des 
Schwefelgehaltes auf 0,3/0, 2 % beschlossen. Die Bun- 
desrepubhk Deutschland imd die BENELUX-Staaten 
werden den strengeren Wert von 0,2 Gewichts-% an- 
wenden. Die RichÜinie enthält ferner einen Auftrag an 
die Kommission, spätestens drei Jahre nach Inkraft- 
treten einen Vorschlag für eine weitere Absenkung 
vorzulegen. 

233 Die Erste Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über den Schwefelgehalt von leichtem Heizöl und 
Dieselkraftstoff (3. BImSchV) vom 14. Dezember 1987 
sieht vor, daß ab 1. März 1988 ein Schwefelhöchstge- 
halt von 0,2 Gewichtsprozent im leichten Heizöl und 
Dieselkraftstoff nicht überschritten werden darf. Mit 
der hierdurch bis Mitte der 90er Jahre bewirkten Ver- 
minderung der Schwefeldioxidemissionen in der Bun- 
desrepubhk Deutschland um schätzungsweise jähr- 
hch bis zu 50.000 Tonnen wird ein wichtiger Beitrag 
zur Verringerung der S02-Belastung, insbesondere in 
den Ballungsgebieten, und auch zur Smogbekämp- 
fung geleistet. Diese Emissionsminderung entspricht 
in etwa der Menge an Schwefeldioxid, die z.Zt. von rd. 
5,3 Mio. ölbefeuerten Einfamüienhäusern ausgesto- 
ßen wird. 


Thermische Verwertung von organochlorhaltigen 
Altölen 

234 Altöle, die auf gearbeitet oder thermisch genutzt wer- 
den sollen, sind nach der Altölverordnung auf ihren 
PCB-Gehalt und Gesamt-Halogengehalt zu untersu- 
chen. Beträgt der PCB-Gehalt nicht mehr als 20 ppm, 
kann das Altöl aufgearbeitet werden. Wird dieser 
Wert überschritten, kommt im allgemeinen nur noch 
eine Verbrennung bzw. thermische Verwertung in 
betracht. 

235 In der Bundesrepublik Deutschland fallen jährhch ca. 

500.000 t Altöl an. Davon werden rd. 220.000 t aufge- 
arbeitet, deren PCB-Gehalt nicht mehr als 20 ppm 
beträgt. Der Anteü an Altölen, die PCB in Konzentra- 
tionen über 20 ppm enthalten, beträgt insgesamt etwa 


16.000 bis 20.000 Tonnen. Davon entfallen auf den 
Bereich Bergbau und Elektrizitätswirtschaft rd. 

8.500 t, die im allgemeinen mit mehr als 200 ppm bela- 
stet sind und der Verbrennung zugeführt werden. Ins- 
gesamt werden rd. 24.000 t Altöl verbrannt. 

Bei der thermischen Verwertung von Altölen z. B. in 236 
Zementdrehrohröfen gibt es keine festen Grenzwerte 
für PCB, sondern es ist der individuell für die Anlage 
im Genehmigungsverfahren festgelegte maximal zu- 
lässige PCB-Gehalt ausschlaggebend. Die Altölver- 
ordnung schreibt darüber hinaus die Untersuchung 
der Altöle auf den PCB-Gehalt sowohl für die Aufar- 
beitung als auch für die thermische Nutzung zwin- 
gend vor. 


Sonstige emissionsrelevante Produkte 

Aufgrund der Verwendung von emissionsrelevanten 237 
Produkten ergibt sich eine Vielzahl (häufig kleiner) 
Emissions quellen in der Umwelt. Die Emissionsmas- 
senströme oder -konzentrationen sind an der Einzel- 
quelle meist gering, aus der großen Zahl der Einzel- 
quellen kann sich in der Summe jedoch eine erhebh- 
che Umweltbelastung ergeben. 

Neben Belastungen in der Außenluft sind Innenraum- 238 
Belastungen von besonderer Bedeutung: Luftverun- 
reinungen werden z. B. aufgrund niedriger Luftwech- 
selraten aus Wohnräumen oder von Arbeitsstätten nur 
langsam abgeführt; außerdem ist die Aufenthalts- 
dauer der Menschen, insbesondere der Risikogrup- 
pen (z. B. Kranke, Kleinkinder), in Innenräumen ver- 
gleichsweise hoch. 

Eine Kontrolle oder Minderung der Emissionen der in 239 
die Umwelt gebrachten Produkte durch nachträghche 
Maßnahmen ist meist aufwendig bzw. praktisch nicht 
möghch. Beispielhaft sind die Formaldehydfreiset- 
zungen aus Möbeln, die nachträglich nur durch sehr 
aufwendige Beschichtungsmaßnahmen gemindert 
werden können, und die Entsorgung der Privathaus- 
halte und Gewerbebetriebe von lösemittelhaltigen 
Lackresten sowie Chemikahen aller Art zu nennen. 

Emissionsminderungsmaßnahmen bei Produkten zie- 240 
len daher meist auf eine Änderung der Produktbe- 
schaffenheit (z. B. Substitution von Asbest in Faserze- 
ment, Ersatz von Formaldehyd in Spanplatten oder 
Verwendung von Pumpensprühern für Körperpflege- 
mittel anstelle von FCKW-haltigen Sprays). Die Ent- 
wicklung von umweltfreundhchen Ersatzstoffen und 
die Suche nach Alternativen ist vor allem eine Produ- 
zentenpflicht. Die Umweltpohtik kann ihrerseits gün- 
stige Voraussetzungen durch flankierende produkt- 
bezogene Maßnahmen schaffen. 


Formaldehyd 

Der Formaldehyd-Bericht der Bundesregierung aus 241 
dem Jahre 1984 enthält die gesundheiüiche Bewer- 
tung von Formaldehyd, zeigt Verwendungs- und Be- 
lastungsbereiche auf und gibt Empfehlungen für den 
Umgang mit dieser Chemikahe. Ein Teü dieser Emp- 
fehlungen (z. B. zu Holzwerkstoffen) wurde bereits in 
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der 1986 in Kraft getretenen Gefahrstoffverordnung 
berücksichtigt, für weitere Teile (z. B. zu Beschich- 
tungssystemen) ist die Aufnahme in die Gefahrstoff- 
verordnung zu einem späteren Zeitpunkt vorgese- 
hen. 

242 Darüber hinaus unterstützt die Bundesregierung frei- 
willige Maßnahmen zur Verminderung der Formalde- 
hydbelastung speziell in Innenräumen, z. B. im Rah- 
men der Umweltzeichenvergabe für formaldehyd- 
arme Möbel und Lacke. 


Fluorchlorkohlenwasserstoffe 

243 Nachdem die FCKW-Emissionen Anfang der achtzi- 
ger Jahre weltweit zurückgegangen waren, sind sie 
inzwischen wieder gestiegen und haben — nach einer 
NASA-Studie — 1985 die Emissionen des bisherigen 
Spitzenjahres 1974 übertroffen. Sollte sich dieser 
Trend fortsetzen, müßte mit einer verstärkten Schädi- 
gung der Ozonschicht gerechnet werden. 

244 Die Bundesrepubhk Deutschland hat sich deshalb im 
Rahmen des Umweltprogramms der Vereinten Natio- 
nen intensiv an der Erarbeitung von Vertragswerken 
zur Reduzierung ozonschichtabbauender Stoffe betei- 
ligt. Am 22. März 1985 hat die Bundesrepublik 
Deutschland in Wien das Übereinkommen zum 
Schutz der Ozonschicht unterzeichnet (vgl. auch Ab- 
schnitte 2.6.2 und 4. 6. 1.1). 

245 Ziel des Übereinkommens, das inzwischen 31 Signa- 
tare hat, ist es, die menschhche Gesundheit und die 
Umwelt vor schädlichen Auswirkungen zu schützen, 
die von einer (durch menschhche Einwirkungen ver- 
ursachten) nachteihgen Veränderung der Ozon- 
schicht ausgehen können. Zu diesem Zweck überneh- 
men die Vertragsparteien die Verpflichtung, im Rah- 
men der ihnen zur Verfügung stehenden Mittel und 
Möghchkeiten durch geeignete normative und admi- 
nistrative Maßnahmen für eine Regelung, Begren- 
zung, Verringerung und Verminderung entsprechen- 
der Einwirkungen Sorge zu tragen. Darüber hinaus 
wird die völkerrechüiche Verpflichtung zur Zusam- 
menarbeit mit allen Signatarstaaten auf den Gebieten 
der diesen Bereich betreffenden Forschung, systema- 
tischen Beobachtung und des Informationsaustau- 
sches übernommen. 

246 Den sich aus dem Übereinkommmen ergebenden 
Verpflichtungen zur wissenschafthchen Zusammen- 
arbeit bei der Erforschung der Atmosphäre und zum 
Informationsaustausch kommt die Bundesregierung 
bereits heute insbesondere im Rahmen der Pro- 
gramme „Klima- und Umweltforschung" der Bundes- 
regierung, des „Sonderprogramms Klimaforschung" 
des Umweltbundesamtes und des Beobachtungspro- 
gramms des Deutschen Wetterdienstes nach. 

24 7 Das Übereinkommen stellt eine Rahmenvereinbarung 
dar. Die im Grundsatz festgelegten Verpflichtungen 
bedürfen der näheren Konkretisierung in Folgever- 
einbarungen, die in Form von Protokollen erfolgen 
• sollen. Nach intensiven Verhandlungen konnte be- 
reits im September 1987 auf einer Diplomatischen 
Konferenz in Montreal ein erstes auf das Wiener Über- 
einkommen gestütztes Protokoll von der Bundesrepu- 


blik Deutschland gemeinsam mit weiteren 24 Staaten 
und der EG unterzeichnet werden, das Maßnahmen 
zur Verringerung der Emissionen von ozonschichtab- 
bauenden Stoffen (Fluorchlorkohlenwasserstoffe — 
FCKW — und Halone) festschreibt. Es sieht die stufen- 
weise Verringerung der Produktion und des Ver- 
brauchs von FCKW um 50 % bis 1999 vor. Zusätzhch 
werden Produktion und Verbrauch der sogenannten 
Halone ab 1992 auf der Basis von 1986 eingefroren. 

Zur Umsetzung des Wiener Übereinkommens in in- 248 
nerstaaüiches Recht ist nach Artikel 59 Abs. 2 des 
Grundgesetzes ein Vertragsgesetz erforderlich. Der 
hierzu von der Bundesregienmg Anfang März 1988 
beschlossene Gesetzentwurf wird derzeit in den Aus- 
schüssen des Deutschen Bundestages beraten (BT- 
Drucksache 11/2271). Der vom Bundeskabinett am 
25. Mai 1988 beschlossene Gesetzentwurf zur Umset- 
zung des Montrealer Protokolls (BR-Drucksache 
243/88) hegt zur Zeit dem Bundesrat vor. Die Bundes- 
regierung wird alles daran setzen, daß sowohl das 
Wiener Übereinkommen als auch das Montrealer Pro- 
tokoll zum 1. Januar 1989 völkerrechüich in Kraft tre- 
ten können. 

Die Bundesregierung strebt an, die mit dem Montrea- 249 
1er Protokoll übernommene internationale Verpflich- 
tung zur Reduzierung der Produktion und des Ver- 
brauchs von FCKW erhebhch schneller als vereinbart 
zu erfüllen und nach Möghchkeit zu übertreffen. Hin- 
sichthch der im innerstaathchen Bereich vorrangigen 
Reduzierung des Verbrauchs von FCKW konnten be- 
reits wesenthche Schritte reahsiert werden. In der 
Bundesrepubhk Deutschland lag der Verbrauch an 
FCKW im Spraybereich im Bezugsjahr 1986 insge- 
samt bei rd. 26.000 Tonnen. Für diesen wichtigen Be- 
reich hat die Aerosohndustrie im August 1987 eine 
Selbstverpfhchtungserklärung abgegeben, die eine 
Reduzierung des FCKW-Verbrauchs im Spraybereich 
bis 1989 um mindestens 90 % bedeutet. Die Umset- 
zung dieser Verpflichtung wird zügiger als vereinbart 
durchgeführt. Bereits im Januar 1988 waren die gro- 
ßen Produktgruppen Haarsprays und Deosprays zu 
95 % auf FCKW-freie Treibmittel umgestellt. Die Ein- 
haltung der Verpflichtung wird durch ein unabhängi- 
ges Wirtschaftsprüfungsunternehmen überprüft. 

In anderen Bereichen wurden insbesondere folgende 250 
Maßnahmen zur Verbrauchsreduzierung ergriffen: 

— Durch verschärfte Anforderungen der TA Luft für 
industrieUe Anlagen werden bei der Herstellung 
von Weichschaumstoffen 90 % weniger FCKW in 
die Atmosphäre gelangen; dies entspricht einer 
Verringerung um ca. 3.000 Tonnen pro Jahr. 

— Im Bereich der FCKW -Verwendung als Kältemittel 
hat der Zentralverband der deutschen Elektroge- 
räteindustrie den Entwurf eines Gewinnungs- und 
Entsorgungskonzeptes zur Erörterung gestellt. 

— Im Bereich des Einsatzes von FCKW als Lösemittel 
ist die Rückgewinnung der FCKW und das Arbei- 
ten in geschlossenen Anlagen bereits weit verbrei- 
tet. 

— Eine Kennzeichnung von Spraydosen durch An- 
gabe der Inhaltsstoffe ist nach geltender Rechts- 
lage nicht durchsetzbar. Änderungen der Rechts- 
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grundlagen zur Einführung einer generellen 
Kennzeichnungspfiicht bei umweltgefährdenden 
Stoffen werden derzeit geprüft. 


Polychlorierte Biphenyle (PCB) 

251 Die EG-RichÜinie vom 1, Oktober 1985 enthält ein 
weitgehendes Verbot des Inverkehrbringens von 
PCB. Die Richtlinie wird z.Zt. in innerstaatliches Recht 
umgesetzt. Die EG -Richtlinie sieht kein sofortiges 
Verbot von PCB vor, sondern gestattet den weiteren 
Betrieb alter PCB-gefüUter Anlagen. Um die Möghch- 
keiten des PCB-Ersatzes aktuell und möglichst umfas- 
send darzustellen, wurde mit Unterstützung der Bun- 
desregierung im November 1986 ein PCB-Ersatzstoff- 
katalog erstellt, der nach einem Jahr fortgeschrieben 
werden soll (vgl. hierzu auch die Antwort der Bundes- 
regierung vom 29. April 1988 auf die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Frau Rust und der Fraktion DIE 
GRÜNEN zum Thema „Umwelt- und Gesundheitsge- 
fahren durch PCB" — BT-Drucksache 11/2235). 


Pentachlorphenol (PCP) 

252 Die Bundesregierung hat am 20. Mai 1987 den Ent- 
wurf einer Verordnung zum Verbot von PCP verab- 
schiedet und bei den Europäischen Gemeinschaften 
notifiziert und damit das Verfahren zu einer gemein- 
schaftlichen Regelung in Gang gesetzt. Durch das 
umfassende Verbot soll künftig der Eintrag von PCP 
und seinen Verbindungen in die Umwelt verhindert 
werden. Gleichzeitig wird ein Beitrag zur Verringe- 
rung besonders gefährlicher Dioxine und Furane ge- 
leistet, die — wenn auch in geringen Mengen — als 
Verunreinigungen in PCP enthalten sein können. 
Nachdem alle bedeutenden Hersteller von Holz- 
schutzmitteln in der Bundesrepubhk Deutschland 
PCP bereits seit Mitte 1985 nicht mehr verwenden, soll 
das Verbot die immer noch verbleibenden erhebh- 
chen Importe unterbinden. 


Asbest 

253 Für eine Vielzahl von Einsatzbereichen asbesthaltiger 
Produkte — z. B. Spritzasbest, Asbestzementleicht- 
bauplatten {Raumgewicht <1,0 g/cm^) sowie im Be- 
reich von Brems- und Kupplungsbelägen — wurden 
mit der 1986 in Kraft getretenen Gefahrstoffverord- 
nung Verwendungsbeschränkungen oder Verbote 
des Inverkehrbringens erlassen. 

254 Die deutsche asbestverarbeitende Industrie setzt ihre 
Bemühungen um eine Substitution von Asbest mit 
Nachdruck fort. So werden inzwischen bei Kraftfahr- 
zeugen bis 2,5 t zulässigem Gesamtgewicht ab 1. Ja- 
nuar 1988 alle erstmals in den Verkehr kommenden 
Fahrzeugtypen nur noch mit asbestfreien Bremsbelä- 
gen ausgerüstet. Bei Straßenbaumischungen, Wand- 
und Bodenbelägen, Dichtmassen, Bauten- und Unter- 
bodenschutz, thermoplastischen Kunststoff-Form- 
massen und Isohermaterial hat eine volle oder weitge- 
hende Substitution stattgefunden. Die größten Pro- 
bleme wegen hoher sicherheitstechnischer Anforde- 


rungen gibt es nach wie vor bei Bremsbelägen für 
Schwerfahrzeuge und schienengebundene Fahr- 
zeuge sowie bei Dichtungen. 

Die deutsche Asbestzementindustrie hat im Jahre 
1984 über ihre Selbstverpflichtung von 1982 zur Teil- 
substitution von Asbest hinaus zugesagt, bis Ende 
1990 alle Hochbauprodukte asbestfrei herzustellen. 
Dadurch konnte auf Verwendungsbeschränkungen 
oder Verbote für diesen Bereich verzichtet werden. 

Das entsprechende Innovationsprogramm der Wirt- 
schaft wird planmäßig durchgeführt. 

Arbeitsschwerpunkte zur Minderung der Asbestbela- 255 
stung betreffen vor allem 

— die Sanierung der Innenräume von Gebäuden, in 
denen Spritzasbest aus Brandschutzgründen und 
zur Schalhsolation aufgebracht wurde; ein Sanie- 
rungsleitfaden ist mit Unterstützung der Bundesre- 
gierung erarbeitet worden; 

— die Ermittlung und Verminderung der Freisetzung 
von Asbestzementprodukten durch äußere Witte- 
rungseinflüsse; dieser Bereich steht in Verdacht, 
eine bedeutende Emissionsquelle für Asbestbela- 
stungen in der Umwelt zu sein. Minderungsmaß- 
nahmen sind vor dem Hintergrund der jeweihgen 
örtlichen Gegebenheiten zu prüfen; 

(vgl. hierzu auch Antwort der Bundesregierung vom 
5. April 1988 auf die Kleine Anfrage der Abgeordne- 
ten Frau Oesterle-Schwerin u. a. und der Fraktion DIE 
GRÜNEN zum Thema „Verwendung von Asbestze- 
mentplatten, Spritzasbest und schwachgebundenen 
Asbestprodukten in und an Gebäuden" — BT-Druck- 
sache 11/2101). 


Lacke 

Die Verwendimg von Lacken und Anstrichstoffen be- 256 
lastet die Umwelt z. B. durch: 

— Farbpigmente auf der Basis umweltgefährdender 
Schwermetalle, 

— Lösemittel, die als flüchtige organische Verbin- 
dungen emittiert werden, 

— Lackreste, die in Abfälle oder in das Abwasser 
gelangen. 

Durch den Einsatz lösemittelarmer oder lösemittel- 
freier Systeme kann ein Großteil der Luftreinhaltepro- 
bleme bereits von vornherein gelöst oder verringert 
werden. 

Der Verband der Lackindustrie e. V. hat im Mai 1984 257 

zugesagt, den Gehalt an Lösemitteln und Schwerme- 
tallen in Lacken deuthch zu reduzieren. Bis 1989 will 
die Lackindustrie den Anteil an organischen Lösemit- 
teln in Lacken um 20 bis 25 % vermindern. Weiterhin 
soll der Einsatz von Schwermetallen, insbesondere 
von Blei und Chromaten, in Lacken gesenkt wer- 
den. 

Die Bundesregierung unterstützt darüber hinausge- 258 
hende freiwillige Maßnahmen durch die Umweltzei- 
chenvergabe für schadstoffarme Lacke. Sie prüft wei- 
terhin, ob und in welchem Umfang regulative Maß- 
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nahmen zur Verwendung von Lacken erforderlich 
werden. 


Flammschutzmittel 

259 Sofort nach ersten Hinweisen auf die möghche Bil- 
dung polybromierter Dibenzodioxine/furane beim 
Brand flammgeschützter Kunststoffe wurden von der 
deutschen chemischen Industrie, von amerikanischen 
Flammschutzmittelherstellem und dem Umweltbun- 
desamt umfassende pyrolytische, analytische und to- 
xikologische Untersuchungen eingeleitet. Bisher vor- 
liegende Analyseergebnisse zeigen, daß bei der pyro- 
lytischen Zersetzung von Kunststoffen, die mit poly- 
bromierten Diphenylethem ausgerüstet sind, grössere 
Mengen polybromierter Dibenzofurane gebildet wer- 
den können. Der Verband der Chemischen Industrie 
hat sich daraufhin gegenüber dem Bundesminister für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit ver- 
pflichtet, den Einsatz dieser Flammschutzmittel so 
weit wie möglich zu beschränken. 


Umweltzeichen 

260 Das Umweltzeichen („Blauer Engel") können Pro- 
dukte erhalten, die im Vergleich zu konkurrierenden 
Erzeugnissen geringere Umweltbelastungen verursa- 
chen. Dabei müssen Gebrauchstauglichkeit und Si- 
cherheit gewährleistet sein. Das Umweltzeichen kann 
vom Hersteller für die Werbung genutzt werden. Es 
dient der Information des Verbrauchers und seiner 
Motivation zum Kauf umweltfreundlicher Produkte. 

261 Bei der Vergabe wirken die unabhängige Jury Um- 
weltzeichen, das Deutsche Institut für Gütesicherung 
und Kennzeichnung (RAL) und das Umweltbundes- 
amt zusammen. Vergaberichtlinien wurden bislang 
für 50 Produktgruppen erarbeitet. Mittlerweile tragen 
rund 2.000 Produkte das Umweltzeichen. Darüber 
hinaus hat die Jury Umweltzeichen die Prüfung zur 
Vergabe des Umweltzeichens für zahlreiche weitere 
Produkt gruppen eingeleitet. 

262 Umweltzeichen mit dem Schwerpunkt Immissions- 
schutz wurden bislang für folgende Produktgruppen 
vergeben: 

— Spraydosen ohne Ruorchlorkohlenwasserstoffe in 
den Verwendungsbereichen kosmetische Mittel 
(einschließhch Haarsprays), Raumsprays, Möbel- 
sprays und Ausrüstungsmittel für Bedarfsgegen- 
stände, 

— Lärmarme Motor-Rasenmäher, 

— Emissionsarme Ölzerstäubungsbrenner, 

— Schadstoff arme Lacke, 

— Langlebige und lärmarme Kraftfahrzeug-Schall- 
dämpferanlagen, 

— Lärmarme Altglas -Container für den lärmempfind- 
hchen Bereich, 

— Kraftfahrzeuge mit Abgasreinigung, 

— Emissionsarme Gas-Spezialheizkessel, 


— Emissionsarme Kombi-Wasserheizer und Umlauf- 
wasserheizer, 

— Emissionsarme Brenner-Kessel-Kombinationen 
(units) mit Gasbrenner (mit Gebläse), 

— emissionsarme und energiesparende Ölbrenner- 
Kessel-Einheiten (units). 

Am Beispiel der mit dem „Blauen Engel" ausgezeich- 263 
neten Lackfarben läßt sich die ökologische und öko- 
nomische Bedeutung, die das Umweltzeichen mittler- 
weile gewonnen hat, eindrucksvoll darstellen. Der 
Absatz von umweltfreundhchen Lackfarben hat von 
12.000 Tonnen im Jahre 1983 auf 17.000 Tonnen im 
Jahre 1987 zugenommen, was einer Steigerung von 
40 % entspricht. Diese Entwicklung hat in einem 
Markt stattgefunden, der seit Jahren insgesamt leicht 
rückläufig ist. Durch diese Nachfrageverschiebung 
werden jährlich zwischen 70.000 und 80.000 Tonnen 
organischer Lösungsmittel eingespart, womit die Um- 
welt entsprechend entlastet wird. 


2.2.4 Verkehrsbezogene Maßnahmen 

Autoabgase sind eine der wesentlichen Quellen der 264 
Luftverschmutzung und damit der Gefährdung unse- 
rer Umwelt und Gesundheit. Etwa 53 % der in der 
Bundesrepublik Deutschland ermittierten Stickstoff- 
oxide und etwa 45 % der Kohlenwasserstoffe stam- 
men aus den Abgasen der Kraftfahrzeuge. Beide Luft- 
schadstoffe werden für die neuartigen Waldschäden 
mitverantwortlich gemacht. Durch den Einbau von 
Katalysatoren können die Schadstoffe in den Kfz -Ab- 
gasen um bis zu 90 % vermindert werden. Dies setzt 
allerdings bleifreies Benzin voraus, da Katalysatoren 
nur mit bleifreiem Kraftstoff wirksam betrieben wer- 
den können. 

Die Bundesregierung verfolgt seit Sommer 1983 kon- 265 
sequent das Ziel, die Schadstoffe im Kraftfahrzeugab- 
gas durch Einführung des umweltfreundlichen Kraft- 
fahrzeuges und des bleifreien Benzins drastisch zu 
senken. 

Diesem Ziel dienten die Kabinettbeschlüsse vom 
21. Juli, 26. Oktober 1983, 3. Juli und 19. September 
1984. 

Die Bundesregierung hat mit diesen Kabinettbe- 266 
Schlüssen ganz bewußt eine Pilotfunktion in Europa 
übernommen, um ein deutliches Signal zu setzen. Sie 
hat dies in der Erwartung und Überzeugung getan, 
daß die Mitghedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaft — aber auch andere Nachbarländer — sich die- 
sem Schritt anschließen. Dabei hat die Bundesregie- 
rung jedoch nie außer acht gelassen, daß die Bundes- 
republik Deutschland durch das europäische Ver- 
tragswerk fest in die Europäische Gemeinschaft inte- 
griert ist. Dies bedeutet, daß bei vorhandener unter- 
schiedlicher Interessenlage eine Einigung auch nur 
im Verhandlungs- und Kompromißwege erreicht wer- 
den konnte. 

Am 3. Dezember 1987 verabschiedete der Rat auf der 267 
Grundlage der neuen Europäischen Akte, die Mehr- 
heitsbeschlüsse ermöglicht, die EG -Richtlinie zu den 
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Luxemburger Grenzwerten für die schadstoffarmen 
Pkw. 

Die festgelegten Grenzwerte können bei Fahrzeugen 
über 2 Litern Hubraum nur mit geregeltem Dreiweg- 
katalysator eingehalten werden, in der Mittelklasse 
genügen ungeregelte Katalysatoren und auch motori- 
sche Konzepte zur Einhaltung der Grenzwerte, wäh- 
rend in der Fahrzeugkategorie bis 1,4 Liter Hubraum 
im Rahmen der festgelegten ersten Stufe einfache 
motorische Konzepte ausreichen. Zur Zeit werden je- 
doch auch für diese Kategorien unter 2 Liter Hubraum 
Fahrzeuge mit geregeltem Dreiwegkatalysator ange- 
boten. 

268 Zwar hätte sich auch die Bundesregierung noch 
schärfere Grenzwerte gewünscht, die ausnahmslos 
den geregelten Dreiwegkatalysator erzwingen. Die 
gefimdene Regelung war aber das Äußerste, was im 
Verhandlungswege erreicht werden konnte. Ein na- 
tionaler Alleingang schloß sich wegen seiner nicht 
mehr kalkuherbaren europäischen Desintegrations- 
wirkung und wegen der handelspohtischen Situation 
der Bundesrepublik als Exportland aus. 

269 Zur weiteren Herabsetzung der Partikelemissionen 
des Verkehrs bereitet die Bundesregierung Überwa- 
chungsmaßnahmen für Dieselfahrzeuge (Diesel-ASU) 
vor imd strebt daneben eine EG -weite Normierung 
der Qualität von Dieselkraftstoffen an. Hierdurch sol- 
len vor allem die Rußemissionen der Altfahrzeuge ver- 
mindert werden. 


Bleifreies Benzin 

270 Nach dem am 1. April 1985 in Kraft getretenen Dritten 
Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes ist 
die Mineralölsteuer für unverbleiten Ottokraftstoff am 
1. April 1985 um zwei Pfennig herabgesetzt worden, 
während die Mineralölsteuer für andere Leichtöle um 
zwei Pfennig je Liter erhöht worden ist. 

271 Das Bundeskabinett hat am 25. September 1985 einen 
Gesetzentwurf zur Änderung des Mineralölsteuerge- 
setzes beschlossen, um den Anreiz für den Einsatz von 
bleifreiem Benzin zu verstärken. Im einzelnen wurde 
beschlossen, über den schon bestehenden Steuervor- 
teil hinaus für bleifreies Benzin einen weiteren Steu- 
emachlaß von 3 Pfennig je Liter ab dem 1. Januar 
1986 bis zum 31. März 1987, dann von 2 Pfennig je 
Liter bis zum 31. März 1988 imd schheßhch von 
1 Pfennig je Liter bis zum 31. März 1989 zu gewähren. 
Die Mineralölsteuer für bleihaltiges Benzin soll für die 
Zeit der steuerhchen Förderung bleifreien Benzins 
wie bisher schon 53 Pfennig je Liter betragen. Eine 
entsprechende Regelung ist in das Vierte Gesetz zur 
Änderung des Mineralölsteuergesetzes übernommen 
worden. 

272 Mit dieser neuen Regelung beträgt die Steuersprei- 
zung zugunsten bleifreien Benzins somit bis zum 
31. März 1988 sechs Pfennig je Liter, dann bis zum 
31. März 1989 fünf Pfennig je Liter. Diese Regelung 
hat die steuerhchen Voraussetzungen dafür geschaf- 
fen, daß bleifreies Benzin an den TanksteUen bilhger 
angeboten wird als bleihaltiges Benzin. Mit zuneh- 
mendem Marktanteil bleifreien Benzins werden auch 


die HersteUungs- imd Verteilungskosten geringer, so 
daß auch bei verminderter Präferenz bleifreies Benzin 
bilhger als bleihaltiges Benzin sein dürfte. 

Die Änderung der EG-Benzinbleirichthnie durch den 273 
EG -Umweltministerrat am 21. Juh 1987 war das her- 
ausragende Ergebnis dieses Rats. Sie ermöghcht den 
Mitghedstaaten, das Inverkehrbringen von bleihalti- 
gem Normalbenzin zu verbieten. Dies ist in der Bun- 
desrepubhk Deutschland durch die Änderung des 
Benzinbleigesetzes vom 18. Dezember 1987 mit Wir- 
kung vom 1. Februar 1988 geschehen. 


Förderung schadstoffarmer Pkw 

Auf der Gnindlage der EG-Beschlüsse hat der Deut- 274 
sehe Bundestag mit Zustimmung des Bundesrates das 
„Gesetz über steuerhehe Maßnahmen zur Förderung 
des Schadstoff armen Personenkraftwagens" vom 22. 

Mai 1985 verabschiedet, das seit dem 1. Juh 1985 in 
Kraft ist (BGBl. I S. 784). Das Gesetz sieht — verein- 
facht dargesteht — im wesenthehen folgende Rege- 
lungen vor: 

— Schadstoff arme Pkw ab 1,4 1 Hubraum werden 
zeitheh befristet von der Steuer befreit (2.200 
DM). 

— Pkw unter 1,4 1 Hubraum, die als bedingt schad- 
stoffarm Stufe C anerkannt sind, werden ebenfahs 
zeitheh befristet von der Steuer befreit (750 DM). 

— Die Steuerbefreiung beträgt für die neu zugelasse- 
nen Pkw 1987 75 % und für die ab 1988 neu zuge- 
lassenen Pkw 50 % des ursprünghehen Förderbe- 
trages. 

— Die Steuerbefreiung endet für die Wagen über 2 1 
Hubraum am 30. September 1988, für die Wagen 
bis 1,4 1 Hubraum am 30. September 1990 und für 
die Wagen zwischen 1,4 1 und 2 1 Hubraum am 
30. September 1991. 

— Nach Ablauf der Steuerbefreiung gilt der Steuer- 
satz von 13,20 DM je 100 ccm, während Fahrzeuge, 
die diesen Normen nicht entsprechen, mit 21,60 
DM je 100 ccm veranlagt werden. 

— Für bedingt schadstoffarme Pkw der Stufen A und 
B gilt nur der Steuersatz von 13,20 DM, für die 
Stufe B befristet auf 3 Jahre (danach 21,60 DM). 

Die Bestandszahlen des Kraftfahrt-Bundesamtes zei- 275 
gen, daß sich der schadstoffarme Pkw durchgesetzt 
hat. Danach waren in der Bundesrepubhk Deutsch- 
land am 1. April 1988 ca. 4,1 Mio. Schadstoff arme 
Fahrzeuge, darunter über 2,2 Mio. Fahrzeuge mit Ka- 
talysator, zum Verkehr zugelassen. Fast 1,8 Mio. Fahr- 
zeuge entsprechen den scharfen US-Normen, nahezu 
1,3 Mio. Fahrzeuge haben den geregelten Dreiweg- 
katalysator. Zählt man auch die bedingt schadstoffar- 
men Pkw hinzu, so sind bereits fast 7,5 Mio. schad- 
stoffreduzierte Fahrzeuge im Verkehr. Gegenüber 
den Bestandszahlen von Anfang Januar 1987 bedeu- 
tet dies z. B. eine Zunahme von ca. 2,1 Mio. schadstoff- 
armen Pkw und einen Anstieg bei den Katalysator- 
fahrzeugen von etwa 1,5 Mio. 
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Bei den Neuzulassungen hat sich der Anteil Schad- 
stoff reduzierter Pkw mit Ottomotor von 14,4 % im Ja- 
nuar 1986 auf 72,5 % zu Beginn des Jahres 1988 er- 
höht. Der Anteil der Diesel-Pkw an den Neuzulassun- 
gen ging im gleichen Zeitraum von 31 % auf 18 % 
zurück. 


Emissionen im Luftverkehr 

276 Der durch den — zivilen und mihtärischen — Luftver- 
kehr über der Bundesrepubhk Deutschland erzeugte 
Schadstoffausstoß beträgt weniger als 1 % der gesam- 
ten Schadstoffemissionen. Die Triebwerkentwicklung 
der letzten Jahre hat neben der Verringerung der 
Lärmemissionen auch eine erhebliche Reduzierung 
des Kraftstoffverbrauchs pro Leistungseinheit be- 
wirkt; gleichzeitig wurden die Verbrennungsvor- 
gänge (Rußbildimg) verbessert. Im Vergleich zu ande- 
ren Emittenten sind die (durch den Schwefelgehalt im 
Kraftstoff bestimmten) S02-Emissionen vernachläs- 
sigbar. Eine Reduzierung des Schadstoffausstoßes 
wird von allen Triebwerkherstellem auch aufgrund 
internationaler Vereinbarungen angestrebt. Aller- 
dings finden in der Bundesrepublik Deutschland ei- 
genständige Triebwerksentwicklungen unter deut- 
scher Gesamtverantwortlichkeit nicht statt. 

277 Die Bundesregierung verfolgt trotz des geringen 
Schadstoffanteils des Luftverkehrs die Entwicklung 
und wird alle Möglichkeiten wahmehmen, um auf 
eine Reduzierung des Schadstoffausstoßes hinzuwir- 
ken. Im Auftrag des Umweltbundesamtes führt der 
TÜV Rheinland ein Forschungsvorhaben zur aktuel- 
len Ermittlung der Schadstoffemissionen des Luftver- 
kehrs durch. 


Emissionen im Schienenverkehr 

276 Im Verhältnis zu den mehr als 32,5 Mio. in der Bun- 
desrepublik Deutschland zugelassenen Kraftfahrzeu- 
gen sind die durch die rd. 4.300 betriebenen Diesel- 
schienenfahrzeuge verursachten Luftverunreinigun- 
gen marginal. Weniger als 15 % der gesamten Schie- 
nenverkehrsleistung der Deutschen Bundesbahn wer- 
den von Dieselfahrzeugen erbracht. 

Obwohl die Abgasemissionen der Dieselschienen- 
fahrzeuge relativ günstig sind und u. a. die ECE- 
Werte für Straßenfahrzeuge unterschreiten, wird ins- 
besondere durch folgende Maßnahmen eine weitere 
Verbesserung angestrebt: 

— Einbau von Zyhnderreihenabschaltung sowie Ver- 
suche mit gesteuerten Einspritzdüsen, 

— Versuche mit Partikelfiltern in Dieselloks, 

— Neugestaltung des Warmhalte- und Frostschutz- 
konzepts, 

— Erlaß von Richtlinien zur Erzielung einer wirt- 
schaftlichen Fahrweise. 


2.2.5 Gebietsbezogene Maßnahmen der Länder 

Auf die Erforderlichkeit einer angemessenen Berück- 279 
sichtigung von Umweltbelangen auch im Rahmen der 
Raumordnung ist die Bundesregierung bereits in ih- 
ren „Programmatischen Schwerpunkten der Raum- 
ordnung" (BT-Drucksache 10/3146) eingegangen. So- 
wohl für die Qualität einer Region als Lebensraum als 
auch für ihre wirtschaftliche Funktionsfähigkeit ist die 
Schadstoffbelastung der Luft eine wesentliche Kate- 
gorie. Insbesondere die nach Einwohner- und Arbeits- 
platzdichte abgegrenzten Verdichtungsräume (vgl. 
Abbildung 11) geben Hinweise auf Schwerpunkte der 
Luftbelastung. Diese Verdichtungsräume sind daher 
auch bei anlagen- und gebietsgebezogenen Maßnah- 
men zu beachten. 

Durch Rechtsverordnungen der Länder werden Ge- 260 
biete als Belastungsbiete festgesetzt, in denen Luft- 
verunreinigungen auftreten oder zu erwarten sind, 
die in besonderem Maße schädliche Umwelteinwir- 
kungen hervornifen können. Die nach Landesrecht 
zuständigen Behörden haben für diese Belastungsge- 
biete Art und Umfang bestimmter Luftverunreinigun- 
gen in der Atmosphäre, die schädliche Umwelteinwir- 
kungen hervorrufen können, fortlaufend festzustellen 
sowie die für ihre Entstehung und Ausbreitung be- 
deutsamen Umstände zu untersuchen. Darüber hin- 
aus können die Länder durch Re chtsver Ordnung Ge- 
biete festsetzen, in denen während austauscharmer 
Wetterlagen ein starkes Anwachsen schädlicher Um- 
welteinwirkungen durch Luftverunreinigungen zu 
befürchten ist (sog. Smoggebiete). 

Die Länder Bayern, Berlin, Hessen, Nordrhein- West- 261 
falen, Rheinland -Pfalz und das Saarland haben in den 
Jahren 1975 bis 1977 Belastungsgebiete gemäß § 44 
BImSchG ausgewiesen und damit ein formelles Luft- 
reinhalteplanverfahren in diesen Gebieten eingeleitet 
(vgl. hierzu auch Raumordnungsbericht 1986 der 
Bundesregierung, Tabelle 12.2 — BT-Drucksache 
10/6027, S. 133/134). In Baden-Württemberg und 
Hamburg wird angestrebt, auch ohne eine formelle 
Ausweisung von Belastungsgebieten eine dem ge- 
setzlichen Instrumentarium ähnliche Wirkung zu er- 
zielen. Der Ausbau der Meßnetze der Bundesländer 
zur fortlaufenden Überwachung der Immissionen in 
Belastungsgebieten und in sonstigen höher belasteten 
Ballungsgebieten ist weitgehend abgeschlossen. Im 
Hinbhck auf die Untersuchung der neuartigen Wald- 
schädenhaben die meisten Länder zusätzlich Meßsta- 
tionen in Waldregionen zur Untersuchung der Ursa- 
chen der Waldschäden eingerichtet. 

Für die Mehrzahl der Belastungs- und höher belaste- 262 
ten Ballungsgebiete sind auch Emissionskataster er- 
stellt worden bzw. in Vorbereitung. Die Länder Berlin, 
Hamburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen und Rhein- 
land-Pfalz haben für verschiedene Gebiete Luftrein- 
haltepläne nach § 47 BImSchG mit detaillierten Erhe- 
bungen und Analysen zu Belastungssituationen sowie 
Maßnahmenpläne zur Verbesserung der Situation 
auf gestellt bzw. in den Jahren 1984 bis 1986 fortge- 
schrieben. Im Vordergrund stehen bisher Maßnah- 
men bei genehmigungsbedürftigen Anlagen. 

Neben dem Vollzug der Großfeuerungsanlagen-Ver- 263 
Ordnung und dem Altanlagensanierungskonzept der 
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TA Luft werden künftig die nicht genehmigungsbe- 
dürftigen Anlagen in den Bereichen Haushalte und 
Kleingewerbe sowie der Verkehr weitere Schwer- 
punkte der Luftreinhalteplanung sein. Inwieweit dies 
auch eine Anpassung von Konzeption und Struktur 
des Instrumentes „Luftr einhalteplan" erfordert, wird 
zur Zeit geprüft. 

284 Zur Verhinderung schädhcher Umwelteinwirkungen 
bei austauscharmen Wetterlagen haben mit Aus- 
nahme von Bremen und Schleswig-Holstein alle Bun- 
desländer Smog-Verordnungen erlassen, in denen 
bestimmte Gebiete als „Smoggebiete" ausgewiesen 
sind (Abbildung 11) imd Smogalarmpläne auf gestellt 
werden, die in Abhängigheit von dem Ausmaß der 


Luftverschmutzung bestimmte kurzfristig wirkende 
Maßnahmen zur Minderung der Schadstoffemissio- 
nen vorsehen. Die in den Jahren 1985/86 von den 
Bimdesländem in Anlehnung an die neue Muster- 
Smogverordnung des Länderausschusses für Immis- 
sionsschutz vom Oktober 1984 vorgenommene Ver- 
schärfung der Smog- Verordnungen hat in den Win- 
terhalbjahren 1985/86 und 1986/87 zu einer deuthch 
zunehmenden Auslösung von Smogalarm geführt. 
Hierbei kam es erstmals zu Verkehrsverboten und zur 
Stillegung von Anlagen. Eine NoveUierung der Mu- 
ster-Smogverordnung wurde Ende 1987 von der Um- 
weltministerkonferenz u. a. beschlossen, um in Smog- 
situationen gleichartige Maßnahmen der Länder bei 
den Verkehrsverboten zu erreichen. 
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Abbildung 11 


Smog-Gebiete 
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2.2.6 Bodenschutzbezogene Maßnahmen 

285 Der Schutz des Bodens ist ein Schwerpunkt der Um- 
weltpolitik. Mit der Entwicklung der am 6. Februar 
1985 beschlossenen Bodenschutzkonzeption hat sich 
die Bundesregierung dieser vielschichtigen Aufgabe 
gestellt. In der dichtbesiedelten, hochindustrialisier- 
ten und landwirtschaftlich intensiv genutzten Bundes- 
republik Deutschland ist der Boden vielfältigen Ge- 
fährdungen ausgesetzt. 

286 Zur Erhaltung der Funktion der Böden ist eine Mini- 
mierung von qualitativ und quantitativ problemati- 
schen Stof fein trägen sowie eine Trendwende im 
Landverbrauch herbeizuführen. 

287 Nach Auffassung der Bundesregierung kommt dem 
Vorsorgeprinzip beim Schutz des Bodens wegen der 
Langfristigkeit von Bodenschäden besondere Bedeu- 
tung zu. Ein nachhaltiger Schutz des Bodens kann nur 
gewährleistet werden, wenn 

— Schadstof fein träge in die Böden durch die Luft so- 
wie durch Abfälle und Abwasser wirksam vermin- 
dert werden, 

— Eingriffe in den Boden hinsichtlich ihrer Auswir- 
kungen eingehend geprüft werden, 

— land- und forstwirtschaftliche Produktionsverfah- 
ren und die damit verbundenen Stoffeinträge den 
ökologischen Belangen ausreichend Rechnung 
tragen und 

— die Inanspruchnahme natürhcher sowie natumah, 
land- und forstwirtschaftlich genutzter Bodenflä- 
chen, insbesondere durch Überbauung, Zerschnei- 
dung und Versiegelung, spürbar eingeschränkt 
wird. 

288 Für den Bereich des Immissionsschutzes erfolgt die 
Umsetzung der Bodenschutzkonzeption auf zwei Ebe- 
nen: 

289 a) Die Einbeziehung der Belange des Bodenschutzes 
in laufende Maßnahmen und Vorhaben der Bundes- 
regierung. Hierbei sind insbesondere zu nennen: 

— Die Verordnung über Großfeuerungsanlagen 
(13. BImSchV). 

— Die Einführung schadstoffarmer Kraftfahrzeuge 
sowie die Einführung von bleifreiem Benzin. Da- 
durch gelangen u. a. weniger Schwefeldioxid und 
weniger Stickstoffoxide in die Atmosphäre. 

— Die Verschärfung der TA Luft. 

— Die Verordnung zur Emissionsbegrenzung von 
leichtflüchtigen Halogenkohlenwasserstoffen 
(2. BImSchV) vom 21. April 1986. Sie mindert die 
Risiken für Bodenkontaminationen. 

— Die in Vorbereitung befindliche Neufassung 
der Verordnung über Kleinfeuerungsanlagen 
(1. BImSchV), die zu einer Minderung von Emis- 
sionen insbesondere durch Ausschöpfung von 
Energiesparpotentialen führen wird. 

Die Belastung der Böden durch saure Deposition wird 
durch diese Maßnahmen deutlich vermindert. 


Die Maßnahmen im Verantwortungsbereich des Bun- 290 
des wurden vom Bundeskabinett am 8. Dezember 
1987 beschlossen und dem Deutschen Bundestag zu- 
geleitet (BT-Drucksache 11/1625). Vorgesehen ist ins- 
besondere, die Regelungen über stoffliche Einwirkun- 
gen auf Böden zu harmonisieren, wobei auch die lang- 
fristigen Auswirkungen von Depositionen einzubezie- 
hen sind. 

b) Die Zusammenarbeit mit den Ländern. Die Um- 291 
weltminister des Bundes und der Länder haben inzwi- 
schen eine umfassende Zusammenstellung von Maß- 
nahmen zum Bodenschutz in den Bereichen Rechtset- 
zung, Verwaltungs Vollzug, Information und Beratung 
sowie weitere Forschung verabschiedet. 


2.2.7 Energiebezogene Maßnahmen 

Umweltschutz und Energieversorgung sind beson- 292 
ders eng miteinander verknüpfte Bereiche. Die Bun- 
desregierung hat wiederholt, zuletzt in ihrem Ener- 
giebericht vom 24. September 1986 (BT-Drucksache 
10/6073) betont, daß zur Sicherung der Lebensgrund- 
lagen unserer Gesellschaft Umweltschutz und Ener- 
gieversorgung gleichermaßen erforderlich sind. Sie 
sind grundsätzlich gleichrangige Ziele einer am Ge- 
meinwohl orientierten Politik. Umwelt- und energie- 
politische Ziele sind daher in jedem Einzelfall gegen- 
einander abzuwägen. Dabei muß der Umweltschutz 
immer dann Vorrang haben, wenn die Gesundheit der 
Bevölkerung gefährdet wird oder eine nachhaltige 
Schädigung der natürlichen Lebensgrundlagen zu be- 
fürchten ist. 

Der Energiebereich trägt in der Regel in einem weit 293 
überwiegenden Maße zur anthropogenen Schadstoff- 
belastung der Atmosphäre (z. B. bei Schwefeldioxid, 
Stickstoffoxiden und Kohlendioxid zu mehr als 90 %) 
und darüber hinaus auch erheblich zur Belastung des 
Bodens und der Gewässer bei. Aus umweltpolitischer 
Sicht sind energiebezogene Maßnahmen, die auf die 
Gewinnung, die Umwandlung, den Transport und 
den Verbrauch von Energie ein wirken, nicht allein 
unter dem Gesichtspunkt der Gefahrenabwehr zu be- 
trachten, sondern auch unter dem übergeordneten, 
Vorsorge orientierten Aspekt einer Ressourcenscho- 
nungspolitik zu begreifen. In einer Reihe von Fällen 
(Kohlendioxidproblem, Luftreinhaltung bei Haushal- 
ten und Kleinverbrauchern) dürften energiebezogene 
Maßnahmen ohnehin die in der Regel allein wirksa- 
men umweltpolitischen Ansätze sein. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Dek- 294 
kung des zukünftigen Energiebedarfs nur dann si- 
chergestellt werden kann, wenn alle uns heute be- 
kannten Energieträger, d.h. fossile Brennstoffe, Kern- 
energie sowie regenerative Energien, auch weiterhin 
genutzt werden. Jede Art der Energiegewinnung, 
-Umwandlung und -nutzung ist mit spezifischen Risi- 
ken und Gefährdungen verbunden, die nicht mitein- 
ander verglichen werden können. Bei energie- und 
umweltpolitischen Anstrengungen und Entschei- 
dungen bilden Energie einsparung und eine rationel- 
lere Energienutzung einen besonderen Schwerpunkt, 
um auch auf diesem Wege dauerhaft zu einer Vermin- 
derung der Emissionen beizutragen. Gerade für den 
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Einsatz fossiler Energieträger schheßt dies auch die 
am Stand der Technik ausgerichtete Emissionsminde- 
rung ein. Die hierzu bislang ergriffenen umfassenden 
vorsorgeorientierten Maßnahmen werden in den 
nächsten Jahren verstärkt positive Auswirkungen zei- 
gen. Bei der in allen Energievorausschätzungen er- 
warteten weitgehend konstanten Entwicklung des 
Energieverbrauchs würde ein Verzicht auf die Nut- 
zung der Kernenergie einen verstärkten Einsatz fossi- 
ler Energieträger und damit auch ein höheres Emis- 
sionsvolumen bedingen. Mit Bhck auf die künftige 
Entwicklung kommt neben der Erforschung energie- 
bezogener klimatischer Veränderungen der Erfor- 
schung und dem Einsatz umweltfreundhcher und er- 
neuerbarer Energieerzeugungsmöghchkeiten wach- 
sende Bedeutung zu. 

295 Die von der Bundesregierung eingeleiteten Maßnah- 
men zur Emissionsminderung, die derzeit zügig um- 
gesetzt werden, vermindern die Schadstoffemissionen 
des Energiebereichs nachhaltig. Aber auch die Ener- 
giepolitik der Bundesregierung hat einen wichtigen 
Beitrag zur Verminderung der Umweltbelastungen 
geleistet: 

— Der anhaltende Strukturwandel und die Entwick- 
lung hin zu einem verstärkten Einsatz emissionsar- 
mer Energieträger (Kernenergie, Erdgas) haben 
die spezifischen Emissionen je Einheit Primärener- 
gie deutlich herabgesetzt. 

— Der Rückgang des spezifischen Energiever- 
brauchs der deutschen Volkswirtschaft um 21 % 
zwischen 1973 und 1987, zu dem fast alle Ver- 
brauchsbereiche beigetragen haben, hat dazu ge- 
führt, daß in diesem Zeitraum trotz einer Zunahme 
des realen Bruttosozialprodukts um fast 30 % der 
Energieverbrauch nur geringfügig gestiegen ist. 

296 Die Bundesregierung wird weiterhin durch aufeinan- 
der abgestimmte umweit- und energiepohtische Maß- 
nahmen vorsorgend darauf hinwirken, daß die Wei- 
terentwicklung der Energieversorgung mit einer Ver- 
besserung der Umweltbedingungen Hand in Hand 
geht. Dazu mxiß der Bedarf an Energieleistungen 
möghchst rationell und mit möglichst geringen Um- 
weltbelastungen gedeckt werden. In ihren Vereinba- 
rungen zur Umweltpolitik verständigten sich daher 
die Koahtionspartner darauf, ökologische Gesichts- 
punkte in der Energiepolitik verstärkt zu berücksich- 
tigen. Im einzelnen wurden hierbei folgende Punkte 
genannt: 

— Überprüfung des Energiewirtschaftsgesetzes. 

— Verstärkte Erforschung und Förderung von MÖg- 
hchkeiten sparsameren Energieverbrauchs in pri- 
vaten Haushalten und Industrie. 

— Verstärkte Erforschung und Förderung alternati- 
ver und regenerativer Energien. 


Energieeinsparung, rationelle Energieverwendung 

297 Neben dem verstärkten Einsatz emissionsmindemder 
Techrüken und emissionsarmer Energieträger trägt 
die Energieeinsparung den eingangs genannten Zie- 
len in besonderem Maße Rechnung. Dadurch werden 


nicht nur die Schadstoffemissionen vermieden, die mit 
der Nutzung der eingesparten Energie beim Verbrau- 
cher verbunden wären. Es werden vielmehr aUe Um- 
weltbelastungen auf sämthchen Stufen der Umwand- 
lungskette von der Gewinnung der Primärenergie bis 
zum Endverbrauch verringert und endliche Ressour- 
cen geschont und die Chancen für den Einsatz er- 
neuerbarer Energiequellen verbessert. 

Im Hinbhck auf einen rationellen und sparsamen 298 
Energieverbrauch ist seit 1973 ein Bündel von Maß- 
nahmen ergriffen worden. Sie umfassen Rechtsvor- 
schriften, Förderprogramme, Vereinbarungen mit der 
Industrie, Beratung und Information der Verbraucher 
sowie kleiner und mittlerer Unternehmen über die 
Möghchkeiten zur Senkung des Energieverbrauchs. 
Ebenfalls gefördert werden einschlägige Maßnahmen 
zur Forschung und Entwicklung. 

In die TA Luft 1986 wurde als grundsätzliche Anfor- 299 
derung an genehmigungsbedürftige Anlagen die Ver- 
fahrensoptimierung, z. B. weitgehende Ausnutzung 
von Einsatzstoffen und Energie, auf genommen. Dar- 
über hinaus ist zu erwarten, daß die TA Luft 1986 
neben der Nachrüstung bestehender Anlagen mit 
Einrichtungen zur Emissionsminderung in vielen Fäl- 
len eine Modernisierung der Anlagen insgesamt be- 
wirken wird, verbunden mit Maßnahmen zu einer ra- 
tionelleren und sparsamen Energieverwendung. Die- 
sem Ziel dient auch das in der Novelle des BImSchG 
von 1985 postuherte Abwärmenutzungsgebot. Durch 
Rechtsverordnung werden die Anlagen bestimmt, bei 
denen nutzbare Abwärme in nicht unerheblichem 
Umfang entstehen kann und die entsprechend unter 
Nutzung dieser Abwärme zu errichten und zu betrei- 
ben sind. 

Im Dezember 1985 wurden die Steuerbegünstigun- 300 
gen nach § 82 a EStDV auf die Modernisierung von 
Heizungs- und Warmwasseranlagen ausgedehnt. 
Hierdurch sind ebenfalls Energieeinsparungen und 
Emissionsminderungen zu erwarten. 

Das Energiesparprogramm der Bundesregierung hat 301 
in den Bereichen, in denen es wirksam ist, zu deutii- 
chen Einsparungen geführt. Der Energiespartrend 
setzt sich trotz dem gegenüber 1985 deutlich gesun- 
kenen Energiepreisniveau auch 1986 und 1987 fort. 

Damit ist seit 1973 das reale Bruttosozialprodukt um 
29 %, der Primärenergieverbrauch dagegen nur um 
knapp 2 % gestiegen. In fast allen Verbrauchsberei- 
chen ist der spezifische Energieverbrauch auf ein 
gegenüber 1973 merklich niedrigeres Niveau gefal- 
len. Im Gebäudebereich dürften z. B. allein die Wär- 
meschutz- und Heizungsanlagen-Verordnung zwi- 
schen 1978 und 1984 bei Neuanlagen zu Einsparun- 
gen von mindestens 350 PJ geführt haben, davon 85 
bis 100 PJ im Jahr 1984. Dies bedeutet, bezogen auf 
die erfaßten Gebäude, mehr als eine Halbierung des 
Energieverbrauchs und eine S02-Emissionsminde- 
rung im Jahr 1984 von ca. 5.000 bis 6.000 t. Die Primär- 
energieeinsparung durch das sog. 4,35 Mrd. DM-Pro- 
gramm zur Heizenergieeinsparung im Wohnungsbe- 
stand wurde für 1983 und die Folgejahre auf ca. 100 PJ 
pro Jahr geschätzt. Dies entspricht einer Emissions- 
minderung in der Größenordnung von 10.000 t SO 2 
pro Jahr. 
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302 Auch im Bereich der Energieeinsparung bestätigt sich 
die bei den nachgeschalteten Maßnahmen zur Luft- 
reinhaltung gewonnene Erkenntnis, daß die größten 
Potentiale zur Umweltentlastung bei den bestehen- 
den Anlagen und Einrichtungen, beispielsweise im 
Altbaubestand, liegen. Zahlreiche Studien und Gut- 
achten belegen, daß trotz aller Einsparerfolge die vor- 
handenen Potentiale noch längst nicht ausgeschöpft 
sind. Die Bundesregierung stimmt dem Rat von Sach- 
verständigen für Umweltfragen zu, daß noch erhebli- 
che Handlungsspielräume für eine Verminderung der 
Energienachfrage durch Maßnahmen zur Energieein- 
sparung in allen Sektoren des Energieverbrauchs be- 
stehen und aus umweltpolitischer Sicht mit Vorrang 
zu nutzen sind. Sie erwartet aber, daß diese Potentiale 
in Zukunft bei konsequenter Fortsetzung der bisheri- 
gen Einsparpolitik zunehmend ausgeschöpft werden. 
Sie geht daher davon aus, daß die von ihr getroffenen 
und eingeleiteten Maßnahmen auch in den kommen- 
den Jahren zu noch verstärkten Einsparungen führen 
werden. Bei längerfristigem Anhalten eines niedrigen 
Preisniveaus könnten sich allerdings die Rahmenbe- 
dingungen für die Einsparpolitik ändern. Die Bundes- 
regierung wird daher die Entwicklung weiterhin sorg- 
fältig im Auge behalten und gegebenenfalls die Not- 
wendigkeit ergänzender Maßnahmen prüfen und for- 
dert die Verbraucher auf, aus dem derzeit niedrigen 
Energiepreisniveau keine falschen Schlüsse zu ziehen 
und in ihren Einsparbemühungen fortzufahren. 


Erneuerbare Energien 

303 Die Nutzung emeuerbarer Energien trägt durch die 
Substitution und Einsparung nicht emeuerbarer Ener- 
gieträger zur Schonung endlicher Ressourcen und in 
der Regel auch zur Vermindemng der Schadstoffbela- 
stung der Umwelt bei. 

304 Die Entwicklung von Verfahren zur Nutzung emeuer- 
barer Energien einschließlich der erforderlichen Test- 
und Demonstrationsprogramme wird von Seiten der 
Bundesregiemng mit Forschungs- und Entwicklungs- 
mitteln gefördert. Die Notwendigkeit derartiger För- 
demngsmaßnahmen wurde u. a. auch von den Wirt- 
schaftsmiiüstern und -Senatoren des Bundes und der 
Länder in ihrem Beschluß vom 18. September 1986 
hervorgehoben. 

305 Die Markteinfühmng emeuerbarer Energien wird 
u. a. im Rahmen des Investitionszulagengesetzes 
(§ 4 a InvZulG) und der Sonderabschreibungsmög- 
lichkeiten nach § 82 a EStDV gefördert. Das Marktpo- 
tential emeuerbarer Energien hängt entscheidend 
von ökonomischen Randbedingungen ab, die sich we- 
gen der gesunkenen Energiepreise in der letzten Zeit 
eher verschlechtert haben. Eine von der Bundesregie- 
mng in Auftrag gegebene Studie schätzt ab, daß eine 
Erhöhung des Anteils emeuerbarer Energien an der 
Deckung des Energiebedarfs von z. Zt. ca. 2 % bis 

, zum Jahr 2000 unter günstigen Bedingungen (aller- 
dings ohne Berücksichtigung von Fördermaßnahmen 
ab 1990) auf 4 bis 7 % möglich ist. 

306 Bislang sind emeuerbare Energien mit wenigen Aus- 
nahmen noch nicht konkurrenzfähig. Die Bundesre- 
giemng wird Möglichkeiten zur verstärkten Erfor- 


schung und Fördemng emeuerbarer Energien prü- 
fen. 

Die Nutzung emeuerbarer Energien im Gebäude- 307 
und Anlagenbestand des Bundes wird weiter ausge- 
baut. Die Bundesregierung begrüßt entsprechende 
Maßnahmen von Ländern und Kommunen; sie fordert 
auch Wissenschaft, Wirtschaft und Verbraucher auf, 
sich noch stärker für die Nutzbarmachung und Nut- 
zung emeuerbarer Energien einzusetzen. 

Wenn auch die meisten erneuerbaren Energiequellen 308 
insgesamt als umweltfreundlich anzusehen sind, so 
sind sie dennoch nicht frei von Auswirkungen auf die 
Umwelt. Durch vorausschauende Berücksichtigung 
von Umweltaspekten bei ihrer Entwicklung und 
Markteinfühmng werden Hindernisse für den Einsatz 
in größerem Umfang vorsorgend abgebaut. So sollten 
z. B. vor der Einführung eines großflächigen Anbaus 
von nachwachsenden Rohstoffen im Hinblick auf Pro- 
duktion, Verarbeitung und Verwendung die Umwelt- 
einwirkungen geprüft und Vorsorge zur Vermeidimg 
von Umweltbelastungen getroffen werden. 


Fernwärme/Kraft-Wärme-Kopplung 

Die gleichzeitige gekoppelte Erzeugung von Strom 309 
und Wärme (Kraft-Wärme-Kopplung) erhöht den 
energetischen Wirkungsgrad der Energiebereitstel- 
lung beträchtlich. In vielen Fällen führt dies auch zu 
wirtschaftlichen sowie bei weitgehender Emissions- 
mindemng zu umweltentlastenden Lösungen. Die 
Deckung des Wärmebedarfs der Haushalte und Klein- 
verbraucher durch Fernwärme aus solchen Anlagen 
anstatt durch viele kleine Feuemngsanlagen kann vor 
allem in Ballungsgebieten zu Immissionsentlastungen 
beitragen. Bund und Länder haben deshalb den Aus- 
bau der Fernwärme insbesondere auf der Gmndlage 
der Kraft-Wärme-Kopplung mit erheblichen Zuschüs- 
sen zu den Investitionsausgaben unterstützt und be- 
günstigen weiterhin den Anschluß der Verbraucher 
an die Femwärmenetze durch erhöhte steuerliche Ab- 
schreibungsmöglichkeiten. Die Verbessemng der 
zwischen den Verbänden der öff entheben Kraftwirt- 
schaft und der Industrie mit Beteihgung des Bundes- 
ministers für Wirtschaft vereinbarten Rahmenbedin- 
gungen für die stromwirtschafthehe Zusammenarbeit 
kommt auch dem Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung 
im außerindustriellen Bereich zugute. 

Die Bundesregierung begrüßt die Erklärung der Elek- 310 
trizitätswirtschaft, daß sie bei Entscheidungen für 
neue Kraftwerksstandorte die Bedürfnisse der Fern- 
wärme berücksichtigen wird. Untersuchungen zei- 
gen, daß vor allem verbrauchsnahe Kraftwerke der 
Leistungsklasse, die den schärfsten Anforderungen 
der Großfeuerungsanlagen-Verordnung unterhegt, 
geeignet sind, Fernwärmegroßpotentiale wirtschaft- 
hch und umweltverträghch zu erschheßen. Es ist dies 
auch der umweltpohtisch günstigste Weg zum Einsatz 
heimischer Kohle im Wärmemarkt. 

Auch der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 311 
kommt in seinem Umweltgutachten 1987 zu der Über- 
zeugung, daß der Kraft-Wärme-Kopplung aus um- 
weltpohtischen Gründen der Vorrang zu geben sei. Er 
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unterstreicht damit seine Ausführungen im Sonder- 
gutachten „Energie und Umwelt" aus dem Jahre 
1981. 


Versorgungskonzepte 

312 In der städtebaulichen Erneuerung, bei der Bauleit- 
planung und der kommunalen Energieversorgung 
kommt energiesparenden Maßnahmen, der Wahl der 
Energieträger, insbesondere zur Deckung des Wär- 
mebedarfs, sowie dem verstärkten Einsatz emissions- 
ärmerer Energietechnologien große Bedeutung für 
eine sparsame, umweltfreundliche und wirtschaftli- 
che Energieverwendung zu. Die methodischen 
Grundlagen für derartige örtliche und regionale Ver- 
sorgungskonzepte hat die Bundesregierung in einem 
Arbeitsprogramm mit entsprechenden Studien ge- 
schaffen, das Ende 1986 abgeschlossen wurde. Dieses 
als Initialzündung gedachte Programm hat seine Auf- 
gabe erfüllt. Inzwischen haben viele Kommunen für 
ihr Gebiet (zumindest aber für ihre Liegenschaften) 
Energiespar- und Versorgungskonzepte erstellt, die 
die Umweltaspekte einbeziehen. Die kommunale In- 
formation und Beratung der Bürger in Fragen der 
Energieversorgung, der Energieeinsparung und des 
Umweltschutzes wird laufend ausgebaut. Die Bundes- 
regierung begrüßt diese Entwicklung und ermutigt 
die Kommunen, auch in einer Periode temporär nied- 
rigerer Energiepreise in ihren Bemühungen fortzufah- 
ren. 


2.2.8 Umweltschutz in der staatlichen Verwaltung 

Umweltschutz im öffentlichen Beschaffungswesen 

313 Die Umweltminister und -Senatoren des Bundes und 
der Länder (Umweltministerkonferenz) haben auf ih- 
rer 23. Sitzung am 8./9. November 1984 in Ludwigs- 
burg die Vorreiterrolle der öffentlichen Hand bei der 
Beschaffung umweltfreundhcher Produkte unterstri- 
chen. In ihrem Beschluß empfehlen sie den Dienststel- 
len des Bundes und der Länder zur stärkeren Berück- 
sichtigung des Umweltschutzes im öffentlichen Be- 
schaffungswesen entsprechende Regelungen zu er- 
lassen. Dieser Beschluß hat gemeinsam mit der im 
Rahmen der Novellierung der Verdingungsordnung 
für Leistungen, ausgenommen Bauleistungen 
(VOL/A) vorgenommenen Ergänzung der Erläuterun- 
gen zu § 8 VOL/A in Bund, Ländern und Gemeinden 
den Weg für Erlasse geebnet, in denen die Beschaf- 
fungsstellen ausdrücklich angewiesen wurden, mehr 
als bisher bei öffentlichen Beschaffungen Umwelt- 
aspekte zu berücksichtigen. Entsprechende Erlasse 
existierten Ende 1987 auf der Ebene des Bundes sowie 
in den Bundesländern Bayern, Baden-Württemberg, 
Berhn, Bremen, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Saar- 
land und Schleswig -Holstein sowie in zahlreichen Ge- 
meinden. In diesen Erlassen wird in der Regel auf das 
Umweltzeichen als Orientierungspunkt hingewiesen. 
Im übrigen haben sich auch die Wirtschaftsminister 
des Bundes und der Länder auf ihrer Sitzung am 
15. Februar 1985 für eine Ausweitung der Beschaf- 
fung umweltfreundhcher Produkte ausgesprochen. 


Eine besondere Bedeutung wird der Beschaffung ab- 314 
gasarmer Dienstfahrzeuge zugemessen. Die Bundes- 
regierung hat für die Dienststellen des Bundes ver- 
bindhch beschlossen, ab 1985 grundsätzhch nur noch 
schadstoffarme Fahrzeuge zu beschaffen; hierzu wur- 
den die notwendigen haushaltswirtschafthchen Ent- 
scheidungen getroffen. 

Auf ihrer 29. Sitzung am 3./4. Dezember 1987 in Berhn 315 
haben die Umweltminister und -Senatoren des Bundes 
und der Länder darüber hinaus eine Musterrichtlinie 
für die Fahrzeugbeschaffung der ÖffenÜichen Hand 
verabschiedet und Bund, Länder und Kommunen ge- 
beten, die Musterrichthnie im Rahmen ihrer Beschaf- 
fungspohtik umzusetzen. 

Als Wegweiser für die mit Beschaffungsfragen betrau- 316 
ten Entscheidungsträger in der ÖffenÜichen Verwal- 
tung und den Betrieben hat das Umweltbundesamt 
ferner ein Handbuch „Umweltfreundhche Beschaf- 
fung" herausgegeben. Hiermit wurde der erste Ver- 
such unternommen, eine Übersicht über umwelt- 
freundhche Produkte zu geben. Gegenwärtig wird die 
2. Auflage dieses Nachschlagewerkes vorbereitet, das 
die im Jahre 1987 gewonnenen Erfahrungen und 
Innovationen berücksichtigen soll. 

Obwohl in diesen Aspekten ein erhöhtes Bewußtsein 317 
für die Verantwortung der Erhaltung unserer natürh- 
chen Lebensgrundlagen zum Ausdruck kommt, das 
auch durch Aus- und Fortbildungsmaßnahmen geför- 
dert wird, stoßen die Bemühungen auf Grenzen. Diese 
zeigen sich z. B. in Konflikten zwischen den haus- 
halts- und vergaberechtlichen Prinzipien „Wirtschaft- 
hchkeit und Sparsamkeit" und den Quahtätskriterien 
umweltfreundhcher Produkte. Oftmals ist der Pro- 
duktpreis das entscheidende Kriterium für eine Be- 
schaffung. Ebenso bestehen Begrenzungen in den 
zum Teil noch vorhandenen unzureichenden Quah- 
täts- und Wirkungsgraden umweltverträghcher Pro- 
dukte sowie in einem noch fehlenden industriellen 
Angebot (z. B. bei Rußfiltem für Dieselfahrzeuge). 


Statusbericht über den Umweltschutz in der 
staatlichen Verwaltung des Bundes 

Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz vuid Re- 318 
aktorsicherheit sowie die Bundesminister des Innern, 
der Verteidigung, für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen erarbeiten zur Zeit einen gemeinsa- 
men Bericht, der beispielhaft die Umweltschutzbemü- 
hungen im Bereich von Bundespost, Bundesbahn, 
Bundeswehr und Bundesgrenzschutz, deren Tätigkei- 
ten nach Umfang, Struktur und Aufgabenstellung in 
besonderem Maße umweltrelevant sind, aufzeigen 
soll. Es sind bereits bedeutsame Schritte in Richtung 
auf einen umfassenden und vorausschauenden Um- 
weltschutz getan worden. Dabei sind bei diesen Be- 
mühungen unter den Gesichtspunkten des Immis- 
sionsschutzes hervorzuheben: 

a) die Senkung des Wärme- und Energiebedarfs mit 
dem Ziel, umweltbelastende Emissionen zu ver- 
meiden, z. B. durch 
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— die Optimierung des Wärme- und Energiebe- 
darfs, 

— den verstärkten Einsatz schadstoffarmer Ener- 
gieträger wie Erdgas, Fernwärme, leichtes 
Heizöl, 

— die Verminderung des Schadstoffausstoßes 
durch umfassende Sanierungsprogramme bei 
Wärmeversorgungsanlagen, z. B. die Umstel- 
lung auf schadstoffarme Energieträger, Einbau 
von Filteranlagen; 

b) der zunehmende Einsatz von Fahrzeugen mit gere- 
geltem Dreiwegkatalysator. 


(Auch die intensiven Bemühungen um Lärmschutz - 
maßnahmen in den Tätigkeiten der staatlichen Insti- 
tutionen werden in dem Bericht angesprochen.) 


2.2.9 Kosten/Finanzielle Förderungsmaßnahmen 


Nach den Erhebungen auf der Grundlage des Geset- 319 
zes über Umweltstatistiken stellt Tabelle 7 den Inve- 
stitionen in den Wirtschaftszweigen des Produzieren- 
den Gewerbes die Umweltschutzinvestitionen insge- 
samt sowie die Investitionen für die Luftreinhaltung 
gegenüber: 


Aufwendungen der Industrie 


Tabelle 7 

Vergleich der Anlage-, Umweltschutz- und Luftreinhalteinvestitlonen des Produzierenden Gewerbes 



Anlageinvestitionen 

ingesamt 

Mrd. DM 

Umweltschutz- 

investitionen 

Mrd. DM 

Luftreinhaltung 
Mrd. DM 

Anteil 

% 

% 


(1) 

(2) 

(3) 

(3) von (1) 

(3) von (2) 

1980 

76,8 

2,7 

1,3 

1,7 

48,3 

1981 

75,5 

3,0 

1,5 

2,0 

51,9 

1982 

77,1 

3,6 

1,8 

2,3 

50,0 

1983 

80,0 

3,7 

2,1 

2,6 

56,7 

1984 

79,8 

3,5 

2,0 

2,5 

57,0 

1985 

86,6 

5,6 

4,0 

4,6 

71,4 


Quelle: Statistisches Bundesamt/ Angaben in Mrd. DM zu lfd. Preisen 


320 Während die jährhchen Investitionen für den Umwelt- 
schutz im vergangenen Berichtszeitraum zwischen 2 
und 3,7 Mrd. DM lagen, wobei etwa 50 v. H. auf die 
Luftreinhaltung entfielen, ist nunmehr ein beträchtli- 
cher, durch Investitionen zur Luftreinhaltung beding- 
ter Anstieg festzustellen. Allein diese Investitionen 
haben sich gegenüber 1982 nahezu verdoppelt, ihr 
Anteil an den gesamten Umweltschutzinvestitionen 
hat sich auf rd. 70 v. H. erhöht. Diese Steigerung ist im 
wesenthchen durch die 1983 in Kraft getretene Groß- 
feuerungsanlagen- Verordnung verursacht worden. 
Aufgrund dieser Regelung werden allein im Bereich 
der öffentlichen Kraftwerke bis Anfang der 90er Jahre 
Investitionen in Höhe von 20 Mrd. DM erwartet. 


Erhöhte steuerliche Absetzungen 

Nach § 7 d des Einkommensteuergesetzes (EStG), der 321 
entsprechend der gesetzhchen Befristung 1990 aus- 
laufen wird, können Umweltschutzinvestitionen in- 
nerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren (im ersten 
Jahr mit 60 v.H., in den folgenden vier Jahren mit 
jeweils 10 v.H.) abgeschrieben werden. Begünstigt 
sind diejenigen Investitionen, die zu mehr als 70 v.H. 
Umweltschutzzwecken dienen. 

Tabelle 8 stellt die Höhe der begünstigten Investitio- 
nen im Bereich Luftreinhaltung für die Jahre 1980 bis 
1986 nach Wirtschaftszweigen dar. 
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Tabelle 8 


Begünstigte Investitionen nach Paragraph 7 d EStG im Bereich Luftreinhaltung (in Mio. DM) 



1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

Gesamt 

Anteil 

% 

Chemische Industrie und Mineralöl- 
verarbeitung 

134 

226 

162 

238 

166 

478 

398 

1.802 

12,2 

Eisen und NE -Metallerzeugung . . . 

52 

26 

152 

59 

47 

75 

155 

566 

3,8 

Stahl-, Maschinen- und Fahrzeug- 
bau 

22 

32 

15 

53 

42 

33 

89 

286 

h9 

Energie- und Wasserversorgung . . 

153 

38 

665 

586 

1.843 

1.515 

5.977 

10.777 

72,9 

Gewinnung von Steinen und Er- 
den 

27 

50 

126 

75 

30 

56 

55 

419 

2,8 

Bergbau 

9 

19 

28 

72 

28 

51 

35 

242 

1,0 

Holz-, Papier- und Druckgewerbe . 

31 

29 

39 

52 

30 

30 

94 

305 

2,1 

Sonstige 

48 

35 

35 

64 

58 

91 

65 

396 

2,7 

Insgesamt 

476 

455 

1.222 

1.199 

2.244 

2.329 

6.868 

14.793 

100 


322 Mit der 1980 erfolgten Änderung des EStG wurde die 
Bindung der Steuerbegünstigung an Umweltschutz - 
zwecke von 90 v. H. auf 70 v. H. vermindert, um auch 
die stärker in den Produktionsprozeß integrierten Um- 
weltschutzanlagen begünstigen zu können. Dies hat 
den beabsichtigten Impuls für zusätzliche Umwelt- 
schutzinvestitionen ausgelöst und die bis 1981 zu ver- 
zeichnende rückläufige Tendenz nicht nur gestoppt, 
sondern im Jahr 1982 zu einer Steigerung um mehr als 
150 V. H. gegenüber dem Vorjahr geführt; in den Jah- 
ren 1984 und 1985 ist jeweils gegenüber dem Vorjahr 
eine Verdoppelung, 1986 nochmals nahezu eine Ver- 
dreifachung gegenüber 1985 eingetreten. Die Ursa- 
che hierfür ist insbes. bei den durch die Großfeue- 
rungsanlagen-Verordnung initiierten Investitionen zu 
sehen. Dies wird deutlich an dem von etwa 40 v. H. im 
vergangenen auf über 70 v. H. in diesem Berichtszeit- 
raum gestiegenen Anteil der Energiewirtschaft an den 
gesamten begünstigten Investitionen; gegenüber 
1985 sind die Investitionen dieses Bereichs in 1986 
nochmals vervierfacht worden. 


ERP-Kredite zur Luftreinhaltung 

Aus dem ERP-Sondervermögen werden seit langem 323 
Kredite zu günstigen Konditionen zur Förderung von 
Umweltschutzinvestitionen -insbesondere auch für 
Luftreinhaltemaßnahmen- gewährt. Für die Errich- 
tung und Erweiterung von Anlagen zur Luftreinhal- 
tung werden die Darlehen aus dem ERP-Luftreinhal- 
teprogramm vor allem an Unternehmen der gewerbli- 
chen Wirtschaft, aber auch an kommunale Wirt- 
schaftsunternehmen bereitgestellt. Anträge von klei- 
nen und mittleren Unternehmen werden bevorzugt 
berücksichtigt. Die mit ERP-Krediten geförderten 
Maßnahmen haben eine Tendenz zu den in Produkti- 
onsprozessen integrierten Umweltschutztechniken. 

Über die Höhe der in den Jahren 1980 bis 1986 ge- 
währten ERP-Kredite und die in diesem Zusammen- 
hang von den Darlehensnehmern geleisteten Gesamt- 
investitionen gibt Tabelle 9 Auskunft. 


Tabelle 9 


ERP-Förderung 



1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

Anzahl der Vorhaben 

250 

211 

118 

143 

169 

296 

248 

Gewährte Darlehen in Mio. DM .... 

89 

74 

85 

105 

133 

139 

174 

Gesamtinvestition in Mio. DM 

260 

182 

331 

234 

728 

1.046 

1.148 
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Die Nachfrage nach den ERP-Umweltschutzkrediten 
ist trotz des z. Zt. allgemein niedrigen Zinsniveaus 
stark. 


Investitionen zur Verminderung von 
Umweltbelastungen (Luftreinhaltung) 

324 Die Bundesregierung fördert seit 1979 großtechnische 
Demonstrationsprojekte mit dem Ziel, Altanlagen an 
einen fortschrittlichen Stand der Luftreinhaltetechnik 
anzupassen. Nachdem die Zweckbestimmung seit 
1985 auf weitere Umweltbereiche ausgedehnt worden 
ist, werden ab 1987 auch fortschrittliche Verfahren bei 
neuen Anlagen gefördert. Voraussetzung für die För- 
derung ist, daß die Investitionsprojekte demonstrie- 
ren, in welcher Weise Anlagen einem fortschrittii- 
chem Stand der Technik angepaßt und fortschritthche 
Verfahren zur Vermeidung und Verminderung von 
Umweltbelastungen eingesetzt werden können. 

325 Die Ergebnisse dieses Programms bilden eine not- 
wendige Grundlage für normative Regelungen. So 
konnten wesentliche Erkenntnisse aus solchen De- 
monstrationsanlagen in die NoveUierungsarbeiten zur 
TA Luft einfließen. Anhand der gewonnenen Erkennt- 
nisse wurde u. a. deutiich, welche Zeiträume von der 
Planung bis zur Fertigstellung der Maßnahmen erfor- 
derhch sind. Diese Fakten waren hilfreich bei der 
Festlegung von Fristen im Rahmen von Altanlagen- 
Sanierungskonzepten. Die so gesetzten Maßstäbe 
sind gleichzeitig Anhaltspunkte für Einzelmaßnah- 
men der Vollzugsbehörden, z. B. für den Erlaß nach- 
träglicher Anordnungen. 

326 Beim Umweltbundesamt wurden bis 31. Dezember 
1987 aus allen Bundesländern insgesamt 744 Anträge 
gestellt, deren Investitionsvolumen nahezu 4,2 Mrd. 
DM umfaßt. Davon wurden für 233 Projekte mit einem 
Investitionsvolumen von fast 2 Mrd. DM Zuwendun- 
gen in Höhe von rund 615 Mio. DM bereitgestellt. 

327 Bezogen auf Branchen bildet der Bereich Eisen und 
Stahl, NE-Metalle seit Beginn der Förderung unver- 
ändert den Schwerpunkt, auf den jeweils etwa ein 
Drittel der bewilligten Projekte und der gewährten 
Fördermittel entfallen. Breiten Raum nehmen in Ver- 
bindung mit der Herstellung von Stahl Maßnahmen 
ein, die sich vor allem auf Betriebsbereiche, die in- 
folge erheblicher diffuser Emissionen problembehaf- 
tet sind, erstrecken. Auch in der NE -Metallindustrie 
war von besonderem Interesse, bisher diffus austre- 
tende Emissionen in eine kontrollierte Abgaserfas- 
sung zu überführen. Die vorhegenden Ergebnisse zei- 
gen, daß im allgemeinen durch wirtschafthch ange- 
messene technische Maßnahmen die Abgasmengen 
erhebhch verringert werden können. Nachgewiesen 
wurde, daß Stäube auch unter schwierigen Randbe- 
dingungen mit Gewebefiltern abgeschieden und da- 
mit Abwasserprobleme vermieden werden können. 
Der abgeschiedene Staub läßt sich weitgehend wie- 
derverwenden, so daß bei einigen Projekten gleich- 
zeitig eine Einsparung an Rohstoffen und eine Entla- 
stung der Deponie erreicht wurde. 

328 Im Bereich der Energiewirtschaft und bei industriellen 
Prozeßfeuerungen hegt der Schwerpunkt mit Förder- 


mitteln von etwa 75 Mio. DM und einem Investitions- 
volumen von 350 Mio. DM bei der Minderung von 
Stickstoffoxidemissionen. Im Vordergrund stehen ver- 
schiedene Verfahrenssysteme der selektiven katalyti- 
schen Reduktion. 

Bei der Emissionsminderung gasförmiger organischer 329 
Verbindungen mit zum Teil hohem kanzerogenen Po- 
tential bildet die KunststoffhersteUung und besonders 
die lösemittelverarbeitende Industrie unverändert ei- 
nen Schwerpunkt mit einem Fördermittelanteil von 
über 20 Mio. DM. Bei den teilweise hohen Abgasvo- 
lumenströmen stehen Umlufttrockner, die in Verbin- 
dung mit einer Kondensation zu einer Lösemittelan- 
reicherung führen, einen Weg zur Lösemittelrückge- 
winnung dar. Vielfach bilden Adsorptionsverfahren, 
die als Anreicherungsstufe für nachgeschaltete Aufar- 
beitungsverfahren dienen, die Grundlage dafür, die 
Verminderung der Luftbelastung mit erhebhcher Ein- 
sparung wichtiger Roh- und Einsatzstoffe zu verbin- 
den. 

Nicht zuletzt spielt die Verminderung von Gerüchen 330 
eine Röhe, die besonders in der Nahrungs-, Genuß- 
und Futtermittehndustrie ein generehes Problem dar- 
stellen. Dazu wird als ökologisch vorteilhafte Maß- 
nahme vorrangig der Einsatz von Biofiltern gefördert. 
Immerhin wird auf diese Weise die natürhche Selbst- 
reinigungskraft genutzt, weil die in der Abluft enthal- 
tenen geruchsintensiven Substanzen den im Biofilter 
angereicherten Mikroorganismen als Nährsubstrat 
dienen. 

Das Förderprogramm wird fortgesetzt. Schwerpunkt- 331 
mäßig werden die Maßnahmen darauf gerichtet sein, 
Minimierungs geböte und Dynamisierungsklauseln 
der TA Luft zu konkretisieren. Die Tendenz geht in 
Richtung auf eine Änderung emissionsrelevanter Pro- 
zesse, um „saubere" Technologien in die Produkti- 
onsprozesse zu integrieren, damit Schadstoffe erst gar 
nicht entstehen. Zusätzlich sollen Möglichkeiten zur 
Ausfüllung des Abwärmenutzungs- und des Reststoff- 
vermeidungsgebotes demonstriert werden. 


2.3 Forschung über die Wirkung von 
Luftverunreinigungen 

2.3.1 Wirkung auf den Menschen 

Die Wirkung von Luftverunreinigungen sowohl auf 332 
die Vegetation als auch auf den Menschen und seine 
Gesundheit steht nach wie vor im Mittelpunkt der 
umweltpolitischen Diskussion. Luftschadstoffe wer- 
den unter anderem als Entstehungsursache für Atem- 
wegserkrankungen wie Asthma, Bronchitis, Pseudo- 
krupp und auch Lungenkrebs vermutet, für die Beein- 
flussimg anderer Organe bestehen Hinweise. 

Einer Anregung der Umweltministerkonferenz des 333 
Bundes und der Länder folgend hat der Bundesmini- 
ster für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
einen Bericht „Auswirkungen der Luftverunreinigun- 
gen auf die menschhche Gesundheit" erstellt und ver- 
öffentlicht, der eine Bestandsaufnahme des derzeiti- 
gen Kenntnisstandes über die Wirkung der verschie- 
denen in der Luft vorkommenden Schadstoffe sowie 
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ihre Wirkungsmechanismen darstellt. Der Bericht gibt 
darüber hinaus einen Überblick über die in der Bun- 
desrepublik Deutschland derzeit laufenden und in 
Planung befindlichen epidemiologischen Untersu- 
chungen über die Wirkung luftgetragener Schadstoffe 
auf den Menschen. 


Umweltkanzerogene 

334 Jährlich sterben in der Bundesrepublik Deutschland 
etwa 150.000 Menschen an Krebs, davon etwa 25.000 
an Krebs der Atmungsorgane. Besonders betroffen 
sind Männer; die Tendenz ist auch weiterhin stei- 
gend. Als Hauptursache gilt das Rauchen. Außer der 
arbeitsplatzbedingten Belastung ist aber auch die 
Luftverunreinigung als Ursache für den Lungenkrebs 
von Bedeutung. Eine quantifizierte Angabe immis- 
sionsbedingter Krebsfälle bereitet allerdings auf- 
grund methodischer Unzulänglichkeiten epidemiolo- 
gischer Untersuchungen Probleme. Unabhängig da- 
von erfordert schon ein relativ kleiner, durch allge- 
meine Luftverunreinigungen verursachter Anteil an 
Krebsfällen aufgrund der Schwere des Krankheitsbil- 
des, die ursächlichen Faktoren zu erkennen, zu kon- 
trollieren und nach Möglichkeit auszuschalten. Zu 
diesen Faktoren gehören in erster Linie die Substan- 
zen, die sich aufgrund epidemiologischer und tierex- 
perimenteller Ergebnisse als kanzerogen erwiesen 
haben und die auch in der Atmosphäre Vorkommen. 
Prioritär sind hierbei folgende Stoffe und Substanz- 
gruppen zu sehen: 

— Polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe 
(PAH) 

— Asbest 

— Benzol 

— Arsen und seine Verbindungen 

— Nickel und seine Verbindungen 

— Chromverbindungen (Chromate); 

die Wirkimg von Cadmium und seine Verbindungen 
wird gegenwärtig geprüft. 

335 Über die „Bewertung der Wirkungen von Dieselabga- 
sen" hat das Umweltbundesamt im November 1986 
ein Fachgespräch durchgeführt. Inzwischen hat die 
Senatskommission zur Prüfung gesimdheitsschädli- 
cher Arbeitsstoffe der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft Dieselemissionen als Arbeitsstoff eingestuft, 
der sich bislang nur im Tierversuch als eindeutig 
krebserzeugend erwiesen hat. 

336 Für die kanzerogene Bedeutung weiterer organischer 
Verbindungen wie Nitrosamine imd Dioxine bestehen 
Anhaltspunkte. 


Umweltmutagene 

337 Etwa 5 % aller Kinder weisen zum Zeitpunkt der Ge- 
burt strukturelle oder funktionelle Defekte auf (z. B. 
Mißbildungen von Gesicht und Haut, Herzfehler, Ver- 
änderungen des Bewegungsapparates oder Spaltbil- 
dung der Wirbelsäule), die Hälfte davon sind schwere 


Deformitäten. Ca. 10 — 15 % aller Schwangerschaften 
enden in einer bemerkten Fehlgeburt, zusätzlich 15 
bis 20 % in einem unbemerkten Verlust des Embryos. 
Ungefähr die Hälfte aller Fehlgeburten weisen einen 
Chromosomenschaden auf. Die Ursachen hierfür sind 
weitgehend unbekannt. Da neu auftretende Erbgut- 
veränderungen in der Regel negativ auf die mensch- 
liche Gesundheit wirken, ist es auch eine vorsorgende 
Aufgabe, mögliche Auswirkungen von Schadstoffen 
in unserer Umwelt auf die Erbsubstanz des Menschen 
zu untersuchen. 

Die Exposition gegenüber mutagen wirkenden Um- 338 
weltchemikalien ist hierbei von herausragender Be- 
deutung. Mit den verschiedensten Untersuchungsme- 
thoden am Versuchstier oder im Labor kann geprüft 
werden, ob Chemikalien auf die Erbsubstanz wirken 
können. Auf diese Weise hat sich bereits eine sehr 
große Zahl von Chemikalien im Tierversuch als muta- 
gen erwiesen. Die tatsächliche Wirkung auf die Ge- 
sundheit des Menschen blieb jedoch bisher unbe- 
kannt. Die Bimdesregierung beabsichtigt daher in ei- 
ner Bestandsaufnahme einerseits festzustellen, inwie- 
weit die Bevölkerung der Bundesrepublik Deutsch- 
land potentiellen mutagenen Umwelt Chemikalien 
ausgesetzt ist, und inwieweit andererseits eine Ände- 
rung der Häufigkeit von Erbgutschäden auftritt. Eine 
dann gegebenenfalls einsetzende Ursachenforschung 
könnte zu entsprechenden Maßnahmen führen, die 
den Gesundheitsschutz der Bevölkerung weiter ver- 
bessern. 


Risikoabschätzung für Kanzerogene 

Der verständlichen Forderung, ein zusätzliches 339 
Krebsrisiko durch Vermeidung von Emissionen an 
Luftschadstoffen mit krebserzeugenden Substanzen 
gänzlich auszuschheßen, setzt die tatsächlich vorhan- 
dene immissionsbedingte Belastimg Grenzen. Das 
Krebsrisiko durch Luftschadstoffe soll durch das Mini- 
mierungsgebot der TA Luft für derartige Substanzen 
so gering wie möglich gehalten werden. Darüber hin- 
aus erwächst aber auch ein Risikopotential aus be- 
stimmten Brenn- und Treibstoffen sowie Produkten. 
Deshalb ist es notwendig, Beurteilungsmaßstäbe auch 
für den nicht von der TA Luft erfaßten Bereich zu fin- 
den, um Schwachstellen und Risikospitzen aufzuspü- 
ren und gezielt die erforderlichen weiteren Maßnah- 
men einleiten zu können sowie insbesondere eine 
Orientierung für planvolle Sanierung zu erhalten. Das 
Krebsrisiko für den Menschen kann aus prinzipiellen 
Gründen selbst im Tierversuch empirisch nicht ermit- 
telt werden. Vielmehr müssen durch ergänzende ma- 
thematische Modelle die in Untersuchungen (Arbeits- 
platzuntersuchungen usw.) erzielten Ergebnisse auf 
den für den Menschen relevanten Bereich extrapoliert 
werden. Da der Mensch aber nicht nur einer krebser- 
zeugenden Substanz ausgesetzt ist und irreversible 
Schädigungen sich in der Regel addieren, wird das 
Gesamtrisiko, an Krebs zu erkranken, stets durch das 
Zusammenwirken aller immissionsbedingten krebs- 
erzeugenden Substanzen bestimmt. Synergistische 
Effekte zweier gleichzeitig wirkender Substanzen 
wurden festgestellt (z. B. Asbest und Rauchen). 
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Sonstige gasförmige Luftverunreinigungen 

340 Die Belastung durch sonstige gasförmige Luftverun- 
reinigungen ist durch die sich bereits heute abzeich- 
nenden Auswirkungen der Großfeuerungsanlagen- 
Verordnung, der Neuregelung der TA Luft und der 
europaweiten Einführung des schadstoffarmen Autos 
in den letzten Jahren zurückgegangen; eine weitere 
deuthche Abnahme ist zu erwarten. Vor diesem Hin- 
tergrund beschränken sich gesundheiüiche Beein- 
trächtigungen auf Reizerscheinungen und Belästi- 
gungen. 

341 Erhöhte Aufmerksamkeit erfordern jedoch lokal be- 
grenzte Luftbelastungen z. B. in der Nähe größerer 
Emittenten, infolge von StörfäUen oder im Zusammen- 
hang mit austauscharmen Wetterlagen (Smogwetter- 
lagen), insbesondere für besonders empfindliche „Ri- 
sikogruppen" (Kinder, Schwangere, kranke und alte 
Menschen). Für diese Gruppen ist zum Teil ungeklärt, 
in welchem Maße z. B. die auf der Grundlage von 
Smog-Verordnungen eingeleiteten Maßnahmen tat- 
sächlich das erhöhte Gesundheitsrisiko kurzfristig 
mindern helfen. Abhilfe schafft hier die weitere gene- 
relle Absenkung der Schadstoffbelastung. 

342 Besonders bedeutsam ist auch die Schadstoffbela- 
stung in Innenräumen. Probleme, die in diesem Zu- 
sammenhang auftreten, wurden in einem Sondergut- 
achten des Rates von Sachverständigen für Umwelt- 
fragen im Juni 1987 veröffentlicht. In Anbetracht der 
langen Aufenthaltsdauer des Menschen in Innen- 
räumen und der oft im Vergleich zur Außenluft hohen 
Konzentrationen der hier zu beachtenden Stoffgemi- 
sche können die Wirkungen von Luftverunreinigun- 
gen nur angemessen beurteilt werden, wenn auf die- 
sem Gebiet weitere Forschung betrieben wird. Hierzu 
zählen auch Methoden der personengebundenen 
Schadstoffsammlung. Es wird angestrebt, durch die 
systematische Untersuchung von Erkrankungsursa- 
chen den Einfluß prioritär zu behandelnder Umwelt- 
komponenten besser zu charakterisieren und daraus 
Maßnahmenempfehlungen abzuleiten. 


2.3.2 Wirkungen auf die belebte Umwelt 

Waldschäden 

343 Seit der ersten Waldschadenserhebung im Jahre 1982 
haben die Waldschäden in der Bundesrepubhk 
Deutschland bis 1984 stark zugenommen. In den Jah- 
ren 1985 und 1986 ist eine gewisse Stabilisierung — 
jedoch auf hohem Schadensniveau — eingetreten. Die 
Waldschadenserhebung 1987 hat einen leichten 
Schadensrückgang ergeben. 

344 Von rund 7,4 Millionen Hektar Waldfläche zeigen 
3,9 Millionen, das sind 52 % der Waldfläche, eine 
mehr oder minder starke Schwächung oder Schädi- 
gung der Waldbaximarten (Waldschadenserhebung 
1987). Die Tanne ist nach wie vor am stärksten betrof- 
fen. Eine deuthche Schadzunahme zeigen seit 1985 
die Laubbäume, In Höhenlagen über etwa 700 m hat 
sich die Situation deuüich verschärft, in den Hochla- 
gen der Gebirge ist die Lage als besonders dramatisch 
zu bezeichnen. Dies trifft auch auf die Nachbarländer 


Schweiz und Österreich zu. In niederen und Tieflagen 
konnte speziell bei Kiefer und Fichte eine teilweise 
deuthche Revitahsierung verzeichnet werden. Diese 
Revitahsierungstendenzen sind aherdings mit Vor- 
sicht zu interpretieren, da angenommen werden muß, 
das die 1987 bei den Nadelhölzern beobachteten Re- 
vitahsierungstendenzen überwiegend auf die für das 
Waldwachstum günstige Witterung der letzten Jahre 
zurückzuführen sind. 

Da viele Fragen zu Ursachen und Wirkungen noch 345 
offen sind, besteht weiterhin Forschungsbedarf. 

Bearbeitet werden im wesenthchen folgende Berei- 346 
che: 

— Feststellung der Schäden an Wäldern 

— Aufklärung der Schädigungsmechanismen 

— Belastungssituation der Wälder 

— Transport und Umwandlung von Schadstoffen 

Eine Ergänzung und Ausweitung der bisherigen For- 347 
schung, wie sie sich aus dem fortschreitenden Er- 
kenntnisgewinn laufender Arbeiten ergibt, erscheint 
in folgenden Punkten angebracht: 

— Verbesserung der Schadenserhebungsverfahren 
einschheßhch Ausbau der Schadenskriterien in 
Richtung einer Differentialdiagnostik sowie ratio- 
neUe Luftbildinterpretation und Nutzung anderer 
Femerkundungssysteme (z. B. Satelhten). 

— Verstärkte Aufklärung der Kombinationswirkun- 
gen von Einflußfaktoren (Luftschadstoffe, bioti- 
sche Erreger, Khma etc.). 

— Stärkere Berücksichtigung biochemisch-physiolo- 
gischer Effekte der Schadeinwirkungen. 

— Ausweitung und Vereinheitlichung der Meß Statio- 
nen und -verfahren, insbesondere Entwicklung 
von Verfahren zur Schadstoffmessung in Nebeln 
und Wolken und Messungen des Ausbreitungsver- 
haltens von Schadstoffen im mittelräumigen (ca. 
500—700 km) bis Fembereich (über 1000 km). 
Aufklärung insbesondere der Photochemie der 
Stickstoffoxide und ihrer Dunkelreaktionen. 

— Verbesserung der Erfassung der Schadstoffdeposi- 
tion und ihrer Wirkung auf die Waldböden und 
ihre Eigenschaften. Eine Bund-Länder-Arbeits- 
gruppe prüft die Möglichkeiten zur Durchführung 
einer bundesweiten Bodenzustandserhebung im 
Wald in Bezug auf die neuartigen Waldschäden. 

Aufgrund eines Beschlusses der Interministeriellen 348 
Arbeitsgruppe Waldschäden/Luftverunreinigungen 
(IMA) von September 1984 wurden in der Zeit von 
November 1985 bis April 1986 auf insgesamt 13 Quer- 
schnittsseminaren zu jedem Themenbereich jeweils 
Forschungsergebnisse dargesteUt und diskutiert. Mit 
folgenden Seminarthemen wurde das gesamte Spek- 
trum der Waldschadensforschung abgedeckt: 

— Waldschäden, Holzeigenschaften, Holzquahtät, 
Belastung und Schäden auf Ökosystemebene und 
ihre Folgen 
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— Bioindikatoren 

Wirklingen von Luftverunreinigungen auf Wald- 
bäume und Waldböden 

— Zustandserfassung: Methoden der Schadenserfas- 
sung, Symptomatologie 

— Gefährdung und Erhaltung von Genressourcen 
Atmosphärische Prozesse, Ausbreitungsmodelle 
einschheßhch Luftchemie und Deposition 

— Zuwachs und ökonomische Bewertung 
Deposition 

PEF- Statuskolloquium (Projekt Europäisches For- 
schungszentrum) 

— Restabilisierungsmaßnahmen; Düngung 

— Waldbauhche Maßnahmen in schadstoffbelasteten 
Gebieten 

— Biotische Schadfaktoren; Epidemiologie 
Die Zielsetzungen dabei waren: 

— den IMA-Mitghedem, der Fachöffenthchkeit und 
insbesondere dem Forschungsbeirat „Waldschä- 
den/Luftverunreinigungen" (FBW) für seinen Ab- 
schlußbericht den aktuellen Erkenntnisstand zum 
jeweihgen Thema unter besonderer Berücksichti- 
gung des zukünftigen Forschungsbedarfes aufzu- 
zeigen, 

— die fachhchen Kontakte zu intensivieren und zu- 
sätzhche Möghchkeiten für Abstimmungen in der 
laufenden Forschung zu schaffen. 

349 Der Stand der Ursachenerkenntnis ergibt sich aus 
dem „Bericht über den Stand der Erkenntnisse zu 
Ursachen und Auswirkungen der Waldschäden sowie 
Bewertung der bisherigen Forschungsergebnisse", 
der am 13. März 1985 im Bundeskabinett behandelt 
wurde. Die Bewertung des Kenntnis stand es ist von 
der Bundesregierung wie folgt zusammengefaßt wor- 
den: 

„Der von Anfang an bestehende, auch in früheren 
Regierungsberichten bereits zum Ausdruck ge- 
brachte Verdacht, daß Luftverunreinigungen wesent- 
hche Ursache im komplexen Wirkungsgeschehen 
sind, hat sich weiter erhärtet. Der FBW stellt dazu in 
seinem im Dezember 1984 vorgelegten ersten Zwi- 
schenbericht fest: 'In Mitteleuropa sind in jüngster 
Zeit neuartige Waldschäden fast gleichzeitig aufge- 
treten und haben sich seitdem ständig weiter entwik- 
kelt. Dies führt zu dem Schluß, daß an den verantwort- 
hchen Ursachenkomplexen der gleiche Faktor oder 
die gleiche Faktorengruppe beteiligt ist. Mit an Si- 
cherheit grenzender Wahrscheinhchkeit handelt es 
sich um Luftschadstoffe und ihre Umwandlungspro- 
dukte. Sie können je nach Konzentration unmittelbar 
zu Schäden führen oder prädisponierend für Schäden 
durch Witterungsextreme oder durch biotische Fakto- 
ren sein. " 

350 Der FBW legte 1986 einen 2. Bericht speziell zu Fra- 
gen der Schadtypen, der Schadensursachen und des 
gegenwärtigen Erkenntnisstandes der biologischen 
Forschung vor. 

Er sah seine früheren Aussagen zur Rolle der Luft- 
schadstoffe im Rahmen der Ursachenklärung für die 


neuartigen Waldschäden weitgehend bestätigt: Eine 
andersartige Hypothese, welche das verbreitete Auf- 
treten von Schäden an verschiedenen Baumarten 
ohne das Mitwirken von Immissionen überzeugend 
erklärt, ist bisher nicht vorgelegt worden. Für die 
schädliche Einwirkung von Photooxydantien (z. B. 

Ozon) auf oberirdische Pflanzenorgane wurden wei- 
tere Beweise gesammelt; gleiches gilt für die durch 
die Deposition von Luftschadstoffen beschleunigte 
Versauerung unzureichend gepufferter Waldböden in 
mehreren Waldgebieten und die damit verbundenen 
indirekten Wirkungen auf Bäume. Diese Effekte zu- 
sammen mit dem zusätzhchen Stickstoffeintrag aus 
anthropogenen Quellen können Waldökosysteme auf 
bestimmten Standorten destabihsieren. 

Auf die besondere Bedeutung des Ammoniumeintra- 351 
ges aus der Freisetzung von Ammoniak insbesondere 
bei der Verwendung organischer Dünger und die da- 
durch möghche nachteilige Einwirkung auf den Wald 
hat nicht zuletzt der Rat von Sachverständigen für 
Umweltfragen in seinem Umweltgutachten 1987 hin- 
gewiesen. 


Wirkungen auf Ökosysteme 

Die schädigende Wirkung von Luftschadstoffen zeigt 352 
sich nicht nur an den Waldschäden. Neben zahlrei- 
chen weiteren Pflanzenarten unterhegen auch die 
Tiere ihrem Einfluß. Pflanzen nehmen Luftschadstoffe 
direkt über das Blatt, aber auch über den Boden auf, 

Tiere sind über die Inhalation oder über die Nah- 
rungskette exponiert. 

An landwirtschafthchen und gärtnerischen Pflanzen 353 
treten Schäden bei zu hoher Konzentration insbeson- 
dere in der unmittelbaren Nähe von Emittenten auf. 

Die Reaktionen der Pflanzenarten wie auch der ein- 
zelnen Pflanzen sind von der artspezifischen Empfind- 
hchkeit, von den Standortverhältrüssen sowie der Art 
des Stoffeintrages abhängig. 

Minderungen der äußeren und inneren Quahtät und 
Ertrags einbußen sind z. B. in der Nähe von Schwer- 
metall- und Fluoremittenten bekannt geworden. 

Im Gegensatz zu Waldböden besteht in der Regel bei 354 
landwirtschafthch genutzten Böden nicht die Gefahr 
einer kurzfristigen Versauerung, da u. a. durch regel- 
mäßige und bedarfsgerechte Düngung die Säurepro- 
duktion und -Zufuhr weitgehend neutralisiert werden 
kann. Möghche Wirkungen auf Mikroorganismen in 
landwirtschafthch genutzten Böden werden beson- 
ders durch Kalkung meist weitgehend verhindert. Bei 
hohen Belastungen sind Artenverschiebungen sowie 
Reduktionen der Individuen- und Artenzahlen mög- 
hch. Säurehebende Organismen und viele Pilzarten 
vergrößern die Individuenzahl bei zunehmender Ver- 
sauerung. Von den mikrobiologischen Prozessen wird 
durch Säureeintrag die Nitrifizierung am stärksten 
beeinflußt. 

Die Gewässerbelastung durch Luftschadstoffe spielt 355 
im Vergleich zu anderen EintragsqueUen eine unter- 
geordnete Rolle. Davon ausgenommen ist das Pro- 
blem der Versauerung von Gewässern durch Sulfat- 
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und Nitrateintrag und die dadurch verursachte Arten- 
verarmung. 

356 Ziel der Wirkungsforschung ist die Ermittlung ökoto- 
xikologisch „unschädlicher" Konzentrationen als 
Grundlage für die Festlegung von Immissionswerten. 
Während in früheren Jahren der experimentelle An- 
satz (Untersuchung von Einzelstoffen, hohe Dosie- 
rung, kurze Exposition) von den realen Umweltbedin- 
gungen weit entfernt war, wurden inzwischen neue 
Formen der Untersuchung langfristiger Exposition im 
Niedrigdosisbereich entwickelt, auch mit Kombina- 
tionen häufig vorkommender Schadstoffgemische. 
Dabei zeigte sich, daß für viele Luftschadstoffe bei 
einzelnen sehr empfindlichen Pflanzenarten Wirkun- 
gen noch bis in Konzentrationsbereiche nachzuwei- 
sen sind, wie sie außerhalb der Ballungszentren auf- 
treten. 

357 Für eine Reihe von Luftschadstoffen konnten in den 
letzten Jahren Immissionsgrenzwerte zum Schutz vor 
Gesundheitsgefahren sowie erhebhchen Nachteilen 
und Belästigungen festgelegt werden. Aus der Er- 
kenntnis heraus, daß besonders empfindliche Pflan- 
zen und Tiere in durch Luftschadstoffe wenig belaste- 
ten Gebieten eines weitergehenden Schutzes bedür- 
fen, werden darüber hinaus art- und ökosystemspezi- 
fische Wirkungsschwellen ermittelt, die im Rahmen 
der in der TA Luft vorgesehenen Sonderfallprüfung 
den Schutz des ortsüblichen Artenspektrums sicher- 
stellen sollen. 

358 Die ökologische Umweltbeobachtung — sei es mit 
Hilfe standardisierter biologischer Meßverfahren 
(z. B. Wirkungskataster bei Luftreinhalteplänen) oder 
durch Messung/Beobachtung ausgewählter natürlich 
vorkommender Arten — muß als Gegenstück zur ex- 
perimentellen Forschung angesehen werden. Verän- 
derungen in Ökosystemen, d.h. Schadenswirkungen 
an einzelnen Organismenarten oder Änderungen von 
Artenspektrum und -häufigkeit sind u. a. auch auf die 
Auswirkungen von Luftschadstoffen zurückzuführen. 
Umweltbeobachtung allein ist jedoch in den wenig- 
sten Fällen geeignet, den Nachweis im Einzelfall kau- 
salanalytisch zu führen, da innerhalb des Ökosystems 
zahlreiche Faktoren zusammenspielen und die Wir- 
kung beeinflussen. 

359 Daher werden zur Feststellung von Belastungen oder 
Wirkungen durch Luftschadstoffe überwiegend re- 
präsentative oder standardisierbare Bioindikatoren 
eingesetzt. Sie ermöglichen einen regionalen Ver- 
gleich der Umweltqualität und langfristig in Ergän- 
zung einzelner direkt messender Verfahren eine Er- 
folgskontroUe der Luftreinhaltung. 


Wirkung auf Böden 

360 Der Eintrag von Stoffen kann die Eigenschaften von 
Böden ungünstig verändern und dadurch ihre Funk- 
tion als Puffer, Filter und Transformator innerhalb der 
Stoffkreisläufe sowie als Standort und Lebensraum für 
Pflanzen und Tiere gefährden und so den Naturhaus- 
halt beeinträchtigen. 

361 Der Zusammenhang zwischen saurer Deposition und 
zunehmender Versauerung der Böden, vor allem un- 


ter Wald, ist als gesichert zu betrachten. Wenn das 
Puffervermögen der Böden durch saure Deposition 
überlastet wird, kommt es z. B. zur Freisetzung von 
Aluminiumionen und zur Mobilisierung von Schwer- 
metallen. 

Stickstoffeinträge aus der Luft wirken auf nährstoff- 362 
arme Böden und deren Vegetation als Dünger. Da- 
durch werden insbesondere solche Arten der Flora 
und Fauna gefährdet und in ihrem Bestand verdrängt, 
die nährstoffarmen Böden angepaßt sind. 

Stoffeinträge aus der Luft führen zu einer Akkumula- 363 
tion im Boden. Ihre Jahresraten werden nicht im glei- 
chen Verhältnis zurückgehen wie die im Bundesge- 
biet entstandenen Emissionen. Die Entwicklung des 
Zustandes der Böden wird deshalb weiterhin laufend 
beobachtet. 

Der Bund wird im Rahmen seiner Zuständigkeit durch 364 
Förderung von Forschung und Entwicklung sowie 
durch seine Forschungsanstalten die Bodenforschung 
verstärken. Unter Immissionsgesichtspunkten zeich- 
nen sich dabei folgende Schwerpunkte ab: 

— Erweiterung bestehender Depositionsmessungen 
um weitere bodenbelastende Stoffe; im Hinblick 
auf die Nährstof fversorgung und Säureneutrahsa- 
tion auch auf Kalzium, Magnesium, Kalium und 
Phosphat. VereinheiÜichung der Meßmethoden. 

— Untersuchung der Zusammenhänge zwischen 
Emission, Immission und Bodenbelastung unter 
Berücksichtigung der Stoffdynamik. 

— Erarbeitung von Beurteüungskriterien für die 
Schadwirkung von Stoffen im Hinblick auf Beein- 
trächtigungen von Bodenleben, Nährstoffhaushalt, 
Transfer Boden-Pflanze, Transfer Boden-Grund- 
wasser. 

— Analyse und Quantifizierung von Kombinations- 
wirkungen von Stoffen im Hinblick auf Bodenlebe- 
wesen und Bodenfruchtbarkeit; Vorbereitung von 
Rieht- und Grenzwerten. 

— Erarbeitung von Grundlagen zur Abstimmung 
ökologischer und toxikologischer Rieht- und 
Grenzwerte für Wasser, Luft, Boden, Pflanzen, 
Nahrungs- und Futtermittel. 

— Ermittlung der regionalen Verteilung der stoffli- 
chen Belastungen der Böden über die einzelnen 
Eintragspfade insbesondere zur Kennzeichnung 
der Bedeutung der Deposition im Vergleich zu 
geogenen oder düngungsbedingten Belastungen. 

— Erforschung der Auswirkungen von Bodenverän- 
derungen durch Deposition von Schad- und Nähr- 
stoffen auf Ökosysteme. 


Artenschutz 

Der Bestand an wildlebenden Pflanzen- und Tierarten 365 
im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland geht seit 
rd. 100 Jahren deutlich zurück, während der letzten 
Jahrzehnte ist eine besondere Beschleunigung zu ver- 
zeichnen. Das Ergebnis der Entwicklung wird in „Ro- 
ten Listen" dokumentiert, in denen die Veränderun- 
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gen der Pflanzen- und Tierbestände bewertet wer- 
den. 

Nach der letztmals 1984 herausgegebenen Fassung 
der „Roten Liste" betragen die Anteile der gefährde- 
ten Tier- und Pflanzenarten an der Gesamtartenzahl 
zwischen 14 % (Moose) und 75 % (Kriechtiere). 

366 Die Gefährdung der wildlebenden Pflanzen- und 
Tierarten und der damit verbundene anhaltende Ar- 
tenrückgang beruht überwiegend auf Beeinträchti- 
gung, Einschränkung imd Zerstörung der Lebens- 
räume (Biotope). Zum einen sind es 

— der Verlust bzw. die Umwandlung ökologisch 
wertvoller Biotoptype, 

— die Beseitigung von Landschaftselementen und 
Übergangsbereichen zwischen verschiedenen 
Biotoptypen und 

— Flächenverluste durch Überbauung, Aufschüt- 
tung, Abgrabung etc., 

zum anderen die Minderung der ökologischen Quali- 
tät dieser Lebensräume durch 

— Änderung des Wasser- und Stoffhaushalts, 

— Änderung und Intensivienmg der Nutzung sowie 

— Zerschneidung und Isoherung durch Verkehrs- 
wege und 

— Schadstoffein träge über den Luft-, Boden-, Was- 
ser- und Abfallpfad. 

367 Insbesondere die Schadstof fein träge über den Luft- 
pfad sind in den letzten Jahren unter dem Stichwort 
„Gewässer- und Bodenversauerung durch Luftschad- 
stoffe" verstärkt in den Mittelpunkt des Interesses 
gerückt. 

368 Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen hat 
in seinem Umweltgutachten 1987 deutlich gemacht, 
daß auch wildlebende Tier- und Pflanzenarten von 
Immissionen betroffen sind und gefährdet werden 
können. Allerdings hegen über diese Belastungen bis- 
her nur wenige systematische Untersuchungen vor. 

369 Die Wirkung der Einträge auf die Arten sowie Umfang 
und Wirkungen des Eintrags weiterer Schadstoffe 
(z. B. orgaiüsche Halogenverbindungen und Schwer- 
metalle) über den Luftpfad sind intensiver zu untersu- 
chen. 


2.3.3 Wirkungen auf Materialien 

370 Die meisten Werkstoffe und Materiahen unterhegen 
im Laufe der Zeit Veränderungen, die zu teilweise 
schwerwiegenden Schäden führen können. Dieser Al- 
tenmgsprozeß wird durch die gemeinsame Einwir- 
kung zahlreicher Einflüsse bedingt, die auf natürhche 
(z. B. durch die Witterung, Abnutzung), anthropogene 
(z. B. durch Luftschadstoffe) oder auf andere Scha- 
densursachen (z. B. Planungs- und Bauausführungs- 
mängel, Materialfehler, mangelhafte Wartimg) zu- 
rückzuführen sind. 

371 Die in den letzten Jahrzehnten gegenüber vergange- 
nen Jahrhunderten beobachteten verstärkt zuneh- 


menden Schäden an Kunstwerken und Baudenkmä- 
lern haben gezeigt, daß dem anthropogenen Anteil 
der Schadensursache großes Gewicht zukommt und 
der Schadensprozeß durch Immissionen beeinflußt 
und häufig verstärkt wird. 

Forschungsergebnisse der letzten Jahre lassen den 372 
Einfluß von Schwefeldioxid auf den Zerstörungspro- 
zeß von Materialien, insbesondere auf Naturstein und 
Glas, erkennen. Eine Quantifizierung der durch 
Schwefeldioxid verursachten Schäden ist nur grob in 
Modellbeispielen möglich gewesen. Der hauptsächli- 
che Grund dafür ist in der synergistischen Wirkung 
mehrerer gasförmiger und partikelförmiger Luftver- 
unreinigungen, des „sauren Regens" und klimati- 
scher sowie mikroklimatischer Umgebungsbedingun- 
gen zu suchen. In diesem komplexen Einflußfeld wa- 
res bislang noch nicht möglich, die Schäden, die auf 
anthropogene Einflüsse zurückzuführen ind, zu quan- 
tifizieren. 

Es ist bekannt, daß bei nahezu allen Schadensprozes- 373 
sen an Materialien und Werkstoffen saure Luftverun- 
reinigungen im Zusammenwirken mit Wasser, d.h. 
auch mit Luftfeuchtigkeit wirksam werden. Daher ist 
neben Schwefeldioxid, als bisher meistgenanntem 
Verursacher, in den Stickstoffoxiden eine weitere be- 
deutende Quelle für Materialschäden zu vermuten. 

Schäden an Materialien sind irreversibel. Die Schädi- 374 
gung ist ein physikalisch-chemischer Umwandlungs- 
prozeß, der zu neuen Produkten führt (Korrosionspro- 
dukten), die sich in ihren Eigenschaften gnmdlegend 
von den ursprünghchen Ausgangsprodukten unter- 
scheiden. Selbst nach Beseitigung der Schadensursa- 
che kann der Prozeß nicht mehr rückgängig gemacht 
werden. 

Nach heutigem Wissensstand lassen sich für Material- 375 
Schäden keine Schwellenwerte definieren, bei deren 
Unterschreitung keine Schäden auftreten. Ganz im 
Gegenteil: vielfach konnte festgestellt werden, daß es 
zu einer Akkumulierung von Schadstoffeinwirkungen 
in Form von Korrosionsprodukten auch bei geringer 
Schadstoffkonzentration kommt. 

Schäden an Materialien umfassen, je nach Schädi- 376 
gungsgrad, ein breites Spektrum angefangen von ei- 
ner Beeinträchtigung des ästhetischen Aussehens bis 
hin zum Totalverlust. Nahezu alle Materialien und 
Werkstoffe sind betroffen. Besonders gefährdet sind 
säureempfindliche (kalkhaltige) Natursteine, mittel- 
alterhches Glas, unedle Metalle wie Kupfer, Bronze, 

Zink und Eisen. Zwischen Schäden an organischen 
Werkstoffen und Materialien imd der Einwirkung von 
Luftschadstoffen konnten eindeutige Zusammen- 
hänge ermittelt werden, so daß auch Textilien und 
viele Polymere gefährdet sind. 

Bei der baulichen Infrastruktur (insbesondere Ver- 377 
kehrsbauten) geht die Bundesregierung davon aus, 
daß der Einfluß der Luftverschmutzung geringer als in 
den anderen Bereichen ist. Hierbei wirken verbes- 
serte Schutzmaßnahmen mit, die auch im Hinblick auf 
andere Beanspruchungen nützhch sind. 

Bei den Gebäuden (Hochbauten) sind stärkere Ein- 378 
flüsse festzusteUen. Sie lassen sich durch Wahl wider- 
standsfähiger Baustoffe, durch geeignete Konstruk- 
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tionen und durch spezielle Schutzmaßnahmen verrin- 
gern. 

379 Besonders schwierig sind die Probleme bei kulturhi- 
storisch wertvollen Bauten, weil hier bereits geringfü- 
gige Schäden der Oberfläche die Aussagekraft der 
Kunstwerke beeinflussen und mit fortschreitender 
Zerstörung unwiederbringhche Werte verlorengehen 
können. Die bisher entwickelten Konservierungs- und 
Sanierungsverfahren sind noch nicht befriedigend. 

380 Da es bei Materialschäden offensichthch keine 
Schwellenwerte für eine Wirkung von Schadstoffen 
gibt, hegen die Forschungsschwerpunkte neben einer 
genaueren Ermittlung von Schadensmechanismen, 
der Dosis-Wirkungsbeziehungen für verschiedene 
Materiahen und der Quantifizierung des gegenwärti- 
gen Schadensumfanges vor aUem im Bereich der pas- 
siven Schutzmaßnahmen. 

381 Bei dem Schutz mittelalterhcher Glasmalereien, ei- 
nem der wertvoUsten Bestandteile vieler Sakralbau- 
ten in der Bundesrepubhk Deutschland, wurden im 
Labormaßstab erste Erfolge erzielt, die jedoch nun in 
einer praktischen Bewährungsphase erprobt werden 
müssen. 

382 Die umfangreichen und intensiven Forschungsaktivi- 
täten, die der Erhaltung historischer Bausubstanz die- 
nen, werden insbesondere durch Förderung des Bun- 
desministers für Forschung und Technologie vorange- 
trieben und haben zu ersten sichtbaren Erfolgen bei 
der Erforschung von Schadensursachen, der Scha- 
densdokumentation und der Analyse bereits seit meh- 
reren Jahren angewandter passiver Schutzmaßnah- 
men einschließhch deren Langzeitbewährung ge- 
führt. Wenn auch der Schwerpunkt dieser Arbeiten 
vorwiegend im Bereich der Erhaltung von Naturstei- 
nen hegt, so sind aus den Forschungsbemühungen 
auch andere Baustoffe, wie z. B. Ziegelmauerwerk, 
Putze, Mörtel und Beton nicht ausgeschlossen. Zu 
Recht wurde in den vergangenen Jahren eine unzu- 
reichende Koordinierung der Forschung im Bereich 
der umweltbedingten Schäden an Kulturgütern be- 
mängelt. Eine bessere und effektivere Umsetzung von 
Forschungsergebnissen in praktische Maßnahmen, 
ebenso wie die Erfassung von Erfahrungen, die sich 
aus der Sanierungs- und Konservierungspraxis erge- 
ben, wird von einer EDV-gestützten Dokumentation 
erwartet. Beim Umweltbundesamt und dem Informa- 
tionszentrum Raum und Bau der Fraunhofergesell- 
schaft wird nun eine Koordinierungs- und Beratungs- 
stelle für Umweltschäden an Denkmälern eingerich- 
tet, deren Aufgabe in der Informationsvermittlung 
hegt. 

2.3.4 Globale Wirkungen 

Untersuchungen/Messungen 

383 Luftverunreinigungen sind Ursache vieler Schäden. 
Zur Beschreibung der Belastungen und zur Analyse 
der Schadensursachen sind zunächst Einzelfragen 
über Art, Herkunft, Ausbreitung, Umwandlung und 
Deposition von Schadstoffen zu klären. Hierzu fördert 
die Bundesregierung zahlreiche Labor-, Feld- und 
Modehuntersuchungen. Im Rahmen solcher Einzelun- 


tersuchungen sowie in einer unter Beteihgung des 
Umweltbundesamtes durchgeführten Meßkampagne 
in Baden-Württemberg mit Meßstationen, Hugzeug- 
messungen, Einsatz von Tracern und Tetronns (Bal- 
lone) wurden insbesondere Auftreten und Verteilung 
von Spurenstoffen ermittelt. 

Auf diesen Erkenntnissen aufbauend können nun- 384 
mehr notwendige umfassende Messungen und Feld- 
experimente im größeren Rahmen koordiniert geplant 
werden. An diesen Anforderungen werden im übri- 
gen auch die Messungen des Bundes (Meßnetz des 
Umweltbundesamtes) und der Länder zur Überwa- 
chung von Immissionen und Depositionen ausgerich- 
tet. Hier werden zunehmend ahe relevanten Kompo- 
nenten erfaßt, Rächendeckung und Repräsentativität 
sowie Quahtätssicherung und Vergleichbarkeit der 
Daten werden ständig verbessert. 

In der Luftchemie erfordern komphzierte Zusammen- 385 
hänge immer aufwendigere Untersuchungen. Zuneh- 
mende Bedeutung wird neben den Reaktionen der 
Primärkomponenten SO 2 , NO 2 und der reaktiven 
Kohlenwasserstoffe deren auf dem Transportweg ge- 
bildeten sauren und photochemischen Folgeproduk- 
ten (z. B. Schwefelsäure, Salpetersäure, Ozon) beige- 
messen. 

Ebenso wichtig wie die chemischen Reaktionen in der 386 
gasförmigen und nassen Phase sind die mikrophysi- 
kahschen Vorgänge in Wolken und Nebel sowie der 
weiträumige Transport von Luftschadstoffen mit den 
Wolken. Hier wird vor allem an einer weitergehenden 
Standardisierung der Probenahme verfahren mit einer 
möghchst differenzierten Sammlung (Fraktionierung) 
der Niederschlags- und Nebelproben gearbeitet. Wei- 
terhin werden die unterschiedlichen mikrophysikah- 
schen Prozesse an und im Umfeld von Bäumen unter- 
sucht. 

Die Prozesse „Emission, Transport/Umwandlung und 387 
Deposition" werden in parametrisierter Form in Aus- 
breitungsmodelle integriert. Diese erlauben die Un- 
tersuchung komphzierter Zusammenhänge im abge- 
bildeten System. Mit ihrem Einsatz können einzelne 
Emittenten oder insgesamt unterschiedliche Emis- 
sionsszenarien auf ihre immissions- und depositions- 
seitigen Auswirkungen untersucht werden. Durch 
räumhch differenziert auflösende Modelle für Teüge- 
biete wird der Zusammenhang zur Waldschadensfor- 
schung hinsichtlich einer Verursacheranalyse herge- 
stellt. 

Wichtige Voraussetzung für den Einsatz von Ausbrei- 388 
tungsmodellen ist die Aufstellung und Fortschreibung 
von Emissionskatastem, insbesondere auch für Klas- 
sen von Kohlenwasserstoffen. 


Klimaforschung 

Mit dem Rahmenprogramm der Bundesregierung zur 389 
Klimaforschung wird erstmalig ein langfristig ange- 
legter Forschungsschwerpunkt in interdisziplinärer 
Zusammenarbeit bewältigt. Das Klimaforschungs- 
programm wird durch den Sachverständigenkreis 
„Klimatologische Grundlagenforschung" koordiniert. 

Auf diesen Grundlagenuntersuchungen werden die 
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umweltbezogenen Maßnahmenschwerpunkte zur 
Festlegung der Auswirkung von Luftverunreinigun- 
gen auf das Klima aufbauen. Die anwendungsbezo- 
gene Forschung hat in diesem Kontext die langfristige 
Emissions- imd Immissionsentwicklung im Hinbhck 
auf Khmaänderungen vorgesehen. Zur fachhchen Ab- 
sicherung im Rahmen der Ozonkonvention steht eine 
Analyse und Bewertung von Modellsystemen zum 
Ozongehalt im Khmasystem am Anfang. 


Volkswirtschaftliche Kosten der Luftverschmutzung 

390 Umweltschutz ist für ein dichtbesiedeltes, hochindu- 
strialisiertes und rohstoffarmes Land wie die Bundes- 
repubhk Deutschland auch eine wesenthche Aufgabe 
zur langfristigen Sicherung der Produktionsgrundla- 
gen und zur Erhaltung einer fortschritthchen und 
wettbewerbsfähigen Wirtschaft. Während die mit der 
Durchführung von Umweltschutzmaßnahmen ver- 
bundenen finanziellen Aufwendungen zumindest 
größenordnungsmäßig bekannt sind, hegen entspre- 
chende Angaben über die gesamtwirtschafthchen Ko- 
sten der Umweltverschmutzung -auch im internatio- 
nalen Bereich- nicht in umfassender und methodisch 
gesicherter Form vor. Bislang durchgeführte For- 
schungsvorhaben stellen eher erste, noch sehr grobe 
Schätzungen bzw. Pilotprojekte dar. 

391 Zur Schaffxmg einer verläßhchen Datenbasis hat die 
Bundesregierung im Jahr 1984 die Initiative ergriffen 
und ein Schwerpunktforschungsprogramm „Kosten 
der Umweltverschmutzung (Nutzen der Umweltpoh- 
tik)" eingerichtet, das bis Ende 1989 abgeschlossen 
sein soll. 

392 Die Bewertung von Umweltschäden als volkswirt- 
schafthche Verluste wird erschwert durch die gegen- 
wärtig noch immer lückenhaften Kenntnisse über äu- 
ßerst komplexe naturwissenschaftliche Wirkungsket- 
ten und präzise Dosis-AVirkungsbeziehungen. 

393 Obwohl in der Vorbereitung umweltpohtischer Ent- 
scheidungen zukünftig vermehrt auch der Aspekt des 
Nutzens umweltverbessernder Maßnahmen einzube- 
ziehen sein wird, darf die Umweltpohtik nicht kurzfri- 
stigem Kosten-Nutzen-Kalkül unterworfen sein. 


2.4 Entwicklung technischer Verfahren und 
Einrichtungen in der Luftreinhaltung 

394 Vorsorge gegen schädhche Umwelteinwirkxmgen ist 
am wirkungsvollsten, wenn die Entstehung luftverun- 
reinigender Stoffe von vornherein vermieden oder mi- 
nimiert wird. Entsprechende emissionsarme Prozesse 
(prozeßbezogene Primärmaßnahmen) werden des- 
halb mit Vorrang entwickelt und angewandt. Als tech- 
nische Minderungsmaßnahmen kommen dabei vor al- 
lem die Abgasmengenreduzierung durch Anlagen- 
kapselung oder Umluftführung oder die Verfahrens- 
optimierung durch weitgehende Ausnutzung von Ein- 
satzstoffen und Energie in Frage. Eine Vermeidung 
imd Minimierung der Emissionen kann auch durch 
Auswahl von emissionsarmen Einsatzstoffen oder 
Substitution problematischer Einsatzstoffe erreicht 
werden (stoffbezogene Primärmaßnahmen). Im Vor- 


dergrund steht dabei die Verminderung der Emissio- 
nen von krebserzeugenden Stoffen und von hochtoxi- 
schen, persistenten und akkumulierenden Stoffen. 

Abgasreinigungseinrichtungen (Sekundärmaßnah- 395 
men) werden eingesetzt, wenn Primärmaßnahmen 
nicht anwendbar oder nicht ausreichend wirksam 
sind. Die Abgasreinigungsverfahren sind in den letz- 
ten Jahren unter Verwendung moderner Methoden 
der Prozeßüberwachimg hinsichthch höherer Ab- 
scheidegrade, größerer Betriebssicherheit und eines 
geringeren Aufwandes weiter optimiert worden. Be- 
kannte Reinigungsverfahren wurden im Hinbhck auf 
neue Anwendungsbereiche fortentwickelt. Ver- 
gleichsweise „junge" Minderungstechniken, wie die 
biologische Abgasreinigung zur Abscheidung ge- 
nichsintensiver Stoffe oder die selektive katalytische 
Reduktion zur NOx-Emissionsminderung, arbeiten 
zuverlässig in vielen neuen Einsatzbereichen. 

Ein Schwerpunkt der Anwendung und Weiterent- 396 
Wicklung von technischen Minderungsmaßnahmen 
hegt in der Ausschöpfung von Rohstoff- und Energie- 
einsparungspotentialen. Damit lassen sich häufig 
auch erhebhche betriebswirtschafthche Vorteile er- 
zielen. Bei aUen Maßnahmen zur Luftreinhaltung 
werden frühzeitig gesamtökologische Aspekte be- 
rücksichtigt. Bereits bei der Planung und Entwicklung 
von Abgasreinigungsverfahren werden möghche 
Auswirkungen auf andere Umweltbereiche, wie Was- 
ser, Boden, Lärm und Landschaftsbild einbezogen 
und minimiert. 

Die Aktivitäten zur Vermeidung und Verwertung von 397 
Reststoffen wurden — unterstützt durch die Anforde- 
rungen des BImSchG — verstärkt. In der VoUzugspra- 
xis gehen die zuständigen Behörden deshalb mehr 
und mehr dazu über, sich ein umfassendes Verwer- 
tungs- und Entsorgungskonzept für die Reststoffe vor- 
legen zu lassen. Am Markt sind daher vor aUem die 
Hersteller von Luftreinhalteanlagen erfolgreich, die 
kostengünstige Anlagen einschheßhch der Verwer- 
tung und Entsorgung der Reststoffe anbieten und 
bauen. 

Besondere Anforderungen steht die Sanierung von 398 
bestehenden Anlagen. Auch unter ungünstigen be- 
triebhchen und örthchen Randbedingxmgen sind Alt- 
anlagen mit angemessenem Aufwand nachzurüsten, 
damit die für Neuanlagen geltenden Emissionsbe- 
grenzungen eingehalten werden können. Hierbei 
können vor aUem die guten Erfahrungen, die beim 
Bau von Demonstrationsprojekten im Rahmen des Alt- 
anlagensanierungsprogramms der Bundesregierung 
gesammelt wurden, mit Erfolg genutzt werden. Über 
die Verminderung luftverunreinigender Emissionen 
hinaus wird dadurch bei den bestehenden Anlagen 
meist auch eine tiefgreifende Modernisierung ausge- 
löst, die ganz erhebhche Innovationsanreize schafft. 

Die Bundesregierung wird auch weiterhin im Hinbhck 399 
auf eine vorsorgende Umweltpohtik die Weiterent- 
wicklung des Standes der Technik der Emissionsmin- 
derung durch Fördermittel unterstützen. Schwer- 
punkte sind dabei u. a. die Erprobung von emissions- 
armen Prozessen, die Entwicklung von umwelt- 
freundhchen Produkten, die Verbesserung der Ab- 
gasreinigungstechniken und die Erprobung von lei- 
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stungsfähigen Verfahren zur Überwachung der Emis- 
sionen. 


2.4.1 Verminderung der Emissionen besonders 
gefährdender Schadstoffe 

400 Das Luftreinhalteprogramm der Bundesregierung 
zielt auf eine nachhaltige und langfristige Verminde- 
rung der Emissionen aller QueLlbereiche. Dabei ste- 
hen die Schadstoffe mit besonderem Risikopotential 
im Vordergrund. Deshalb sind auch die Vorsorgean- 
forderungen der TA Luft um so schärfer festgelegt, je 
größer das mit dem jeweihgen Schadstoff verbundene 
Gefahrenpotential ist. Über die gesundheitsschädli- 
chen Eigenschaften der Stoffe hinaus sind dabei die 
Auswirkungen auf die Umwelt, aber auch die Bildung 
von Folgeprodukten von erhebhcher Bedeutung. 


Krebserzeugende Stoffe 

401 Da für krebserzeugende Stoffe derzeit kein Unbe- 
denküchkeitsschwellenwert angegeben werden 
kann, sind deren Emissionen unter Beachtung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit so weit wie 
möglich zu vermindern. Die wichtigsten Gruppen an 
krebserzeugenden Stoffen sind polyzyldische aroma- 
tische Kohlenwasserstoffe (PAH), faserförmige Stäube 
(z. B. Asbest), Metallverbindungen und Metalloide so- 
wie organische Chemikalien. Für die verschiedenen 
Stoffgruppen kommen unterschiedliche Minderungs- 
maßnahmen zur Anwendung. 

402 Die PAH (als Leitsubstanz wird häufig das Benzo- 
(a)pyren gewählt) entstehen hauptsächlich bei Ener- 
gieumwandlungsprozessen (z. B. Hausbrandfeuer- 
stätten, Kokereien, Kraftfahrzeugen). Die Emissionen 
lassen sich vor allem durch prozeßtechnische bzw. 
motorseitige Maßnahmen (Primärmaßnahmen) ver- 
mindern. Durch Optimierung von baulichen und be- 
trieblichen Parametern ist bei der Verbrennung von 
Brenn- oder Treibstoffen ein möghchst guter Aus- 
brand zu erreichen, um die Bildung von PAH zu mini- 
mieren. Mit Abgasreinigungseinrichtungen (z. B. ge- 
regeltem Dreiwegkatalysatoren bei Ottomotor-Pkw, 
Rußfilter bei Diesel-Pkw, Nachverbrennung bei Indu- 
strieanlagen) können die entstandenen PAH mit ho- 
hen Wirkungsgraden zerstört werden. 

403 Der industrielle Anteil an PAH- Emissionen stammt 
überwiegend aus Kokereien, wobei Undichtigkeiten 
an Öffnungen von Koksöfen sowie das Füllen der 
Koksöfen hauptsächhch diese Emissionen verursa- 
chen. Durch Anwendung von neuartigen, gut dichten- 
den Ofentüren sowie dem Einsatz wirksamer Abgas- 
reinigungseinrichtungen für erfaßte Abgase (z. B. 
Nachverbrennung und Entstaubung über filternde 
Abscheider) lassen sich die PAH-Emissionen aus Ko- 
kereien um 70 % und mehr vermindern. Entspre- 
chende Demonstrationsprojekte und Forschungsar- 
beiten wurden aus Öffentiichen Mitteln gefördert. Mit 
der Umsetzung der Ergebnisse in die Praxis ist begon- 
nen worden. 

404 Der Prozeß der Substitution von Asbest schreitet wei- 
ter voran (vgl. auch unter 2.2.3). Soweit dies z. B. bei 


der Asbestzementherstellung kurzfristig noch nicht 
vollständig möghch ist, werden die Maßnahmen zur 
Verringerung der bei der Asbestverarbeitung emit- 
tierten Faserfeinstäube hauptsächhch auf das Vermei- 
den diffuser Emissionsquellen ausgerichtet. In einer 
Demonstrationsanlage wurde z. B. durch automati- 
sche Asbestsacköffnung in einer Unterdruckkammer, 
pneumatische Unterdruckförderung des Asbestes und 
Falschluftminimierung die Konzentration an Asbest- 
fasern kritischer Größe im Abgas auf 0,01 mg/m^ ge- 
senkt. Dabei wurde der Asbeststaub ström im Kreis- 
lauf gefördert, so daß nur die unvermeidbaren Falsch- 
luftmengen über ein Gewebefilter gereinigt werden 
mußten. Bei diesem geschlossenen Kreislauf fielen 
keine auf eine Deponie zu verbringenden Reststoffe 
an. Die Ausrüstung der Betriebsanlage wurde aus 
Mitteln des Altanlagensanierungsprogramms geför- 
dert. Die Ergebnisse aus diesem Demonstrationspro- 
jekt können auch bei der Be- und Verarbeitung ähn- 
hcher Faserfeinstäube genutzt werden. 

Zur Verminderung der Emissionen an krebserzeugen- 405 
den Metallverbindungen und Metalloiden (z. B. Ar- 
sen-, Chrom-, Cobalt- und Nickelverbindungen) 
kommt einerseits der Einsatz emissionsarmer Pro- 
zesse und Stoffe in Frage. Beispielhaft sind der Ver- 
zicht auf Arsenik als Läuterungsmittel bei der Glas- 
herstellung, die Verwendung arsenfreier Holzschutz- 
mittel und der Einsatz von Zinkchromat bei Korro- 
sionsschutzanstrichen zu nennen. Zum anderen kön- 
nen Abgasreinigungstechniken (meist filternde Ent- 
stauber) eingesetzt werden. Vereinzelt finden fü- 
ternde Abscheider in Reihenschaltung, in größerem 
Umfang auch Schwebstaubfilter Verwendung. 

Benzol ist im Ottokraftstoff enthalten und kann bei der 406 
motorischen Verbrennung mit den Abgasen emittiert 
werden. Neben der Begrenzung des Benzolgehaltes 
in Benzin (vgl. Abschnitt 2.2.3) ist die Anwendung des 
geregelten Dreiwegkatalysators beim Kfz die wirk- 
samste Minderungsmaßnahme. Damit werden die 
Benzolemissionen um ca. 90 % gesenkt. Verbleites 
Benzin enthält auch Zusätze von Scavengern (Blei- 
austragsstoffe), die krebserzeugend (Dibromethan) 
oder krebs verdächtig (Dichlorethan) sind. Bei Ver- 
wendung von bleifreien Ottokraftstoffen entfällt der 
Scavengerzusatz. Zur Zeit wird untersucht, ob nicht 
auch bei den mit 0,15 g/1 verbleiten Superbenzin auf 
Scavenger verzichtet werden kann. 

Zur Ab Scheidetechnik bei Dieselruß, bei dem ein An- 407 
fangsverdacht als im Tierversuch krebserzeugender 
Stoff besteht, werden in Abschnitt 2.4.3 nähere Anga- 
ben gemacht. 


Feinstäube und Schwermetalle 

Bei der Verminderung der Emissionen an Feinstäuben 408 
und Schwermetallen konnten bereits Erfolge ver- 
zeichnet werden. Dies findet auch in der drastischen 
Absenkung der Emissionsbegrenzungen für Schwer- 
metalle in der TA Luft seinen Niederschlag; für die 
besonders gefährdenden Metalle Cadmium, Queck- 
süber und Thallium wurde der Summengrenzwert auf 
0,2 mg/m3 herabgesetzt. 
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409 Im Vordergrund der Möglichkeiten zur Emissionsre- 
duzierung stehen die Verwendung emissionsarmer 
Einsatzstoffe und Produkte oder die Anwendung pro- 
zeßtechnischer Maßnahmen. Dazu gehören z. B. die 
Verwendung quecksilber- und cadmiumfreier Batte- 
rien und Akkumulatoren, der Verzicht auf Blei und 
Cadmium in Farbstoffen, der Ersatz von Bleimennige 
als Rostschutzanstrich, die Verwendung von blei- und 
cadmiumfreien Stabilisatoren für Polyvinylchlorid. 
Mit der Einführung von bleifreiem Benzin wird die 
größste Emissionsquelle für Blei mittelfristig praktisch 
auf Null zurückgeführt werden. 

410 Schwermetalle können sich in Produktionskreisläufen 
anreichem. Durch gezielte Stoffausschleusung lassen 
sich die Emissionen an Schwermetallen drastisch sen- 
ken. Bei vielen Anlagen werden erhebliche Schwer- 
metallanteüe aus diffusen Staubquellen emittiert. 
Durch Einhausung der Anlagen oder Kapselung von 
Apparaten sowie Abgaserfassung und Zufühmng der 
Abgase zu einer Reinigungseinrichtung lassen sich 
diese Staubemissionen wirksam vermindern. 

411 Bei vielen Branchen und Anlagenarten konnten mit 
Fördemng aus Mitteln des Altanlagensaniemngs- 
programms der Bunde sregiemng fortschrittliche 
Staubabscheider errichtet und erfolgreich betrieben 
werden. Beispielsweise sind bei Hafenöfen zur Spezi- 
alglasherstellung, deren Abgasstäube erhöhte Anteüe 
an Cadmium enthalten, fütemde Abscheider inzwi- 
schen Stand der Technik. 

412 Bleihütten zählen bei den industriellen Quellen zu 
den großen Bleiemittenten. Mit Fördermitteln der 
Bundesregienmg wurde eine Bleihütte durch Anwen- 
dung verschiedener Primär- und Sekundärmaßnah- 
men auf den Stand der Technik bei Neuanlagen ge- 
bracht. Die Emissionen an bleihaltigem Staub aus den 
Einzelquellen Akkuschrottaufbereitung, Drehrohr- 
ofen, Bleiraffination, Zwischenproduktlager und 
Kurztrommelofen wurden um ca. 55 t/a vermindert 
und betragen nur noch ca. 12 % der ursprünglichen 
Menge. Gleichzeitig wurden die bisher bestehenden 
Abwasser- und Deponieprobleme deutlich verrin- 
gert. 

413 Bei einer Anlage zur Herstellung von Zinkoxid konnte 
durch Einsatz eines integrierten Prozeßgaskühlers an- 
stelle von Kühlluftbeimischung die Abgasmenge und 
damit die Betriebskosten erheblich verringert werden. 
Damit wurden die Voraussetzungen für den zuverläs- 
sigen Betrieb eines Gewebefüters zur Staubabschei- 
dung geschaffen. In einer Zinkhütte werden durch 
Ändemng des Transport- und Umschlagsystems dif- 
fuse Staubemissionen weitgehend vermieden. Die 
Emissionen wurden gegenüber dem Ausgangszu- 
stand um 99 % gesenkt. Die Mehrkosten der Minde- 
rungsmaßnahmen werden etwa zur Hälfte durch Ver- 
ringerung der Materialverluste kompensiert. 


Anorganische gasförmige Stoffe 

414 Zur Emissionsminderung anorganischer gasförmiger 
Stoffe kommen in erster Linie Absorptionsverfahren in 
Betracht. In Einzelfällen sind auch Adsorptionsverfah- 
ren oder thermische Verfahren geeignet. Im Vorder- 


grund steht die Verminderung der Emissionen an 
Schwefeloxiden (z. B. SO 2 ) und Stickstoffoxiden 
(NOx); bei einzelnen Anlagenarten ist auch die Ab- 
scheidung von Halogenverbindungen (HCl, HF) von 
Bedeutung. 

Die Abgasentschwefelung bei Großfeuerungsanla- 415 
gen, Röst- und Sinteranlagen der Metallindustrie und 
bei Zellstoffabriken ist Stand der Technik. Vorrangig 
werden Kalkwaschverfahren eingesetzt, mit denen 
ein verwertbarer Gips erzeugt wird. Zur Verminde- 
rung der NOx-Emissionen bei Feuerungsanlagen sind 
sowohl feuerungstechnische als auch abgasseitige 
Maßnahmen anwendbar. Bei Großfeuerungsanlagen 
sind die ersten Abgasreirügungsanlagen nach dem 
Verfahren der selektiven katalytischen Reduktion in 
Betrieb gegangen. 

Auch im Bereich kleinerer genehmigungsbedürftiger 416 
Feuerungsanlagen und Industrieprozesse bietet diese 
Reinigxmgsmethode Einsatzmöglichkeiten. Durch 
Entwicklung neuartiger kostengünstiger Katalysator- 
werkstoffe und durch Optimienmg des Reaktorde- 
signs konnte die SCR-Technologie verbessert werden. 

Mit speziellen Katalysatoren auf Zeolithbasis ist z. B. 
eine Verbreiterung des bisher üblichen Einsatz-Tem- 
peraturbereiches von 300—400° C auf 200—450° C 
und damit eine energiesparende Niedertemperatur- 
Entstickung möglich. 

Bei den Kraftfahrzeugabgasen bringt die Einführung 417 
von bleifreiem Benzin und Abgaskatalysatoren mittel- 
fristig eine erhebliche Verminderung der NOx-Emis- 
sionen; ebenso werden die CO- und CH-Emissionen 
reduziert. Vergleichbare Absenkungen der Abgas- 
emissionen bei schwerem Nutzfahrzeugen sind dem- 
gegenüber nicht zu verzeichnen; die Mindenmg der 
NOx-Emissionen bei Lkw und Bussen ist deshalb ein 
Schwerpunkt von Forschimg und Entwicklung. 

Zur Chlor- und Huorabscheidung, z. B. bei Abfallver- 418 
brennungsanlagen, in der Aluminium- und in der ke- 
ramischen Industrie, werden meist Chemisorptions- 
verfahren angewandt. Bei Einsatz einer speziellen 
Verfahrensvariante, der Sprühabsorption, lassen sich 
gleichzeitig Schwefeloxide mit hohem Wirkungsgrad 
abscheiden. Die entstehenden Reststoffe können zu 
verwertbaren Produkten aufgearbeitet werden. 

Im Hochtemperaturbereich (ca. 800° C) können gas- 419 
förmige Schadstoffe und Feinstäube mittels verbes- 
serter Schüttschichtfüter auf Kalksteinbasis gemein- 
sam abgeschieden werden. 


Organische Stoffe 

Die Abscheidung organischer Stoffe aus dem Abgas 420 
erfolgt hauptsächlich mit Adsorptions verfahren sowie 
mit thermischen oder katalytischen Verfahren. Mit 
Adsorptions verfahren ist eine Rückgewinnung und 
Verwertung der abgeschiedenen Stoffe möglich. 
Thermische Verfahren werden meist nur dann einge- 
setzt, wenn eine Wärmerückgewinmmg imd -nutzung 
in Frage kommt. Für die Reinigung von Abgasen mit 
sehr geruchsintensiven Bestandteüen haben in letzter 
Zeit auch biologische Verfahren eine erhebliche Be- 
deutung erlangt. 
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421 Bei nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen, die 
leichtflüchtige Halogenkohienwasserstoffe einsetzen 
{Chemischreinigungen, Extraktions- und Oberflä- 
chenbehandlungsanlagen), werden die Lösemittel- 
emissionen aufgrund der Anforderungen der neuge- 
faßten 2. BImSchV deutlich zurückgehen. 

422 Zur Minimierung der aufgetretenen Belastungen 
durch PER (Perchlorethylen) werden die für den Voll- 
zug zuständigen Länder die Überwachungsmaßnah- 
men im Rahmen des Immissionsschutzrechts zu inten- 
sivieren sowie ggf. die Möglichkeiten des Baupla- 
nungs- und Bauordnungsrechts auszuschöpfen ha- 
ben, um ein unverträgliches Nebeneinander von 
Emittenten und empfindlichen Nutzungen soweit wie 
möghch zu verhindern. Die Bundesregierung prüft 
darüber hinaus die Notwendigkeit weiterer Maßnah- 
men; u. a. erscheint die Förderung von Forschungs- 
vorhaben erforderhch, die sich mit der Bereitstellung 
von Ersatzstoffen, mit der Verbesserung der techni- 
schen Sicherheit sowie mit einer intensivierten Wir- 
kungsforschung befassen. 

423 In weiteren Lösemittel verwendenden Anlagenberei- 
chen ist die Lösemittelrückgewinnung Stand der 
Technik. Im Rahmen des Altanlagensanierungspro- 
gramms der Bimdesregierung konnte auch unter sehr 
schwierigen Randbedingungen die erfolgreiche An- 
wendung von Adsorptionsverfahren zur Lösemittel- 
rückgewinnung demonstriert werden. In einem Werk, 
in dem Verpackungsmaterialien (Papier, Aluminium 
und Kunststoff) kaschiert, beschichtet und bedruckt 
werden, fallen lösemittelhaltige Abgase in stark 
schwankenden Mengen und in sehr unterschiedhcher 
Zusammensetzung und Konzentration an. Durch eine 
mehrstufige Reinigungseinrichtung (Adsorption, De- 
sorption und Aufbereitung des Desorbats) wurden 
niedrige Konzentrationen an organischen Stoffen im 
Reingas erreicht; mit dem zurückgewonnenen Löse- 
mittel lassen sich die Abgasreinigungskosten kom- 
pensieren. Zur Vorabscheidung von desaktivierenden 
Stoffen im Abgas kann der Einsatz eines zusätzlichen 
Wanderbettadsorbers erforderlich werden; entspre- 
chende Vorabscheider werden ebenfalls erfolgreich 
im Dauerbetrieb eingesetzt. Laufende Untersuchun- 
gen von Fördervorhaben lassen erkennen, daß dealu- 
minierte Zeolithe erfolgreich zur Adsorption von Löse- 
mitteln aus feuchter Abluft eingesetzt werden kön- 
nen. 

424 Darüber hinaus fördert die Bundesregierung For- 
schungs- und Entwicklungsvorhaben zur Minderung 
von FCKW-Emissionen. Diese Vorhaben befassen 
sich sowohl mit der Substitution von FCKW als Auf- 
schäummittel, Kühlmittel und Lösungs -/Reinigungs- 
mittel durch unbedenkliche Stoffe als auch mit tech- 
nischen Maßnahmen zur Verminderung des Austritts 
von FCKW und der Aufarbeitung von FCKW-Rück- 
ständen. 

<25 Bei Kokereien geht der Wärmeinhalt des glühenden 
Kokses mit den Löschdämpfen als Abwärme verloren. 
In einem Demonstrationsvorhaben des Altanlagensa- 
nierungsprogramms der Bundesregierung wurde ein 
Verfahren weiterentwickelt, das die erfaßten Lösch- 
dämpfe vollständig einer Wärmerückgewinnung zu- 
führt. Dabei kondensieren die Löschdämpfe; gleich- 


zeitig werden staubförmige Partikel nahezu vollstän- 
dig zurückgehalten. 

Bei Ottomotor-Pkw können beim Betanken oder 426 
durch Verdunstung erhebliche Emissionen an Koh- 
lenwasserstoffen entstehen. Die Emissionen beim Be- 
tanken können prinzipiell auf zwei Wegen weitge- 
hend vermieden werden: einmal durch Gaspende- 
lung oder durch Absaugung und Reinigung der bei 
der Betankung aus dem Tank verdrängten Gase au- 
ßerhalb des Kfz, zum anderen durch Erfassung der 
verdrängten Gase im Kfz und Zuführung zu einem 
Aktivkohlefilter. Für die verschiedenen Systeme gibt 
es bereits technische Lösungen, die vor allem in den 
USA angewandt werden. Die Verdunstungsverluste 
bei Ottomotor-Pkw können ebenfalls mit Hilfe eines 
entsprechend ausgelegten Aktivkohlefilters praktisch 
vollständig vermieden werden. Die im Aktivkohlefil- 
ter zurückgehaltenen Kohlenwasserstoffe werden 
beim Fahrzeugbetrieb mit der über die Aktivkohle 
geführten Ansaugluft dem Motor zugeführt. Erste Mo- 
delle der nach Anlage XXIII StVZO (US-Norm) zuge- 
lassenen Fahrzeuge sind mit einer derartigen Ausrü- 
stung in der Bundesrepubhk Deutschland auf dem 
Markt. Die Bundesregierung hat der EG-Kommission 
einen entsprechenden Vorschlag unterbreitet. 


2.4.2 Anlagen- und branchenspezifische 
Entwicklungen 

Aufgrund des kontinuierhch weiterentwickelten 427 
Standes der Technik der Emissionsminderung konn- 
ten in der TA Luft 1986 niedrige Emissionsgrenzwerte 
festgelegt werden. Bisher standen die Entwicklung 
und Anwendung von Abgasreinigungseinrichtungen, 
die auch ohne besondere Eingriffe in den jeweiligen 
Prozeß bestehenden Anlagen nachgeschaltet werden 
können, im Vordergrund. Abweichend hiervon ver- 
langen die modernen Luftreinhaltere gelungen — ins- 
besondere die TA Luft und die Großfeuerungsanla- 
gen- Verordnung — eine umfassende Sanierung des 
Altanlagenbe Standes innerhalb bestimmter Fristen. 

Im Interesse der weiteren Vorsorge werden gegen- 
wärtig und in Zukunft Primärmaßnahmen verstärkt 
weiter ent wickelt, um die luftbelastenden Emissionen 
möglichst nicht entstehen zu lassen. 


Energieumwandlung 

Die 13. BImSchV fordert bei den ihr unterliegenden 428 
Großfeuerungsanlagen den Einsatz fortschrittlicher 
Techniken zur SO 2 -, NOx- und Staubemissionsminde- 
rung. Während über den Betrieb von Abgasentschwe- 
felungsanlagen bereits langjährige Erfahrungen vor- 
hegen, ist die NOx-Abgasreinigung bei Großfeue- 
rungsanlagen in der Bundesrepubhk Deutschland 
eine relativ junge Technik. Daher wurden (und wer- 
den) neben feuerungstechnischen Maßnahmen an 
über 50 Pilot- oder Demonstrationsanlagen verschie- 
dene NOx-Abgasremigungsverfahren erprobt. Die 
Anstrengungen von HersteUern und Betreibern wer- 
den von der Bundesregierung mit erhebhchen Förder- 
mitteln unterstützt. Die beiden ersten Großanlagen 
zur NOx-Abgasreinigung bei Kohlekraftwerken in der 


75 


Drucksache 11/2714 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Bundesrepublik Deutschland gingen bereits Ende 
1985 in Betrieb. Weitere Anlagen haben ihren Betrieb 
aufgenommen oder sind im Bau; bis Ende 1987 wur- 
den NOx-Abgasreinigungsanlagen äquivalent einer 
elektrischen Leistung von ca. 4.500 MW betrieben. 
Zum Einsatz kommen hauptsächhch Verfahren der 
selektiven katalytischen Reduktion mit Ammoniak als 
Reduktionsmittel (SCR- Verfahren). Es werden Wir- 
kungsgrade der NOx-Reduktion von 80 % und mehr 
erreicht. Laufende Untersuchungen betreffen insbe- 
sondere die Minimierung des Ammoniakschlupfes 
und die Erhöhung der Standzeit der Katalysatoren. 
Neben den SCR-Verfahren befinden sich weitere 
NOx-Abgasreinigungsverfahren in der Entwicklung 
und Erprobung. Inzwischen haben auch mehrere 
deutsche Hersteller Fertigungsstraßen für Katalysato- 
ren auf der Basis japanischer Lizenzen oder aufgrund 
von Eigenentwicklungen in Betrieb. 

429 Für Feuerungsanlagen im Geltungsbereich der TA 
Luft werden von mehr als 20 Anlagenherstellern 
ebenfalls Entschwefelungsverfahren angeboten. Zur 
NOx-Emissionsminderung kommen bei Feuerungsan- 
lagen im Geltungsbereich der TA Luft aus Aufwands- 
gründen überwiegend feuerungstechnische Maßnah- 
men zur Anwendung (z. B. Abgasrückführung, Stu- 
fenverbrennung) . 

430 In den letzten Jahren wurde mit erheblichen Förder- 
mitteln der Bundesregierung die Wirbelschichtfeue- 
rung zur Marktreife entwickelt. Sie ist für ein breites 
Brennstoffband von Vollwertkohle bis hin zu Kohlen 
mit hohem Ballastgehalt einsetzbar und ermöghcht 
eine vergleichsweise NOx-arme Verbrennung sowie 
eine hohe Einbindung von Schwefeloxiden bei Zu- 
gabe basischer Sorbentien. Bei Anlagen mit zirkulie- 
render Wirbelschicht wurden besonders niedrige 
NOx-Emissionswerte gemessen. 

43 1 Zur Entstaubung werden bei mittelgroßen Kohlefeue- 
rungen verstärkt filternde Abscheider eingesetzt. In- 
zwischen konnte auch bei Holz- und Torffeuerungen 
der erfolgreiche Betrieb mit filternden Abscheidern 
demonstriert werden. Zur Vermeidung von Schäden 
durch Funkenflug kann dem Filter ein Zyklon vorge- 
schaltet werden. 


Metallindustrie 

432 Bei Anlagen zur Gewinnung und Verarbeitung von 
Metallen haben Emissionen an Staub, insbesondere 
bei der NE-Metallgewinnung, häufig mit besonders 
gefährdenden Staubinhaltsstoffen sowie gasförmige 
anorganische Stoffe eine herausragende Bedeutung. 
Neben Quellen mit gefaßten Abgasen treten bei der 
Handhabung von Produkten und Rohstoffen oft dif- 
fuse Emissionen auf, die besondere bauhche und be- 
triebhche Minderungsmaßnahmen erfordern. 

433 In Eisen- und Stahlgießereien, die im wesenthchen 
der mittelständischen Industrie zuzurechnen sind, ha- 
ben sich zur Abscheidung von staubförmigen Emissio- 


nen filternde Abscheider für alle Anwendungsfälle 
durchgesetzt. Damit werden Reststaubgehalte von 
weniger als 20 mg/m^ eingehalten. Bei größeren Heiß- 
windkupolöfen werden noch Hochleistungswäscher 
wie Desintegratoren oder Venturi- Abscheider einge- 
setzt; dabei liegen die Reststaubgehalte deutlich un- 
ter 50 mg/m^. Mit dieser Verbesserung ist auch eine 
deutliche Verminderung der Emissionen an Schwer- 
metallen wie Blei und Cadmium und bei den legierten 
und hochlegierten Stählen an Nickel imd Chrom ver- 
bunden. Kohlenmonoxid-Emissionen werden in zu- 
nehmendem Maße bei Oxygenstahlwerken durch 
CO-Gasnutzung oder bei Heißwindkupolofenanlagen 
durch CO -Nachverbrennung im eigenbeheizten Re- 
kuperator vermindert. 

Wesentliche Verbesserungen konnten bei der Ent- 434 
Wicklung und Anwendung fortschritthcher Techniken 
zur Verminderung von Schwermetallemissionen in 
der NE-Metalhndustrie erzielt werden. Mehrere Pro- 
jekte zur Emissionsminderung wurden in Blei-, Kup- 
fer- und Zinkhütten sowie Anlagen zur Bleiakkumu- 
latorenherstellung durchgeführt. Durch prozeßtechni- 
sche Maßnahmen und Anwendung von Abgasreini- 
gungstechniken wurden niedrige Reingasstaubge- 
halte und sehr geringe Emissionen an Schwermetal- 
len oder Metalloiden wie Blei, Thalhum, Cadmium, 
Arsen, Nickel, Antimon und Zinn erreicht. 

Die Emissionsbegrenzungen der TA Luft werden im 435 
Dauerbetrieb sicher eingehalten. In den meisten Fäl- 
len werden trockenarbeitende Entstauber, z. B. Ge- 
webefilter eingesetzt. Deshalb können Reststoffe in 
größerem Umfang als bisher aufgearbeitet werden, so 
daß sich Problemverlagerungen, z. B. von der Luft in 
das Wasser, weitgehend vermeiden lassen. Auf- 
wandsfragen wurden in den Projekten eingehend un- 
tersucht. In vielen Fällen konnten durch Wärmerück- 
gewinnung, Anwendung prozeßtechnischer Maßnah- 
men, Abluftrückführung oder durch Erzeugung von 
verwertbaren Reststoffen wirtschafthch günstige Lö- 
sungen gefunden werden. 

Die Aluminiumprimärindustrie ist ein Hauptemittent 43t 
für Ruorwasserstoff und Staub. Zur Verminderung 
der Emissionen werden besondere Primärmaßnah- 
men wie Kapselung von Elektrolyseöfen, Optimie- 
rung der Primäroxidzufuhr und zentrale computerge- 
stützte Einzelofenregelung zur Minimierung der dif- 
fus austretenden Abgase erfolgreich eingesetzt. Dazu 
waren bei Altanlagen erhebhche Umbauten an den 
Öfen, bei der Beschickung mit Tonerde und bei der 
Kontrolle des Stoffflusses erforderhch. In jedem Falle 
wurde das Produktions -Aluminiumoxid als Sorbens 
benutzt. Die Abgase werden anschließend durch fil- 
ternde Abscheider oder Elektrofilter entstaubt. Bei 
hohen Abgaserfassungsgraden bis zu 95 % konnten 
Reingasstaubgehalte von weniger als 30 mg/m^ und 
Fluorwasserstoffkonzentrationen von deutlich unter 
1 mg/m3 erzielt werden. Die Luftreinhaltemaßnah- 
men führten gleichzeitig zu einer Senkung des Ener- 
giebedarfs und des Hilfsstoffverbrauchs (Fluoride) so- 
wie zu einer Verbesserung der Aluminiumqualität. 
Deshalb ergaben sich aus den Maßnahmen auch 
keine Kostenerhöhungen je erzeugter Tonne Alumi- 
nium. 
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Steine/Erden- und Glasindustrie 

437 Hauptmerkmal der Anlagen der Steine/Erden-Indu- 
strie ist die Verarbeitung fester Stoffe, die zur Emis- 
sion von Stäuben führt. Dabei können auch wirkungs- 
relevante Staubinhaltsstoffe emittiert werden. Für alle 
Anlagenarten stehen leistungsfähige Entstaubungs- 
verfahren (meist Gewebefilter, Elektrofüter) zur Ver- 
fügung; zur Erfassung diffuser Emissionsquellen sind 
bauliche und betriebhche Maßnahmen erprobt. 

438 Für Dolomitschachtöfen wurde demonstriert, daß bei 
bestehenden Anlagen Elektrofilter durch Gewebefil- 
ter ersetzt werden können und damit eine erhebhche 
Verminderung der Staubemission erreicht werden 
kann. Allerdings sind gewisse Schwierigkeiten zu er- 
warten, wenn in den Öfen einer Ofengruppe unter- 
schiedliche Produkte gebrannt werden und dadurch 
stark schwankende Abgasmengen und Betriebstem- 
peraturen Vorkommen. Mit dem Fütermaterial Poly- 
acrylnitrü werden Standzeiten von zwei Jahren und 
mehr erreicht. Die abgeschiedenen Stäube werden 
brikettiert und mit den Rohmaterialien wieder den 
Schachtöfen zugeführt, so daß keine Abfallprobleme 
entstehen. 

439 Bei der Glaserzeugung haben die Anlagen zur Her- 
stellung von Hohl- und Rachglas den weitaus größten 
Anteil an der Gesamtproduktion. Die Emissionssitua- 
tion dieser Anlagen war bisher sehr unbefriedigend, 
weü praktisch keine Minderungsmaßnahmen getrof- 
fen wurden, ln mehreren Demonstrationsvorhaben im 
Rahmen des Altanlagensanierungsprogramms der 
Bundesregierung werden inzwischen Abgasreini- 
gungstechniken erfolgreich angewandt. Zur Abschei- 
dung von sauren Stoffen im Abgas (HCl, HF, SO 2 ) 
werden Sorptionsverfahren und zur Abscheidung der 
Stäube Elektrofilter eingesetzt. Laufende Untersu- 
chungen betreffen die zusätzliche NOx-Emissions- 
minderung durch selektive katalytische Reduktion 
unter Ammoniakzugabe. Bei Anwendung des SCR- 
Verfahrens werden eine erhebhche Verminderung 
der bei Glasschmelzwannen sehr hohen NOx-Emis- 
sionen sowie Informationen für eine Konkretisierung 
der in der TA Luft enthaltenen Dynamisierungsklau- 
sel erwartet. Im Rahmen eines von der Bundesregie- 
rung geförderten Forschungs- und Entwicklungsvor- 
habens wird ein neuartiges Glasschmelzverfahren un- 
tersucht, bei dem Gemenge und Scherbenvorwär- 
mung in einem Prozeß integriert sind. Bei Anwendung 
dieses Verfahrens kann eine Absenkung der NOx- 
und S02-Emissionen auf weniger als ein Viertel bzw. 
ein Fünftel der bisher auftretenden Mengen erreicht 
werden. Außerdem wird in einem geförderten Vorha- 
ben eine Gemengevorwärmung des Schmelzaggre- 
gats durchgeführt, bei dem die übliche Konstruktion 
des Ofens erhalten bleibt. Ziel ist hier im wesentlichen 
eine erhebhche Minderung der S02-Emissionen bei 
gleichzeitiger Abwärme nutzung. 


Oberflächenbehandlung 

'40 Die von Lackieranlagen in der Bundesrepubhk 
Deutschland ausgehenden Lösemittelemissionen 
werden für das Jahr 1986 auf ca. 200.000 t geschätzt. 


Zur Verminderung von Lösemittelemissionen sind 
prinzipieU drei Wege möghch: 

— Einsatz lösemittelarmer Lacke 

— Anwendung von Auftragsverfahren mit hohen 
Wirkungsgraden 

— Erfassung und Reinigung des Abgases. 

Die beiden erstgenannten Wege haben bereits einen 441 
hohen Entwicklungs- und Anwendungsstand er- 
reicht. Abgasreinigungsverfahren werden ebenfalls 
bereits bei modernen automatisierten Lackieranlagen 
eingesetzt. Die Abgasmengen werden durch Kapse- 
lung des Auftragsbereichs und zusätzhche Umluftfüh- 
rung stark reduziert, so daß Abgasreinigungsanlagen 
mit angemessenem Aufwand betrieben werden kön- 
nen. Als Reinigungsverfahren kommen vor aUem die 
Nachverbrennung und Sorptionsverfahren in Frage. 

Bei Einsatz von Adsorptionsverfahren ist bei Spritzka- 
binen eine vorgeschaltete effektive Abscheidung der 
Lackpartikel notwendig. 

Bei nahezu allen Anlagen zur Serienlackierung von 442 
Automobilen werden die Abgase der Spritzkabinen 
noch ohne Abgasreinigung zur Lösemittelabschei- 
dung über Dach abgelassen. Die Lösemittelkonzen- 
trationen im Abgas betragen bis zu 1.000 mg/m^ bei 
Abgasvolumenströmen von mehreren 100.000 m^/h 
(je nach Spritzkabinengröße). Im Rahmen des Altan- 
lagensanierungsprogramms der Bundesregierung 
wurden mehrere Projekte zur Abscheidung von Löse- 
mitteln aus den Abgasen von Handspritzkabinen 
durchgeführt. Die Abgase werden mehrstufig gerei- 
nigt. Die wesentlichen Reinigungseinrichtungen sind: 
Naßelektrofilter, Aktivkoksvorfüter, Kohlepapierrotor 
und thermische Verbrennung mit integrierter Wärme- 
rückgewinnung. Es wurden Reingaskonzentrationen 
unter 20 mg Gesamtkohlenstoff/m^ gemessen; die Ab- 
scheidegrade betragen über 95 %. 

Im Rahmen eines von der Bundesregierung geförder- 443 
ten Vorhabens wird ein neuartiges Verfahren nach 
dem Ruidbettprinzip untersucht, mit dem metallische 
Oberflächen durch Anwendung inerter Aluminium- 
oxidsande emissionsarm gereinigt bzw. entschichtet 
werden können. Darüber hinaus sind Anwendungs- 
möglichkeiten dieses Verfahrens zur Erzeugung von 
Schutzschichten auf Metalloberflächen erkennbar. 

Das Ruidbettverfahren stellt eine Alternative zu her- 
kömmlichen Entfettungs- und Entschichtungsverfah- 
ren dar, bei denen HKW zum Einsatz kommen. 


Gewinnung und Verarbeitung von Naturprodukten 

Die Herstellung von Spanplatten verursacht staub- 444 
und gasförmige Emissionen organischer Stoffe. In den 
Spänetrocknern mit Holzstaubemissionen und Span- 
plattenpressen mit Formaldehydemissionen konnten 
bereits deutliche Verminderungen erreicht werden; in 
Zukunft werden diese Emissionen weiter abnehmen. 
Problematisch sind nach wie vor die Emissionen an 
Holzstäuben (insbesondere Buche und Eiche), Holzin- 
haltsstoffen (Terpenen) und Holzzersetzungsproduk- 
ten aus Holzspänetrocknern. Mit zunehmendem Ein- 
satz von Althölzern bei der Spanplattenherstellung 
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(Holzrecychng) muß dem eventuellen Gehalt an Holz- 
schutzmitteln in diesem Sortiment verstärkte Auf- 
merksamkeit gewidmet werden. Entsprechende Un- 
tersuchungen laufen; sie werden von der Bundesre- 
gierung finanziell gefördert. 

445 In der Nahrungsmittelindustrie kommt ein breites 
Spektrum der chemischen, mechanischen und thermi- 
schen Verfahrenstechnik zum Tragen. Entsprechend 
vielfältig sind die Luftreinhalteprobleme und deren 
Lösungsmöghchkeiten. Schwerpunkt ist dabei die 
Vermeidung von geruchsintensiven Emissionen. Die 
Bundesregierung förderte zahlreiche Projekte, z. B. 
den Einsatz von Biofiltern in verschiedenen Anlagen 
der Gewinnung und Verarbeitung von Naturproduk- 
ten. Biofilter werden heute erfolgreich in folgenden 
Anlagenbereichen betrieben: Intensivtierhaltung, 
Schlachthof, Knochenverarbeitung, Fettschmelzen, 
Ölgewinnung, Fischbraterei, Tabakverarbeitung, 
Holztrocknung, Kottrocknung, Kakao Verarbeitung, 
Kläranlage, Tierkörperverwertung. Der Biofilter hat 
sich in allen Fällen als ökologisch und ökonomisch 
günstiges Abgasreinigungsverfahren erwiesen. Der 
Einsatz wird zukünftig insbesondere auch bei ge- 
ruchsintensiven Industrieprozessen gefördert wer- 
den. 

446 In der Bundesrepubhk Deutschland gibt es zehn grö- 
ßere Zellstoffabriken, in denen insgesamt etwa 
800.000 t Zellstoff pro Jahr produziert werden. Zum 
chemischen Aufschluß (Kochen) des Zellstoffs aus 
dem Holz werden ausschheßhch wässrige Lösungen 
von Kalzium- oder Magnesiumhydrogensulfit einge- 
setzt. Die verbrauchte Kochsäure (Sulfitablauge) wird 
eingedampft und in speziellen Kesselfeuerungen ver- 
brannt. Bei der Verbrennung werden S02-Konzentra- 
tionen im Rohgas von etwa 10 bis 20 g/m^ gemessen. 
Von der Bundesregierung wurde eine Abgasreini- 
gungsanlage gefördert, mit der erstmals bei der Ver- 
brennung von Kalziumsulfitablauge die Abgase nach 
einem Kalkwaschverfahren entschwefelt werden. Da- 
bei wird Schwefel für den Zellstoffaufschluß zurück- 
gewonnen. Entschwefelungsgrade von 95 % werden 
erreicht. Weitere S02-Emissionsquellen bei der Zell- 
stoff Produktion sind u. a. Kocher während des Entlee- 
rens, Zellstoff Zwischenbehälter, Bleicherei und Ab- 
laugeeindampfung. Die Abgase dieser Emissions- 
quellen können zusammengefaßt und in einer zentra- 
len Anlage gereinigt werden. Mit einer von der Bun- 
desregierung geförderten Demonstrationsanlage wer- 
den Entschwefelungsgrade von über 99 % erzielt. 


2.4.3 Kraftfahrzeugverkehr 

Ottomotoren (Katalysatortechnik) 

447 Die beste Lösung, die Schadstoffemissionen von Otto- 
motorfahrzeugen drastisch zu mindern, ist der Drei- 
wegkatalysator mit Lambdaregelung. Diese Technik 
wird seit 1976 in den USA in Serienfahrzeuge einge- 
baut. Seit 1980 werden die meisten und seit 1986 alle 
neuen Ottomotor-Pkw in den USA mit dieser Schad- 
stoffminderungstechnik ausgerüstet. Die übrigen, zu 
Beginn der Einführung von Abgasgrenzwerten eben- 
falls eingesetzten Systeme haben sich nicht als kon- 


kurrenzfähig erwiesen. Die Langzeitstabüität und die 
hohen Umsatzgrade der Katalysatortechnik wurden 
auch in einem umfangreichen Feldtest unter schwie- 
rigen europäischen Fahrbedingungen an 136 Fahr- 
zeugen nachgewiesen. Einzelne Fahrzeuge hatten 
dabei Fahrleistungen bis zu 200.000 km. 


Dieselmotoren (Verringerung der Partikelemissionen) 

Die Partikelemissionen von Dieselmotoren (Pkw und 448 
Nutzfahrzeug) lassen sich durch motorseitige und ab- 
gasseitige Maßnahmen mindern. Als motorseitige 
Maßnahmen kommen vor allem zur Anwendung: 
Verbesserung des Kraftstoff- Einspritzsystems, Ver- 
besserung der Brennraumgeometrie, Aufladung in 
Verbindung mit Ladeluftkühlung und Abstimmung 
des Gesamtsystems Motor und Fahrzeug. Damit kön- 
nen bei Pkw die derzeit in den Vereinigten Staaten 
geltenden, als Flottendurchschnitt festgelegten schar- 
fen Werte eingehalten werden. Motorseitige Maßnah- 
men bieten allerdings nur ein begrenztes Potential zur 
weiteren Partikelminderung, wenn eine Zunahme des 
Kraftstoffverbrauchs, ein Ansteigen der Emissionen 
gasförmiger Schadstoffe oder eine Absenkung der 
Motorleistung bzw. des Motor-Drehmoments vermie- 
den werden sollen. Deutlich höhere Partikelminde- 
rungsraten sind grundsätzhch bei Einsatz der Rußfil- 
tertechnik möghch. Probleme verursacht dabei die 
Filterregeneration, also das Abbrennen des Rußes 
nach der Abscheide (Filter) -Phase. Die bei ungünsti- 
gen Betriebsbedingungen nicht selbständig ablau- 
fende Regeneration des Filters führte zur Entwicklung 
unterschiedlicher Regenerationsverfahren: 

— fremdbeheizter Brenner oder Zusatzheizung vor 
oder im Filter, 

— Erhöhung der Abgastemperatur durch zeitweise 
Erhöhung der Motorleistung, unterstützt durch ka- 
talytische Beschichtung des Filters, 

— Herabsetzung der für die Einleitung des Abbrenn- 
vorganges notwendigen Mindesttemperatur durch 
Zugabe flüssiger Additive („Flüssigkatalysato- 
ren"). 

Die Automobilindustrie hat Fahrzeuge mit verschie- 
denen Systemen bei Pkw und bei Nutzfahrzeugen in 
der Erprobung. Die Bundesregierung fördert Untersu- 
chungen zur Anwendung der Rußfiltertechnik. 


2.4.4 Meß- und Beurteilungsverfahren 

Für die mengenmäßig besonders bedeutsamenen 44 \ 
Schadstoffe wie SO 2 , NOx, CO oder Staub stehen er- 
probte Emissions- und Immissionsmeßverfahren zur 
Verfügung, die durch neuere Untersuchungen ver- 
bessert und auf neuartige Meßaufgaben abgestimmt 
wurden. Die Entwicklungsarbeiten der letzten Jahre 
waren vornehmhch darauf gerichtet, für die Überwa- 
chung krebserzeugender oder anderer besonders ge- 
sundheitsgefährdender Stoffe geeignete Meßverfah- 
ren bereitzustellen und unter der Federführung der 
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VDI-Kommission „Reinhaltung der Luft" zu standar- 
disieren. 

450 Auf dem Gebiet der Immissionsüberwachung bilde- 
ten Maßnahmen zur Verbesserung und besseren Ab- 
sicherung der Meßquahtät den Schwerpunkt. Die 
Grundlagen dazu wurden im Rahmen von For- 
schungsvorhaben erarbeitet. Einen wichtigen Beitrag 
zur Quahtätssicherung leistet das Eignungsprüfungs- 
verfahren, das sich seit vielen Jahren bewährt hat und 
deshalb konsequent weitergeführt wurde. Das Ver- 
fahren schreibt vor, daß für verbindüche Messungen 
nur Meßgeräte eingesetzt werden sollen, die in einer 
nach einJieithchen Prüfplänen durchgeführten Eig- 
nungsprüfung festgelegte Mindestanforderungen er- 
füllt haben. Der Maßnahmen-Katalog umfaßt ferner 
die Erprobung und Spezifizierung von Kalibrierver- 
fahren, mit denen die einwandfreie Funktion der 
Meßgeräte kontrolliert und damit die Richtigkeit der 
Meßergebnisse gewährleistet wird, sowie die Festle- 
gung von Referenzmeßverfahren, mit denen die Lei- 
stungsfähigkeit unterschiedlicher Meßverfahren und 
-geräte im Hinbhck auf die geforderte Vergleichbar- 
keit der Meßergebnisse beurteilt werden kann. Richt- 
hnien hierüber zur Sicherstellimg einer bundesein- 
heithchen Praxis bei der Überwachung der Immissio- 
nen wurden vorbereitet. Abgerundet wird das Pro- 
gramm zur Quahtätssicherung durch Vergleichsmes- 
sungen, die den beteüigten Meßinstituten die Mög- 
hchkeit geben, die Güte ihrer Arbeit zu überprüfen 
und unter Beweis zu stellen. 

451 Andere Untersuchungen dienten der nationalen Er- 
probung der in den EG-RichÜinien über Luftqualitäts- 
normen für SO 2 , Schwebstaub, Blei und NO 2 festge- 
legten Meß- und Beurteilungsverfahren sowie der Er- 
probung von Meßverfahren für den Einsatz in Wald- 
schadensgebieten. 

452 Auf dem Gebiet der Emissionsüberwachung haben 
kontinuierhche Messungen weiterhin Vorrang. Die 
Einführung emissionsarmer Betriebs- und Produkti- 
onsverfahren oder der Einsatz von Abgasreinigungs- 
verfahren führt nur dann zu dem gewünschten Erfolg, 
wenn sichergestellt wird, daß diese technischen Luft- 
reinhaltemaßnahmen im täghchen Betrieb ange- 
wandt und weitgehend ausgeschöpft werden. Hierbei 
dient die kontinuierhche Emissionsüberwachung 
nicht nur zur Kontrohe durch die zuständigen Auf- 
sichtsbehörden, sondern hilft auch dem Betreiber, 
seine Anlage zu optimieren und dadurch Rohstoffe 
und Kosten zu sparen. 

453 Für die kontinuierhche Überwachung soUen nur Meß- 
geräte eingesetzt werden, die eine Eignungsprüfung 
erfolgreich abgeschlossen haben. Das Eignungsprü- 
fungsverfahren wurde weiterentwickelt und auf Meß- 
einrichtungen zur Abgasvolumenstrombestimmung 
ausgedehnt. Die wichtigste Neuerung ist die automa- 
tische Auswertung kontinuierhcher Messungen vor 
Ort. Das zuerst in der 13. BImSchV eingeführte Aus- 
werteverfahren und das zugehörige dreistufige Beur- 
teilungskriterium wurden in die TA Luft übernom- 
men. Damit wird bei Anlagen, die der kontinuierh- 
chen Emissionsüberwachung unterhegen, der Einsatz 
elektronischer Aus werte Systeme erforderhch. Die TA 
Luft enthält wie die 13. BImSchV zum Auswerte ver- 
fahren nur die wichtigsten Anforderungen. Zur Rege- 


lung der Einzelheiten wurden 1984 Richthnien ver- 
öffenthcht, die primär auf die Meßaufgaben der 
13. BImSchV abgestimmt sind, sinngemäß aber auch 
auf Anlagen angewandt werden soUen, die überwie- 
gend den Regelungen der TA Luft unterhegen. 

Zur Zeit besteht noch ein ausgeprägtes Mißverhältnis 454 
zwischen erfolgreicher Standardisierung von Meßver- 
fahren und fehlender Standardisierung der Meßpla- 
nung. Im aUgemeinen dürfte der durch falsche oder 
uneinheitliche Meßplanung bedingte Meßfehler we- 
senthch größer sein als der Fehler, den der Meßvor- 
gang selbst mit sich bringt. Aus diesem Grund wurden 
Untersuchungen zur Verbesserung und Standardisie- 
rung der Meßplanung zu einem neuen Schwerpimkt 
gemacht. Laufende Untersuchungen befassen sich 
mit der meßtechnischen Erfassung von Halogenen, 
Halogenkohlenwasserstoffen, Kohlenwasserstoffen, 
Ammoniak auf elektrochemischer Basis. Diese Geräte 
sind für kontinuierhche Emissionsmessungen an 
Feuerungs- und Energieerzeugungsanlagen sowie 
Produktionsprozessen konzipiert. 


2.5 Aufwendungen für Forschung und 
Entwicklung in der Luftreinhaltung 

Trotz der durch ahgemeine Einsparungen gekenn- 455 
zeichneten Finanzlage konnte gegenüber dem ver- 
gangenen Berichtszeitraum von Bund und Ländern 
ein nahezu gleichbleibender Betrag bereitgesteUt 
werden. Der Anteil des Bundes an den direkten For- 
schungsaufwendungen hegt auch weiterhin bei annä- 
hernd 50 V. H. der gesamten von Bund, Ländern und 
sonstigen Einrichtungen bereitgestellten Mittel. 

Die folgenden Zahlenangaben beruhen auch auf Ma- 456 
teriahen, die hierzu von den Ländern zur Verfügung 
gestellt wurden. Für 1986 hegen aufgnmd noch nicht 
vollständig abgeschlossener Datenerhebungen nur 
vorläufige Zahlen vor. Die Bundesregierung ahein hat 
von 1983 bis 1986 fast 450 Forschungs- und Entwick- 
lungsvorhaben mit einem Aufwand von insgesamt na- 
hezu 370 Mio. DM gefördert. Die Aufstellung aUer 
Vorhaben, die Gesamtausgaben sowie der Anteil der 
von der Bundesregierung geförderten Vorhaben und 
bereitgesteUten Mittel für die verschiedenen For- 
schungsschwerpunkte im Bereich der Luftreinhaltung 
ergeben sich aus TabeUe 10. 

Von den rd. 700 Vorhaben haben jeweils 40 v. H. das 457 
Ziel, Techniken zur Bekämpfung der Schadstoffemis- 
sionen zu verbessern sowie die Belastung der Umwelt 
durch Luftverunreinigungen festzustehen und zu 
überwachen, um Grundlagen für eine vorausschau- 
ende Planung als Instrument der Vorsorge zu schaf- 
fen. Rund 20 v.H. der Vorhaben sind darauf gerichtet, 
die Wirkungen von Luftverunreinigungen zu erfor- 
schen. Die für diesen Bereich insgesamt aufgewende- 
ten Mittel sind im Vergleich zum vergangenen Be- 
richtszeitraum überproportional gestiegen, ahein der 
vom Bund getragene finanziehe Anteil hat sich um 
mehr als 60 % erhöht. Dabei bildet das Forschungs- 
programm „Waldschäden" den Schwerpunkt. Zur 
Waldschadensforschung im weiteren Sinne sind auch 
Vorhaben aus den Bereichen Emissionsmindenmg, 
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Erstellung von Transmissionsmodellen und Immis- 
sionsüberwachung zu rechnen, da sie die Charakteri- 
sierung der Belastimgssituation in den Waldökosyste- 
men der Untersuchungsregionen ermöghchen und 
axif eine Darstellung der Beziehung zwischen Enüt- 

Tabelle 10 


tenten und Rezeptorsystemen zielen. Dieser kom- 
plexe Bereich wird künftig beträchtlichen For- 
schungsbedarf, insbesondere im Hinbhck auf noch 
ungeklärte Fragen der Wirkungszusammenhänge 
und Kombinationswirkungen auslösen. 


Forschung und Entwicklung in der Luftreinhaltung im Zeitraum von 1983 — 1986 


Forschungsschwerpunkte 

Vorhaben 

Anzahl 

Aufwen- 

dungen 

insgesamt 

davon Förderung 
durch die 
Bundesregierung 



Mio. DM 

Anzahl 

Mio. DM 

Luftreinhaltung insgesamt 

695 

809 

449 

366 

Emissionen und Emissionsminderung 

289 

660 

225 

270 

davon: 

Emissionsminderungstechnik allgemein 

55 

65 

37 

30 

Verkehr 

60 

98 

49 

56 

Hausbrand, Feuerung, Energieerzeugung 

46 

210 

37 

69 

Industrie, Gewerbe 

114 

281 

91 

111 

Entwicklung von Verfahren und Geräten zur Emis- 
sionsminderung 

5 

3 

4 

2 

Wärmeableitung in die Atmosphäre 

9 

3 

7 

2 

Überwachung der Luftreinhaltung 

278 

113 

165 

76 

davon: 

Meßmethoden, Meßgeräte 

62 

24 

40 

16 

Transmission, Klima, Atmosphäre, Meteorologie, Luft- 
chemie 

139 

51 

83 

37 

Feststellung der Emissionen und Immissionen 

67 

35 

35 

20 

Rechthche und planerische Aspekte 

10 

3 

7 

2 

Wirkungen von Luftverunreinigungen 

128 

36 

59 

21 

davon: 

Wirkungen allgemein 

12 

3 

3 

1 

Wirkungen auf Menschen 

13 

5 

8 

4 

Wirkungen auf Pflanzen, Tiere und Ökosysteme .... 

73 

22 

36 

13 

Wirkungen auf das Klima 

9 

2 

3 

1 

Wirkungen auf Materialien 

21 

4 

9 

2 


458 Im Bereich der Verminderung von Luftverunreinigun- 
gen bedarf es weiterer Anstrengungen, um vor allem 
die Emissionen an Stäuben mit toxischen Inhaltsstof- 
fen, Feinstäuben, gasförmigen Stoffen sowie geruchs- 
intensiven Gasen und Dämpfen zu senken, wobei ins- 
besondere den Maßnahmen zur Verbesserung der Si- 
cherheitstechnik große Bedeutung zukommt. Für die 
Luftreinhaltung im Verkehr wird sich der Schwer- 
punkt von Vorhaben im Zusammenhang mit der Ein- 
führung des Katalysators nunmehr im Rahmen des 
„Nutzfahrzeugkonzepts" der Bundesregierung in den 
Bereich der Minderung gas- und partikelförmiger 
Schadstoffe von Dieselmotoren (einschl. Pkw) verla- 
gern. 

459 Ein neuer Aufgabenschwerpunkt in der Überwa- 
chung der Luftreinhaltrmg liegt beim Aufbau und der 


Erprobung eines „Frühwarnsystems" für Fälle des 
grenzüberschreitenden Transports von Spitzenbela- 
stungen und eines dynamischen Informationssystems 
über die Immissionsbelastung sowohl durch andau- 
ernde wie auch kurzfristige besondere Ereignisse. 

Diese Arbeiten bilden gemeinsam mit den übrigen 
Maßnahmen zur Feststellung und Beurteilung von 
Emissionen imd Immissionen eine Grundlage, den 
Handlungsbedarf der Bundesregierung zu konkreti- 
sieren und Möglichkeiten für notwendige internatio- 
nale Initiativen aufzuzeigen. 

Im Bereich der Nutzung emeuerbarer Energien wur- 46C 
den in der Bundesrepubhk Deutschland bis Ende 1986 
fast 1,4 Mrd. DM für die Forschimg aufgewendet. Mit 
wenigen Ausnahmen sind die Grundlagen der bei ims 
anwendbaren Technologien erforscht. Die verfügba- 
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ren Forschungsmittel wurden 1986 von der Bundesre- 
gierung um 50 Mio. DM jährhch für vier Jahre gegen- 
über den bisherigen Ansätzen aufgestockt. Damit 
werden insgesamt mehr als 200 Mio. DM pro Jahr für 
die Forschung in diesem Bereich ausgegeben. Die 
Verstärkung der Mittel kommt insbesondere Test- 
und Demonstrationsprogrammen zugute. 

461 Mit dem Rahmenprogramm der Bundesregierung zur 
Klimaforschung wird ein langfristig angelegter und in 
interdisziphnärer Zusammenarbeit zu bewältigender 
Schwerpunkt erhebliches Gewicht erlangen. 


2.6 Internationale Kooperation und 
Zusammenarbeit mit der DDR 

Umweltbelastungen 

462 Umweltbelastungen machen an Grenzen nicht halt. 
Das zeigen nicht nur die Waldschäden und die grenz- 
überschreitende Belastung von Gewässern und Mee- 
ren. Anspruchsvolle Umweltschutzanforderungen für 
Neuanlagen und eine umfangreiche, aufwendige Sa- 
nierung des Altanlagenbestandes werden die aus 
Quellen der BundesrepubUk Deutschland stammen- 
den Emissionen nachhaltig und deuüich senken. Für 
eine weitere Verbesserung der Luftreinhaltesituation 
kommt damit dem Teil der aus angrenzenden Staaten 
importierten Schadstoffe größeres Gewicht zu. Wirk- 
samer Umweltschutz erfordert deshalb in zunehmen- 
dem Maße eine enge Zusammenarbeit über Staats- 
und ideologische Grenzen hinweg. Dies gilt nicht al- 
lein für eine auf Nachbarstaaten begrenzte Koopera- 
tion. 

463 Dabei macht es die Lage der Bundesrepublik 
Deutschland in der Mitte Europas, ihre dichte Besied- 
lung und hohe Industriahsierung in vielen Fällen er- 
forderhch, über den fachbezogenen Informations- und 
Erfahrungsaustausch hinausgehend auch in Teilbe- 
reichen eine Vorreiterrolle zu übernehmen, Initiativen 
dort zu ergreifen und andere Staaten von dem beste- 
henden Handlungsbedarf zu überzeugen. 


2.6.1 Luftreinhaltepolitik der EG 

464 Das Bemühen um gemeinschaftliche Lösungen zur 
Verbesserung der Luftquahtät stand weiterhin im Mit- 
telpunkt der EG-Umweltpohtik. Von großer Bedeu- 
tung für die in diesem Bereich erzielten Erfolge war 
das Inkrafttreten der Einheitlichen Europäischen 
Akte, mit der der Umweltschutz als eigenständiger 
Politikbereich in der EG eingeführt und wesentliche 
Kriterien wie beispielsweise das Vorsorge- und Verur- 
sacherprinzip EG-weit festgeschrieben wurden. Be- 
deutsam in diesem Zusammenhang war vor allem 
auch die Einführung der Möghchkeit der Mehrheits- 
entscheidung (quaUfizierte Mehrheit), durch die 
wichtige Beschlüsse vor allem im Kfz-Bereich möglich 
wurden. Bedeutende Akzente wurden durch eine Ent- 
schließung des Rates zu dem von der Kommission vor- 
geschlagenen 4. Aktionsprogramm für den Umwelt- 
schutz (1987 bis 1992) gesetzt, mit der der Rat auch die 


Luftreinhaltepohtik der EG als künftige Priorität fest- 
gelegt hat. 

Ein erster Einstieg in die Festlegung von Luftemis- 465 
sionsgrenzwerten ist gelungen mit der Asbestrichtli- 
nie, die für Abluft aus industriellen Anlagen der As- 
bestherstellung einen der TA Luft entsprechenden 
Grenzwert für die Emission in die Luft vorschreibt, 
sowie mit der Änderung der Altöl-Richtiinie von 1987, 
die auch strenge Grenzwerte für Abgase aus Verbren- 
nungsanlagen festlegt. Wichtige Entscheidungen zur 
Verbesserung der Luftqualität hat der Rat auch durch 
die Verabschiedung einer Richtiinie über die Herab- 
setzung des Schwefelgehalts im Gasöl (leichtes Heiz- 
öl, Dieselöl), die Änderung der Benzin-Blei-Richüinie, 
die Verabschiedung der Richtlinien über die Verrin- 
gerung der Schadstoffe in Pkw-Abgasen und zur Be- 
grenzung der gasförmigen Schadstoffe aus Diesel- 
Lkw-Motoren getroffen. Anreize zu Aktivitäten auch 
auf dem Gebiet der Luftreinhaltung sind durch die 
Verabschiedung der Ersten und der Zweiten Verord- 
nung über gemeinschaftliche Umweltaktionen ge- 
schaffen worden. Hierbei handelt es sich um Einrich- 
tung und Fortsetzung eines Förderprogramms, aus 
dem u. a. Demonstrations- und Pilotvorhaben in den 
Bereichen „saubere Technologien" gefördert wer- 
den. 

Weitere wichtige Schritte zur Entlastung der Umwelt 466 
konnten auf dem EG -Umweltministerrat am 16. Juni 
1988 und am 28. Juni 1988 in Luxemburg erzielt wer- 
den. Hervorzuheben sind insbesondere die Be- 
schlüsse zum Schutz der Ozonschicht, der erzielte 
Durchbruch zur Reduzierung der Schadstoffemissio- 
nen aus Großfeuerungsanlagen und die Vereinba- 
rung von Grenzwerten für Pkw unter 1,4 Liter Hub- 
raum. Größere Sicherheit gegen Gefahren schwerer 
Unfälle bei Industrietätigkeiten wird durch die er- 
neute Änderung der sogenannten Seveso -Richtlinie 
erreicht werden. 


Kfz-Bereich 

Auf Initiative der BundesrepubUk Deutschland zur 467 
wesenüichen Verschärfung der Abgasvorschriften für 
Pkw beschlossen die EG -Umweltminister am 28. Juni 
1985 ein Maßnahmepaket, welches nicht nur die zu- 
künftigen Schadstoff grenzwerte für Pkw konkret fest- 
legt, sondern das auch einen Fahrplan für das weitere 
Vorgehen, z. B. bei Nutzfahrzeugen, beinhaltet. Auf 
der Grundlage der Einheitiichen Europäischen Akte, 
die Mehrheitsbeschlüsse ermögUcht, hat der Rat am 
3. Dezember 1987 die Luxemburger Grenzwerte für 
die Schadstoff armen Pkw in einer EG-RichÜinie ver- 
abschiedet. Die Grenzwerte der Richtiinie führen bei 
Benzinfahrzeugen mit einem Hubraum von mehr als 
2 Litern zum geregelten Dreiwegkatalysator, bei 
Fahrzeugen der Mittelklasse zwischen 1,4 und 2 Li- 
tern Hubraum bis auf wenige Ausnahmen teils zum 
geregelten Dreiwegkatalysator, teils zum ungeregel- 
ten Katalaysator. 

Die in der Tabelle 11 zusammengefaßten Schadstoff- 468 
grenzwerte für Pkw stellen das wichtigste Element der 
Beschlüsse dar. Die entsprechende EG -Richtlinie ist 
am 3. Dezember 1987 verabschiedet worden. Als Prüf- 
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verfahren wird das bisherige europäische Verfahren 
der ECE-Regelung 15 (Serie 04) bzw. der EG-Richtli- 
nie 83/31/EWG beibehalten. 


Tabelle 11 


Zukünftige Schadstoffgrenzwerte für Pkw*) 


Fahrzeug- 
kategorie 
Hubraum in 1 

Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens neue Modelle/ 
neue Fahrzeuge 

Grenzwerte 
für die 

Typenprüfung 

g/Test 

>2 1 

1. Oktober 1988/ 

1. Oktober 1989 

CO: 25 
HC+NOx: 6,5 
NOx: 3,5 

1,4-21 

1. Oktober 1991/ 

1. Oktober 1993 

CO: 30 
HC+NOx: 8 

<1,4 1 

I. Stufe; 

1. Oktober 1990/ 

1. Oktober 1991 

II. Stufe: 

1. Oktober 1992/ 

1. Oktober 1993 

CO: 45 
HC+NOx: 15 
NOx: 6 

zur Zeit 
in Beratung 


* ) für Dieselmotoren über 2 1 Hubraiun gelten die Grenzwerte 
der Hubraumklasse 1,4 bis 2 1. 


469 Abweichend von der bisherigen Systematik werden 
Fahrzeugkategorien nicht mehr nach dem Fahrzeug- 
gewicht, sondern nach Hubraumgrößen gebildet. Pkw 
mit Dieselmotor sind wie bisher eingeschlossen, je- 
doch gelten für Fahrzeuge mit mehr als 2 1 Hubraum 
die Grenzwerte der Kategorie 1,4 bis 2 1. Zu den 
Grenzwerten für die 2. Stufe bei der Fahrzeugkatego- 
rie unter 1,4 1 Hubraum hat die Kommission im Fe- 
bruar 1988 einen Richtlinienvorschlag vorgelegt. 

470 Der EG-Umweltministerrat hat am 3. Dezember 1987 
bereits eine erste Stufe zur Senkung der gasförmigen 
Emissionen von Lkw um 20 % für Kohlenmonoxid und 
Stickoxide und um 30 % für Kohlenwasserstoffe be- 
schlossen. Eine weitere Stufe der Emissionsminde- 
rung unter Einbeziehung der Partikelemissionen soll 

1988 festgelegt werden. 

471 Für neu in den Verkehr kommende Diesel-Pkw hat 
sich der Rat nach schwierigen Verhandlungen auf 
Partikelgrenzwerte einigen können. Ab 1. Oktober 

1989 für neue Fahrzeugmodelle und ab 1. Oktober 

1990 für neue Fahrzeuge sollen ein Typengrenzwert 
von 1,1 g/Test und ein Serienwert von 1,4 g/Test gel- 
ten. Hierbei war wesentlich, daß die Richtlinie eine 
zweite, weitergehende Verminderungs stufe vorsieht, 
und daß für diese Stufe entsprechend der Stellung- 
nahme des Europäischen Parlaments der Wert von 
0,8 g/Test als Typengrenzwert eingebracht werden 
konnte. Über den Einführungstermin wird der Rat 
spätestens 1989 zu entscheiden haben. Von deutscher 
Seite wurde diesem Kompromiß zugestimmt, weil nur 
so die zweite Verringerungsstufe bei den Dieselparti- 
keln fixiert werden konnte. 


Mit der Einigung über die Änderung der Benzin-Blei- 472 
Richtlinie im Juh 1987 wurde die Möglichkeit geschaf- 
fen, bleihaltiges Normalbenzin zu verbieten. 

Im ersten Halbjahr 1988 wurde unter deutscher Präsi- 473 
dentschaft neben der endgültigen Verabschiedung 
der Grenzwerte für Partikelemissionen aus Diesel- 
Pkw mit Nachdruck die Verschärf img der Grenzwerte 
für Pkw mit einem Hubraum unter 1,4 Liter betrieben. 

Im Juni 1985 hatte die Ratstagung von Luxemburg für 
diesen Pkw-Bereich EG-weit Übergangswerte festge- 
legt, die bei 15 g pro Test für Kohlenwasserstoffe und 
Stickstoffoxide (gültig ab 1. Oktober 1990) liegen. Auf 
dem EG-Umweltministerrat am 28. Juni 1988 wurde 
mit qualifizierter Mehrheit eine gemeinsame Orien- 
tierung auf einen deutlich niedrigeren Grenzwert von 
8 g pro Test vereinbart, der ab 1. Oktober 1992 gelten 
soll. Weitere bedeutsame Merkmale der erzielten Ei- 
nigung sind 

— die Festschreibung der Notwendigkeit einer drit- 
ten Stufe in der Richtlinie und dabei 

— die erstmalige Bezugnahme der Kommission auf 
den Grenzwert von 5 g/Test, 

— die Verpflichtung der EG-Kommission zur Über- 
prüfung der Luxemburger Beschlüsse für alle Kfz- 
Klassen bis 1991 auf der Grundlage eines Berichts 
über die Auswirkungen der Luxemburger Be- 
schlüsse von 1985. 

Mit diesem Ergebnis sind weitere Fortschritte beim 
Schadstoff armen Auto europaweit vorgezeichnet. 


Schutz der Ozonschicht 

Die Europäische Gemeinschaft ist Signatar des Wie- 474 
ner Übereinkommens zum Schutz der Ozonschicht 
(vgl. Abschnitt 2.6.2) und des Montrealer Protokolls 
über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht füh- 
ren (vgl. Abschnitt 2.2.3). Die Ratifizierung beider 
Vertragswerke durch die Europäische Gemeinschaft 
wurde am 16. Juni 1988 vom EG-Umweltnünisterrat 
beschlossen. Mit einer am 1. Januar 1989 in Kraft tre- 
tenden EG-Verordnung werden Produktion und Ver- 
brauch von Ruorchlorkohlenwasserstoffen gemein- 
schaftsweit auf den Stand des Jahres 1986 eingefroren 
und in zwei Stufen 1993 und 1999 um insgesamt 50 % 
reduziert. 

In einer Entschließung haben sich die Mitgliedstaaten 4 75 
der EG zusätzlich verpflichtet, 

— noch weitergehende Beschränkungsmaßnahmen 
unverzüglich zu ergreifen, 

— die Klima- und Ozonforschung sowie die Suche 
nach umweltverträglichen Ersatzstoffen weiter 
voranzutreiben und 

— die erreichten Verminderungen des FCKW- und 
Halonverbrauchs nicht durch anderweitige Ver- 
brauchssteigerungen zu kompensieren. 

Vergleichbar mit der in der Bundesrepublik Deutsch- 
land vorliegenden Selbstverpflichtung der Aerosolin- 
dustrie soll die EG-Kommission mit der Industrie über 
Möglichkeiten zum freiwilligen Verzicht auf FCKW 
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und Halone (z. B. im Spraybereich) verhandeln und 
außerdem eine freiwillige Kennzeichnung FCKW- 
freier Produkte möglich machen. 


Asbestrichtlinie 

476 Durch die verabschiedete Richtünie zur Verhütung 
und Verringerung der Umweltverschmutzung durch 
Asbest wird der vorsorgende Schutz der menschlichen 
Gesundheit und der Umwelt vor dem gefährlichen 
Schadstoff Asbest gemeinschaftsweit verbessert. Sie 
enthält insbesondere folgende Elemente: 

— äußerst strenger Grenzwert (0,1 mg/m^) für die 
Emission in die Luft, 

— Minimierung des Asbestgehalts der Abwässer, 

— Vorkehrungen, damit Asbest bei der Beseitigung 
asbesthaltiger Abfälle nicht in die Umwelt ge- 
langt. 


Altöl-Richtlinie 

477 Durch die Verabschiedung einer neuen Altöl-Richth- 
nie ist es gelungen, erstmals in der Europäischen Ge- 
meinschaft einheitüche Mindestanforderungen an die 
Aufarbeitung und Verbrenmuig von Altölen festzu- 
schreiben. 

Es werden strenge Grenzwerte für Abgase aus Ver- 
brennungsanlagen festgelegt. Der bisherige Höchst- 
gehalt an PCB für Altöle von bisher 100 ppm wurde 
nochmals verringert. Altöl mit einem PCB-Gehalt von 
mehr als 50 ppm muß in besonderen Anlagen entspre- 
chend der PCB-BeseitigungsrichÜinie (76/403/EWG) 
beseitigt oder bei der Aufarbeitung besonderen Re- 
geln unterworfen werden, die eine Umweltgefähr- 
dung durch PCB ausschließen. 

478 Durch die Richtlinie wird das Recht der Mitgliedstaa- 
ten, bereits eingeführte schärfere nationale Vorschrif- 
ten beizubehalten oder entsprechende Vorschriften 
noch einzuführen, nicht berührt. Das in der Bundesre- 
publik Deutschland bestehende Verbot, Altöle in 
nicht dafür zugelassenen, ungeeigneten Verbren- 
nungsanlagen zu verbrennen, bleibt somit erhalten. 
Ebenso kann der von der Bundesregierung gemein- 
sam mit den Bundesländern eingeschlagene Weg zur 
schrittweisen Reduzierung von PCB in Zweitraffina- 
ten konsequent fortgesetzt werden. 


Senkung des Schwefelgehalts im leichten Heizöl und 
Dieselkraftstoff 

479 Zur Verringerung der Luftbelastung durch Schwe- 
feloxide hat die EG eine Absenkung der maximal zu- 
lässigen Schwefelgehalte in leichtem Heizöl und Die- 
selkraftstoff beschlossen. Die Aktivitäten für die ent- 
sprechende Änderung der Richtlinie 75/716/EWG 
gingen vor allem von der Bundesregierung aus. Die 
Richtünie ist durch die erste Änderungsverordnung 
zur 3. BImSchV in innerstaatüches Recht umgesetzt 
worden. 


Änderung der Seveso-Richtlinie 

Verabschiedet wurde durch den Rat die Änderung der 480 
Richtünie von 1982 über die Gefahren schwerer Un- 
fäUe bei Industrietätigkeiten, der sog. Seveso-Richtü- 
nie. Diese Richtünie schreibt den Betreibern von Indu- 
strieanlagen spezifische technische und organisatori- 
sche Maßnahmen zur UnfaUverhütung vor, wenn be- 
stimmte gefährüche Stoffe (z. B. Chlor) in festgelegten 
Mengen eingesetzt oder gelagert werden (sog. 
SchweUenwerte). Mit der Änderung werden die 
SchweUenwerte für besonders gefährüche Stoffe er- 
hebüch verschärft. So ist etwa die Anwendungs- 
schweUe der Richtünie für Chlor von 50 t auf 25 t hal- 
biert worden. Für einige Stoffe, auf die die Richtünie 
bislang nicht anwendbar war, z. B. Schwefeltrioxid, 
wurde ihre Anwendung neu eingeführt. Mit diesen 
Maßnahmen wird gemeinschaftsweit mehr Sicherheit 
erreicht. 

Am 16. Juni 1988 hat der EG -Umweltministerrat eine 481 
erneute Änderung der Seveso- Richtünie — vorbehalt- 
üch der SteUungnahme des Europäischen Parlaments 
und des Wirtschafts- und Sozialausschusses — grund- 
sätzüch gebilügt. Der Geltungsbereich der Richtünie 
— vergleichbar der StörfaU-Verordnung — soU u. a. 
auf besonders kritische Chemikaüenlager ausge- 
dehnt und die vorsorgüche Information der Bevölke- 
rung für den FaU eines schweren UnfaUs verbessert 
werden. 


Richtlinie zur Emissionsbegrenzung bei 
Großfeuerungsanlagen 

Nach über vierjährigen Verhandlungen konnte am 482 
16. Juni 1988 ein Durchbruch für eine europaweite 
Reduzierung der Schadstoffemissionen aus Großfeue- 
rungsanlagen erzielt werden: 

Die Richtünie wird bei Neuanlagen ab 50 MW An- 483 
Wendung finden. Für alle Anlagen setzt die Richtünie 
Emissionsgrenzwerte fest. Für Neuanlagen mit einer 
Feuerungswärmeleistung von mehr als 500 MW be- 
trägt der S02-Emissionsgrenzwert 400 mg/m^; dieser 
Grenzwert ist nur mit hochwirksamen Rauchgasent- 
schwefelungsanlagen erreichbar. Hinsichtüch der 
NOx-Emissionen müssen alle Neuanlagen zur Einhal- 
tung der Emissionsgrenzwerte besondere feuerungs- 
technische Konstruktionen vorsehen. 

Zur Altanlagensanierung verlangt die EG-Richtünie 484 
eine stufenweise, prozentuale Verminderung der 
Emissionsfrachten aus Großfeuerungsanlagen 

für SO 2 für NOx 

bis 1993 um 40 % bis 1993 um 20 % 

bis 1998 um 60 % bis 1998 um 40 % 

bis 2003 um 70 %. 

Mit dieser Regelung wird erstmals gemeinschaftsweit 485 
eine Strategie zur Schadstoffreduzierung (SO 2 und 
NOx) bei Altanlagen ergriffen. Allerdings wurden für 
einzelne Mitgüedstaaten wegen der dort vorgegebe- 
nen Situation Abweichungen zugelassen, die — auf 
die Zeitachse bezogen — geringere Emissionsminde- 
rungsraten einhalten müssen. Andererseits wird die 
Bundesrepubük Deutschland auf der Basis der Groß- 
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feuerungsanlagen-Verordnung die gemeinschafts- 
weit vereinbarten Reduzierungsziele zeitlich und im 
Ausmaß übertreffen. 


Schutz der Wälder 

486 Zum Schutz des Waldes gegen Luftverschmutzung in 
der Gemeinschaft hat der Rat der Europäischen Ge- 
meinschaften mit Wirkung vom 1. Januar 1987 für die 
Dauer von 5 Jahren eine Verordnung zum Schutz des 
Waldes in der Gemeinschaft gegen Luftverschmut- 
zung beschlossen. Danach wird von jedem Mitghed- 
staat jährlich nach einheitlicher Methode eine Wald- 
schadenserhebimg durchgeführt imd das Ergebnis 
der Kommission mitgeteilt sowie anhand der so erfaß- 
ten Angaben ein Bericht über den Gesundheitszu- 
stand der Wälder erstellt. Ferner werden zur Metho- 
denverbesserung bei Beobachtung und Messung der 
Waldschäden entsprechende Vorhaben in der EG ge- 
fördert. 


Gemeinschaftliche Umweltaktionen 

487 Mit der 1. und 2. Verordnung über gemeinschaftliche 
Umweltaktionen (GUA I u. II) hat der Rat ein Instru- 
ment geschaffen, durch das EG-weit u. a. ein Anreiz 
für die Erprobung neuer Möghchkeiten und Verfah- 
ren auf dem Gebiet der Luftreinhaltung gegeben wer- 
den soll. Es handelt sich hierbei um eine zeitlich befri- 
stete Förderung von Demonstrations- und Pilotvorha- 
ben insbesondere in den Bereichen saubere Techno- 
logien, Entwicklung von Techniken für die Rückge- 
winnung und Wiedergewinnung von Abfällen, Sanie- 
rung von Altlasten und die Erarbeitung neuer Meß- 
techniken. 


2.6.2 Internationale Kooperation 

Helsinki-Protokoll 

488 Durch das am 9. Juh 1985 von der Bundesrepubhk 
Deutschland in Helsinki Unterzeichnete Protokoll 
wird die Genfer Luftreinhaltekonvention von 1979 er- 
gänzt. Mit diesem Protokoll übernehmen 21 Staaten 
aus Ost und West die völkerrechtliche Verpflichtung, 
ihre jährhchen nationalen Schwefelemissionen bis 
spätestens 1993 um mindestens 30 v. H. gegenüber 
dem Niveau von 1980 zu reduzieren. Die Bundesre- 
gierung hält diese völkerrechtliche Verpflichtung für 
einen wichtigen Fortschritt in der internationalen 
Luftreinhaltepohtik. Das Protokoll ist durch Gesetz 
vom 19. Dezember 1986 in innerstaatliches Recht um- 
gesetzt worden und für die Bundesrepubhk Deutsch- 
land am 2. September 1987 in Kraft getreten. 

489 Von einer Reihe von ECE-Ländern werden bereits 
weitergehende S02-Reduktionen über 30 v. H. hinaus 
durchgeführt und geplant. In der Bundesrepubhk 
Deutschland wird die übernommene Reduzierungs- 
Verpflichtung insbesondere durch den VoUzug von 
Bundes-Immissionsschutzgesetz, Großfeuerungsan- 
lagen- Verordnung und TA Luft erfüllt; gemessen am 
Basisjahx 1980 wird in der Bundesrepubhk Deutsch- 


land bis 1993 eine Verringerung der Schwefelemissio- 
nen um mehr als 60 v. H. erreicht. 

Die Bundesregierung wird zum geeigneten Zeitpunkt 490 
die Initiative ergreifen mit dem Ziel, eine internatio- 
nale Vereinbarung über einen weiteren Schritt zur 
Reduzierung der Schwefelemissionen in Europa zu 
erreichen. 


Protokoll zur Verringerung der NOx-Emissionen 

Verhandelt wird derzeit innerhalb der ECE über ein 491 
Protokoh zur Verringerung der NOx-Emissionen aus 
mobilen und stationären QueUen. In einer „NOx Task 
Force " unter Vorsitz der Bundesrepubhk Deutschland 
wurde 1986 als erster Schritt ein Übersichtsbericht 
zum Stand der NOx-Emissionsminderungstechnik in 
der ECE fertiggestellt. Damit werden den ECE-Mit- 
ghedstaaten Möghchkeiten für eine verstärkte An- 
wendung fortschritthcher NOx-Minderungsmaßnah- 
men aufgezeigt. 

Im Rahmen der Genfer Luftreinhaltekonvention von 492 
1979 wurde darüber hinaus zur Erarbeitung von tech- 
nisch- Wissenschaf fliehen Grundlagen für die Vermin- 
derung der Emissionen flüchtiger organischer Stoffe 
(volatile organic compounds) eine VOC-Task Force 
unter Leitung der Bundesrepubhk Deutschland und 
Frankreichs eingesetzt. Die Arbeiten haben zum Ziel, 
daß Vorschläge für Maßnahmen zur wirksamen Ver- 
minderung der Emissionen organischer Stoffe, die 
maßgebheh an der Bildung von Photooxidantien be- 
teihgt sind, vorgelegt werden. 


Erfassung und Beobachtung der Waldschäden 

Eine weitere Task Force (Sonderarbeitsgruppe) zur 493 
Erfassung und Beobachtung von Auswirkungen der 
Luftverunreinigungen auf Wälder, deren Vorsitz 
ebenfaUs die Bundesrepubhk Deutschland führt, hat 
1986 ein Handbuch erarbeitet, auf dessen Grundlage 
in den ECE-Mitghedstaaten periodische Waldscha- 
denserhebungen durchgeführt werden. Die Ergeb- 
nisse der ersten Erhebung aus dem Jahr 1986 zeigen, 
daß in großen Teilen der ECE-Region die Anzahl der 
durch Luftvenmreinigungen betroffenen Bäume un- 
annehmbar hoch ist, bei Nadel- ebenso wie bei Laub- 
bäumen. Die Erhebung aus dem Jahr 1987 befindet 
sich gegenwärtig in der Auswertung. 


Stockholmgruppe Kraftfahrzeuge 

Die Stockholmgruppe Kraftfahrzeuge wurde im Som- 494 
mer 1984 auf Initiative der schwedischen Regierung 
gebildet. Die Gruppe besteht aus Vertretern aus 
Schweden, Norwegen, Finnland, Dänemark, Liech- 
tenstein, Österreich, Schweiz, Niederlande, Kanada 
und der Bundesrepubhk Deutschland. Die Umweltmi- 
nister dieser Länder (ausgenommen Niederlande und 
Bundesrepubhk Deutschland wegen deren Einbin- 
dung in die EG) schlossen im Juh 1985 ein Abkommen 
über eine zukünftige Zusammenarbeit und Harmoni- 
sierung von Vorschriften zur Begrenzung der Auto- 
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mobilabgasemissionen. Es wurde vereinbart, auf der 
Basis amerikanischer Abgasgrenzwerte für Pkw eine 
gemeinsame Rahmenvorschrift zu erarbeiten. In der 
entsprechenden Arbeitsgruppe arbeiten auch Fach- 
leute aus den Niederlanden, den USA und der Bun- 
desrepublik Deutschland als Berater mit. Die Rah- 
menvorschrift („Masterdokument"), die als Basis für 
nationale Regelungen dienen soll, wurde im Septem- 
ber 1986 verabschiedet. Sie stimmt im wesenüichen 
mit den materiellen Anforderungen der Anlage XXIII 
StVZO überein. 

495 Die weiteren Schwerpunktarbeiten der Stockholm- 
gruppe Kraftfahrzeuge betreffen leichte und schwere 
Nutzfahrzeuge sowie Busse. Die OECD befaßt sich auf 
Betreiben der Bundesregierung mit der Zusammen- 
stellung von Maßnahmen zur Emissions Verminderung 
nach dem bestmöghchen Stand der Technik in den 
wesüichen Industriestaaten. Im Vordergrund steht da- 
bei die Bekämpfung der Luftverunreinigungen 
Schwefeldioxid, Stickstoffoxide, organische Verbin- 
dungen und Photooxidantien. 


Zusammenarbeit EG/EFTA 

496 Die Umweltminister von EG und EFTA haben auf 
einer hierzu einberufenen Konferenz in Noordwijk 
(Niederlande) am 25. /26. Oktober 1987 beschlossen, 
die Zusammenarbeit im Umweltschutz zu verstärken. 
Die von den Ministem verabschiedete „Erklärung von 
Noordwijk" sieht vor, gemeinsame umweltpolitische 
Ziele und Strategien zu entwickeln. Dabei geht es ins- 
besondere um eine stärkere Einbeziehung der EFTA- 
Länder in die Entwicklung der Umweltpolitik inner- 
halb der EG. Dieses soll erreicht werden auf der Basis 
eines regelmäßigen Informationsaustausches über 
Vorhaben im Bereich des Umweltschutzes sowie 
Konsultationen im Vorfeld von internationalen Kon- 
ferenzen. Darüber hinaus wurde ein kontinuierlicher 
Gedankenaustausch über aktuelle Umweltfragen in 
regelmäßigen Treffen hochrangiger Beamter verein- 
bart; ein erstes derartiges Treffen fand am 
25./26. April 1988 in München statt, bei dem die euro- 
paweite Reduzierung der Schadstoffemissionen von 
Lkw im Vordergmnd stand. 

497 Im Bereich der Luftreinhaltung geht es in erster Linie 
um die Koordiniemng der Bemühungen zur Verringe- 
mng der Stickstoffoxid- und Kohlenwasserstoff-Emis- 
sionen sowie die weitere Verringerung der Schwefel- 
dioxid-Emissionen im Rahmen der Genfer Luftrein- 
haltekonvention, die rasche Ratifizierung und Umset- 
zung des Protokolls von Montreal zum Schutz der 
Ozonschicht, die flächendeckende Einführung blei- 
freien Benzins und die weiteren Anstrengungen zur 
Verringerung der Kraftfahrzeug- Abgasemissionen. 
Hinsichtlich der Kfz-Abgasemissionen kann zurück- 
gegriffen werden auf Vorarbeiten im Rahmen der 
„Stockholm-Gruppe", die, bestehend aus Vertretern 
aus Schweden, Norwegen, Finnland, Dänemark, 
Liechtenstein, Österreich, Schweiz, Niederlande, Ka- 
nada und der Bundesrepublik Deutschland im Sep- 
tember 1986 eine Rahmenvorschrift auf der Basis 
amerikanischer Grenzwerte für Pkw erarbeitet hat, 
die nationalen Regelungen als Grundlage dienen soll. 
Weitere Schwerpunktarbeiten der Stockholm-Gruppe 


betreffen leichte und schwere Nutzfahrzeuge sowie 
Busse. 


2. Internationalen Nordseeschutz-Konferenz 

Nachdem als Folge der 1. Internationalen Nordsee- 498 
schutz-Konferenz (Bremen, 1984) ein Zusatzprotokoll 
zum Pariser Übereinkommen gezeichnet worden ist, 
das der Verhütung, Verringerung oder Beseitigung 
der Verschmutzung des Meeres über die Atmosphäre 
dienen soll, haben die zuständigen Minister und das 
für Umweltschutz zuständige Mitglied der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften anläßlich 
der 2. Internationalen Nordseeschutz-Konferenz am 
24 . 125 . November 1987 in Londen beschlossen, 

a) auf nationaler und internationaler Ebene angemes- 
sene Maßnahmen zu ergreifen, um 

— den Prozeß zur Identifizierung vorrangiger Indu- 
striezweige, anderer Punktquellen und auch diffu- 
ser Quellen fortzusetzen und zu verbessern, und 
zwar unter anderem durch das Emissionsinventar, 
das unter der Leitung der Pariser Kommission erar- 
beitet wird; 

— zu ermitteln, welche Emissionen zum Schutz der 
Meeresumwelt reduziert oder ggf. elimirüert wer- 
den müssen; 

— neue und umweltfreundlichere industrielle Tech- 
nologien zur Verringerung der atmosphärischen 
Emissionen zu fördern; 

— Schadstoffemissionen von Schlüsselindustrien und 
anderen Sektoren durch entsprechende Maßnah- 
men zu reduzieren, einschließhch der Anwendung 
strenger, auf die besten verfügbaren Technologien 
gestützten Emissionsstandards, und dies soweit 
durchführbar innerhalb von 4 Jahren; 

— atmosphärische Schadstoffemissionen soweit mög- 
lich zu reduzieren, selbst wenn die Auswirkungen 
dieser Quellen auf die Nordsee noch nicht eindeu- 
tig nachgewiesen wurden; 

b) über ihre nationalen Verwaltungsstellen alle erfor- 
derlichen Maßnahmen zu ergreifen, um zu ge- 
währleisten, daß zwischen den für die Kontrolle 
atmosphärischer Emissionen und den Schutz der 
Meeresumwelt zuständigen Behörden eine unein- 
geschränkte Zusammenarbeit besteht; 

c) weiterhin die Verwendung bleifreien Benzins zu 
fördern und anzuregen mit dem Ziel, die Verwen- 
dung von verbleitem Benzin baldmöglichst ganz 
einzustellen, um damit eine bedeutende Quelle für 
den Eintrag von Blei in die Nordsee auszuschal- 
ten; 

d) die Verbrennung von Abfällen auf See stufenweise 
bis zum 31. Dezember 1994 zu beenden. 

Die Umsetzimg dieser Beschlüsse wird insbesondere 
im Rahmen der Arbeitsgruppe „Atmosphärische Ein- 
träge" der Paris Kommission erfolgen. 

Der Bundesumweltminister hat im Juni 1988 einen 499 
Katalog über verstärkte Maßnahmen zum Schutz von 
Nord- und Ostsee vorgelegt, nach dem erwartet wird. 
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daß die Sonder abfallverbrennung auf der Hohen See 
von bisher 55.000 Tonnen im Jahr 1987 auf 20.000 bis 
25.000 Tonnen in 1989 zurückgeht und bis 1991 weiter 
auf 15.000—20.000 Tonnen vermindert wird; schließ- 
hch soll bis zum Ablauf des Jahres 1994 die Verbren- 
nung völlig eingestellt werden. Die Verwirklichung 
dieser hochgesteckten Ziele macht eine intensive Mit- 
wirkung der Bundesländer und der Wirtschaft unum- 
gänghch. 


9. Sitzung der Helsinki-Kommission 

500 Im Rahmen der Helsinki-Kommission haben die Um- 
weltnünister der Ostseeanrainer-Staaten am 15. Fe- 
bruar 1988 eine Ministerdeklaration verabschiedet. 
Kernstück ist die Verpflichtung, die für die Ostsee 
gefährlichsten Schadstoffe am Ort ihrer Entstehung 
durch den Einsatz des Standes der Technik zu begren- 
zen. Gleichzeitig wurde Einigimg erzielt, die Gesamt- 
menge dieser auf die Ostsee einwirkenden Schad- 
stoffe im Rahmen nationaler Programme so schnell 
wie möghch, spätestens jedoch bis 1995 um 50 % ge- 
genüber 1985 zu reduzieren. Auch die Nährstoff ein- 
träge der Landwirtschaft sollen systematisch verrin- 
gert werden. 

501 Hinsichtlich der Schadstoffbelastung der Ostsee über 
den Luftweg haben die Minister beschlossen, die Ab- 
lagerung von Schadstoffen, die aus an Land gelege- 
nen Quellen stammen, auf ein Mindestmaß herabzu- 
setzen und diesbezüglich eng mit der Weltorganisa- 
tion für Meteorologie und im Rahmen des LTberein- 
kommens über weitreichende grenzüberschreitende 
Luftverschmutzung zusammenzuarbeiten. 

502 Zur Reduzierrmg der Bleibelastung der Ostsee, die 
sich insbesondere in den Sedimenten niederschlägt, 
wurde empfohlen, den Bleigehalt in Benzin als Kraft- 
stoff für Kraftfahrzeuge schrittweise in einem ange- 
messenen Zeitraum beträchtlich zu reduzieren. Dieser 
Beschluß wird zu einer beschleunigten flächendek- 
kenden Versorgung mit bleifreiem Benzin auch über 
den Bereich der EG hinausgehend beitragen. 


Umweltprogramm der Vereinten Nationen 

503 Die Gefährdung der Ozonschicht durch Fluorchlor- 
kohlenwasserstoffe (FCKW) und mögliche klimati- 
sche Veränderungen sind ein internationales Pro- 
blem. Die Bimdesregierung unterstützt und fördert 
daher neben nationalen Maßnahmen auch internatio- 
nale Aktivitäten, um dieses globale Problem zu be- 
kämpfen. 

504 Die Bundesrepubhk Deutschland hat am 22. März 
1985 in Wien das Übereinkommen zum Schutz der 
Ozonschicht unterzeichnet (vgl. Abschnitt 2.2.3 unter 
„Fluorchlorkohlenwasserstoffe"). Mit diesem Über- 
einkommen wird erstmals auf internationaler Ebene 
das Ziel verfolgt, der Gefährdung der Ozonschicht mit 
gemeinsamen Anstrengimgen aller Unterzeichner- 
staaten zu begegnen. Nationale Maßnahmen zur Be- 
kämpfung globaler Probleme können allenfalls eine 
Signalfunktion haben. Erfolgversprechende Schritte 
zur Bekämpfung von Beeinträchtigungen der Ozon- 


schicht sind nur von international abgestimmten Akti- 
vitäten zu erwarten. 

Das Übereinkommen stellt eine Rahmenvereinbarung 50t 
dar. Die im Grundsatz festgelegten Verpflichtimgen 
bedürfen der näheren Konkretisierung in Folgever- 
einbarungen, die in Form von Protokollen erfolgen 
sollen. Ein erstes Protokoll, das Maßnahmen zur Ver- 
ringerung der Emissionen von ozonschichtabbauen- 
den Stoffen (Fluorchlorkohlenwasserstoffen — FCKW — 
und Halonen) festschreibt, ist auf einer Diplomati- 
schen Konferenz am 16. September 1987 in Montreal 
auch von der Bundesrepubhk Deutschland unter- 
zeichnet worden. 

Die Bundesregierung wird alles daran setzen, daß so- 506 
wohl das Wiener Übereinkommen als auch das Mon- 
trealer Protokoll zum 1. Januar 1989 völkerrechthch in 
Kraft treten können. 


Bilaterale Verhandlungen mit den östlichen 
Nachbarstaaten 

Die Bemühungen um eine intensive und kontinuierh- 507 
che Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Umwelt- 
schutzes auch mit den östhchen Nachbarstaaten — 
insbesondere mit der DDR (vgl. hierzu unter 2.6.3), der 
CSSR und der UdSSR — wurden im Berichtszeitraum 
fortgesetzt. Ziel ist es, auf der Grundlage bilateraler 
Übereinkünfte eine Verbesserung der Umweltsitua- 
tion und insbesondere der Luftquahtät zu erreichen. 

Am 5. Oktober 1987 wurde in Bonn die Vereinbarung 508 
zwischen der Regierung der Bundesrepubhk Deutsch- 
land und der Regierung der CSSR unterzeichnet, die 
neben dem Austausch von Informationen und Erfah- 
rungen durch Experten auch die Erörterung und Ent- 
wicklung von konkreten Maßnahmen zum Schutz und 
zur Erhaltung der Umwelt vorsieht. Inhalthch wird 
sich die Zusammenarbeit auf aUe wesenthchen Berei- 
che des Umweltschutzes erstrecken. Mit der Verein- 
barung wurde gleichzeitig der erste Arbeitsplan für 
den Zeitraum 1987/1988 in Kraft gesetzt. 

Verhandlungen der Bundesregierung mit der UdSSR 509 
über den Abschluß einer vergleichbaren Vereinba- 
rung wurden erfolgreich geführt. Nach Klärung noch 
offener pohtischer Fragen wird auch dieses Abkom- 
men unterzeichnet und inKraft gesetzt werden. Dabei 
wird der Bereich der Luftreinhaltung einen Schwer- 
punkt der künftigen Zusammenarbeit darstellen. 


2.6.3 Zusammenarbeit mit der DDR 

Am 8. September 1987 wurde in Bonn die Vereinba- 510 
rung zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der DDR über die 
weitere Gestaltung der Beziehungen auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes unterzeichnet und in Kraft ge- 
setzt. Damit konnten die im Juni 1985 begonnenen 
Verhandlungen erfolgreich abgeschlossen werden. 

Der Vereinbarungstext selbst enthält die Grundlagen, 
die Themenschwerpunkte und weitere Modahtäten 
der Zusammenarbeit sowie die übliche Berlin-Klau- 
sel. Im Vordergnmd der Zusammenarbeit steht ein 
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umfassender Informations- und Erfahrungsaustausch 
zur Verminderung und Messung von Luftschadstof- 
fen, Maßnahmen zur Bekämpfung von Waldschäden 
sowie zur Vermeidung, Verwertung und schadlosen 
Beseitigung von Abfallstoffen als auch Belange des 
Natur- und Gewässerschutzes. Ein Kernstück der Zu- 
sammenarbeit wird die gemeinsame Erörterung von 
Maßnahmen und möghchen Regelungen zum Schutz 
und zur Erhaltung der Umwelt sein. 

511 Die Einzelheiten der Zusammenarbeit für die Zeit von 
1987 bis 1989 sind in einem Arbeitsplan mit Anlage 
(Arbeitsprogramme) festgelegt. Im Bereich der Luft- 
reinhaltung sieht der erste Arbeitsplan vor: 


— Maßnahmen und Technologien zur Luftreinhal- 
tung, insbesondere zur Rückhaltung von Schwe- 
feldioxid und Stickstoffoxiden, 

— Untersuchungen zu Umwandlungs- und Ausbrei- 
tungsprozessen von Luftschadstoffen, zu Meß- und 
Beurteilungsmethoden einschließhch der Prüfung 
der Zweckmäßigkeit eines Austausches von Im- 
missionsdaten bei extremen Luftbelastungen, 

— Verfahren und Methoden der Aufstellung von 
Emissionskatastem und Luftreinhalteplänen. 


3. Lärmbekämpfung 

3.1 Stand und Entwicklung schädlicher 
Umwelteinwirkungen durch Geräusche 

3.1.1 Straßenverkehr 

512 Die Lärmbelastung durch den Straßenverkehr wird 
vor allem von der Anzahl der Fahrzeuge, von dem 
Emissionsverhalten einzelner Fahrzeuge sowie von 
deren Fahrleistung bestimmt. Der Bestand an zulas- 
sungspfhchtigen Kraftfahrzeugen ist im Zeitraum von 
1970 bis 1987 von 17 auf insgesamt 32,5 Mio. Fahr- 
zeuge gestiegen. Die jährhche Gesamtfahrleistung 
hat sich von 232 Mrd. km im Jahre 1970 auf 383 Mrd. 
km im Jahre 1986 erhöht. 


Hinsichthch der Geräuschemission einzelner Fahr- 
zeuge ist bei Personenkraftwagen und Lieferwagen 
gegenüber den 70er Jahren eine Trendwende zu ver- 
zeichnen. In den 80er Jahren machen sich Lärmmin- 
derungen an Pkw und Lieferwagen auch im prakti- 
schen Verkehr bereits bemerkbar. Bei Lkw wurde die 
technische Lärmmindenmg am Fahrzeug zunächst 
durch den Trend zu höherer Motorleistung kompen- 
siert, doch wird seit Mitte der 80er Jahre auch hier die 
Lärmminderung deutlich. Weitere spürbare Verbes- 
serungen sind ab Ende der 80er Jahre zu erwarten, 
wenn die künftigen EG-Geräuschgrenzwerte für alle 
Fahrzeugkategorien in Kraft treten (Tabelle 12). 


EG-Geräuschgrenzwerte für Kraftfahrzeuge 


Tabelle 12 



Geräuschgrenz werte in dB(A) 

Fahrzeugklasse 

bis Anfang 1980 
(nach Richtlinie 
70/157/EWG) 

derzeit gültig 
(nach Richtlinie 
81/334/EWG) 

ab Ende 
der 80er Jahre 
(nach Richtlinie 
84/424/EWG) 

Pkw 

82 

80 



77 

Transporter, Kleinbusse 






<2t 

84 

81 



78 

2 bis 3,5 t 

84 

81 



79 

Omnibusse 






>3,5 t; <150 kW 

89 

82 



80 

>3,5 t; >150 kW 

91 

85 



83 

Lkw 






>3,5 t; <75 kW 

89 

86 



81 

>3,5 t; 75-150 kW 

89 

86 



83 

>3,5 t; >150 kW 

91 

88 



84 





derzeit gültig 
(nach Richtlinie 
78/1015/EWG) 

künftig gültig 

(nach Richtlinie 87/56/EWG) 



Fahrzeug- 

ab 1. Oktober 

ab 1. Oktober 



klasse 

1988 

1993 

Krafträder 






< 80 cm3 

78 

< 80 cm3 

77 

75 

<125 cm3 

80 

<175 cm3 

79 U 

77 *) 

<350 cm3 

83 





<500 cm3 

85 

>175 cm3 

82 

80 

>500 cm3 

86 






* ) Inkrafttreten ein Jahr später 
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514 Das 1984 veränderte Meßverfahren bringt eine „indi- 
rekte" Verschärfung je nach Fahrzeugtyp um bis zu 
4 dB (A). Darüber hinaus ist zu bedenken, daß neben 
den o.g. Einflußfaktoren auch der Betriebsweise des 
Kraftfahrzeugs eine erhebliche Bedeutung hinsicht- 
lich der Geräuschemissionen zukommt. Eine nieder- 
tourige, dem Verkehrsfluß angepaßte Fahrweise trägt 
deutiich zur Verminderung des Straßenverkehrslärms 
bei. 


3.1.2 Schienenverkehr 

515 Die aus Tabelle 13 ersichthchen Schienenverkehrs- 
zahlen (Streckennetz, Personen-ZFrachtleistung) zei- 
gen gegenüber 1970 nur unwesentliche Verändenm- 
gen. Auch der Bestand an Schienenfahrzeugen ist 
weitgehend gleichbleibend. 


Tabelle 13 


Schienenverkehrszahlen 


Jahr 

Streckenlänge 

Personen 

Frachtleistung 

(km) 

(Mrd. Pers. km) 

(Mrd. t. km) 

1970 

29.500 

39,2 

71,5 

1985 

27.600 

43,5 

64,0 


516 Zwar ist die Fahrgeschwindigkeit von Personenzügen 
auf bis zu 200 km/h angestiegen, die Zunahme des 
Lärmpegels konnte jedoch weitgehend insbesondere 
durch verbessertes Wagenmaterial aufgefangen wer- 
den. Bei Neu- und Ausbaustrecken der Deutschen 
Bundesbahn werden Lärmschutzmaßnahmen durch- 
geführt, die dem aus dem Jahre 1980 stammenden 
Entwurf eines Verkehrslärmschutzgesetzes entspre- 
chen. Weitergehende Maßnahmen werden im Bereich 
der Neubaustrecken getroffen oder wenn dies die Be- 
sonderheiten des Einzelfalles erfordern. 

517 Für die beiden Neubaustrecken Hannover-Würzburg 
und Mannheim-Stuttgart werden von der Deutschen 
Bundesbahn Mittel in der Größenordnung von 250 
Mio. DM allein für Lärmschutzmaßnahmen auf ge- 
wendet. 


3.1.3 Ziviler Luftverkehr 

518 In der Umgebung der großen Verkehrsflughäfen ent- 
stehen durch landende und startende Passagier- und 
Frachtflugzeuge starke Geräuschbelastungen. Die 
von der Bundesregierung bisher getroffenen Maßnah- 
men zur Minderung des Ruglärms haben eine spür- 
bare Entlastung für die Betroffenen gebracht. 

519 Trotz der leicht gestiegenen Flugbewegungszahlen 
an den Verkehrsflughäfen konnte durch den ver- 
mehrten Einsatz leiserer Rugzeuge, wie z. B. Airbus 
A 300, Airbus A 310, Boeing 757, Boeing 737 — 300, 
Lockheed L — 1011, McDonnell Douglas MD — 80, 
die Lärmbelastung für die Rughafenanwohner deut- 
lich reduziert werden. Die eingeführten Benutzervor- 


teile für Betreiber lärmarmer Luftfahrzeuge (Verrin- 
gerung der Landegebühren auf deutschen Verkehrs- 
flughäfen) haben bewirkt, daß bereits 1986 an den 
Verkehrsflughäfen der Bundesrepubhk Deutschland 
über 90 v. H. aller gewerblichen Rugbewegungen 
mit Strahlflugzeugen über 20 Tonnen Abflugmasse 
von Luftfahrzeugen mit Lärmzulassung nach ICAO- 
Annex 16 durchgeführt wurden; im vergangenen Be- 
richtszeitraum lag dieser Anteil bei rd. 75 %. 


3.1.4 Militärische Einrichtungen 

Es besteht kein Zweifel, daß der Einsatz- und Ausbil- 520 
dungsflugbetrieb unserer Luftwaffe wie der unserer 
NATO-Verbündeten die Bevölkerung der Bundesre- 
pubhk Deutschland durch Ruglärm belastet. Dies gilt 
sowohl für den Rugbe trieb an Müitärflugplätzen als 
auch für Überschall- und Tiefflüge. 

An 35 mihtärischen Rugplätzen und 2 Luft/Boden- 521 
Schießplätzen sind Lärmschutzbereiche festgesetzt 
worden. Obwohl die Geräuschemissionen strahlge- 
triebener Kampfflugzeuge höher sind als die ziviler 
Luftfahrzeuge, konnte an den meisten Plätzen die 
Lärmbelastung durch Änderung von Art und Umfang 
des Rugbetriebs sowie durch Optimierung der An- 
und Abflugstrecken verringert werden. 

Die Belastungen durch mihtärischen Rugbetrieb sind 522 
jedoch nicht auf die unmittelbare Umgebung der Mih- 
tärflugplätze beschränkt. Hohe Geräuschemissionen 
treten bei Überschallflügen und bei Übungsflügen mit 
strahlgetriebenen Kampfflugzeugen in geringen 
Rughöhen auf. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat diese Bela- 523 
stungen durch ein ganzes Bündel organisatorischer 
und flugbetriebhcher Maßnahmen vermindert. Es 
handelt sich dabei um die Verlagerung von Rugbe- 
trieb ins Ausland, Verbessenmgen der Luftraum- 
struktur, mihtärische Selbstbeschränkungen und die 
Sensibihsierung der fliegenden Besatzungen. 

Die gesamte fliegerische Grund-, Fortgeschrittenen- 524 
und Waffensystemausbildung wird schon seit vielen 
Jahren im Ausland durchgeführt. Die taktische Aus- 
bildung (Tiefflug und Luft/Boden- Waffeneinsatz) 
wurde zu mehr als einem Drittel in dünn besiedelte 
Gebiete unserer NATO-Verbündeten verlagert. Die 
Verhandlungen zur Einrichtung eines taktischen Waf- 
fenausbildungszentrums der NATO mit dem Ziel ei- 
ner weiteren Verlagerung von Tiefflügen ins Ausland 
werden mit Nachdruck fortgeführt. Angesichts des 
relativ hohen Anteils der Alliierten am Tiefflugauf- 
kommen über der Bundesrepubhk Deutschland 
kommt einem multinationalen Ausbildungszentrum 
im Ausland besondere Bedeutung zu. 

Durch Verbesserung der Luftraumstruktur wurden 525 
bisher besonders belastete Regionen entlastet und 
möghchst viel Luftraum für die Nutzung im Tiefflug 
zur Verfügung gestellt. In diesem Zusammenhang 
wurden Standardtiefflugstrecken abgeschafft und 
durch flexiblere Streckenwahl aktiv zu einer gleich- 
mäßigeren Luftraumnutzung beigetragen. 
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526 Alle militärischen Selbstbeschränkungen haben das 
Ziel, den Fluglärm auf das unvermeidbare Maß zu 
begrenzen. Besonders hervorzuheben sind hier die 
starke Einschränkung des Flugbetriebs an Wochen- 
enden und Feiertagen, das Verbot von Überschallflü- 
gen unterhalb von 11.000 Metern über Land, das Ver- 
bot der Nachbrennerbenutzung im Tiefflug, die zeitli- 
che und räumliche Einschränkung der Nutzung der 
„Tieffluggebiete 250 Fuß" und die Einführung einer 
Tiefflug-Mittagspause von 12.30 bis 13.30 Uhr für 
Rüge strahlgetriebener Kampfflugzeuge unterhalb 
einer Höhe von 450 Metern in den Monaten Mai bis 
Oktober. 

527 Durch den ergänzenden Einsatz moderner Simulato- 
ren kommt die Luftwaffe, abweichend vom Flugstun- 
densoll der NATO von 240 Stunden, unter Wahrung 
eines hohen Ausbildungsstandes mit einer jährlichen 
Flugstundenzahl von 180 Stunden pro Rugzeugführer 
aus. Durch den Betrieb dieser Simulatoren leistet die 
Luftwaffe einen wesentlichen Beitrag zur Lärmentla- 
stung. So unverzichtbar insgesamt die Nutzung der 
Simulatoren für Schulungsaufgaben ist, so wenig sind 
sie jedoch geeignet, die wirklichkeitsnahe Ausbil- 
dung der Luftfahrzeugbesatzungen auf ihrem Ein- 
satzmuster im Hinblick auf die psycho-physischen Be- 
lastungen in nennenswertem Umfang zu ersetzen. 

528 Auch die Maßnahmen zur Sensibüisierung der flie- 
genden Besatzungen wurden abgeschlossen. Hierzu 
gehören die eingehende Unterrichtung der allüerten 
Verbände und der Verbände der Bundeswehr über 
Vorschriftenlage und rücksichtsvolles Verhalten im 
Luftraum. 

529 Insgesamt wurde das Gesamttiefflugaufkommen über 
der Bundesrepublik Deutschland seit 1980 unter In- 
kaufnahme zum Teil empfindlicher Beeinträchtigun- 
gen der Einsatz- und Ausbildungserfordemisse um 
mehr als 25 % reduziert. 

530 Im baulichen Bereich sind bisher mit einem Kosten- 
aufwand von rd. 265 Mio. DM 53 Lärmschutzhallen für 
Probeläufe von Triebwerken errichtet worden; wei- 
tere Lärmschutzhallen sind in der Planung. 

531 Der militärische Übungsbetrieb in Standortschießan- 
lagen und auf Truppenübungsplätzen kann wegen 
der damit verbundenen Schießlärmimmissionen für 
die Anwohner erhebliche Lärmbelästigungen verur- 
sachen. Insbesondere wird der tieffrequente Schieß- 
lärm schwerer Waffen als störend empfunden, u. a. 
auch weil die Schalldämmung übhcher Gebäude bei 
diesen Frequenzen relativ gering ist. 


3.1.5 Industrie und Gewerbe, Baustellen 

532 Die bewährten und anspruchsvollen Immissionsricht- 
werte der Technischen Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm (TA Lärm) haben im Bereich der industriellen 
und gewerblichen Anlagen dazu geführt, daß trotz 
ständig gestiegener Leistungsfähigkeit der Anlagen 
die Lärmbelastung der Bevölkerung insgesamt weiter 
gesunken ist. Vor allem bei neuen Anlagen werden 
durch Einsatz lärmarmer Techniken die Immissions- 
richtwerte teilweise deutlich unterschritten. Die Bun- 
desregierung wird sich dafür einsetzen, durch Kenn- 


zeichnung technischer Schallquellen mit Emissions- 
werten die Marktchancen lärm armer Geräte zu ver- 
bessern. Dadurch wird für die Industrie ein Anreiz 
geschaffen, in steigendem Maße lärmarme Maschi- 
nen und Geräte auf dem Markt anzubieten. Die Ent- 
wicklung bei Altanlagen verläuft erwartungsgemäß 
langsamer, weil hier die häufig enge Nachbarschaft 
von Industrie und Gewerbe zur Wohnbebauung und 
die große Anzahl der Lärmquellen teilweise aufwen- 
dige Lärmminderungsmaßnahmen erfordern. 

Das konsequent fortgeführte Konzept der Baulärm- 533 
minderung hat sich bewährt. Die Baulärmvorschriften 
mit zeitlich und örthch gestaffelten Immissionswerten 
zum Schutz der Nachbarschaft und den weiter ver- 
schärften Emissionsgrenzwerten für die lautesten 
Baumaschinenarten hat die Betreiber veranlaßt, ver- 
stärkt leisere Maschinen einzusetzen. Der daraus re- 
sultierenden wachsenden Nachfrage nach derartigen 
Baumaschinen haben sich die Maschinenhersteller 
flexibel angepaßt und den Markt teilweise mit vor- 
bildhch lärmgedämmten Produkten versorgt. Ergeb- 
nis dieser marktorientierten Lärmbe kämpf ungspohtik 
ist, daß heute die Baumaschinen in der Regel nur noch 
einen Bruchteil der Schallenergie entsprechender 
Maschinen der 60er und 70er Jahre emittieren. Dar- 
über hinaus führt die Anwendung lärmarmer Bauver- 
fahren zu einer deuüichen Entlastung in besonders 
sensiblen Gebieten wie z. B. Krankenhaus- und Kur- 
gebieten. 


3.1.6 Wohn- und Freizeitbereich 

Der Trend zu motorbetriebenen Garten-, Hobby- und 534 
Freizeitgeräten ist ungebrochen. Neben herkömmh- 
chen Maschinen und Geräten wie Rasenmähern, 
Handkettensägen und Elektrowerkzeugen werden 
verstärkt neue Geräte (z. B. Gartenhäcksler, Motor- 
sensen) angeboten. Gerade der Einsatz in lärmsensiti- 
ven Zeiten, d. h. abends, an Wochenenden und an 
Feiertagen, kann zu erhebhchen Lärmbelästigungen 
führen. 

Über das geltende Nachbarschaftsrecht hinaus stellt 535 
die Rasenmäherlärm- Verordnung hinsichtlich der 
Kennzeichnungspflicht in Verbindung mit Sonderre- 
gelungen für lärmarme Geräte auch für den übrigen 
Wohn- und Freizeitbereich ein Modell dar, wie auf 
dem Wege der Emissionsbegrenzung verbunden mit 
Benutzervorteilen marktwirtschafüiche Anreize zur 
Produktion und zum Kauf lärmarmer Geräte und Ma- 
schinen gegeben werden können. Ein wesentlicher 
Gesichtspunkt ist die Information über die Höhe der 
Geräuschemission des jeweiligen Gerätes. Die Bun- 
desregierung sieht in einer solchen, die Markttranspa- 
renz erhöhenden Kennzeichnung ein geeignetes Mit- 
tel, Herstellung und Verkauf lärmarmer Maschinen 
und Geräte zu steigern. 

Dem baulichen Schallschutz kommt besondere Be- 536 
deutung zu, weil die Wohnung für viele Menschen der 
einzige Ort ist, an dem sie sich vor Lärm schützen und 
die zur Erholung notwendige Ruhe finden können. 

Die Länder haben daher bauaufsichtlich überwachte 
Mindestwerte für die Schalldämmung zwischen Woh- 
nungen eingeführt. Durch eine immer weiter stei- 
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gende Zahl elektrischer Haushalts- und Unterhal- 
tungsgeräte nimmt die Lärmbelästigung im Wohnbe- 
reich weiterhin zu; hierfür spricht auch eine erhöhte 
Zahl von Beschwerden im Nachbarschaftsbereich. 

537 Probleme besonderer Art treten im Umfeld von Sport- 
anlagen und Sportveranstaltungen auf. Bei enger 
Nachbarschaft zwischen Anlage und Wohnbebauimg 
kann der Sportbetrieb belästigen. Darüber hinaus 
führen nüttelbar zum Sportbetrieb gehörende Lärm- 
quellen, wie An- und Abfahrtverkehr, Lautsprecher- 
durchsagen und das Besucherverhalten zu Belästi- 
gungen. Dieser Problembereich, der dem Sport bei 
vielen bestehenden Sportanlagen große Sorge berei- 
tet, ist nur durch gegenseitiges Abwägen der Belange 
des Umweltschutzes und der Interessen des Sports 
möglich. Für beide Seiten tragbare Lösungsansätze 
sind im Länderausschuß für Immissionsschutz erar- 
beitet worden; Umweltministerkonferenz und Sport- 
ministerkonferenz haben nach einem längeren Ab- 
stimmungsverfahren zugestimmt (vgl. hierzu auch 
den Bericht der Bundesregierung zum Thema „Sport 
und Umwelt" — BT-Drucksache 11/2134). 


3.2 Maßnahmen zur Lärmbekämpfung 
3.2.1 Straßenverkehr 

Geräuschgrenzwerte für Kraftfahrzeuge 

538 Bei der Bekämpfung des Straßenverkehrslärms räumt 
die Bundesregierung dem Verursacherprinzip ent- 
sprechend den Lärmminderungsmaßnahmen an der 
Quelle unverändert Vorrang ein. 

539 Durch zahlreiche von der Bundesregienmg geförderte 
Forschungsvorhaben bei der deutschen Fahrzeugin- 


dustrie wurden technische Möglichkeiten zur Lärm- 
minderung bei Fahrzeugen aller Kategorien entwik- 
kelt. Die Ergebnisse dieser Vorhaben haben wesent- 
hch dazu beigetragen, daß die künftigen EG-Ge- 
räuschgrenzwerte erhebhch verschärft und stufen- 
weise herabgesetzt werden konnten (s. Tabelle 12 
und Tabelle 14). 

Neben dem seit 1984 festliegenden Stufenplan für 540 
Geräuschgrenzwerte bei Pkw, Lkw und Omiübussen 
konnte die Bundesregienmg im Dezember 1986 bei 
den Europäischen Gemeinschaften auch einen an- 
spruchsvollen Stufenplan für Motorräder durchset- 
zen. Mit der Leichtmofa-Ausnahmeverordnung vom 
26. Februar 1987 hat die Bundesregierung für sog. 
Leichtmofas die auch im internationalen Vergleich 
bisher schärfsten Geräuschanforderungen für motor- 
betriebene Straßenfahrzeuge festgesetzt. Eine Herab- 
setzung der Geräuschgrenzwerte für Mofas und Mo- 
peds wird die Bundesregierung 1988 einleiten. 

Die Bimdesregierung sieht neben der Herabsetzung 541 
von Geräuschgrenzwerten unverändert einen weite- 
ren Schwerpunkt der Verkehrslärmbekämpfung 
darin, besonders lärmarme Fahrzeuge in den Verkehr 
zu bringen. 

Hierzu hat die Bundesregierung mit der am 1. Dezem- 
ber 1984 in Kraft getretenen 8. Verordmmg zur Ände- 
rung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
(StVZO) einen weiteren Beitrag geleistet. Damit ist die 
Definition des „lärmarmen Kraftfahrzeugs" in Anlage 
XXI der StVZO verankert und die Voraussetzung für 
Benutzungsvorteile geschaffen worden, bei denen 
z. B. in besonders lärmempfindlichen Gebieten solche 
lärmarmen Lastkraftwagen von örtlichen bzw. zeitii- 
chen Fahrbeschränkungen ausgenommen werden. 


Tabelle 14 


Grenzwerte für das Vorbeifahrtgeräusch von Lkw 



Geräuschgrenzwerte in dB{A) 

Fahrzeugklasse 

bis Anfang der 
1980er Jahre 
(nach Richthnie 
70/157/EWG) 

ab Ende der 

80er Jahre 
(nach Richthnie 
84/424/EWG)*) 

Lärm arme 
Nutzfahrzeuge 
(nach § 49 Abs. 3 
StVZO) 

Lkw über 3,5 t 

unter 75 kW 

89 

81 

77 

Lkw über 3,5 t 

75 bis 150 kW 

89 

83 

78 

Lkw über 12 t 

über 150 kW 

91 

84 

80 


*) Das 1984 veränderte Meßverfahren bringt eine „indirekte" Verschärfung je nach Fahrzeugtyp um bis zu 4 dB{A). 
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Die für lärmarme Lastkraftwagen festgelegten Vor- 
beifahrt-Geräuschgrenzwerte imterschreiten schon 
heute die künftigen EG-Geräuschgrenzwerte (Ta- 
belle 14). Die Bundesregierung erwartet, daß sich so- 
wohl die Kraftfahrzeughersteller wie auch die Nach- 
frage der Betreiber an den Kriterien für lärmarme 
Lastkraftwagen orientieren wird. Sie wird sich dafür 
einsetzen, daß vor allem die öffentliche Hand bei der 
Beschaffung eine Vorreiterrolle übernimmt. 

542 Neben den Lastkraftwagen werden motorisierte 
Zweiräder herausragend als lästig empfunden. Die 
besondere Belästigung ist oft auf Manipulationen 
durch die Benutzer dieser Fahrzeuge zurückzuführen. 
Untersuchungen haben gezeigt, daß frisierte Mofas 
und Mopeds bis zu 20 dB(A) lauter sein können, als 
dies gesetzlich zulässig ist. 

543 Um geschwindigkeits- imd lärmerhöhende Verände- 
nmgen an diesen Fahrzeugen künftig weitgehend zu 
unterbinden, wurde in Zusammenarbeit mit den Her- 
stellern ein sogenannter „Antimanipulationskatalog" 
entwickelt, der manipulationsverhindemde Bauvor- 
schriften für entsprechende Bauteile enthält. Dieser 
Katalog wurde im Januar 1983 vom Bundesminister 
für Verkehr in den „Richtlinien für Leichtkrafträder, 
Kleinkrafträder und Fahrräder mit Hilfsmotor hin- 
sichtlich der Maßnahmen zur Einhaltung der zulässi- 
gen Höchstgeschwindigkeit" veröffentlicht. Er wurde 
mit der 8. Verordnung zur Änderung der StVZO ver- 
bindlich gemacht und ist seit dem 1. Januar 1986 in 
Kraft. Darüber hinaus hat die Bundesregierung mo- 
bile Zweiradprüfstände entwickeln und durch die 
technischen Üb erwachungs vereine und die Polizei in 
allen Bundesländern erproben lassen; damit wird den 
für die Überwachung im Verkehr zuständigen Län- 
dern ein geeignetes Mittel an die Hand gegeben, um 
der Manipulation an motorisierten Zweirädem Ein- 
halt zu gebieten. 


Lärmvorsorge und Lärmsanierung an Straßen 

544 Um eine zunehmende Lärmbelastung der Bevölke- 
rung durch die weitere Zunahme des Verkehrs und 


die Verdichtung des Straßennetzes zu verhindern, be- 
treibt die Bimdesregierung Lärmvorsorge beim Neu- 
bau und der wesentlichen Änderung von Bundesfern- 
straßen und beteiligt sich intensiv an Maßnahmen der 
Lärmsanierung an bestehenden Bundesfemstraßen. 

In besonders schutzbedürftigen Wohngebieten konn- 
ten Bund, Länder und Gemeinden durch Bau bzw. 
Finanzierung von Ortsumgehungsstraßen sowie 
durch Maßnahmen der innerörtlichen Verkehrslen- 
kung und Verkehrsberuhigung eine Reduzierung der 
Immissionspegel erreichen. 

Die Aufwendungen des Bundes für die Lärmvorsorge 545 
und Lärmsanierung an Bundesfemstraßen betrugen 
zwischen 1978 und 1986 rd. 1,5 Mrd. DM (Tabelle 15). 

Darin enthalten sind nicht nur die Kosten für Lärm- 
schutzwälle, -wände und -fenster, sondern auch die 
Mehrkosten infolge lärmschutzbedingter Gradienten- 
absenkungen, Trog- und Tunnellagen etc. Nicht be- 
rücksichtigt sind die Kosten für Ortsumgehungen, Ge- 
schwindigkeitsbeschränkungen und Verkehrsbemhi- 
gungsmaßnahmen an Ortsdurchfahrten. Die Maßnah- 
men zur Lärmvorsorge in Höhe von annähernd 
1,1 Mrd. DM wurden auf der Gmndlage des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes (§§ 41—43 und § 50) sowie 
des Bundesfernstraßengesetzes getroffen. Die Lärm- 
saniemng an bereits bestehenden Bundesfernstraßen 
wird aufgmnd haushaltsrechtiicher Regelimgen 
durchgeführt. Eine Konkretisienmg durch Festlegung 
von Immissionsgrenzwerten für Bundesfemstraßen in 
der Baulast des Bundes erfolgt durch die „Richtlinien 
für den Verkehrslärmschutz an Bundesfernstraßen in 
der Baulast des Bundes", die am 15. Januar 1986 zur 
Verbesserung des Lärmschutzes an bestehenden 
Bundesfemstraßen geändert wurden. Nun gelten für 
die Lärmsaniemng nicht mehr die einheitlichen 
Grenzwerte von 75 dB(A) tags/65 dB(A) nachts, son- 
dern nach Gebietsnutzimg gestaffelte Grenzwerte, 
die um bis zu 5 dB(A) niedriger hegen. Damit über- 
nimmt der Bund als Träger der Straßenbaulast bei 
Vorhegen der Voraussetzungen 75 % der Kosten für 
den Einbau geeigneter Schahschutzfenster bereits 
dann, wenn der von der Bundesfernstraße ausge- 
hende Verkehrslärm in Wohngebieten tagsüber 
70 dB(A) oder nachts 60 dB(A) überschreitet. 


Tabelle 15 


Aufwendungen des Bundes für den Lärmschutz an Bundesfernstraßen 1978—1986 


Jährliche Ausgaben in Mio. DM 


1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

Lärmvorsorge (bei Neu- 
bau bzw. wesenthcher 
Ändemng von Bundes- 
fernstraßen) 

40,0^) 

85,0 

125,3 

130,0 

136,0 

121,5 

80,2 

180,9 

186,6 

Lärmsaniemng (bei be- 
stehenden Bundesfem- 










straßen 

29,0 

25,8 

42,7 

47,9 

42,8 

54,1 

53,4 

56,4 

52,4 

Gesamt 

69,0*) 

110,8 

168,0 

177,9 

178,8 

175,6 

133,6 

237,3 

239,0 


*) Geschätzter Wert 
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546 Gegenüber den Aufwendungen des Jahres 1980 wur- 
den die jährlichen Gesamtausgaben in 1985/1986 um 
rd. 40 %, die Lärmvorsorgeaufwendungen sogar um 
rd. 50 % gesteigert. Bei den Aufwendungen für Lärm- 
sanierung ist bisher ein nahezu gleichbleibender Aus- 
gabebetrag von 50—55 Mio. DM zu verzeichnen. Es 
ist aber damit zu rechnen, daß die Verbesserung der 
Lärmsanierungsbedingungen in den kommenden 
Jahren auch finanziell sichtbar wird; so werden diese 
Aufwendungen des Bundes zur Lärmsanierung be- 
reits 1987 auf eine Größenordnung von rd. 120 Mio. 
DM anwachsen. 

547 Positive Auswirkungen auf den Lärmschutz hat die 
am 28. Februar 1985 vom Bundesminister für Verkehr 
versuchsweise eingeführte Zonengeschwindigkeits- 
verordnung, die es erlaubt, eine zonenbezogene Ge- 
schwindigkeitsbegrenzung (z. B. 30 km/h) für Wohn- 
und andere schutzbedürftige Gebiete anzuordnen. 

548 Daneben unterstützt die Bundesregierung Maßnah- 
men zur Erarbeitung von Grundlagen für die Aufstel- 
lung von kommunalen und regionalen Lärmvorsorge- 
und Lärmsanierungsplänen (z. B. Anleitung des Lan- 
des Nordrhein- Westfalen vom 28. August 1986 zu 
§ 12 a LImSchG). 


3.2.2 Luftverkehr 

549 Die Bundesregierung hat dem VoUzug des Huglärm- 
gesetzes unverändert Priorität eingeräumt. Nach den 
großen Verkehrsflughäfen sind nunmehr auch für 
sämtliche militärischen Flugplätze, die unter den Gel- 
tungsbereich des Huglärmgesetzes fallen, Schutzzo- 
nen berechnet und ausgewiesen worden. 

550 Seit 1974 wurden für insgesamt zehn Verkehrsflughä- 
fen und 35 militärische Flugplätze und Luft/Boden- 
Schießplätze Lärmschutzbereiche durch Rechtsver- 
ordnung festgesetzt. Nach dem Huglärmgesetz sind 
die festgesetzten Schutzzonen spätestens nach Ablauf 
von fünf Jahren, ab 1987 regelmäßig nach zehn Jah- 
ren zu überprüfen. Entsprechend dieser Verpflich- 
tung wurden die Lärmschutzbereiche insbesondere 
daraufhin untersucht, ob durch die Einführung lärm- 
armer Betriebsweisen oder Verlegung von Strecken- 
führungen eine Lärmentlastung für die Anwohner er- 
zielt werden konnte. Bereits an 25 mihtärischen Flug- 
plätzen konnte durch gezielte Maßnahmen die Lärm- 
belastung verringert, die Ausdehnung der bisher fest- 
gesetzten Lärmschutzbereiche durch Änderungsver- 
ordnimgen verringert bzw. neu festgesetzt werden. 

551 Nach dem Fluglärmgesetz erhalten Eigentümer von 
Wohngebäuden, Krankenhäusern, Altenheimen, Er- 
holungsheimen, Schulen imd ähnlichen, in gleichem 
Maße schutzwürdigen Einrichtungen, die sich in der 
besonders lärmbelasteten Schutzzone I eines Lärm- 
schutzbereiches befinden, Aufwendungen für bauli- 
che SchaUschutzmaßnahmen vom Flugplatzbetreiber 
erstattet. 

552 Bis Ende 1985 sind von den Flugplatzh altem insge- 
samt rd. 760 Mio. DM für Maßnahmen zum Schutz 
gegen Fluglärm aufgewandt worden, und zwar 


von den Kostenträgern der Verkehrsflughäfen 
für Maßnahmen im Rahmen 

geltenden Huglärmrechts 199 Mio. DM 

für Maßnahmen ohne unmittelbare 

rechtliche Verpflichtimg 134 Mio. DM 


und von dem Kostenträger militärischer Flugplätze 
(Bundesminister der Verteidigung) 

für Erstattung baulichen 

Schallschutzes 242 Mio. DM 

für Errichtung von 

53 Lärmschutzhallen 265 Mio. DM 

Der Bundesrat hat am 26. Febmar 1988 beschlossen, 553 
einen Gesetzentwurf zur Ändemng des Fluglärmge- 
setzes beim Deutschen Bundestag einzubringen. Ziel 
der Gesetzesinitiative ist es, den im Fluglärmgesetz 
vorgesehenen Erstattungsanspruch für bauliche 
SchaUschutzmaßnahmen im Schutzzone 1 des Lärm- 
schutzbereichs auf Gebäude in Schutzzone 2 auszu- 
dehnen. Die hierdurch entstehenden Kosten werden 
vom Bundesrat mit 1,119 Mrd. DM angegeben, wovon 
auf den Bund 920 Mio. DM für die militärischen Flug- 
plätze entfallen. Die Bundesregiemng hält ein so ko- 
stenintensives Gesetz aus Haushaltsgründen derzeit 
nicht für realisierbar, zumal sie die Kostenauswirkun- 
gen für zu optimistisch geschätzt hält. Die Bundesre- 
giemng ist sich bewußt, daß die Bevölkemng auch in 
Schutzzone 2 durch Fluglärm erhebUch belastet sein 
kann. Sie wird im Rahmen der nach dem Fluglärmge- 
setz erforderhchen Überprüfungen der Lärmschutz- 
bereiche weiterhin intensiv dämm bemüht sein, durch 
Optimierung von Flugverfahren und Flugstrecken 
den Schutz der Bevölkemng soweit wie irgend mög- 
lich sicherzusteUen. 

Die von der internationalen zivilen Luftverkehrs-Or- 554 
ganisation ICAO im Annex 16 auf gestellten Lärm- 
grenzwerte stellen heute das übHche Maß zur Beurtei- 
lung der Lärmemission von zivilen Unterschall-Strahl- 
flugzeugen dar. Bereits 1978 wurden von der ICAO 
die bis dahin im ICAO-Annex 16, Kapitel 2, festgeleg- 
ten Grenzwerte für die Lärmzulassung erhebhch ver- 
schärft. Für die Lärmzulassung neuer Strahlflugzeuge 
gelten heute die im ICAO-Annex 16, Kapitel 3, nieder- 
gelegten Emissionsgrenzwerte. Durch den verstärk- 
ten Einsatz von Luftfahrzeugen, die den verschärften 
Lärmzulassungsbestimmungen genügen, kann auch 
künftig mit einer positiven Entwicklung der Lärmbi- 
lanz an den Flughäfen gerechnet werden. 

Mit Erlaß der Unterschallverordnung dürfen seit dem 555 
1. Januar 1987 zivile Pflugzeuge mit Strahltriebwer- 
ken, die in der Bundesrepubhk Deutschland oder in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Ge- 
meinschaften zum Verkehr zugelassen sind, nur star- 
ten oder landen, wenn sie die Grenzwerte der Lärm- 
schutzanfordemngen für Luftfahrzeuge nicht über- 
schreiten. Der Nachweis, daß bestimmte Lärmwerte 
eingehalten werden, ist durch ein Lärmzeugnis zu er- 
bringen. Ab 1. Januar 1988 wurde diese Regelung 
auch auf zivile Strahlflugzeuge aus nicht-EG-Staaten 
ausgedehnt. 
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556 Für Flugzeuge mit internationaler Lärmzulassung 
nach ICAO- Annex 16, Kapitel 3, werden auf deut- 
schen Verkehrsflughäfen bis zu 27 v. H. geringere 
Landegebühren entrichtet als für diejenige Flug- 
zeuge, die keine entsprechende Zulassung aufweisen. 
Damit besteht für die Huggesellschaften ein wirt- 
schaftlicher Anreiz, vorrangig leise Flugzeuge auf den 
Flughäfen der Bundesrepublik Deutschland einzuset- 
zen. Daneben erhielten z. B. auf dem Verkehrsflugha- 
fen Düsseldorf Luftverkehrsgesellschaften eine Prä- 
mie, wenn sie leisere Flugzeuge im Betrieb hatten. 

557 Um die Lärmbelastung an Verkehrslandeplätzen mit 
hohem Verkehrsaufkommen zu mindern, hat die Bun- 
desregierung im Einvernehmen mit den Ländern ta- 
geszeiüiche Beschränkungen des Flugbetriebes für 
die Flugplätze erlassen, von denen eine besonders 
hohe Lärmbelästigung ausgeht. Mit der Verordnung 
über die zeithche Einschränkung des Flugbetriebs mit 
Leichtflugzeugen und Motorseglern an Landeplätzen 
ist derzeit auf 45 Flugplätzen mit mehr als 20.000 
Hugbewegungen im Jahr werktags vor 7.00 Uhr, zwi- 
schen 13.00 und 15.00 Uhr und nach Sonnenunter- 
gang, sowie sonn- und feiertags vor 9.00 Uhr und nach 
13.00 Uhr der f^ugbetrieb eingeschränkt. 

558 Zur Verminderung der Lärmemissionen von Propel- 
lerflugzeugen bis 5.700 kg höchstzulässiger Start- 
masse und von Motorseglern hat die Bundesregierung 
eine Herabsetzung der Lärmgrenzwerte für beide 
Luftfahrzeugarten und für neue Muster um 4 dB(A) bis 
zum 1. Januar 1989 (Ausnahme: nichtselbststartende 
Motorsegler) sowie die Herabsetzung der Grenzwerte 
auch für die Verkehrszulassung bis zum 1. Januar 
1992 angekündigt. 


3.2.3 Industrie- und Gewerbelärm 

Genehmigungsbedürftige Anlagen 

559 VerschiedenÜich ist die Frage aufgeworfen worden, 
ob die TA Lärm von 1968 auch heute noch den An- 
sprüchen einer modernen Umweltgesetzgebung ent- 
spricht. Der seinerzeit zuständige Bundesminister des 
Innern hatte deshalb 1985 eine Projektgruppe „Ge- 
werbelärm" eingerichtet, die im Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit fort- 
geführt wird und in der alle geseUschafÜich relevan- 
ten Kreise über eine möghche Fortentwicklung der 
TA Lärm diskutieren. Ergebnisse dieser Projektgrup- 
penarbeit werden 1988 vorliegen und die Grundlage 
für das weitere Handeln im Rahmen des Industrie- 
und Gewerbelärms büden. 


Baumaschinen 

560 Vom Rat der Europäischen Gemeinschaften sind am 
17. September 1984 Richtlinien zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die zuläs- 
sigen Schalleistungspegel für folgende Baumaschi- 
nentypen erlassen worden: 

— Kompressoren 


— Betonbrecher, Abbau-, Aufbruch- und Spaten- 
hämmer 

— Kraftstromerzeuger 

— Schweißstromerzeuger 

— Turmdrehkrane. 

Die Bundesregierung hatte entscheidend an der Erar- 
beitung dieser RichÜinien mitgewirkt. Sie enthalten 
Anforderungen über das Meßverfahren und nach Lei- 
stungsklassen gestaffelte Grenzwerte für die jeweili- 
gen Maschinenarten und legen die Verpflichtung zur 
Kennzeichnung der Maschinen mit ihrem Emissions- 
wert (Schalleistungspegel Lwa) fest; darüber hinaus 
sind in einem Stufenplan für die Baumaschinen (mit 
Ausnahme der Krane) bereits verschärfte Grenzwerte 
enthalten, die 1989 in Kraft treten. 

Die Bundesregierung hat diese Richthnie durch die 561 
15. BImSchV (Baumaschinenlärm- Verordnung) in in- 
nerstaatliches Recht umgesetzt. In Zukunft dürfen die 
genannten Baumaschinen nur eingeführt oder in den 
Verkehr gebracht werden, wenn 

— sie die zxilässigen Schalleistungspegel nicht über- 
schreiten, 

— für den Baumaschinentyp eine EWG-Baumuster- 
prüfbescheinigung einer zugelassenen Meßstelle 
vorhegt, 

— der Baumaschine eine EWG -Übereinstimmungs- 
bescheinigung beigefügt ist und 

— die Maschine mit einer EWG -Kennzeichnung ver- 
sehen ist. 

In gleicher Weise hat der Rat der Europäischen Ge- 562 
meinschaften am 17. Dezember 1986 eine Richthnie 
zur Begrenzung des Geräuschemissionspegels von 
Hydrauhkbaggem, Seübaggem, Planiermaschinen, 

Ladern und Baggerladern erlassen, durch die auf Vor- 
schlag der Bundesregierung Teile der aUgemeinen 
Verwaltungs Vorschriften zum Baulärm in EG-Recht 
überführt werden. Die neue Vorschrift ist im Februar 
1988 durch die Erste Verordnung zur Änderung der 
15. BImSchV auch innerstaathch verbindhch gewor- 
den. 


3.2.4 Wohn- und Freizeitbereich 

Rasenmäher 

Am 17. September 1985 trat eine Richthnie des Rates 563 
betreffend die zulässigen Schaheistungspegel von Ra- 
senmähern in Kraft. Diese Richthnie regelt das Inver- 
kehrbringen von Rasenmähern und ihre Kennzeich- 
nung. Danach dürfen nur solche Rasenmäher in Ver- 
kehr gebracht werden, die die nach Schnittbreite klas- 
sierten Grenzwerte nicht überschreiten. Die Richthnie 
ist 1987 durch eine Neufassung der Rasenmäherlärm- 
Verordnung (8. BImSchV) in das innerstaathche Recht 
umgesetzt worden. Gleichzeitig gestattet diese Ver- 
ordnung werktags nach 19.00 Uhr nur die Benutzung 
besonders leiser Geräte, was die Produktion und den 
Erwerb lärmarmer Technik stimuheren wird. 
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Bewertung von Freizeitlärnn 

564 Für die Ermittlung und Beurteilung der Geräusche 
von Freizeitaktivitäten hat der Länderausschuß für 
Immissionsschutz (LAI) Hinweise vorgelegt, die 
jüngst unter Abwägung der Belange von Sport und 
Umwelt überarbeitet wurden. Das Ergebnis wurde 
von der Umweltministerkonferenz und der Sportmini- 
sterkonferenz der Länder gebilligt. Basierend auf dem 
Meß- und Bewertungsschema der TA Lärm wird den 
Besonderheiten dieser Aktivitäten dadurch Rechnung 
getragen, daß die Auffälligkeit der Geräusche, der 
Zeitpunkt des Auftretens der Geräusche (Schutz ruhe- 
bedürftiger Zeiten) sowie der nicht regelmäßige Be- 
trieb (z. B. Volksfeste) bei der Bildung des Beurtei- 
lungspegels und dem Vergleich mit den Immissions- 
richtwerten berücksichtigt werden. Die „Hinweise zur 
Beurteilung der durch Freizeitanlagen verursachten 
Geräusche" dienen bis zum Vorhegen neuer Erkennt- 


nisse der Lärmwirkimgsforschung als Entscheidungs- 
hilfe für die Genehmigungs- und Überwachungbe- 
hörden. Sie dürften erhebhch zur Entspannung des 
Konfhktverhältnisses zwischen Sport und Umwelt bei- 
tragen. 


3.2.5 Kosten/Finanzielle Förderungsmaßnahmen 

Aufwendungen der Industrie 

Die Investitionen in den Wirtschaftszweigen des Pro- 5 
duzierenden Gewerbes sind in TabeUe 16 den Um- 
weltschutzinvestitionen insgesamt sowie den Investi- 
tionen für die Lärmbekämpfung gegenübergestellt; 
die Angaben beruhen auf Erhebungen, die auf der 
Grundlage des Gesetzes über Umweltstatistiken er- 
folgt sind: 


Tabelle 16 


Vergleich der Anlage-, Umweltschutz- und Lärmbekämpfungsinvestitionen 
des Produzierenden Gewerbes 



Anl agein V e stition e n 
ingesamt 

Mrd. DM 

Umweltschutz- 

investitionen 

Mrd. DM 

Lärm- 

bekämpfung 

Mrd. DM 

Anteil 

% 

% 


■ (1) 

(2) 

(3) 

(3) von (1) 

(3) von (2) 

1980 

76,8 

2,67 

0,25 

0,33 

9,36 

1981 

75,5 

2,95 

0,21 

0,28 

7,11 

1982 

77,1 

3,59 

0,23 

0,30 

6,41 

1983 

80,0 

3,71 

0,23 

0,29 

6,20 

1984 

79,8 

3,51 

0,23 

0,29 

6,55 

1985 

86,6 

5,64 

0,26 

0,30 

4,61 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Angaben in Mid. DM zu laufenden Preisen 


566 Die Übersicht zeigt, daß die Investitionen zur Lärmbe- 
kämpfung nahezu Konstant bei jährhch rd. 230 Mio. 
DM liegen, was etwa den langjährigen Durchschnitts- 
werten entspricht; 1985 ist eine leichte Steigerung auf 
260 Mio. DM zu verzeichnen. Gemessen an den stark 
gestiegenen Umweltschutzinvestitionen insgesamt ist 
der Anteil des Lärmschutzes allerdings von über 
9 V. H. auf etwa 4,6 v. H. gefallen. 


Erhöhte steuerliche Absetzungen 

567 Umweltschutzinvestitionen können nach § 7 d EStG 
innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren (im ersten 
Jahr mit 60 v. H., in den folgenden vier Jahren mit 
jeweils 10 v. H.) abgeschrieben werden. Begünstigt 
sind diejenigen Umweltschutzinvestitionen, die zu 
mehr als 70 v. H. Umweltschutzzwecken dienen. Ta- 
belle 17 stellt die Höhe der begünstigten Investitionen 
im Bereich der Lärmbekämpfung für die Jahre 1980 
bis 1986 nach Wirtschaftszweigen dar. 


Förderung von Investitionen zur Lärnnminderung 

Die Bundesregierung fördert seit 1979 großtechni- 
sche Demonstrationsprojekte mit dem Ziel, Um- 
weltbelastungen zu vermindern. Bis 1984 handelte 
es sich ausschließhch um Investitionen auf dem Ge- 
biet der Luftreinhaltung bei Altanlagen, seit 1985 
werden zusätzlich auch Investitionen auf dem Ge- 
biet der Lärmminderung gefördert. In den Jahren 
1985 bis 1987 wurden für sieben Projekte mit ei- 
nem Investitionsvolumen von fast 25 Mio. DM ins- 
gesamt 8 Mio. DM an Fördermitteln bereitgestellt. 
Die Schwerpunkte hegen bei VerfahrensumsteUung 
und bauhchem Schallschutz in Freiform- und Ge- 
senkschmieden, Strahlanlagen, in der Maschinen- 
formerei von Anlagen für Stahlguß sowie in einer 
Papierfabrik und der schaUtechnischen Sanierung 
eines Heizkraftwerkes. Das Förderprogramm 
wird fortgesetzt. 
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Tabelle 17 


Begünstigte Investitionen nach Paragraph 7 d EStG im Bereich Lärmbekämpfung 

(in Mio. DM) 



1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

Gesamt 

Anteil 

% 

Chemische Industrie und Mineralöl- 
verarbeitung 

22,2 

27,3 

55,6 

13,6 

10,5 

7,9 

7,4 

144,5 

19,9 

Eisen- und NE-MetaUerzeugung . . 

7,7 

16,6 

12,7 

14,5 

11,2 

17,5 

27,0 

107,2 

14,8 

Stahl-, Maschinen- und Fahrzeug- 
bau 

2,7 

2,0 

9,8 

1,2 

2,4 

6,7 

26,4 

51,2 

7,1 

Energie- und Wasserversorgung . . 

5,7 

5,8 

69,7 

11,4 

37,3 

13,3 

19,8 

163,0 

22,4 

Gewinnung von Steinen und Er- 
den 

6,2 

1,3 

3,0 

4,7 

9,9 

11,4 

7,4 

43,9 

6,0 

Bergbau 

- 

- 

0,7 

18,8 

16,8 

11,3 

35,9 

83,5 

11,5 

Holz-, Papier- und Druckgewerbe . 

5,9 

2,3 

3,6 

2,0 

4,4 

1,9 

2,0 

22,1 

3,0 

Nahrungs- und Genußmittelge- 
werbe 

30,3 

7,9 

3,9 

1,2 

3,5 

14,7 

7,7 

69,2 

9,5 

Sonstige 

7,5 

5,9 

7,3 

4,4 

5,4 

5,3 

6,4 

42,2 

5,8 

Insgesamt 

88,2 

69,1 

166,3 

71,8 

101,4 

90,0 

40,0 

726,8 

100,0 


3.3 Forschung über die Wirkung von 
Geräuschen 

569 Nach wie vor sind große Teile der Bevölkerung stark 
durch Lärm betroffen. Umfragen zufolge fühlte sich 
1986 jeder vierte Bürger durch Straßenverkehrslärm 
und jeder sechste Bürger durch Fluglärm stark belä- 
stigt (Abbildung 12). Daher bildeten Untersuchungen 
über die Wirkung des Straßenverkehrslärms imd des 
Fluglärms, insbesondere auch durch tieffhegende mi- 
litärische Flugzeuge, den Schwerpunkt der For- 
schungsaktivitäten im Berichtszeitraum. 

570 Die fortgeführten gesundheitlichen Untersuchungen 
von Personengruppen, die an stark belasteten Ver- 
kehrsstraßen leben, haben weitere Hinweise erbracht, 
daß der Lärm das Risiko zur Entwicklung von Herz- 
Kreislauf-Erkrankungen erhöht. Hierbei spielen die 
Dauerhaftigkeit der Belastung, die Sensibilität und 
die damit verbundenen Streßreaktionen eine wichtige 
Rolle. Das Ausmaß der akuten und chronischen Lärm- 
wirkungen hängt allerdings stark von der individuel- 
len Disposition ab. 

571 In stark belasteten Wohngebieten an Verkehrsstraßen 
wird vielfach eine erhöhte Umzugsquote der Bevölke- 
rung beobachtet. Untersuchungen über die sozialen 
Auswirkungen des Lärms haben gezeigt, daß Lärm 
die Abwanderung einkommensstarker Haushalte aus 
den Kemstädten in das Umland verstärkt und daß ein 
soziales Gefälle zwischen den Bewohnern stark bela- 
steter und ruhiger Wohngebiete mit Auswirkungen 
auf die erzielbaren Mieten und Kaufpreise entstehen 
kann. 


Verkehrsberuhigungsmaßnahmen führen zu einer 572 

Verringerung der Beeinträchtigungen durch Straßen- 
verkehrslärm. Untersuchungen ergaben, daß bei 
sorgfältiger Planung die Belästigungen in stärkerem 
Maße vermindert sind als aufgrund der objektiven 
Geräuschrninderung zu erwarten wäre. 

Im Berichtszeitraum begannen Forschungsarbeiten 573 

über die gesundheitlichen Auswirkungen des Lärms 
durch militärische Tiefflüge. In einer Vorstudie wur- 
den in der medizmischen Lärmwirkungsforschung 
bislang eingesetzte Methoden im Hinbhck auf Tief- 
fluguntersuchungen überprüft und die Hypothesen 
über möghche gesundheitliche Folgen präzisiert. 

Ein Vergleich der Störwirkungen des Fluglärms in der 574 
Umgebung eines Verkehrsflughafens und in der eines 
militärischen Flugplatzes ergab ein differenziertes 
Bild der akustischen Belastung und der von der Bevöl- 
kerung angegebenen Lärmfolgen. An militärischen 
Flugplätzen treten relativ hohe Spitzenpegel bei ge- 
ringerer Flugfrequenz auf; an zivilen Flugplätzen tre- 
ten geringere Spitzenpegel bei höherer Flugfrequenz 
auf. Im Bereich niedriger Dauerschallpegel führt der 
militärische Flugbetrieb insgesamt zu größeren Reak- 
tionen. Im Bereich mittlerer und höherer Dauerschall- 
pegel führt der zivile Flugbetrieb zu stärkeren Kom- 
munikationsstörungen, während beim miütärischen 
Flugbetrieb Beeinträchtigungen des psychischen 
Wohlbefindens überwiegen. Insgesamt unterscheidet 
sich die allgemeine Belästigung durch Fluglärm an 
militärischen und zivilen Flugplätzen nicht in so ho- 
hem Maße, daß unterschiedliche Beurteilungskrite- 
rien angewandt werden müßten. 
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Abbildung 12 


Repräsentativbefragung 1986 zur Lärmbelästigung durch verschiedene Geräuschquellen 
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575 Auch in der Umgebung von Truppenübungsplätzen 
führt Fluglärm durch Strahlflugzeuge und Hub- 
schrauber zu Beeinträchtigungen der Bevölkerung. 
Jedoch bilden nach Umfragen die schweren Waffen 
die Hauptursache von Belästigungen. Ihre Geräusche 
haben starke Anteüe bei tiefen Frequenzen. Diese 
werden auf dem Ausbreitungswege weniger stark ge- 
dämpft als die Geräusche anderer Quellen und verrin- 
gern die Wirksamkeit bauhcher Schallschutzmaßnah- 
men wesentiich. Die vorhegenden Untersuchungser- 
gebnisse werden z. Zt. in Meß- und Beurteilungsver- 
fahren umgesetzt, die den Besonderheiten dioser Ge- 
räuschart Rechnung tragen. 

576 Weitere Forschungsvorhaben beschäftigen sich mit 
der Störwirkung von Sportgeräuschen im Vergleich 
zu den Geräuschen von Gewerbebetrieben sowie mit 
den Auswirkungen verschiedener Erschütterungs- 
quellen. 


3.4 Entwicklung technischer Verfahren und 
Einrichtungen bei der Lärmbekämpfung 

3.4.1 Fortentwicklung des Standes der Technik 

Kraftfahrzeuge 

577 Für die von der Bundesregierung verfolgte PoUtik der 
Verkehrslärmbekämpfung stehen Maßnahmen an der 
Quelle im Vordergrund. Hierzu zählen vor allem lärm- 


mindernde technische Maßnahmen an Einzelfahrzeu- 
gen, Kontrolle von im Verkehr befindlichen Fahrzeu- 
gen, Beeinflussung des Fahrverhaltens sowie Verbes- 
serungen an den Fahrbahnen. 

Von der Bundesregierung geförderte Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben haben hierzu Lösungs- 
möglichkeiten aufgezeigt. Die dabei erzielten For- 
schungsergebnisse haben u. a. wesentiich dazu bei- 
getragen, daß die künftigen EG -Geräuschgrenzwerte 
für Fahrzeuge aller Kategorien deutlich herabgesetzt 
werden konnten. Die erzielten Erfolge lassen sich 
daran ermessen, daß zehn Lkw des Jahrgangs 1990 
zusammen nur noch so laut sein werden wie ein ein- 
ziger Lkw Anfang der 80er Jahre. 

Zur Minderung der Geräuschemission von Nutzfahr- 
zeug-Aufbauten hat die Bundesregierung im Rahmen 
von Definitionsstudien modellhaft lärmarme Kraft- 
fahrzeuge (Tank-, Kühl-, Müll-, Saug-, Hochdruck- 
spül- und kombinierte Hochdruckspül- und Saugfahr- 
zeuge) entwickeln lassen, deren Emissions werte ca. 
10 dB(A) und mehr unter denen herkömmücher Fahr- 
zeuge hegen. Aufbauend auf diesen Fahrzeugen wer- 
den z.Zt. Kriterien entwickelt, die die Kriterien für 
„lärmarme Kraftfahrzeuge" nach Anlage XXI StVZO 
ergänzen werden. Dies ist Vorausssetzung für künf- 
tige Marktanreize und für Beschaffungsprogramme 
der öffentiichen Hand. 

Bei motorisierten Zweirädern läßt sich eine entschei- 
dende Verminderung der Lärmbelästigung erreichen, 
wenn das Manipuheren (Frisieren) dieser Fahrzeuge 
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unterbleibt. Der am 1. Januar 1986 in Kraft getretene 
„Antimanipülationskatalog" bindet die Hersteller von 
Mofas, Mopeds und Leichtkrafträdem an Konstruk- 
tionvorschiiften, die dem Betreiber des Fahrzeugs 
lärmerhöhende Manipulationen wesentlich erschwe- 
ren. Für eine verbesserte Kontrolle im Verkehr wurde 
ein mobiler Zweiradprüfstand entwickelt, der die Prü- 
fung eines Fahrzeugs unter gleichen Bedingungen 
gestattet, wie sie bei der Typprüfung vorliegen. Die 
Praxistauglichkeit dieses Prüfstands konnte inzwi- 
schen im Rahmen eines umfangreichen Feldversuchs 
nachgewiesen werden. 

581 Im Dezember 1986 wurde die Vergabe eines Umwelt- 
zeichens für lärmarme Mofas beschlossen. Es ist hier- 
bei u. a. ein Wert für das Fahrgeräusch festgelegt, der 
8 dB(A) unter dem derzeit gültigen Grenzwert liegt. 
Die ersten Fahrzeugtypen, die die Kriterien für das 
Umweltzeichen einhalten, werden seit Frühjahr 1987 
am Markt angeb oten. 

582 Die von der Bundesregierung eingeleiteten For- 
schungsvorhaben zur Minderung des Reifen-Fahr- 
bahn-Geräuschs lassen erkennen, daß insbesondere 
durch schallabsorbierende Straßendecken deuüiche 
Verbesserungen zu erreichen sind. Erste Ergebnisse 
zeigen, daß Drainasphalt mit Schichtdicken von etwa 
4 cm geeignet ist, das Fahrgeräusch um ca. 3 dB(A) 
gegenüber guten Asphaltbetondecken zu mindern. 
Bei Nässe tritt sogar eine Minderung des Fahrge- 
räuschs von ca. 10 dB(A) ein. Derzeit werden auch 
Bauweisen von Straßendecken mit größeren Schicht- 
dicken untersucht, die ein im Vergleich zum o. g. 
Drainasphalt größeres Minderungspotential erwarten 
lassen. 


Schienenverkehr 

583 Nach den Ergebnissen wissenschaftlicher Untersu- 
chungen ist der Schienenverkehrslärm bei gleichem 
Mittelungspegel weniger lästig als der Straßenver- 
kehrslärm. Gleichwohl stellt der Schienenverkehrs- 
lärm einen nicht zu vernachlässigenden Teübereich 
dar, der jedoch mit besonderen Problemen behaftet 
ist. Zu bedenken ist insbesondere, daß der Aufwand 
für an den Fahrzeugen vorgenommene Schallschutz - 
m aßnahmen praktisch wirkungslos ist, sobald im Zug- 
verband einzelne laute Wagen nütlaufen. Hinzu 
kommt, daß sich ständig bis zu 70.000 Fahrzeuge 
fremder Eisenbahnverwaltungen im Netz der Deut- 
schen Bundesbahn befinden. 

584 Eine Verringerung des Schienenverkehrslärms ist 
technisch nur im Verbund zahlreicher Einzelmaßnah- 
men wirksam möglich. Zu diesem Zweck werden 
zahlreiche Untersuchungen — auch in Zusammenar- 
beit mit anderen Eisenbahnverwaltungen — durchge- 
führt und ggf. geeignete Maßnahmen ergriffen. Hier- 
bei sind insbesondere zu nennen: 

— SchaUqueUenortung im DrehgesteUbereich 

— Untersuchung des Einflusses von Radbauart und 
Radform auf die Schallabstrahlung 

— Untersuchung des Einflusses von Schwingungsab- 
sorbem auf die Schallabstrahlung der Räder 


— Untersuchung des Einflusses der Radlauffläche auf 
die Schallab Strahlung: Korrektur des Radsatzpro- 
fils und Einsatz von Verbundbremsklotzsohlen zur 
Vermeidung von Riffeln auf Radlaufflächen 

— Entwicklung schalloptimierter Räder 

— Entwicklung eines Radsatzes unter Einsatz von 
Faserverbundwerkstoffen zur Verringerung der 
Schallabstrahlung 

— Entwicklung einer leistungs abhängigen Lüfter- 
schaltung zur Vermeidung starker Schaltgeräu- 
sche insbes. im S-Bahn-Bereich 

— Aufstellung von Anforderungen zum Schcillschutz 
bei der Beschaffung neuer Fahrzeuge 

Die Wirkung der Schallschutzmaßnahmen am Fahr- 585 
zeug zeigt sich darin, daß moderne Züge mit neuen 
Fahrzeugen bei 250 km/h nicht lauter sind als her- 
kömmliche D-Züge bei 160 km/h. Eine deuüiche Ver- 
ringerung der Schallabstrahlung ist aber vorwiegend 
nur bei Neufahrzeugen erreichbar. Wegen der kon- 
struktionsbedingten langen Lebensdauer von Schie- 
nenfahrzeugen wird eine entsprechender Fahrzeug- 
austausch nur langfristig realisierbar sein. 


Lärmschutz an Schienenwegen 

Insbesondere bei Neubau und bei der wesentlichen 586 
Änderung von Schienenwegen sind Schallschutzmaß- 
nahmen zu treffen. Als natürlicher Schallschutz erwei- 
sen sich die aus Trassierungsgründen notwendigen 
Einschnitte und Tunnel; bei einzelnen Neubaustrek- 
ken liegt deren Anteil bei bis zu einem Drittel der 
gesamten Strecke. Deutliche Lärmminderungen las- 
sen sich auch durch geeignete Abschirmmaßnahmen 
z. B. in Form von Schallschutz wänden erreichen. Da 
das Fahrgeräusch maßgeblich durch den Abrollvor- 
gang (Rad-Schiene) verursacht wird, zeigen bereits 
niedrige Schallschutzwände entsprechende Wirkung, 
wenn sie in unmittelbarer Nähe der Gleise auf gestellt 
werden. Gegenüber hohen Schallschutz wänden ha- 
ben sie den Vorteil, daß sie das Landschaftsbüd weni- 
ger beeinträchtigen, aus Platzgründen leichter auf- 
stellbar und wesentlich bilhger sind. Der Einsatz sol- 
cher niedriger Scheillschutzwände wird im Bereich der 
Deutschen Bundesbahn z. Zt. an einzelnen Strecken 
untersucht. Erste Geräuschmessungen an vorbeifah- 
renden Zügen verschiedener Gattungen erbrachten 
Minderungen von 5 bis 8,5 dB (A), bezogen auf Ge- 
schwindigkeiten von 85 bis 105 km/h. 

Darüber hinaus werden weitere Untersuchungen zur 587 
Lärmverminderung vorgenommen und ggf. geeignete 
Maßnahmen ergriffen, von denen insbesondere zu 
nennen sind: 

— Untersuchungen zur Entstehung von Schienenrif- 
feln 

— Untersuchung der Wirksamkeit von Schwingungs- 
absorbem auf die Schallabstrahlung der Schiene 

— Untersuchung der unterschiedlichen Schallab- 
strahlung von Schotteroberbau und fester Fahr- 
bahn 
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— Entwicklung besonderer Schienen zur Verminde- 
rung des Kurvenquietschens in engen Gleisbö- 
gen 

— Erprobung besonderer Schienenlager, zusätzh- 
cher Blechbeschichtungen und verschiedener Un- 
terschottermatten an Brücken 


Militärische Einrichtungen 

588 Der von den 13 Truppenübungsplätzen, den 199 
Standortübungsplätzen mid den 174 Standortschieß- 
anlagen ausgehende Schießlärm stellt für die betrof- 
fene Bevölkerung ein besonderes Lärmproblem dar. 
Die Möglichkeiten technischer Methoden, die unter 
Wahrung des jeweiligen Ausbildungsziels eine wir- 
kungsvolle Lärmminderung erreichen, werden unter- 
sucht. Durch Überbauung der Schießbahn mit Lärm- 
schutzkassetten wurde eine zufriedensteUende Lärm- 
minderung erreicht. Bei positivem Abschluß der Un- 
tersuchung wird die Aufstellung eines Sanienmgspro- 
gramms für besonders sensible Wohngebiete an be- 
nachbarten Standortschießanlagen geprüft. 

589 Zur Minderung des Panzerschießlärms werden Versu- 
che mit Lärmschutzblenden, die über dem schießen- 
den Panzer aufgehängt werden, durchgeführt. Von 
einer Ende 1987 installierten Erprobungsanlage wird 
eine Verringerung des Schießlärms um 3 bis 10 dB (A) 
erwartet. 

590 Dem von schwerem mihtärischen Gerät (z. B. Pan- 
zern) ausgehenden Motorenlärm wird durch bauliche 
und organisatorische Maßnahmen begegnet. Hierzu 
gehören u. a. die Errichtung von Lärmschutzwällen, 
die Verlagerung der Ausbüdung auf Simulatoren, der 
Transport des Gerätes zwischen den Einsatzbereichen 
mit der Eisenbahn. Langfristig wird die Entwicklung 
lärmarmer Motoren angestrebt. 


Anlagen, Maschinen und Geräte 

591 Die Bundesregierung und die Länder haben die För- 
derung von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
gezielt und verstärkt zwecks Weiterentwicklung des 
Standes der Technik vorangetrieben. Ausgehend von 
der Ermittlung des Standes der Technik einzelner An- 
lagenarten (z. B. Schmieden, Gießereien, Sägewerke, 
AbfaUverwertungsanlagen) werden fortschrittliche 
Lärmminderungsmaßnahmen vorgeschlagen, deren 
Emissionsminderungspotential prognostiziert und die 
damit verbundenen zusätzliche Kosten abgeschätzt. 
Nicht selten kann ein Minderungspotential von weit 
über 10 dB(A) (das entspricht einer Reduzierung der 
bisherigen Geräuschemissionen um etwa 90 %) auf- 
gezeigt werden, wobei die zusätzlichen Kosten viel- 
fach unter 2 % der Investitionskosten der Gesamtan- 
lagen bleiben. 

592 Von besonderem Interesse sind Untersuchungen über 
die Auswirkungen des Einsatzes lärmarmer Lastkraft- 
wagen auf den Werksverkehr. Hier konnte gezeigt 
werden, daß für Gewerbebetriebe, deren Emissionen 
im wesentlichen durch den Verkehr auf dem Werks- 
gebiet bestimmt wird (z. B. Speditionen, Brauereien), 


Minderungen von 10 dB(A) durch den Einsatz lärm- 
armer Lkw erreichbar sind. 

Im Bereich des Baustellenlärms sind insbesondere Un- 593 
tersuchungen über die Geräuschemission unter- 
schiedlicher Bauverfahren im Hoch- und Tiefbau so- 
wie bei der Instandsetzung und Modernisierung von 
Altbauten durchgeführt worden. Es hat sich gezeigt, 
daß die Lärmbelastung durch Baustellen durch eine 
sorgfältige Planung von Bauverfahren und Bauablauf 
in vielen Fällen wesentlich gesenkt werden kann; 
eine wertvolle Hilfe kann hier das neu entwickelte 
Standardleistungsbuch Regional „Schutz gegen Bau- 
lärm darstellen. 

Die Bundesregierung fördert die Herstellung und den 594 
Kauf lärmarmer Geräte durch unterschiedhche Maß- 
nahmen. Dazu gehören die Festlegung von Emis- 
sionsgrenzwerten in Abstimmung mit den Partnern in 
den Europäischen Gemeinschaften, die Förderung 
der Bestrebung zur Kennzeichnung (Umweltzeichen, 
Produktinformation, rechtliche Regelung), die Unter- 
suchungen zu Kauf- und Verwendungsanreizen 
durch Benutzervorteile. Sie unterstützt die Industrie 
aber auch direkt bei der Entwicklung lärmarmer Ma- 
schinen und Geräte durch finanzielle Förderungen im 
Rahmen von Forschungs- und Entwicklimgsvorha- 
ben. Dabei werden an Mustertypen lärmarmer Ma- 
schinen und Geräte die Möglichkeiten der Lärmmin- 
derung aufgezeigt; Aufgabe der Industrie ist es dann, 
diese Vorschläge in die Praxis umzusetzen. Auch hier 
kann in der Regel eine Minderung von ca. 10 dB(A) 
erreicht werden. Derartige Untersuchungen sind er- 
folgreich für Altglas -Container, Gartenhäcksler sowie 
im Bereich der Baumaschinen bei Radladern und Bag- 
gerladern durchgeführt worden; weitere Maschinen 
und Geräte werden folgen. 


Luftfahrzeuge 

Die Neu- und Weiterentwicklung lärmarmer Trieb- 595 
werke wurde durch internationale Vereinbarungen 
über die Festlegung von Grenzwerten gefördert. 
Durch konstruktive Maßnahmen an den im zivilen 
Luftverkehr eingesetzten Flugtriebwerken konnte in 
den letzten zehn Jahren eine deutliche Minderung der 
Lärmemission erreicht werden. Triebwerke der drit- 
ten Generation, wie sie heute bei den modernen Groß- 
raumflugzeugen zum Einsatz kommen, sind nur noch 
halb so laut wie jene der zweiten oder ersten Genera- 
tion. 


3.4.2 Meß- und Beurteilungsverfahren 

Einheitliche Verfahren zur Feststellung und Beurtei- 596 
lung von Emissionen und Belastungssituationen sind 
für die Planung, Durchführung und Kontrolle von 
Maßnahmen der Lärmbekämpfung von großer Be- 
deutung. Daher fördert die Bundesregierung Vorha- 
ben, mit denen geeignete Verfahren erarbeitet und 
unter Beteiligung von Fachleuten aus Wirtschaft, For- 
schung und Verwaltung als Regeln der Meß- und Be- 
urteilungstechnik formuliert werden. 


98 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2714 


597 Neben Immissionsmeßverfahren werden zunehmend 
auch Prognoseverfahren benötigt, mit deren Hilfe aus 
Angaben über die Geräuschemissionen der Anlagen 
durch Schallausbreitungsrechnung die Geräuschbe- 
lastung am Immissionsort bestimmt wird. Die Bundes- 
regierung unterstützt deshalb Vorhaben, die sich mit 
neuen Möglichkeiten zur Bestimmung von Geräusch- 
emissionen befassen. Es wurde die Eignung von 
„Schallintensitätsmeßverfahren", die durch die ra- 
sche Entwicklung auf dem Meßgerätesektor in der 
Praxis verwendbar geworden sind, an insgesamt 
zwölf verschiedenen Maschinentypen im industriel- 
len Einsatz geprüft. Dabei zeigte sich, daß die Inten- 
sitätsmeßverfahren auch unter Umgebungsbedingun- 
gen, bei denen die herkömmlichen Schalleistungs- 
meßverfahren versagen, Ergebnisse mit guter, stati- 
stisch abgesicherter Genauigkeit ergeben. Bevor 
diese neuen Meßtechniken in Normen reglementiert 
werden, sind wegen der vielfältigen Anwendungs- 
möglichkeiten der Intensitätsmeßverfahren weiterhin 
Erfahrungen zu sammeln und die verschiedenen Vari- 
anten weiter zu entwickeln. 

598 Außerdem wurde ein Meßverfahren weiterentwickelt, 
durch das bei vergleichsweise geringem Aufwand die 
immissionswirksame Schalleistung von großflächigen 
Industrieanlagen mit vielen EinzelschallqueUen zu 
bestimmen ist („Rundum-Meßverfahren"). Dieses 
Meßverfahren wurde von deutscher Seite auch in die 
Arbeiten des ISO eingebracht. 

599 Schließhch wurde untersucht, wie Einflüsse der Me- 
teorologie und des Bodens auf die Schallausbreitung 
sowie die Abschirmwirkung zu berücksichtigen sind. 
Es wurden verschiedene, für die einschlägigen Regel- 
werke zur Diskussion stehende Vorschläge mit Meß- 
daten verschiedener Institutionen verglichen. Diese 
Auswertungen trugen wesentlich zu der Verabschie- 
dung der VDI-Richtlinie 2714 „Schallausbreitung im 
Freien" bei. 


Die Bundesregierung unterstützt die Weiterentwick- 600 
lung der Immissionsmeßverfahren. Dabei stehen fol- 
gende Problemstellungen im Vordergrund: 

Prüfung der Möglichkeiten zur Trennung von ver- 
schiedenen Geräuschanteilen, statistische Methoden 
zur Auswertung und Beurteilung von Immissionsda- 
ten, insbesondere Aussagen über Aufwand, Aussage- 
genauigkeit und Anwendungsmöglichkeiten. 

Die Bundesregierung förderte Vorhaben zur Entwick- 601 
lung eines Modells zur Berechnung der Geräusch- 
belastung der Bevölkerung der Bundesrepublik 
Deutschland für die Quellen Straßenverkehr, Schie- 
nenverkehr, Industrie- imd Gewerbe, Baustellen. Eine 
Auswertung über die Bedeutung dieser Geräusch- 
quellen ergab, daß Straßenverkehr in ca. 82 % aller 
Fälle tags die Geräuschimmissionen wesentlich be- 
stimmt. 


3.5 Aufwendungen für Forschung und 
Entwicklung in der Lärmbekämpfung 

Die im Berichtszeitraum von Bund und Ländern be- 602 
reitgestellten finanziellen Mittel liegen trotz der durch 
allgemeine Einsparungen geprägten Finanzlage pro 
Jahr noch immer über 20 Mio. DM. Der Anteil des 
Bundes an den direkten Forschungsaufwendungen 
erhöhte sich im Vergleich zum vergangenen Berichts- 
zeitraum. 

Die folgende Zahlenangaben beruhen auch auf Mate- 603 
rialien, die hierzu von den Ländern zur Verfügung 
gestellt wurden. Für 1986 liegen aufgrund noch nicht 
vollständig abgeschlossener Datenerhebungen nur 
vorläufige Zahlen vor. Zur Erfassung, Verminderung 
und Vermeidung von Verkehrs-, Industrie- und Ge- 
werbelärm hat die Bundesregierung von 1983 bis 1986 
mit einem Aufwand von über 50 Mio. DM annähernd 
170 Forschungs- und Entwicklungsvorhaben geför- 
dert (Tabelle 18). 


Tabelle 18 


Forschung und Entwicklung in der Lärmbekämpfung in der Zeit vom 1983 bis 1986 


Forschungsschwerpunkte 

Vorhaben 

Anzahl 

Aufwendungen 

insgesamt 

Davon Förderung durch 
die Bundesregierung 

Mio. DM 

Anzahl 

Mio. DM 

Lärmbekämpfung insgesamt 

203 

88 

167 

53 

davon; 

Wirkung von Lärm 

23 

5 

21 

4 

Erfassung und Verminderung von Ver- 
kehrslärm 

80 

38 

63 

24 

Baulicher Schallschutz 

10 

4 

6 

2 

Erfassung und Verminderung von Indu- 
strie- und Gewerbelärm (ohne Arbeits- 
schutz) 

52 

30 

45 

16 

Lärm in Wohngebieten 

10 

4 

9 

3 

Überwachung, Meßmethoden und 

-geräte, Grundlagen 

28 

7 

23 

4 
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604 Untersuchungen zur Verkehr slärmbekämpfung ein- 
schließhch der Maßnahmen zur Verbesserung der 
Wohnquahtät bilden unverändert den Schwerpunkt. 
Verstärkt wurden die Anstrengungen bei der Erfas- 
sung und Verminderung von Industrie- und Gewerbe- 
lärm. 

605 Die Bundesregierung wird Forschungs- und Entwick- 
lungsvorhaben weiterhin finanziell unterstützen, da- 
mit wissenschaftlich-technische Voraussetzungen er- 
arbeitet werden, um sachlich xmd zeitlich abgestufte 
Immissionsbegrenzimgen in Verbindung mit Schall- 
schutzanforderungen imd lärmarmen Techniken fest- 
setzen zu können. Die Forschungsansätze bei der Ver- 
kehrslärmminderung werden sich tendenziell noch 
stärker als bisher von analytischen und ermittlimgs- 
orientierten Vorhaben in den aufwendigeren Bereich 
der Umsetzung verschieben mit dem Ziel, vor allem 
einsatzfähige und marktkonforme Maßnahmenstrate- 
gien zu entwickeln. Bei der Verminderung des Indu- 
strie- und Gewerbelärms müssen die Aktivitäten in- 
tensiviert werden, um insbesondere lärmarme Mu- 
stertypen zu erstellen und den Stand der Technik bei 
genehmigungsbedürftigen Aiüagen einheitlich zu de- 
finieren. 


3.6 Internationale Aktivitäten zur 
Lärmbekämpfung 

3.6.1 Lärmbekämpfungspolitik der EG 

606 Die Europäischen Gemeinschaften haben ihre Aktio- 
nen zugunsten eines besseren Umweltschutz weiter 
fortgesetzt. 

Im Berichtszeitraum wurden die nachfolgenden, für 
den Lärmschutz bedeutsamen Richtliiüen behan- 
delt: 


Kraftfahrzeuge 

607 Mit der Richtlinie 84/372/EWG der Kommission vom 
3. Juli 1984 wurde das Geräuschmeßverfahren ver- 
bessert und für die heute üblichen Pkw mit 5 -Gang- 
Getriebe und für schwere Lkw deutlich verschärft. 
Darüber hinaus wurden mit der Richtlinie 84/424/ 
EWG des Rates vom 3. September 1984 die Geräusch- 
grenzwerte für Pkw, Lkw und Omnibusse deutlich 
herabgesetzt (Inkrafttreten 1988/89). 


Krafträder 

608 Für Krafträder wurden mit der Richtlinie 87/56/EWG 
des Rates vom 18. Dezember 1986 die Grenzwerte 
in zwei Stufen (1988 und 1993) gesenkt bei Verrin- 
gerung der Typklassen von 5 auf 3 und Änderung 
des Meßverfahrens zur besseren Berücksichtigxmg 
des Fahrzustandes „Stadtverkehr". Insgesamt erge- 
ben sich Emissionsgrenzwertminderungen bis zu 
6 dB(A). 


Luftverkehr 

Unter der deutschen Präsidentschaft wurde die Ände- 609 
rung der Richtlinie 80/51/EWG von 1980 zur Verrin- 
gerung der Schallemission von Unterschalluftfahrzeu- 
gen am 21. April 1983 angenommen. Sie wird dadurch 
an Änderungen in internationalen Abkommen ange- 
paßt. Eine schnellere Ausmusterung besonders lauter 
Flugzeuge ist damit eingeleitet. 


Schienenverkehr 

Insbesondere auf Anregung von deutscher Seite hat 610 
die Kommission dem Rat ihren Vorschlag für eine 
„Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten betreffend die Ge- 
räuschemission von Schienenfahrzeugen" am 7. De- 
zember 1983 vorgelegt. Mit ihr sollen die Triebfahr- 
zeug- Anfahrgeräusche auf 95 dB(A) und die Fahrge- 
räusche der Wagen in Abhängigkeit von der Ge- 
schwindigkeit auf maximal 96 dB(A) begrenzt wer- 
den. Der Wirtschafts- und Sozialausschuß und das 
Europäische Parlament haben inzwischen ihre Stel- 
lungnahme abgegeben. Die Richtlinie kann nun vom 
Ministerrat verabschiedet werden. 


Baumaschinen 

Am 17. September 1984 hat der Rat Richtlinien für 611 
Baumaschinen zur Begrenzimg der Geräuschemis- 
sion von Motorkompressoren, Turmdrehkräne, 
Schweißstromerzeuger, Kraftstromerzeuger, handbe- 
diente Betonbrecher und Abbau, Aufbruch- imd Spa- 
tenhämmer erlassen. Sie sind mit der 15. BImSchV 
(Baumaschinenlärm-Verordnung) in innerstaatliches 
Recht umgesetzt worden. Für Hydraulik- und Seilbag- 
ger, Planiermaschinen, Lader und Baggerlader wurde 
eine entsprechende Richtlinie am 22. Dezember 1986 
vom Rat verabschiedet, die durch eine Ergänzung der 
Baumaschinenlärm- Verordnung (15. BImSchV) in in- 
nerstaatliches Recht umgesetzt worden. 


Haushaltsgeräte 

Mit der Richtlinie 86/594/EWG des Rates vom 1. De- 612 
zember 1986 wurden für Haushaltsgeräte Meßmetho- 
den für die Geräuschemission und Verfahren zur Ver- 
öffentlichung der Ergebnisse festgelegt (u. a. Kenn- 
zeichnung). 


Rasenmäher 

Am 17. September 1984 erließ der Rat eine Richtlinie 613 
zur Begrenzung der Geräuschemission von Rasenmä- 
hern (84/538/EWG), die inzwischen in die neugefaßte 
Rasenmäherlärm-Verordnxmg (8. BImSchV) Eingang 
gefunden hat. Gegenwärtig berät der Rat der EG er- 
gänzende Richtiinien, die den Geltungsbereich auf 
weitere Rasenmäher arten ausdehnen und Grenz- 
werte für den Arbeitsplatz bei großen Rasenmähern 
setzen werden. 
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3,6.2 Internationale Zusammenarbeit 

614 Neben der fachspezifischen Zusammenarbeit (z. B. in 
der ECE auf dem Gebiet des Kraftfahrzeugwesens) 
tritt die Bundesregierung auch in internationalen Gre- 
mien wie etwa der OECD für verstärkte Anstrengun- 
gen auf dem Gebiet der Lärmbekämpfung ein. So 
setzt sie sich in der OECD dafür ein, daß nach Ab- 
schluß der Arbeiten der Ad-Hoc-Gruppe Lärmbe- 
kämpfung der mit ihr durchgeführte Erfahrungsaus- 
tausch fortgeführt wird. Die Bundesregierung unter- 


4. Ausblick 


616 Umweltpolitik ist in den vergangenen Jahren eine 
vorrangige Staatsaufgabe gewesen; dies wird sich 
auch in der Zukunft nicht ändern. Die Bundesregie- 
rung hat — mit einem der Schwerpunkte im Bereich 
der Luftreinhaltung — zahlreiche Maßnahmen zur 
Verbesserung der Umweltbedingungen in der Bun- 
desrepublik Deutschland ergriffen, deren positive 
Auswirkungen sich inzwischen deuÜich zeigen. 

61 7 Während in der Vergangenheit die notwendigen, um- 
fangreichen Maßnahmen vor allem der Eindämmung 
und Beseitigung von Schäden dienten, hat sich das 
staatliche Handeln immer deuüicher hin zu einer Poli- 
tik der Umweltvorsorge als „Zukunftsvorsorge" ent- 
wickelt. Eine dauerhafte Sicherung unserer Umwelt 
ist nur möglich, wenn Weichenstellungen des Staates 
nicht erst bei der Sanierung oder bei der Abwendung 
möglicher Risiken einsetzen, sondern bereits im Vor- 
feld. 

618 Der Rahmen der künftigen Umweltpolitik wird insbe- 
sondere von folgenden Entwicklungen bestimmt wer- 
den: 

619 — Mit der Aufnahme des Umweltschutzes als Staats- 

zielbestimmung in das Grundgesetz können Ge- 
setzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung in 
ihrem Bemühen unterstützt werden, ihrer Verant- 
wortung für die Umwelt gerecht zu werden. 

620 — Wesentiicher Schwerpunkt der staathchen Um- 

weltpohtik im Berichtszeitraum war die Luftrein- 
haltepolitik. Zur Reduzierung der Luftschadstoffe 
sind in den vergangenen Jahren zahlreiche Rege- 
lungen getroffen worden, die alle wesentlichen 
Emissionsbereiche erfassen. Die positiven Auswir- 
kungen dieser Luftreinhaltemaßnahmen werden 
in den 90er Jahren noch deuüicher werden. Die 
Umsetzung der bereits getroffenen Fesüegungen 
bedeutet jedoch auch in den kommenden Jahren 
erhebliche Anstrengungen für alle Emittenten- 
gruppen — Industrie und öffentiiche Hand als Be- 
treiber von Anlagen, private Haushalte sowie Teil- 
nehmer am Straßenverkehr sind hier vor allem ge- 
fordert. Das vorhandene Regelwerk wird in den 
nächsten Jahren fortzuschreiben sein, um neueste 


stützt diesen Erfahrungsaustausch u. a. durch die Ein- 
bringung von Ergebnissen von Forschungsvorhaben. 

Im Umweltausschuß der NATO (CCMS) hat die Bun- 615 
desregierung die Durchführung einer Pilotstudie über 
Fluglärm veranlaßt. Die Studie eröffnet u. a. die Mög- 
lichkeit, mit den NATO-Partnern die außerordentiich 
hohe Belastung der Bevölkerung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland durch militärischen Fluglärm zu er- 
örtern und gemeinsame Wege zur Abhilfe zu überle- 
gen. 


Erkenntnisse zu berücksichtigen und erkannte 
Schwachstellen auszuräumen. 

— Die Bundesregierung sieht es als eine vorrangige 621 
Aufgabe an, den ökologischen Rahmen der Sozia- 
len Marktwirtschaft auszubauen. Der Einsatz 
marktwirtschaftiich wirkender Instrumente, die 
Bedeutung freiwilliger Selbstverpflichtungen der 
Wirtschaft und die Förderung und Aktivierung des 
Umweltbewußtseins aller Gesellschaftskreise wer- 
den in Zukunft an Gewicht gewinnen. Insgesamt 
besteht das Ziel darin, der Wirtschaft einen verläß- 
lichen ökologischen Rahmen zu setzen, der den 
Unternehmen und Verbrauchern ausreichende 
Handlungsspielräume für ihre umweltbezogenen 
Aktivitäten läßt. 

— Die bisher an emissionsverursachenden Anlagen 622 
ansetzende Luftreinhaltestrategie muß fortgesetzt 

und weiterentwickelt werden. Gleichzeitig ist es 
aber auch aus Vorsorgegründen notwendig, Um- 
weltschutz bereits in das Vorfeld wirtschaftiichen 
Handelns zu integrieren und so konzeptionell zu 
umweltfreundlichen Produkten und umwelt- 
freundlichen Produktionsverfahren zu gelangen. 

Auf diesem Feld werden Forschungs- und Ent- 
wicklung saufwendungen an Gewicht gewinnen. 

Die Entwicklung eines modernen, am Präventions- 
gedanken orientierten Umwelthaftungsrechts ge- 
hört auch in diesen Zusammenhang. 

— Die Einbeziehung energiebezogener Maßnahmen 623 
in umweltpolitische Entscheidungen wird noch 
mehr als bisher in den Vordergrund rücken. Ener- 
gieeinsparung, rationelle und ressourcenscho- 
nende Energienutzung, die Entwicklung und der 
Einsatz alternativer umweltfreundlicher und er- 
neuerbarer Energien dienen gleichermaßen der 
Sicherung einer wirtschaftlichen Energieversor- 
gung wie auch der Reduzierung von Umweltbela- 
stungen. In ihnen steckt ein erhebliches Potential 

zur Vermeidung des Ausstoßes von Schadstoffen. 

— Nicht zuletzt wird schließlich das Vorgehen auf 624 
internationaler Ebene einen Kernbereich künfti- 
gen pohtischen Handelns darstellen. In Anbetracht 
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von globalen und grenzüberschreitenden Umwelt- 
belastungen reichen nationale Anstrengungen 
nicht aus. Die Bundesregierung wird ihrer bisheri- 
gen Rolle als Motor für die Fortentwicklung des 
internationalen Umweltschutzes treu bleiben und 
Initiativen entwickeln, um über ein abgestimmtes 
Handeln der Staatengemeinschaft zu einer nach- 
haltigen Verbesserung der Umwelt zu kommen. 

625 Vor dem Hintergrund dieser grundsätzlichen Aussa- 
gen wird im Folgenden ein Abriß über künftige 
Schwerpunkte und mittelfristige Überlegungen für 
staaüiche Maßnahmen auf dem Gebiet der Luftrein- 
haltung und Lärmbekämpfung gegeben. 


4.1 Novellierung des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

626 Das aus dem Jahre 1974 stammende Bundes-Immis- 
sionsschutzgesetz (BImSchG) hat das Immissions- 
schutzrecht in der Bundesrepublik Deutschland 
grundlegend neu geordnet, wesentlich erweitert und 
damit maßgebend zur Sicherung der Lebensbedin- 
gungen in der industrialisierten und technisierten 
Umwelt beigetragen. Zusammen mit inzwischen 15 
auf dieses Gesetz gestützten Rechtsverordnungen 
und 4 Ausführungsverwaltungsvorschriften hierzu so- 
wie 5 allgemeinen VerwalUmgsvorschriften (darunter 
insbesondere die TA Luft und die TA Lärm), stellt das 
BImSchG zur Durchsetzung anspruchsvoller Immis- 
sionsschutzanforderungen ein modernes und bewähr- 
tes rechüiches Instrumentarium zur Verfügung, das 
auch im internationalen Vergleich vorbildlich ist. 
Auch Regelungen der Europäischen Gemeinschaften 
— insbesondere die Richtlinie zur Bekämpfung der 
Luftverunreinigung durch Industrieanlagen — sind im 
Hinblick auf die Aspekte Vorsorge, Gefahrenabwehr, 
Sanierung und Stand der Technik von diesem Instru- 
mentarium geprägt worden. 

627 Das Gesetz ist bereits mehrfach geändert worden. 
Wesentlich war vor allem das Zweite Änderungsge- 
setz aus dem Jahre 1985, durch das die wichtige Di- 
mension „Altanlagensanierung" in den Regelungsbe- 
reich auf genommen wurde. Dadurch wird die Ausrü- 
stung von Altanlagen mit emissionsmindernder und 
damit umweltfreundlicher Technik entscheidend vor- 
angetrieben. 

628 Eine moderne, am Leitgedanken der Vorsorge orien- 
tierte Umweltpolitik macht eine weitere Aktualisie- 
rung bestimmter Regelungsbereiche des BImSchG so- 
wie eine teüweise Verstärkung bzw. Verfeinerung des 
immissionsschutzrechtiichen Instrumentariums erfor- 
derlich. Die Bundesregierung strebt daher noch in 
dieser Legislaturperiode eine Novelle des Gesetzes 
an. Überlegungen des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit gehen in folgende 
Richtung: 

629 Im Anschluß an die im Zusammenhang mit der Ände- 
rung der Störfall- Verordnung erfolgte Ergänzung der 
Verordnung über das immissionsschutzrechüiche Ge- 
nehmigungsverfahren SOU Schwerpunkt der Novelle 
die weitere Verbesserung des Systems der Prüfung 


und Überwachung von Industrieanlagen sein. Hierzu 
wird angestrebt, 

— die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß tech- 
nische Prüfungen sicherheitsrelevanter Anlagen 
umfassender als bisher durch unabhängige Sach- 
verständige durchgeführt werden können und 

— die rechüiche Stellung des Betriebsbeauftragten 
für Immissionsschutz durch eine sachgerechte, an 
der jeweiligen Untemehmensverfassung orien- 
tierte Ausweitung seiner Befugnisse zu stärken. 

Als weitere Schwerpunkte sind vor allem geplant, das 630 
luftreinhalteplanrechtliche Instrumentarium zu ver- 
bessern, den Vorsorgegedanken im Recht der nicht 
genehmigungsbedürftigen Anlagen zu verankern so- 
wie — im Rahmen der Umsetzung der Bodenschutz- 
konzeption der Bundesregierung — die Betreiber zu 
verpflichten, für einen umweltverträglichen Zustand 
stillgelegter Anlagen zu sorgen. 


4.2 Umsetzung der UVP-Richtlinie der EG 

Erhebliche Bedeutung für den Immissionsschutz wird 631 
die Umsetzung der Richüinie des Rates vom 27. Juni 
1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei be- 
stimmten öffentlichen und privaten Projekten (85/ 
337/EWG) in das deutsche Recht haben. Ziel der 
Richtlinie ist es, vor der behördlichen Entscheidung 
über die Frage der Zulässigkeit bestimmter geplanter 
Vorhaben festzustellen, welche Auswirkungen auf 
die Umwelt von diesem Vorhaben zu erwarten sind. 

Die Bundesregierung hat am 29. Juni 1988 einen Ge- 632 
setzentwurf zur Umsetzung der Richtlinie beschlos- 
sen, der als Artikelgesetz gefaßt ist. Als allgemeiner 
Teil ist ein „Stammgesetz" (Artikel 1) vorgesehen; die 
folgenden Artikel enthalten die notwendigen Ände- 
rungen von F.achgesetzen (z. B. Bundes-Immissions- 
schutzgesetz, Wasserhaushaltsgesetz). Das Stammge- 
setz regelt die Anforderungen an das Verfahren zur 
Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP). Der Anwendungsbereich des Stammgesetzes 
wird durch einen in einer Anlage zum Stammgesetz 
enthaltenen Katalog der betroffenen Vorhaben um- 
schrieben. Das Stammgesetz ist anzuwenden, soweit 
Rechtsvorschriften des Bundes und der Länder die 
Prüfung der Umweltverträglichkeit nicht näher be- 
stimmen oder in ihren Anforderungen dem Stammge- 
setz nicht entsprechen. Andernfalls gehen die fach- 
spezifischen Rechtsvorschriften vor. So soll die das 
immissionsschutzrechüiche Genehmigungsverfahren 
näher regelnde Neunte Verordnung zur Durch- 
führung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(9. BImSchV) mit dem Ziel noveUiert werden, die 
UVP- Anforderungen an dieses Verfahren so zu be- 
stimmen, daß die Verordnung dem Stammgesetz vor- 
geht. In Fachgesetze wird damit nur in dem unbedingt 
notwendigen Umfang eingegriffen. Ein eigenständi- 
ges UVP-Verfahren wird nicht eingeführt, besondere 
„UVP-Behörden" werden nicht vorgeschrieben. 

Der Gesetzentwurf hat hohe Priorität. Die Bundesre- 633 
gierung wird im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
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um eine intensive und zügige Beratung bemüht 
sein. 


4.3 Novellierung der TA Lärm 

634 Für genehmigungsbedürftige gewerbliche Anlagen 
werden Lärmschutzanforderungen mit der bereits aus 
dem Jahre 1968 stammenden Technischen Anleitung 
zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) getroffen. Zur Zeit 
wird geprüft, ob diese Verwaltimgsvorschrift sowohl 
der Anpassung an den inzwischen fortgeschrittenen 
Stand der Lärmminderungstechnik als auch einer 
Harmonisierung mit den eingetretenen Rechtsände- 
rungen bedarf. Zur Prüfung der bei einer solchen Fort- 
schreibung auftretenden Fragen hatte der — seiner- 
zeit noch fachhch zuständige — Bundesminister des 
Innern im Mai 1985 eine Projektgruppe „Gewerbe- 
lärm" eingerichtet, in der Vertreter von Verwaltung, 
Wirtschaft, Wissenschaft und Umweltverbänden Zu- 
sammenwirken. In drei Arbeitskreisen sind die Fra- 
gen im Detail erörtert und Lösungsvorschläge ge- 
macht worden. Die Projektgruppenarbeit ist dem- 
nächst abgeschlossen. Die Ergebnisse der Projekt- 
gruppenarbeit werden in die Prüfung einer Novellie- 
rung der TA Lärm einbezogen. 


4.4 Einzelaspekte zum Bereich der 
Luftreinhaltung 

4.4.1 Anlagenbereich 

635 Die Bundesregierung setzt auch weiterhin ihre An- 
strengungen fort, im Rahmen ihrer in wesentlichen 
Teilbereichen bereits umgesetzten Luftreinhai testra- 
tegie zu einer weiteren schrittweisen Verbesserung 
der Luftreinhalte Situation zu kommen. Sie hat hierzu 
auch im Bereich der untergesetzhchen Regelimgen 
weitere Maßnahmen ergriffen. Auf einige dieser Ein- 
zelvorhaben zur Fortschreibung bereits vorhandener 
bzw. zum Erlaß weiterer auf das BImSchG gestützter 
Rechtsverordnungen wurde bereits oben eingegan- 
gen (insbes. Novellierung der Verordnung über die 
Grundsätze des Genehmigungsverfahrens und der 
Störfall- Verordnung). Im übrigen sind insbesondere 
zu nennen: 

— ]. BImSchV (Verordnung über Feuerungsanlagen) 

636 Die unter diese Verordnung fallenden nicht ge- 
nehmigungsbedürftigen Feuerungsanlagen (z. B. 
Feuerungsanlagen in privaten Haushalten, Hand- 
werks- und Gewerbebetrieben, Schulen, Kranken- 
häusern) bestimmen aufgrund ihrer großen Anzahl 
und ihrer niedrigen Schornsteinhöhe in erhebli- 
chem Umfang die Immissionsbelastung in den Bal- 
lungsgebieten. Daher besteht im Hinblick auf die 
Immissionsentlastung dieser Gebiete das drin- 
gende Erfordernis, die für die verschiedenen Feue- 
rungsarten (feste, flüssige, gasförmige Brenn- 
stoffe) bestehenden Anforderungen an den fortge- 
schrittenen Stand der Technik anzupassen. Hierzu 
hat die Bundesregierung am 7. Januar 1988 die 
Neufassung der Ersten Verordnung zur Durch- 
führung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 


(Verordnung über Kleinfeuerungsanlagen — 

1. BImSchV) beschlossen. Durch die vorgesehenen 
strengeren Anforderungen an Brennmaterial und 
die technischen Ausstattungen dieser Anlagen 
wird ein weiterer wichtiger Beitrag zur Luftrein- 
haltung erreicht. 

Inhaltlich werden mit der Neufassung weitere Ein- 63 7 
Schränkungen bei den erlaubten festen und gas- 
förmigen Brennstoffen getroffen. Für Kohle wird 
die Begrenzung des Schwefelgehaltes auf ein Ge- 
wichtsprozent eingeführt. Für feste Brennstoffe 
werden die Anforderungen insbesondere im Hin- 
bhck auf den Einsatz von Holzbrennstoffen ver- 
schärft. Bei Öl- und Gasfeuerungsanlagen wird ein 
erhöhter Wirkungsgrad gefordert. Ölfeuerungsan- 
lagen müssen außerdem verschärfte Anforderun- 
gen an die Rußemissionen einhalten. 

Die Verordnung hegt dem Bundesrat zur Zustim- 638 
mung vor. Die Bundesregierung geht davon aus, 
daß die Verordnung rechtzeitig vor Beginn der 
Heizperiode 1988/89 in Kraft treten wird. 


— Abwärmenutzungs-Verordnung 

Bei allen Prozessen der Umwandlung und Nut- 639 
zung von Energie entsteht Abwärme; dies gilt ins- 
besondere für die Bereiche der öffenthchen Strom- 
versorgung, der Eisen- und Stahlerzeugung und 
dem Bergbau. In vielen Fällen läßt sich Abwärme 
über Rückgewinnungsanlagen mehrfach energe- 
tisch nutzen, dies ist aber wegen anhaltend niedri- 
ger Energiepreise betrieb swirtschaftich z. Zt. nicht 
immer lohnend. Abwärmeverluste führen zu ei- 
nem erhöhten Verbrauch von Primär energie. Da 
die Energieumwandlung in der Regel mit erhebh- 
chen Umweltbelastungen verbunden ist, ent- 
spricht es sowohl energiepohtischen als auch um- 
weltpohtischen Zielen, die benötigte Energie- 
dienstleistung mit möghchst geringem Primär- 
energieaufwand zu erbringen. Dieser Zielrichtung 
entspricht es, auch die beim Betrieb von industri- 
ellen Anlagen anfallende Wärme soweit wie mög- 
hch zu nutzen. Denkbar ist hierbei sowohl die in- 
terne Wärmenutzung innerhalb des Betriebes wie 
auch eine externe Nutzung durch Abgabe an 
Dritte (z. B. im Rahmen der Fernwärmeversor- 
gung). 

Die Bundesregierung bereitet aus diesen Gründen 640 
eine auf § 5 Abs. 2 BImSchG gestützte Rechtsver- 
ordnung vor, mit der diejenigen Anlagen bestimmt 
werden, bei denen nutzbare Wärme in nicht uner- 
hebüchem Umfang entstehen kann. Diese Anla- 
gen sind so zu errichten und zu betreiben, daß ent- 
stehende Wärme, die nicht an Dritte abgegeben 
wird, für Anlagen des Betreibers genutzt wird, so- 
weit dies insbesondere nach Art und Standort der 
Anlage technisch möghch und zumutbar ist. Damit 
wird auch ein Beitrag zum Schutz der Erdatmo- 
sphäre durch Verminderung des khmawirksamen 
CO 2 geleistet. 


— Störfallbereich 

Nach der erhebhchen Ausweitung und Verschär- 641 
fung des Störfallrechts sollen die hierzu erlassenen 
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allgemeinen Verwaltungsvorschriften überarbei- 
tet und neu erlassen werden. Die von der Bundes- 
regierung beschlossene Neufassung der den An- 
wendungsbereich der Störfall-Verordnung kon- 
kretisierenden 1. Allgemeinen Verwaltungs Vor- 
schrift (1. AW) liegt dem Bundesrat vor und soll 
gleichzeitig mit der geänderten Störfall-Verord- 
nung in Kraft treten. Zur Umsetzung des Maßnah- 
menkatalogs der Bundesregierung zur „Vorsorge 
gegen Chemieunfälle" vom 3. Dezember 1986 sol- 
len u. a. allgemeine Verwaltungsvorschriften zu 
§ 5 der Störfall- Verordnung über die Grundanfor- 
derungen für betriebliche Alarm-und Gefahrenab- 
wehrpläne sowie zur Konkretisierung der Sicher- 
heitsanforderungen gemäß §§ 3 bis 6 dieser Ver- 
ordnung erlassen werden. 


4.4.2 Produktbereich 

642 Mit der erforderlichen Umsetzung der EG-PCB/PCT- 
Richtlinie sollen umfassende stoffliche Regelungen 
getroffen werden, die den Neueintrag von PCB und 
PCT verhindern. Vorgesehen ist der Erlaß einer 
Rechtsverordnung, die gleichzeitig die bis dahin gel- 
tende Zehnte Verordnung zur Durchführung des Bun- 
des-Immissionsschutzgesetzes (Beschränkungen von 
PCB, PCT und VC) ablösen wird. 

643 Mit der Verordnung sollen weitgehende Beschrän- 
kungen für den Umgang mit PCB/PCT-haltigen Stof- 
fen, Zuber eitimgen imd Erzeugnissen getroffen wer- 
den. Der bisher gültige Grenzwert von 1.000 ppm für 
derartige Zubereitungen soll auf 100 ppm gesenkt 
und der entsprechende Grenzwert für Produkte der 
Altölaufbereitung auf 50 ppm festgesetzt werden. Bis 
auf wenige Ausnahmen soll die Herstellung und das 
Inverkehrbringen von PCB/PCT-haltigen Stoffen ver- 
boten werden. 


4.4.3 Verkehrsbereich 

644 Der Schwerpunkt künftiger Maßnahmen und Initiati- 
ven zur Erreichung von Schadstoffminderungen im 
Verkehrsbereich wird auch weiterhin im internationa- 
len Bereich liegen. Hierbei kommt der Erreichung 
anspruchsvoller und einheitlicher Regelungen im Be- 
reich der EG und deren zügige Umsetzung in inner- 
staatliches Recht besondere Bedeutung zu. Hierbei 
sind -neben den in Abschnitt 4.6.2 enthaltenen Aus- 
führungen- insbesondere zu nennen: 

— Festlegung der zweiten Grenzwertstufe für die 
gasförmigen Schadstoffe bei den Pkw unter 1,4 Li- 
ter Hubraum; 

— Festlegung von Anforderungen für den Bereich 
höherer Geschwindigkeiten, die insgesamt zu 
einer nachhaltigen weiteren Verminderung der 
Emissionen führen; 

— Festlegung der zweiten Stufe zur weiteren Herab- 
setzung der Partikelemissionen von Diesel-Pkw; 


— Verschärfung der Grenzwerte für die gasförmigen 
Schadstoffe bei schweren und leichten Lkw bei 
gleichzeitiger Begrenzung der Partikelemissio- 
nen; 

— Festlegung von Anforderungen an die Dauerhalt- 
barkeit von Abgasreinigungssystemen; 

— Begrenzung der Verdunstungsemissionen beim 
Betanken imd Betrieb der Kraftfahrzeuge mit Otto- 
motoren; 

— Festlegung von europäischen Mindestanforderun- 
gen an die Dieselkraftstoffqualität; 

— Weitere Herabsetzung des zulässigen Benzolge- 
halts von Ottokraftstoffen; 

— Ergänzung der bestehenden Abgassonderuntersu- 
chung um geeignete Prüfverfahren für Dieselkraft- 
fahrzeuge und für Katalysatorfahrzeuge. 

Mit diesem Maßnahmenprogramm strebt die Bundes- 645 
regierung Emissionsminderungen bei den vom Stra- 
ßenverkehr ausgehenden Luftschadstoffen an, die die 
für 1995 nach gegenwärtigem Erkenntnisstand pro- 
gnostizierten jährlichen Emissionen deutlich herab - 
setzen. Zur Erreichung dieses Ziels sind auch die bis- 
herigen Maßnahmen zur Entlastung des Straßenver- 
kehrs zu intensivieren. 


4.4.4 Bodenschutzbereich 

Das Bundeskabinett hat am 8. Dezember 1987 die vom 646 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit vorgelegten Leitlinien und Maßnahmen 
des Bundes zum Bodenschutz verabschiedet. Das um- 
fangreiche Maßnahmenpaket umfaßt die Novellie- 
rung von Gesetzen, Verordnungen, Verwaltungs Vor- 
schriften und technischen Regelwerken, die Aus- 
schöpfung vorhandener Regelungen durch die Bun- 
desverwaltung, die Erweiterung der Informations- 
grundlagen sowie Forschungs- und Entwicklungsvor- 
haben zugunsten des Bodenschutzes. 

Die Bundesregierung hat bereits in der vergangenen 647 
Legislaturperiode den Handlungsrahmen für den 
Ausgleich der vielfältigen Nutzungsansprüche an den 
Boden, zur Abwehr von Schäden und zur Vorsorge 
auch gegen langfristige Gefahren und Risiken ge- 
setzt. Sie hat — weltweit ohne Vorbüd — mit ihrer 
Bodenschutzkonzeption von 1985 die sektoralen Maß- 
nahmen des Umweltschutzes zu einem ganzheitÜ- 
chen Handlungsansatz weiterentwickelt. Zahlreiche 
Maßnahmen im Bereich der Luftreinhaltung, die von 
der Bundesregierung seit 1983 getroffen worden sind, 
haben auch zum Bodenschutz beigetragen; es besteht 
jedoch weiterer Handlungsbedarf. Vorrangig sind da- 
bei mit Bück auf den Schutz des Bodens gegen den 
Schadstof fein trag aus der Luft die Verhinderung des 
Entstehens neuer Altlasten durch Aufnahme entspre- 
chender Regelungen in das zu novelherende Bundes- 
Immissionsschutzgesetz. 

Daneben geht es, mit Bhck auf die zentralen Funktio- 648 
nen des Bodens in der Umwelt, um die Harmonisie- 
rung von bereichsbezogenen Grenz- und Richtwerten 
und um die Konkretisierung von untergesetzlichen 
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Regelungen, z. B. der Gefahrstoff- und der Klär- 
schlammverordnung. Von besonderer Bedeutung für 
die Luftreinhaltung wird die Entwicklung und Festle- 
gung von Verfahren und Kriterien für die Ermittlung 
und Bewertung der Bodenbelastung im Zusammen- 
hang mit der von der TA Luft vorgesehenen Sonder- 
fallprüfung (Konkretisierung von Nr. 2.2.13 der TA 
Luft) sein. Dabei ist auch die Rolle der Böden in ihrer 
Empfindhchkeit gegen Stoffeinträge hinsichtlich der 
Erhaltung von Sonderstandorten einzubeziehen. 
Diese Maßnahmen sollen, soweit ihre Durchführung 
nicht bereits eingeleitet ist, in der laufenden Legisla- 
turperiode umgesetzt werden. 


4.4.5 Energiebereich 

649 Heute verursacht der Energiebereich bei den meisten 
Schadstoffen den weit überwiegenden Anteil der at- 
mosphärischen Belastung. Folgerichtig konzentrierte 
sich die Umweltpolitik bislang im Energiebereich 
vornehmhch auf Fragen der Luftreinhaltung. Die öko- 
logische Bedeutung des Energieeinsatzes geht jedoch 
weit über diesen Bereich hinaus. Insgesamt wird in 
der Umweltpohtik eine medienübergreifende, ganz- 
heitliche Betrachtungsweise betont, womit der um- 
weltpohtische Querschnittsaspekt des Energiebe- 
reichs in den Vordergrund rückt. Dehnt man diese 
ganzheitliche Betrachtungsweise über die herkömm- 
lichen Umweltgüterfragen hinaus auf den Mengen- 
aspekt aus und begreift Wasser, Boden und Luft sowie 
energetische und nicht energetische Rohstoffe als 
Umweltgüter, deren Vorkommen im Verhältnis zu 
den Nutzungsansprüchen des Menschen knapp ist, so 
wird deuthch, daß Art und Umfang der Ausbeutung 
knapper Energieressourcen auch zentraler Gegen- 
stand der Umweltpohtik sind. Fragen des Energieein- 
satzes, der Anlagengröße, des energetischen Wir- 
kungsgrades und der Energiewertigkeit dürfen nicht 
nur unter den Gesichtpunkten der Sicherheit und 
Preiswürdigkeit der Energieversorgung, sondern 
müssen auch unter den darüber hinausgehenden öko- 
logischen Aspekten der Ressourcenschonung bewer- 
tet werden. 

650 Die allgemeinen Leitlinien einer den Energiebereich 
einschheßenden Ressourcenschonungspohtik können 
wie folgt angegeben werden: 

a) Der Verbrauch nicht erneuerbarer, also begrenzt 
verfügbarer Energieressourcen ist so gering wie 
möglich zu halten; 

b) Der Einsatz erneuerbarer Energieressourcen sollte 
nachhaltig erfolgen, also nicht über den Grad ihrer 
Erneuerung hinausgehen. 

Diese Leithnien einer allgemeinen Ressourcenscho- 
nungspohtik sind Ausprägungen des umweltpoliti- 
schen Vorsorgegrundsatzes. 

651 Energiegezogene Maßnahmen (u. a. Energieeinspa- 
rung, struktureUe Veränderungen einschheßhch der 
Nutzung regenerativer Energiequellen) wirken im 
Gegensatz zu herkömmhchen Umweltschutzmaßnah- 
men, die auf bestimmte Einzelbelastungen (z. B. 
Rauchgasreinigung) abzielen, nicht nur auf die ge- 
samte Umwandlungskette von der Gewinnung bis zur 


Nutzung von Energieressourcen, sondern insbeson- 
dere auch übergreifend auf ahe Umweltbereiche. Aus 
diesen Kenntnissen heraus wird sich der Schwerpunkt 
künftiger umweltpohtischer Aktivitäten auf energie- 
bezogene Maßnahmen verlagern, und zwar in dem 
Maße, in dem die gegenwärtig wirksamen Maßnah- 
men zur nachgeschalteten Emissionsminderung nach 
dem Stand der Technik greifen. In einer Reihe von 
Fällen (z. B. Kohlendioxidproblem, Luftreinhaltung 
bei Haushalten und Kleinverbrauchern) dürften diese 
Maßnahmen die in der Regel aUein wirksamen um- 
weltpohtischen Ansätze darsteUen (z. B. Steigerung 
der Energieproduktivität, verstärkter Wärmeschutz, 
Optimierung von Meß- und Regelungssystemen, kon- 
struktive und architektonische Maßnahmen an Ge- 
bäuden, Einsatz der Kraft-Wärme-Kopplung). 

Die Bundesregierung hat wiederholt — zuletzt im 652 
Energiebericht 1986 (BT-Drucksache 10/6073, TZ. 46) 

— darauf hingewiesen, daß zur Sicherung der Lebens- 
grundlagen unserer Gesellschaft Umweltschutz und 
Energieversorgung gleichermaßen erforderlich sind. 

Eine pohtische Abwägung von Umweltbelangen und 
energiewirtschaftlichen Belangen ist daher notwen- 
dig. Das bedeutet: energiepolitische Strategien müs- 
sen Umweltbelange mit einbeziehen; umgekehrt muß 
die Umweltpolitik auch die Folgen ihrer Entscheidun- 
gen für die Energieversorgung berücksichtigen. Da- 
bei ist unbestritten, daß im Konfliktfall der Umwelt- 
schutz immer dann Vorrang haben muß, wenn die 
Gesundheit der Bevölkerung gefährdet wird oder eine 
nachhaltige Schädigung der natürhchen Lebens- 
grundlagen zu befürchten ist. 


4.5 Einzelaspekte zum Bereich der 
Lärmbekämpfung 

4.5.1 Baulärm 

Die Lärmbekämpfung an Baustellen orientiert sich an 653 
der TA Lärm; sie ist durch die allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriften zum Schutz gegen Baulärm gere- 
gelt. Diese in den Jahren 1970 bis 1976 erlassenen 
Vorschriften haben sich bewährt; sie werden in Kürze 
überarbeitet werden, um sie an die Baumaschinen- 
lärm-Verordnung (15. BImSchV) und an die techni- 
sche Entwicklung anzupassen. Die Bundesregierung 
wird darüber hinaus bei den Europäischen Gemein- 
schaften darauf drängen, daß für weitere Arten von 
Baumaschinen Geräuschgrenzwerte festgesetzt wer- 
den. 


4.5.2 Straßenverkehrslärm 

Die vom Rat der Europäischen Gemeinschaften verab- 654 
schiedeten Richtlmien zur stufenweisen Herabset- 
zung der Geräuschgrenzwerte von Personenkraftwa- 
gen, Lastkraftwagen und Omnibussen werden zu ei- 
ner spürbaren Minderung der Verkehrslärmemissio- 
nen führen. Da die bedeutendste Herabsetzung in den 
Jahren 1988 bis 1990 in Kraft tritt, werden die Lärm- 
minderungen Anfang der 90er Jahre deutlich werden, 
wenn die neuen Fahrzeuggenerationen vermehrt im 
Straßenbüd erscheinen. Auch die EG-weite Grenz- 
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Wertsenkung für die Geräuschemission von Motorrä- 
dern wird diese Entwicklung verstärken. Darüber hin- 
aus wird die Bundesregierung die Entwicklung und 
Förderung besonders lärmarmer Kraftfahrzeuge fort- 
setzen, um auch in besonders lärmempfindhchen Ge- 
bieten einen vertretbaren Verkehr gewährleisten zu 
können. 

655 Mit der Minderung der Antrieb sgeräusche von Kraft- 
fahrzeugen wird der relative Beitrag des Reifen-Fahr- 
bahn-Geräuschs zum Verkehrslärm in Zukunft erheb- 
hch an Bedeutung gewinnen. Die 1987 begonnene 
Erprobung von offenporigen, schallabsorbierenden 
Fahrbahnbelägen auf Bundesfemstraßen zeigt heute 
bereits quantitative Lärmminderungserfolge, die ei- 
ner Halbierung der Verkehrsmenge gleichkommen. 
Die Bemühungen, die Fahrbahnen weiter zu optimie- 
ren, werden fortgesetzt. Es gilt nun sicherzustellen, 
daß die sich auf der Fahrbahnseite abzeichnenden 
Lärmminderungspotentiale nicht auf der Reifenseite 
durch lautere Konstruktionen zunichte gemacht wer- 
den. Breitreifen und Hochgeschwindigkeitsreifen ten- 
dieren in diese unerwünschte Richtung. Die Bundes- 
regierung beobachtet die Entwicklung sorgfältig; sie 
hat Forschungsarbeiten eingeleitet, um gegenenfalls 
Vorschriften zur Begrenzung der Reifengeräusche 
vorzubereiten. 

656 Mit den Richtlinien des Bundesministers für Verkehr 
für den Verkehrslärmschutz an Bundesfernstraßen in 
der Baulast des Bundes von Juh 1983 konnten in den 
vergangenen Jahren sowohl beim Neubau und der 
wesentlichen Änderung von Straßen als auch bei be- 
stehenden Straßen zahlreiche Lärmprobleme ausrei- 
chend gelöst werden. Dies wird sich auch in Zukunft 
fortsetzen; insbesondere wird die Bundesregierung an 
ihrem Programm zur Lärmsanierung an Straßen fest- 
halten. Darüber hinaus hat die Anwendung der Rieht - 
hnien wertvolle Erfahrungen über technische, finan- 
zielle und verwaltungsmäßige Aspekte des Lärm- 
schutzes an Straßen gehefert. Die Bundesregierung 
prüft zur Zeit, ob auf dieser Grundlage eine Verord- 
nung erlassen werden soU, die dem Bürger mehr 
Rechtssicherheit und Rechtsklarheit beim Schutz vor 
Straßenverkehrslärm geben könnte. 


4.5.3 Schießlärm 

657 Die Lärmbelästigung der Anwohner von Truppen- 
übungsplätzen hat in den letzten Jahren zu zahlrei- 
chen Beschwerden geführt. Besonders störend sind 
die Schießgeräusche schwerer Waffen, und zwar we- 
gen ihres Impulscharakters und ihres hohen Anteils 
tiefer Frequenzkomponenten. 

658 Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Re- 
aktorsicherheit hat das Umweltbundesamt beauftragt, 
ein Verfahren für die Berechnung von Lärmzonen an 
Truppenübungsplätzen zu entwickeln. Gleichzeitig 
läßt der Bundesminister der Finanzen in einer Pilotstu- 
die die Probleme des bauhchen Schallschutzes — ins- 
besondere durch Schallschutzfenster — gegen tieffre- 
quenten Impulslärm untersuchen. Die Ergebnisse sol- 
len in eine „Richtlinie über bauhchen Schallschutz 
gegen Schießlärm an Truppenübungsplätzen" ein- 
fheßen, die derzeit vorbereitet wird. 


4.5.4 Schutz vor Erschütterungen 

Beeinträchtigungen durch Erschütterungen treten in 659 
der Bundesrepubhk Deutschland nur selten und nur 
lokal auf. Sie sind jedoch besonders unangenehm und 
belästigend; außerdem kann die Bauwerkssubstanz 
durch Erschütterungen gefährdet werden. Nachdem 
trotz jahrelanger Bemühungen die Abfassung einheit- 
hcher Kriterien zur Beurteilung von Erschütterungen 
im Rahmen der Normenarbeit des DIN gescheitert ist, 
wird die Bundesregierung noch in dieser Legislatur- 
periode eine Verwaltungsvorschrift zum Schutz vor 
Erschütterungen vorlegen, um eine bundeseinheith- 
che Beurteilung der von Industrie und Gewerbe aus- 
gehenden Erschütterungen sicherzustellen und um 
Gefahren und erhebliche Belästigungen infolge von 
Erschütterungseinwirkungen auszuschließen. Die 
Verwaltungs Vorschrift wird sowohl die Methoden für 
die Erschütterungsmessung und -beurteilung als auch 
die Grenzwerte für die zulässigen Erschütterungen 
festlegen. 


4.6 Internationale Kooperation und 
Zusammenarbeit mit der DDR 

4.6.1 Internationale Kooperation (ohne EG) 

4.6.1. 1 Klima- und Ozonproblematik 

Die in den vorhergehenden Berichtsteilen dargestell- 660 
ten globalen Auswirkungen von Luftverunreinigun- 
gen einschließhch der festgestellten Schädigung der 
Ozonschicht weisen darauf hin, welche zentrale Stel- 
lung die Klimaproblematik in den kommenden Jahren 
eirmehmen wird. Es ist sicher, daß Maßnahmen ein- 
zelner Staaten zur wirksamen Bekämpfung dieses 
Problems nicht ausreichend sein können. Gerade 
diese Thematik verdeutlicht die Herausforderung, der 
sich die Gemeinschaft aller Staaten zu einer erfolgver- 
sprechenden Bekämpfung der Beeinträchtigungen 
und Veränderungen gegenüber sieht und die von al- 
len Staaten erhebliche Anstrengungen verlangt. 

In der Bundesrepubhk Deutschland ist diese Heraus- 661 
forderung nicht erst heute erkannt worden. Die Bun- 
desregierung führt seit Jahren Klimaforschungs- und 
-beobachtungsprogramme durch. Die hierfür einge- 
setzten Mittel werden weiter verstärkt werden und — 
soweit erforderheh — neue Schwerpunkte setzen. Im 
Rahmen der Förderung von Forschungsaktivitäten zur 
Khma- und Umweltforschung wird in den kommen- 
den Jahren eine Kampagne zur Ozonlochproblematik 
auf der Nordhalbkugel durchgeführt werden. Auch 
der Deutsche Bundestag hat sich den Problemen unter 
anderem durch Einsetzung einer Enquete-Kommis- 
sion angenommen. Die Bundesregierung unterstützt 
die Arbeiten dieser Kommission und bringt im Rah- 
men ihrer Beteihgung an den Beratungen alle ihr vor- 
hegenden Erkenntnisse ein, um die Arbeiten soweit 
wie möghch zu fördern und zu unterstützen. 

Eine hervor gehobene Bedeutung kommt in diesem 662 
Zusammenhang der Ozonproblematik zu. Die Bun- 
desrepubhk Deutschland hat das Wiener Überein- 
kommen zum Schutz der Ozonschicht unterzeichnet 
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und die erforderlichen Schritte zu einer baldigen Rati- 
fizierung dss Übereinkommens eingeleitet. Gleiches 
gilt für das Montrealer Protokoll, das zu einer raschen 
und drastischen Reduzierung ozonschichtabbauender 
Emissionen führen wird; hierzu ist auch bereits Eini- 
gung über eine EG-weite Umsetzung der vereinbar- 
ten Maßnahmen im Rahmen des EG -Umweltminister- 
rates vom 16. Juni 1988 erzielt worden. Damit ist ein 
erster, wichtiger Schritt zum Schutz der Ozonschicht 
getan worden. 

663 Die Erforderlichkeit weiterer Maßnahmen zum Schutz 
der Umwelt und der Verbesserung der Umweltquali- 
tät haben auch die beteiligten Staats- und Regie- 
rungschefs anläßlich des Wirtschaftsgipfels vom 19. 
bis 21. Juni 1988 in Toronto in ihrer Wirtschaftserklä- 
rung unterstrichen und gleichzeitig die Notwendig- 
keit einer besonderen, auf die weltweiten Klimaver- 
änderungen zu richtende Aufmerksamkeit betont. 
Zur Ozonproblematik wurde festgestellt: „Umweltge- 
fahren kennen keine Grenzen. Ihre Dringlichkeit ver- 
langt vermehrte internationale Zusammenarbeit zwi- 
schen allen Ländern. In einer Reihe von Umweltberei- 
chen sind bedeutende Fortschritte erzielt worden. Das 
Montrealer Protokoll über Stoffe, die zu einem Abbau 
der Ozonschicht führen, ist ein Meüenstein. Alle Län- 
der sind aufgerufen, dieses Protokoll zu unterzeich- 
nen und zu ratifizieren. " 


4.6.1. 2 Protokolle zur Genfer Luftreinhaltekonvention 

664 Über den Bereich der EG hinaus verfolgt die Bundes- 
regierung bei der internationalen Luftreinhaltepohtik 
insbesondere nachstehende vorrangige Ziele: 

665 Am 2. September 1987 ist das Protokoll von Helsinki 
völkerrechüich in Kraft getreten. Mit diesem Protokoll 
verpflichteten sich die Unterzeichnerstaaten, zu de- 
nen auch die Bundesrepubhk Deutschland gehört, 
ihre jährlichen nationalen Schwefelemissionen oder 
deren grenzüberschreitenden Ruß sobald wie mög- 
lich, spätestens bis 1993 um mindestens 30 v. H. ge- 
genüber dem Niveau von 1980 zu verringern. Hiermit 
wird ein erheblicher Beitrag zur Verringerung der 
Luftbelastimg und insbesondere zur Bekämpfimg des 
„sauren Regens" geleistet. In der Bundesrepublik 
Deutschland wird die mit dem Protokoll eingegan- 
gene Reduzierungsverpflichtung durch den Vollzug 
des Bxmdes-Immissionsschutzgesetzes in Verbindung 
mit der Großfeuerungsanlagen- Verordnung und der 
TA Luft erfüllt; gemessen am Basisjahr 1980 wird hier- 
mit eine Reduzierung um mehr als 60 v. H. erreicht. 
Über diese Vereinbarung hinausgehend setzt sich die 
Bundesregierung dafür ein, baldmöglichst in einer 
zweiten Stufe eine international weitergehende Redu- 
zierung der Schwefelemissionen zu vereinbaren. Ne- 
ben der Reduzierung der Schwefelemissionen im Rah- 
men der OstAVest-Kooperation strebt die Bundesre- 
gierung den Abschluß eines ebenfalls auf die Genfer 
Luftreinhaltekonvention gestützten Protokolls zur Re- 
duzierung der Stickstoffoxidemissionen an. Die Ver- 
handlungen über den Abschluß eines solchen Proto- 
kolls wurden inzwischen in Genf aufgenommen und 
werden von der Bundesregierung intensiv geführt. 


4.6.2 Perspektiven im Bereich der EG 

Für die Bundesregierung ist die europäische Dirnen- 666 
Sion des Umweltschutzes zunehmend in den Vorder- 
grund der umweltpohtischen Bemühungen gerückt. 

Dies ist in der gesamten Breite spätestens seit der Dis- 
kussion um die europaweite Einführung schadstoffar- 
mer Autos deutlich geworden. Bei der Bundesrepu- 
bhk Deutschland lag im ersten Halbjahr 1988 die EG- 
Präsidentschaft. Die Bundesregierung hat diese Auf- 
gabe mit dem Ziel übernommen, die Europäische Ge- 
meinschaft nicht nur zu einer Wirtschaftsgemein- 
schaft, sondern verstärkt auch zu einer Umweltge- 
meinschaft weiterzuentwickeln. Auf diesem Weg sind 
bedeutende Fortschritte erzielt worden: 

— Es wurde beschlossen, daß europaweit die für die 
Ozonschicht der Atmosphäre gefährhchen Ruor- 
chlorkohlenwasserstoffe (FCKW) um die vom 
Montrealer ProtokoU verlangten 50 % vermindert 
werden und daß die EG-Mitghedstaaten sich um 
zusätzhche Maßnahmen zur Verringerung der 
FCKW-Verwendung in Produkten bemühen. 

— Nach über vierjährigen Verhandlungen wurde 
Einigung erzielt über eine RichÜinie für Großfeue- 
rungsanlagen, die eine Verringerung der von die- 
sen Anlagen ausgehenden Belastimgen an Schwe- 
feldioxid und Stickstoffoxiden gewährleisten 
wird. 

— Die in der Bundesrepubhk Deutschland gezoge- 
nen Konsequenzen aus den Schadensereignissen 
im Bereich der chemischen Industrie insbesondere 
durch Erlaß einer novelherten Störf ah- Verordnung 
konnten europaweit durch eine NoveUe der soge- 
nannten Seveso-Richthnie nachvoUzogen wer- 
den. 

— Für den Bereich der Pkw unter 1,4 Liter Hubraum 
erzielten die EG -Umweltminister eine gemein- 
same Orientierung über strengere Grenzwerte und 
verständigten sich darauf, bis 1991 eine weitere, 
deuthche Verschärfung der Grenzwerte für Pkw 
aUer Größenklassen zu beschheßen. Endgültig 
verabschiedet wurden auch Grenzwerte für Parti- 
kelemissionen aus Diesel-Pkw. 

Die europäische Dimension des Umweltschutzes wird 667 
auch künftig immer wichtiger werden. Durch den 
Rückgang der Schadstoffemissionen aus QueUen in- 
nerhalb der Bundesrepubhk Deutschland aufgrund 
deuthch verschärfter nationaler Umweltanforderun- 
gen erhöht sich der Anteil insbesondere aus Nachbar- 
staaten importierter Schadstoffe. Dem Abbau dieser 
grenzüberschreitenden Luftbelastungen ist nur durch 
eine Harmonisierung des Umweltrechts aher Mit- 
ghedstaaten der Gemeinschaft, die sich an einem ho- 
hen Schutzniveau orientiert, wirksam zu begegnen. 

Die für 1992 angestrebte VoUendung des europäi- 
schen Binnenmarktes erfordert auch den Abbau von 
Handelshemmnissen, die sich aus Umweltschutzan- 
forderungen ergeben; dadurch bedingt werden ver- 
mehrt EG-einheithche Regelungen für Produkte not- 
wendig sein. Schheßhch wurden im Bereich der Ein- 
führung schadstoffarmer Autos wesenthche Fort- 
schritte erzielt. Die Beschlüsse vom 28. Juni 1988 des 
EG -Umweltministerrates zielen bereits schon heute 
auf eine weitere Verschärfung der Grenzwerte für 
Kraftfahrzeuge aller Klassen ab. 
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668 Die Fortentwicklung der Europäischen Gemeinschaft 
zur Umweltgemeinschaft wird verstärkt zur Integra- 
tion des Umweltschutzes in alle Bereiche der Wirt- 
schaftspolitik führen müssen — ein Konzeption, die 
nicht zuletzt einem verbesserten Immissionsschutz in 
allen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft dienen wird. 
In Übereinstimmung mit den Schlußfolgerungen des 
Europäischen Rates vom 27. /28. Juni 1988 in Hanno- 
ver wird die Bundesregierung entsprechende Irütiati- 
ven nachhaltig unterstützen, die gemeinschafts- und 
weltweit auf die erforderliche Verstärkung des Um- 
weltschutzes in der Wirtschaftspohtik zielen. 


4.6.3 Zusammenarbeit mit der DDR und anderen 
östiichen Nachbarstaaten 

Die Bundesregierung bemüht sich um eine intensive 669 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes 
insbesondere mit der DDR und der CSSR auf der 
Grundlage der geschlossenen Umweltvereinbarun- 
gen. Sie strebt an, auch mit anderen östlichen Nach- 
barstaaten vergleichbare Vereinbarungen abzu- 
schheßen und auf dieser Basis die Zusammenarbeit im 
Interesse der Verbesserung der Umweltsituation in 
Europa auszubauen. 
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2 b ~ Stickstoffoxide 22 
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NOx 37 

5 Depositionsraten 39 

6 Emissionsminderungsmaßnahmen nach der TA Luft bei Altanlagen . 47 

7 Vergleich der Anlage-, Umweltschutz- und Luftreinhalteinvestitionen 

des Produzierenden Gewerbes 63 

8 Begünstigte Investitionen nach § 7d EStG im Bereich Luftreinhaltung 64 

9 ERP-Förderung 64 

10 Forschung und Entwicklung in der Luftreinhaltung 80 

1 1 Zukünftige Schadstoffgrenzwerte für Pkw 82 

12 EG-Geräuschgrenzwerte für Kraftfahrzeuge 87 

13 Schienenverkehrszahlen 88 

14 Grenzwerte für das Vorbeifahrtgeräusch von Lkw 90 

15 Aufwendungen des Bundes für den Lärmschutz an Bundesfem- 

straßen 91 

16 Vergleich der Anlage-, Umweltschutz- und Lärmbekämpfungsinvesti- 
tionen des Produzierenden Gewerbes 94 

1 7 Begünstigte Investitionen nach § 7 d EStG im Bereich der Lärmbekämp- 
fung 95 

18 Forschung und Entwicklung in der Lärmbekämpfung 99 
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Nr. Abbildung Seite 

1 Primärenergieverbrauch nach Energieträgern 12 

2 Energiebilanz nach Sektoren 15 

3 Energieverbrauch nach Sektoren und Energieträgern 17 

4 Schwefeldioxid-Emissionen 19 

5 Stickstoffoxid-Emissionen 21 

6 Kohlenmonoxid-Emissionen 24 

7 Staub -Emissionen 26 

8 Emissionen flüchtiger organischer Verbindungen 29 

9 Schwefelbilanz der Bundesrepublik Deutschland für 1986 34 

10 Gesamtbüanz der Massenstromdichten von atmosphärischem Schwefel 

1980/1986 35 

11 Smog-Gebiete 58 

12 Repräsentativbefragung 1986 zur Lärmbelästigung 95 
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Stichwortverzeichnis 


Stichwort 


Randnummer 


Abgasreinigung 

Abgasgrenzwerte für Pkw 

Abgassonderuntersuchung 

Abwärmenutzungsgebot 

Abwasser 

Aktionsprogramm „Rettet den Wald" 

Altanlagesanierung 

Altöl 

Altöl-Richtlinie (EG) 

Anlagen, genehmigungsbedürftige . . 

Anlagen, militärische (Lärm) 

Anlagensicherheit 

Anlagenumrüstung (Großfeuerungen) 

Anorganische gasförm. Stoffe 

Antimanipulationskatalog 

Artenschutz 

Asbest 

Asbestrichtlinie (EG) 

Austauscharme Wetterlagen 

Auto, Schadstoff arm 


184fL 395, 415, 428, 441 
19ff, 467ff, 666 
19, 644 

10, 180, 299, 639ff 

198 

45 

6ff, lOff, 156, 171, 175ff, 184ff, 201ff, 211, 324ff, 398, 411 

234ff 

477ff 

siehe: BImSchV 4 
520ff, 549ff, 575, 588ff, 658 
17ff, 213, 219ff 
187ff 
4 Uff 

38, 543, 580 
45, 365ff 

44, 240, 253ff, 334, 404 
476 

siehe: Smog 

siehe: Schadstoff armes Auto 


Baulärm 

Baustoffe 

Baumaschinen 

Belastungsgebiete 

Benzin, bleifrei 

Benzinbleigesetz 

Benzinqualitätsverordnimg 

Benzol 

Beschaffungswesen 

Betankung von Fahrzeugen . . . . 

Bilaterale Verhandlungen 

BImSchG, NoveUe 1985 

BImSchG, künftige Novellierung 

BImSchV, 1 

BImSchV, 1 (Novelherung) 

BImSchV, 2 

BImSchV, 3 

BImSchV, 4 

BImSchV, 5 

BImSchV, 8 

BImSchV, 9 

BImSchV, 10 

BImSchV, 11 

BImSchV, 12 

BImSchV, 12 (Novellierung) . . . . 

BImSchV, 13 

BImSchV, 14 


532ff, 560ff, 593, 611, 653 
44 

siehe: BImSchV 15 
118, 279ff 

19ff, 126, 229ff, 264ff, 270ff, 289, 417, 472, 497 
21, 230, 273 
21 

231, 334, 406, 644 

313ff 

426, 644 

507ff, 669 

6, 10, 158, 174ff 

626ff 

16, 207 

16, 289, 636ff 

14, 210ff, 289, 421 

16, 233, 479 
13, 212«, 226 
215 

535, 563 
216, 227 
642 

217 
219ff 

17, 223« 

6, lOff, 181«, 289, 320, 322, 428 

218 
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Stichwort 


Randnurmner 


BImSchV, 15 

Biotopschutz 

Blei 

Bodenschutz 

Bodenschutzkonzeption . 

Bodenversauerung 

Bundeswehr, Anlagen der 


42, 560ft 611 
45 

124, 198, 409ff 
24, 285«, 646« 

24, 285«, 630 

133ff, 360ff 

206, 318, 520«, 549ff 


Cadmium 124, 126, 198, 334, 408ff 

Chemischreinigungsanlagen 14, 211, 421 


Dieselemissionen 335, 406ff, 447, 471«, 644 

Dieselkraftstoff 16, 232«, 479, 644 

Dreiwegkatalysator 229, 264«, 318, 406, 417, 447, 467ff 


ECE 

EFTA 

EMEP 

Emissionen 

Emissionsentwicklung (Lärm) . . . . 

Emissionsentwicklung (Luft) 

Emissionserklärung 

Emissionskataster 

Emissionsrechte 

Energiebezogene Maßnahmen . . . 

Energiebilanz 

Energieeinsparung 

Energieerzeugungs-Emissionen . . . 

Energien, emeuerbare 

Energieverbrauch 

Entschwefelung 

Entwicklungsvorhaben (Lärm) . . . . 
Entwicklungsvorhaben (Luftreinh.) 

ERP-Umweltschutzkredite 

Erschütterungen 

Europäische Gemeinschaften 

Extraktionsanlagen 


105ff, 488ff, 491ff, 614 

496ff 

105ff 

50«, 182 

512ff 

7ff, 65, 79«, 199 
siehe: BImSchV 11 
282, 388 
155 

25, 292«, 623ff, 649« 

65ff 

180, 294, 297«, 318, 396 
55« 

294, 303«, 460 
57«, 295 
6, 184« 

577«, 602« 

44«, 394«, 427«, 455« 

323 

659 

4, 19, 26«, 264«, 464«, 606«, 666« 
14, 211, 421 


FCKW (Fluorchlorkohlenwasserstoffe) 

FCKW- Protokoll von Montreal 

Feinstäube 

Fernwärme 

Flammschutzmittel 

Flüchtige organische Verbindungen . 

Fluglärm 

Fluglärmgesetz 

Fluorchlorkohlenwasserstoffe 

Förderprogramme (Lärm) 

Förderprogramme (Luftreinh.) 

Formaldehyd 

Forschung (Lärm) 

Forschung (Luftreinh.) 

Freizeitlärm 


31, 140«, 240, 243«, 424, 503«, 666 
siehe: Montrealer Protokoll 
408« 

309« 

259 

99«, 492 

39, 518«, 549«, 569«, 609, 615 
39, 549« 
siehe: FCKW 
565« 

319«, 364, 394« 

239« 

47«, 569«, 602« 

44«, 332«, 364, 372, 455« 

43, 534«, 564 


Gaspendelung siehe: Betankung 

Gebäudeschäden siehe: Materialien 
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Stichwort 


Randnummer 


Gebietsbezogene Maßnahmen 

Gefahrstoffverordnung 

Genehmigungsverfahren 

Genfer Luftreinhaltekonvention 

Gentechnische Anlagen 

Geräuschgrenzwerte für Kfz 

Gesundheit 

Globale Wirkungen 

Grenzüberschreitende Emissionen . . . 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung . . 
Großfeuerungsanlagen-Richtünie (EG) 


23, 279ff 

241, 253 

siehe: BImSchV 9, BImSchV 14 

105, 492, 497, 664ff 

214 

34, 513ff, 538fh 578, 607, 654 

332ff, 357, 569ff 

138ff, 383ff 

52, 105fh 667 

siehe: BImSchV 13 

27, 482ft 666 


Halogenkohlenwasserstoffe 14, 21 Off 

Heizöl 16, 232ff, 479 

Helsinki-Kommission 500ff 

Helsinki-Protokoll 28, 488ff, 665 


Immissionen 

Immissionsschutzbeauftragte 

Immissionswerte 

Industrie- u. Gewerbelärm . . 
Innenraumbelastung der Luft 
Internationale Kooperation . . 

Investitionen (Lärm) 

Investitionen (Luftreinh.) . . . 


53, 117ff 


siehe: BImSchV 5, BImSchV 6 

45, 356ff 

41, 532ff, 559ff 

44, 238, 342 

4, 26ff, 105ff, 462ff, 614ff, 660 
565ff, 568 
200, 319ff 


Kanzerogene Stoffe 

Katalysator 

Kleinfeuerungsanlagen 

Khmaforschung 

Kohlendioxid 

Kohlenmonoxid 

Kompensationsmodelle 

Kompensationsregelung 

Kooperationsprinzip 

Kosten der Luftverschmutzung 
Kraft-Wärme-Kopplung 


334, 339, 394, 401ff 

siehe: Dreiwegkatalysator 

siehe: BImSchV 1 

31, 46, 141, 246, 389, 461, 660ff 

139, 640 

92ff, 127ff 

157ff 

10, 178 

151 

390ff 

309ff 


Lacke 

Lärmarme Kraftfahrzeuge . . . . 

Lärmbekämpfung 

Lärmsanierung an Straßen . . . 

Lärmschutz 

Lärmvorsorge an Straßen . . . . 
Landesverteidigungsanlagen . 

Landwirtschaft 

Leitünien zur Umweltvorsorge 

Lösemittel 

Luftreinhaltung 

Luftreinhalteplanung 

Luftverkehr (Luftreinh.) 


239, 242, 256ff, 263, 440ff 

37, 48 

32ff, 512ff 

544ff 

33 

544ff 

siehe: BImSchV 14, Bundeswehr, Anlagen (militärische) 
132ff, 287, 353 ff 

147ff, 172 

211, 250, 263, 423, 440ff 
5ff, 50ff 
282 
276ff 


Maßnahmen zur Luftreinhaltung 147ff 

Marktwirtschaftliche Instrumente 153, 155ff, 621 

Materialien, Wirkung auf 370ff 

Meßflüge 109, 116 
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Stichwort 


Randnummer 


Meßnetze 

Meßverfahren (Lärm) 

Meßverfahren (Luftreinh.) 

Montrealer Protokoll 

Nachträghche Anordnungen . . . , 

Nordseeschutz-Konferenz 

Nutzfahrzeuge (Lärm) 

Nutzfahrzeuge (Luftreinh.) 

Oberflächenbehandlungsanlagen 

OECD 

Organische Stoffe 

Ottokraftstoffe 

Ozon 

Ozonschicht, Schutz der 

Ozonschutz-Übereinkommen ... 


117ff 

514, 596ff 
358, 384ff, 449ff 
31, 247ff, 660ff 
10, 176 
498ff 

541ff, 579, 592 
19, 495, 497 

14, 211, 421, 440ff 
30, 495, 614 
420ff 

229ff, 270ff 

112ff, 128ff, 143ff, 389 

46, 243ff, 474ff, 497, 503ff, 660ff 

siehe: Wiener Ozonschutzübereinkommen 


PAH (polyzykhsche aromatische 

Kohlenwasserstoffe) 401ff, 426 

Partikelemissionen siehe: Dieselemissionen 

PER (Perchlorethylen) 422 

PCB (Polychlorierte Biphenyle) 234ff, 251, 642ff 

PCP (Pentachlorphenol) 252 

Primärenergieverbrauch 60, 63ff 

Produktbezogener Immissionsschutz 44, 229ff, 563, 594, 612ff, 642ff 


Rauchgasentschwefelung 

Rasenmäher 

Rechtsverordnungen zum BImSchG 

Reststoffvermeidung 

Saure Niederschläge 

Schadstoff arme Autos 

Schienenverkehr (Lärm) 

Schienenverkehr (Luftreinh.) 

Schienenwege, Lärmschutz an 

Schießlärm 

Schwefeldepositionen 

Schwefeldioxid 

Schwefelreduzierung 

Schwermetalle 

Seveso-Richtlinie (EG) 

Sicherheitsanalyse 

Smog 

Smog-Verordnungen 

Sportlärm 

Spraybereich (FCKW- Verwendung) 

Staatsziel „Umweltschutz" 

Staub 

Staubemissionen, Maßnahmen zur Reduzierung . . . . 

Steuerliche Anreize 

Stickstoffoxide 

Stickstoffoxidreduzierung 

Störfälle 


siehe: Entschwefelung 
siehe: BImSchV 8 
siehe: BImSchV 
10, 179, 397 

132ff, 289 

19ff, 27, 111, 229, 264ff, 289, 314ff, 467ff 

515ff, 583ff, 610 

278 

586ff 

521, 550, 588ff, 657ff 
105ff 

7ff, 11, 84ff, 119ff, 373 

siehe: Emissionsentwicklung, Entschwefelung Heiz- 
öl, Dieselkraftstoff, Helsinki-Protokoll, Grenzüber- 
schreitende Emissionen 
24, 124, 408ff, 434ff 
480ff, 666 
siehe: Störfallrecht 
23, 45, 109, 280, 459 
23, 284 
43, 537, 576 
siehe: FCKW 
2, 619 

95ff, 123ff, 432ff 
183, 206, 408ff, 432ff, 437ff 
19, 173, 270ff, 300, 305, 321, 567 
7ff, 11, 88ff, 111, 122, 373, 428 
siehe: Emissionsentwicklung 
siehe: Anlagensicherheit 
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Stichwort 


Randnummer 


Störfallrecht 

Störfall-Verordnung 

Straßenoberfläche, lärmmindemde 
Straßenverkehr (Lärmbekämpfung) 
Straßenverkehr (Luftreinh.) 

TA Lärm 

TA Lärm, Novellierung 

TA Luft 

Thallium 

Tieffluglärm 

Treibhauseffekt 

Treibhausgase 


17ff, 213, 216, 219ft 480ff, 629, 641 
siehe: BImSchV 12 
48, 582, 655 
512ff, 538ff, 654ff 

siehe: Schadstoffarmes Auto, Verkehrsbezogene 
Maßnahmen 
41, 532ff 
634 

6, lOff, 125, 158, 171, 201ff, 250, 289, 299, 357, 400, 
427ff, 648 
124, 408 
40, 520ff, 569ff 
140ff 
138ff 


Umweltabgaben 160ff 

Umwelthaftungsrecht 17 

Umweltkanzerogene 334ff 

Umweltmutagene 337ff 

Umweltprogramm (Vereinte Nationen) 31, 244, 503ff 

Umweltstrafrecht 17 

Umweltvereinbanmgen 29 

Umweltverträglichkeitsprüfung 153, 631ff 

Umweltzeichen 260ffp 313, 581, 594 

Unterschallverordnung 555 


Verdunstungsemissionen 

Verkehrsbezogene Maßnahmen 

Verkehrslärm 

Verkehrsberuhigung 

Verordnungen zum BImSchG . 

Vemrsacherprinzip 

Versorgungskonzepte (Energie) 
Vorsorgeprinzip 


siehe: Betankung von Fahrzeugen 
264ff, 447ff, 494ff, 644ff 

siehe: Straßenverkehr, Schienenverkehr, Fluglärm 

36, 49, 572 

siehe: BImSchV 

150 

312 

1, 9, 147fL 204, 220, 287, 615ff 


Waldschadensforschung 45, 343ff, 457 

Waldschäden 112, 118, 281, 343fL 486, 493 

Wasserhaushaltsgesetz 198 

Wiener Ozonschutzübereinkommen 31, 244ffr 503ff, 660ff 


Zertifikatsmodelle 157ff 

Zonen- Geschwindigkeits Verordnung 36, 547 

Zusammenarbeit mit der DDR 29, 51 Off, 669 

Zweiräder 38, 540ff, 580, 608 
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